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8 Kooperation von 
Unternehmen und 
Staat im globalen 
Wettbewerb 
Vor wenigen Wochen stell- 
te sich in Bonn der Ver- 
band Forschender Arznei- 
mittelhersteller mit zwei 
Referenten vor, die ausge- 
zeichnete, kritische Analy- 
sen zum Thema Standort 
Deutschland vortrugen. 


12 Strategien für die 
Zukunft des Stand- 
ortes Deutschland 


4 [ODE 6/1994 


Wirtschaft 

17 Kampf Be en die 
große Geld-Elite 
Die Maßnahmen der 


venezolanischen Regierung 
jagen Schockwellen durch 
die internationale 
Banken-Elite, und die 
finanziellen „Plünderer“ 
geraten in Südamerika in 
Schwierigkeiten. 


David Rockefeller und das Kon- 
sortium seiner Chase Manhattan 
Bank stehen auch in Venezuela un- 
ter scharfer Kritik. 


20 Destabilisierun 
der Türkei durc 
die Hollinger 
Corporation 


24 Der Faschismus und 
die Logik des freien 
Marktes 
Mit dem Zusammenbruch 
der Ersten Italienischen 
Republik tauchen die 
Umstände für einen poten- 
tiellen neuen Faschismus 
auf - nicht wie der alte, 
nicht mit der Rhetorik, 
nicht mit den Symbolen, 
aber basierend auf den 
gleichen Grundlagen. 


Internationales 


28 Kommt es zu 
einem algerischen 
Bürgerkrieg? 
Insgeheim treffen die fran- 
zösischen Behörden Vorbe- 
reitungen, um einen großen 
Flüchtlingsstrom aus Alge- 
rien aufzunehmen. . Nie- 
mand zweifelt daran, daß 
der Bürgerkrieg unvermeid- 
lich ist wie ein Naturereig- 
nis und daß er genau so 
blutig und grausam sein 
wird wie der algerische 
„Befreiungskampf“ von 
1954 bis 1962. 


30 Hinter den Morden 
von Martin Luther 
BR und John 
F. Kennedy 
Am 25. April 1994, kurze 
Zeit, nachdem sich der Tag 
der Ermordung von Dr. 
Martin Luther King zum 
25. Mal jährte, ordnete ein 
Richter aus Memphis, 
Tennessee, an, daß Kings 
angeblicher Mörder Zeugen 
beibringen dürfe, um seine 
Behauptung, unschuldig zu 
sein, zu unterstützen. 
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8. Jahrgang 


Dunkle Wolken über 
dem Weißen Haus 
Vier Mitglieder einer mä- 
chtigen Anwaltskanzlei in 
Arkansas kamen mit der 
Regierung Bill Clinton 
nach Washington. Nicht 
einmal ein Jahr später war 
einer von ihnen tot, einer 
zurückgetreten, einer deg- 
radiert - und nur noch Hil- 
lary Clinton blieb übrig. 


US-Präsident Bill Clinton steht 
unter öffentlichem Druck wegen 
seiner privaten Affären. 


Liebesaffäre der 
US-Medien 

Trotz einer länger werden- 
den Liste von Indiskretio- 
nen hält die Liebesaffäre 
zwischen den amerikani- 
schen Establishment- 
Medien und US-Präsident 
Clinton, der von ihnen in 
Schutz genommen wird, 
unvermindert an. 


Vince Foster, Berater des US-Prä- 
sidenten, starb unter mysteriösen 
Umständen. 
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Jüdischer Welt- 
ner tagte in 
Washington 
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Britanniens 
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Massakers in 
Hebron 


Die Revolution 
in Mexiko 


Malaysia kämpft 
um seine Entwik- 
klung 

Einer der prominentesten 
malaysischen Intellektuel- 
len kommentiert eine Ent- 
scheidung der Regierung, 
daß britische Firmen keine 
Regierungsaufträge mehr 
erhalten sollen, daß man 
zu der Politik von vor dem 
Jahr 1988 zurückkehren 
werde, die lautete: „Ein- 
käufe bei den Briten nur 
wenn unbedingt nötig.“ 


Rußland 1917 und 
1918: Schlüssel zu 
dem Rätsel eines 
Zeitalters 
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verschlimmern; Japan 
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hinter „verdecktem jüdi- 
schem Bürgerkrieg“; Rich- 
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Journal 


Föderalismus - 
was ist das? 


Das Institut für Demoskopie Al- 
lensbach hat in den letzten Jahren 
laufend Untersuchungen zum 
Sprach- und Wortverständnis der 
Deutschen durchgeführt. Es zeigt 
sich immer aufs neue, daß viele 
Menschen mit Wörtern und Be- 
griffen Schwierigkeiten haben, 
deren Verständnis von jenen, die 
in der Öffentlichkeit schreiben 
und sprechen, ohne weiteres vor- 
ausgesetzt wird. Dabei muß es 
sich keinesfalls um so komplizier- 
te Begriffe handeln wie das Wort 
„Subsidiarität“, das im Zusam- 
menhang mit dem Maastrichter 
Vertrag immer wieder erwähnt 
wird, das aber nur für einen ver- 
schwindend kleinen Kreis von 
Eingeweihten verständlich ist. Nur 
drei Prozent der Bevölkerung ver- 
binden damit eine inhaltliche Be- 
deutung. 


Noch viel häufiger und selbstver- 
ständlicher taucht in politischen 
Zusammenhängen über unser 
Land oder inzwischen auch über 
das zukünftige Europa der Begriff 
„Föderalismus“ auf. Aber auch 
dieses Wort kennen die meisten 
offenbar nur wie ein Wort aus ei- 
ner fremden Sprache. Das Allens- 
bacher Institut hat jetzt kürzlich 
an einen repräsentativen Quer- 
schnitt der Deutschen die Frage 
gestellt: „Im Radio und in der 
Zeitung werden heutzutage so vie- 
le Fremdwörter gebraucht. Oft 
weiß man gar nicht, was damit ge- 
meint ist. Wissen Sie, was Födera- 
lismus bedeutet?“ 


Nur sechs Prozent der Bevölke- 
rung im Westen und fünf Prozent 
im Osten können auf zutreffende 
Weise angeben, was mit dem 
Wort „Föderalismus‘“ gemeint ist: 
„Die Einrichtung eines Bundes- 
staates, der aus mehreren weitge- 
hend eigenständigen Einzelstaaten 
oder Ländern besteht.“ Bei 22 
Prozent der Befragten in West- 
deutschland und 17 Prozent in 
Mitteldeutschland besteht die 
Antwort in einem vagen Hinweis 
auf die Mehrgliedrigkeit des Staa- 
tes oder auf „ein Bündnis wie die 
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Bundesrepublik“. Jeweils 14 Pro- 
zent geben falsche Antworten und 
59 Prozent sagen rundheraus, daß 
sie nicht wissen, was mit Födera- 
lismus gemeint ist. 


Entsprechend dem unterschiedli- 
chen Interesse für Politik, das man 
bis heute bei Männern und Frauen 
beobachten kann, gibt es auch 
mehr Männer als Frauen, die den 
Begriff „Föderalismus“ richtig 
(acht Prozent gegen vier Prozent) 
oder zumindest vage (26 Prozent 
gegen 17 Prozent) erklären kön- 
nen. 66 Prozent der Männer kön- 
nen das Wort nur falsch oder gar 
nicht erklären, von den Frauen 79 
Prozent. 


Wer in der Öffentlichkeit spricht 
oder schreibt, weiß im allgemei- 
nen sehr gut, daß er mit Fremd- 
wörtern auf Verständnisschwie- 
rigkeiten stößt. Wer dennoch sol- 
che Wörter benutzt, rechtfertigt 
und tröstet sich meistens damit, 
daß das gebildetere Publikum ihn 
sicherlich verstehen wird. Die Er- 
gebnisse des Allensbacher Wort- 
verständnis-Iests zeigen zwar, 
daß eine höhere Schulbildung das 
Wortverständnis größer macht, sie 
zeigen zugleich aber auch auf er- 
schreckende Weise, daß die mei- 
sten Befragten trotz höherer 
Schulbildung mit dem Begriff 
„Föderalismus“ nicht viel anfan- 
gen können. Auch von Absolven- 
ten einer höheren Schule können 
57 Prozent im Westen und 64 Pro- 
zent in den neuen Bundesländern 
das Wort entweder nur falsch oder 
gar nicht erklären. 


Manchmal liegt in der Verständ- 
nisschwierigkeit, die man fremd 
klingenden Wörtern gegenüber in 
der Bevölkerung findet, ein Hin- 
weis darauf, daß Sprache in der 
Öffentlichkeit, vor allem in der 
politischen Rhetorik, auch gern 
zur Kaschierung von Leerstellen 
und ungeklärten Sachverhalten 
benutzt wird. Wer auf den Ge- 
brauch des am Anfang erwähnten 
Stichworts „Subsidiarität“ achtet, 
wird dafür viele Beispiele finden. 
Beim Wort „Föderalismus“ ist das 
jedoch keineswegs der Fall. 


Fast allen Deutschen dürfte die 
Sache selbst - die Tatsache, daß 
sie in Bundesländern leben und in 
diesem Jahr in vielen Ländern zur 
Wahl eines neuen Landesparla- 
mentes gebeten werden - geläufig 
sein. Hinter der Wortverständnis- 
schwierigkeit verbirgt sich in die- 
sem Fall nicht eine ausgesproche- 
ne Ablehnung dieses Sachverhal- 


tes. Eine solche Ablehnung gab es 
tatsächlich in den ersten Jahren 
der Bundesrepublik. Damals hätte 
nur jeder fünfte Westdeutsche et- 
was dagegen gehabt, wenn man 
die Landtage aufgelöst und die 
Landesregierungen nach Hause 
geschickt hätte. Heute findet die 
überwiegende Mehrheit - in West- 
deutschland 72 Prozent, in den 
neuen Bundesländern sogar 74 
Prozent - einen solchen Vorschlag 
zugunsten eines Zentralismus aus 
Bonn oder Berlin abwegig. Die 
Bevölkerung sagt „Ja“ zum Fö- 
deralismus, auch wenn sie sich 
mit solchen politischen und publi- 
zistischen gängigen Fachtermini 
schwertut. 


Eine Zusatz- 
steuer für Kin- 
derlose findet 
bei den Bürgern 
keine Mehrheit 


Zur Zeit ist jeder fünfte Deutsche 
über 60 Jahre alt. In 30 Jahren 
wird jeder dritte in diese Alters- 
gruppe fallen. Die Zahl der älte- 
ren und alten Menschen wächst, 
gleichzeitig setzen sich die jünge- 
ren und nachwachsenden Genera- 
tionen zunehmend aus geburten- 
armen Jahrgängen zusammen. Bis 
spätestens zum Jahr 2030 wird 
der vorläufig noch ungebrochene 
Trend zur Klein- und Kleinstfami- 
lie oder zur Kinderlosigkeit den 
Altersaufbau unserer Gesellschaft 
gänzlich auf den Kopf gestellt ha- 
ben. Zu den Problemen, die aus 
dieser Bevölkerungsentwicklung 
entstehen, gehört, daß die Ein- 
kommensbelastung einer immer 
kleineren Zahl von Berufstätigen 
immer größer zu werden droht. 


Der Generationsvertrag, von dem 
unser Rentensystem getragen 
wird, wird dadurch wahrschein- 
lich bis aufs äußerste strapaziert 
werden. Deshalb muß schon jetzt 
über Alternativen oder über Kon- 
zepte der Entlastung nachgedacht 
werden. Anfang des Jahres wurde 
auf dem letzten CDU-Parteitag in 
Hamburg über den Vorschlag der 
Familienministerin Rönsch disku- 
tiert, daß Kinderlose einen beson- 
deren Zukunftsbeitrag bezahlen 
sollten, der als Zuschlag zur 
Lohn- oder Einkommenssteuer zu 
erheben wäre. 


Das Institut für Demoskopie Al- 
lensbach hat in einer Umfrage 


überprüft, was die Bevölkerung 
von diesem Vorschlag hält. Dabei 
wurde das Pro und Kontra im In- 
terview durch zwei gegensätzlich 
argumentierende Positionen ge- 
kennzeichnet. Die eine Position 
lautete: 


„Ich finde es richtig, daß diejeni- 
gen, die keine Kinder haben, 
höhere Steuern zahlen müssen. 
Familien mit Kindern tragen eine 
größere Last als die anderen. Die 
Kinder sichern später auch das 
Alter der Leute, die keine eigenen 
Kinder haben. “Die Gegenpositi- 
on hieß: „In Deutschland zahlen 
Alleinstehende teilweise schon 
über 50 Prozent Steuern. Da kann 
man nicht noch eine Zusatzsteuer 
für Kinderlose draufsatteln. Die 
Belastung durch Steuern ist bei 
uns schon jetzt eine der höchsten 
der Welt.“ 

Das Ergebnis der Umfrage macht 
deutlich: Der größte Teil der 
Deutschen (48 Prozent) lehnt ei- 
nen besonderen, von Kinderlosen 
Zu zahlenden Zukunftsbeitrag ab. 
37 Prozent der Bevölkerung sehen 
darin jedoch einen gerechten Aus- 
gleich gegenüber der finanziell 
größeren Last, die Familien mit 
Kindern für die Zukunft tragen. 


Daß der Vorschlag am ehesten 
von Befragten unterstützt wird, 
die Kinder haben, liegt auf der 
Hand. Aber auch in dieser Grup- 
pe findet jeder dritte Befragte, 
daß man den Kinderlosen zu der 
ohnehin schon besonders hohen 
Steuerbelastung heute nicht noch 
einen zusätzlichen Zukunftsbei- 
trag „draufsatteln“ kann. Es zeigt 
sich aber auch, daß dieser Vor- 
schlag die Bevölkerung in zwei 
Lager spaltet, die Bevölkerung 
mit und ohne Kinder. 

Unter parteipolitischem Gesichts- 
punkt zeigt sich, daß der Vor- 
schlag der Familienministerin, die 
schon jetzt mit einem speziellen 
„Zukunftsbeitrag“ die in Zukunft 
absehbaren Belastungen des Ge- 
nerationsvertrages mildern will, 
unter den CDU/CSU-Anhängern 
mit 45 Prozent gegen 38 Prozent 
erstaunlich viel Zustimmung be- 
kommt. FDP-Anhänger sind dem- 


. gegenüber nur mit 33 Prozent, 


SPB-Anhänger mit 35 Prozent 
dafür. Neben den Anhängern der 
CDU/CSU gibt es nur eine Partei, 
deren Anhängerschaft sich für ei- 
ne solche Zukunftssteuer aus- 
spricht: die überwiegend jungen 
Anhänger von BÜNDNIS 
90/GRUNEN, von denen 40 Pro- 
zent dafür und 26 Prozent dage- 
gen sind. 


Auch im Westen 
wächst die Freu- 
de an der Wie- 
dervereinigung 


Der wirtschaftliche Erfolg der 
Einheit wird für die mitteldeut- 
sche Bevölkerung von Tag zu Tag 
offensichtlicher. 67 Prozent beob- 
achten in ihrer unmittelbaren Um- 
gebung, daß der Aufschwung Ost 
vorankommt; 48 Prozent machen 
dies vor allem an der umfangrei- 
chen Bautätigkeit fest, viele auch 
an der Verbesserung der Infra- 
struktur, an neuen Geschäften und 
Firmengründungen. 


Die große Mehrheit der mittel- 
deutschen Bevölkerung läßt kei- 
nen Zweifel daran, daß sich die 
Einheit auch für sie persönlich 
zum Vorteil ausgewirkt hat. Das 
Institut für Demoskopie Allens- 
bach hat 1992 und jetzt im Früh- 
jahr 1994 die Frage gestellt: „Wie 
sehen Sie das, hat sich Ihre per- 
sönliche Situation heute im Ver- 
gleich zu der Zeit vor der Wende 
und der deutschen Einheit im all- 
gemeinen verbessert oder ver- 
schlechtert?“ In den neuen Bun- 
desländern ziehen 59 Prozent als 
Bilanz, daß sich ihre Lage durch 
die Einheit verbessert hat, 20 Pro- 
zent empfinden ihre persönliche 
Situation heute als ungünstiger als 
vor der Einheit. Der Blick auf die 
Ergebnisse von 1992 zeigt, daß 
der Anteil derjenigen, die sich zu 
den Gewinnern der Einheit rech- 
nen, kontinuierlich zunimmt, 
während der Anteil derjenigen, 
die sich als Verlierer sehen, konti- 
nuierlich kleiner wird. 


In welchem Ausmaß sich die Si- 
tuation für die Menschen verbes- 
sert, wird für viele konkret im 
Haushalt spürbar. Bereits im Ok- 
tober 1990 konnten sich 34 Pro- 
zent mehr leisten als vor der Wen- 
de, ein Jahr später 39 Prozent, 
heute sogar 47 Prozent. Der An- 
teil, der Wohlstandseinbußen be- 
klagt, liegt dagegen konstant bei 
16 Prozent. 


Die häufig kolportierte These, die 
Einkommenserhöhungen würden 
durch die steigenden Lebenshal- 
tungskosten völlig zunichte, ent- 
spricht nicht der Realität. Die ost- 
deutsche Bevölkerung beziffert 
ihre frei verfügbaren Einkom- 
mensteile - das, was nach der Be- 
gleichung der Lebenshaltungsko- 
sten im Monat zur freien Verwen- 


dung übrigbleibt - Jahr für Jahr 
höher. Der finanzielle Spielraum 
der Haushalte in den alten und 
neuen Bundesländern gleicht sich 
frappierend rasch an. 


Zu den Erfolgen des Aufbaus in 
Ostdeutschland kommt die kon- 
junkturelle Erholung. In den alten 
wie neuen Bundesländern setzt 
sich die Überzeugung durch, daß 
sich die Rezession dem Ende zu- 
neigt. Allein zwischen Anfang 
März und April ist der Anteil der 
ostdeutschen Bevölkerung, der 
mit einer Verschlechterung der 
wirtschaftlichen Lage rechnet, 
von 38 auf 29 Prozent gesunken. 
In den alten Bundesländern ist der 
Anteil, der die wirtschaftliche 
Entwicklung düster einschätzt, 
seit Januar von 48 auf 32 Prozent 
zurückgegangen. Die konjunktu- 
relle Entspannung trägt wesent- 
lich dazu bei, daß heute auch in 
den alten Bundesländern die Freu- 
de über die Einheit wieder mit 
Abstand dominiert. So positiv wie 
zur Zeit wurde die Einheit in den 
alten Bundesländern zuletzt Ad} 
fang 1992 gesehen. 


Technologie- 
Politik für 
Deutschland 


Der Bundesverband der Deut- 
schen Industrie (BDI) hat „Thesen 
für eine strategische Technologie- 
politik“ vorgelegt, in denen „tech- 
nisch-wissenschaftliche Innovati- 
on“ und eine „Systeminnovation“ 
verlangt werden, um den Abbau 
weiterer Arbeitsplätze und fort- 
schreitende „Wohlstandsverluste“ 
zu vermeiden. In dem Papier heißt 
es, entscheidenes Element ein 
Innovationsoffensive müsse die 
Verknüpfung neuer Technologieli- 
nien mit staatlichen und privaten 
Infrastrukturprojekten sein. Deut- 
schland könne seine Führungspo- 
sition in der Weltwirtschaft wie- 
dergewinnen, wenn es gelinge, 
„exemplarische Infrastrukturlö- 
sungen für dichtbesiedelte, relativ 
wohlhabende Räume zu ent- 
wickeln“. Dabei habe der Staat 
die Rahmenbedingungen und die 
Finanzierbarkeit sicherzustellen. 
Die Ausführung erfolge dann 
weitgehend privatwirtschaftlich. 


Nach Ansicht des BDI haben die 
einseitige Überbetonung der tech- 
nischen Risiken neuer Technolo- 
gien dazu geführt, daß wichtige 
Technologiebereiche ausgeklam- 
mert wurden. Um die „diffusen 


Zukunftsängste‘“ zu überwinden, 
sei es notwendig, positiv besetzte 
Visionen technischer Entwicklun- 
gen zu bestimmen. 


Deutsche Banken 
und Derivate 


Die größten deutschen Banken 
berichten für 1993 eine außeror- 
dentliche Ausweitung ihrer Spe- 
kulation mit Derivaten. Nach 
Bundesbankangaben erreichte der 
Nominalwert der Derivatexponie- 
rung der deutschen Banken Ende 
1993 6000 Milliarden DM. 
Führend ist die Deutsche Bank 
mit 1341,4 Milliarden DM, ge- 
folgt von Dresdner Bank (602 
Milliarden DM), Commerzbank 
(486,7 Milliarden DM), Bayeri- 
sche Hypo-Bank (250,4 Milliar- 
den DM) und Bayerischer Ver- 
einsbank (228,8 Milliarden DM). 
Die Profite aus dem „Eigenhan- 
del“ deutscher Banken, wozu an 
prominenter Stelle der Derivat- 
handel gehört, wiesen 1993 ex- 
plosive Wachstumsraten auf: 
Deutsche Bank +76,1 Prozent, 
Dresdner Bank +121,9 Prozent, 
Commerzbank +109 Prozent, 
Bayerische Hypo-Bank +249,8 
Prozent und Bayerische Vereins- 
bank +107,1 Prozent. 


Die deutschen Banken sehen trotz 
des Derivatdebakels der Metallge- 
sellschaft und massiver Derivat- 
verluste angloamerikanischer Fi- 
nanzhäuser in den letzten Wochen 
keinen Grund zur Sorge. Nach- 
dem schon mehrere Hedge-Funds, 
darunter Soros und Steinhardt, 
riesige Verluste bei Derivaten ge- 
meldet hatten, erging es im ersten 
Quartal 1994 amerikanischen Ge- 
schäftsbanken wie Citicorp, Che- 
mical und Bankers Trust genauso. 
Die New Yorker Investmentfirma 
Kidder, Peabody verlor im Deri- 
vatgeschäft mindestens 350 Mil- 
lionen Dollar. 


Die politische 
Korrektheit 
in Deutschland 


in einem Aufsatz in der „Frank- 
furter Allgemeinen Zeitung“ 
greift die Witwe des früheren 
Bundeskanzlers Willy Brandt, 
Brigitte Seebacher-Brandt, die 
herrschende Ideologie der politi- 
schen Korrektheit in der deut- 
schen Politik an. Sie verurteilt das 
„imperiale Gehabe“ der „links- 


konservativen“ Ideologen bei Me- 
dien und Politikern. In Deutsch- 
land herrschten „intellektuelle 
Leere“, „Konformismus“ und 
„neudeutsche Tabus“ vor. Frau 
Seebacher-Brandt schreibt, wer es 
wage, diese Ideologie herauszu- 
fordern, werde „Diffamierungen“, 
„Lügen“, „Dämonisierungen“ und 
„Verschwörungstheorien“ ausge- 
setzt. „Wehe dem, der daran rührt 
und die Richtung ändern möchte. 
Er wird in den Strudel hineinge- 
zogen, und wenn er nicht unter- 
geht, dann ist er berühmt, besser: 
berüchtigt und wird abgestraft. 
Grobe und gröbste Argumente 
werden zu Hilfe genommen, anti- 
semitisch, antiwestlich, rechts, 
was soviel heißt wie rechtsextrem. 
... Mit dem Prädikat ‘rechts’ kann 
man, kurz nach dem Untergang 
eines linken Regimes, auch den 
besten Demokraten zur Strecke 
bringen. Eine Meinung, die nicht 
im Strom liegt, ist nicht vorgese- 
hen im Deutschland dieser Tage.“ 


CDU-MdB Friedbert Pflüger ist 
die Personifizierung der politi- 
schen Korrektheit in Deutschland. 
Pflüger ist eines der wenigen 
tatsächlichen Mitglieder der ins 
Gerede gekommenen Umweltor- 
ganisation Greenpeace und 
gleichzeitig auch Präsident der 
Atlantic Association of Young Po- 
litical Leaders. Als einziges Bun- 
destagsmitglied kann er regel- 
mäßig seine Meinungen im „Wall 
Street Journal“ veröffentlichen. 
Pflügers neustes Buch „Deutsch- 
land driftet“ ist eine gute Illustra- 
tion dessen, wovor Frau Seeba- 
cher-Brandt warnt - es bietet drei 
Prüfsteine für politische Korrekt- 
heit in Deutschland: eine zwang- 
hafte Ablehnung gegen alles „Na- 
tionale“, das er axiomatisch als 
„antiwestlich‘“ definiert, einen 
konsequenten Neumalthusianis- 
mus und die Ablehnung traditio- 
neller christlicher Werte. oO 
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von Unterneh- 
men und Staat 
im globalen 
Wettbewerb 


Horst Albach 


Vor wenigen Wochen stellte sich in Bonn der Verband Forschender 
Arzneimittelhersteller (VFA) in Bonn vor. Die forschende Arznei- 
mittelindustrie erfüllt, so ihre Sprecher, alle Kriterien, die von der 
Politik als zukunftsorientiert und damit für den Standort Deutsch- 
land als elementar bezeichnet werden. Bisher werden Arzneimittel 
in der politischen Diskussion ausschließlich unter Kostengesichts- 
punkten für das System der gesetzlichen Krankenversicherung be- 
trachtet. Dabei wird übersehen, daß nicht die Therapie, sondern die 
Krankheit selbst die Kosten verursacht. Unbehandelte oder noch 
nicht behandelbare Krankheiten kosten die deutsche Volkswirt- 
schaft Jahr für Jahr riesige Summe. Allein für die Alzheimer- 
Krankheit schlagen sie mit 25 bis 30 Milliarden DM zu Buche. Der 
"Wert effektiver Arzneimittel liegt vor allem in der Hilfe für den Er- 
krankten. Darüber leisten sie auch einen erheblichen Beitrag zur 
Senkung der volkswirtschaftlichen Kosten. Statt an Arzneimitteln 
sollte durch Arzneimittel gespart werden. Der VFA stellte sich unter 
anderem mit zwei Referenten vor, Professor Dr. Horst Albach aus 
Berlin und Professor Dr. Hubert Markl aus Konstanz, die ausge- 
zeichnete, kritische Analysen zum Thema Standort Deutschland 
vortrugen. Wegen der Wichtigkeit des Themas veröffentlicht 


CODE beide Referate, 


Rüdiger Dornbusch, der bekannte 
Ökonom am Massachusetts Insti- 
tute of Technology, hat jüngst in 
einer deutschen Zeitschrift ge- 
sagt: „Wenn es um Wachstum, 
Wettbewerbsfähigkeit und Be- 
schäftigung geht, ist Deutschland 
das schwächste Glied der (Eu- 
ropäischen) Gemeinschaft.“ 


Erstarrende Gesellschaft 
in bewegten Zeiten 


Herbert Henzler und Lothar 
Späth stellen in ihrem Buch 
„Sind die Deutschen noch zu ret- 
ten?“ nüchtern fest: „Mit 
Deutschland geht es bergab.“ 
Deutschland ist ihrer Ansicht 
nach „technologisch auf dem 
Weg in die Zweite Liga“. In ei- 
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nem Vortrag vor der Alfred-Herr- 
hausen-Gesellschaft hat Ralf Dah- 
rendorf Deutschland als eine „er- 
starrende Gesellschaft in beweg- 
ten Zeiten“ bezeichnet. Er sieht 
die letzten zehn Jahre als den Ver- 
such Deutschlands, in einer „Ni- 
sche der relativen Unbewegtheit“ 
zu überleben, und meint: „Wir er- 
leben nun, am Anfang der neunzi- 
ger Jahre, daß die Inseln der Un- 
bewegtheit nicht länger zu vertei- 
digen sind.“ 


Dahrendorf weist darauf hin, daß 
es an warnenden Stimmen nicht 
gefehlt hat. Eine davon war der 
Sachverständigenrat zur Begut- 
achtung der gesamtwirtschaftli- 
chen Entwicklung. In seinem Jah- 
resgutachten 1981/82 „Investieren 
für mehr Beschäftigung“ hat er 


ebenso differenziert wie nach- 
drücklich die Sorgen über den 
Verlust an internationaler Wettbe- 
werbsfähigkeit Deutschlands un- 
tersucht. 

Der Sachverständigenrat hat auf 
den wachsenden technologischen 
Rückstand Deutschlands im inter- 
nationalen Wettbewerb hingewie- 
sen. Er hat die größere Flexibilität 
der Arbeit bei den bedeutendsten 
Wettbewerbern auf den Weltmärk- 
ten aufgezeigt. Er hat warnend die 
relative Abnahme der Forschungs- 
intensität in der elektrotechni- 
schen Industrie und in der chemi- 
schen Industrie beschrieben. Er 
hat der Bundesregierung vorge- 
halten, daß sie nicht genügend ge- 
tan habe, um die Wettbewerbsbe- 
dingungen bei der Energie zu ver- 
bessern. Er hat ihr eine defensive 
Anpassungsstrategie in der Wirt- 
schaftspolitik vorgeworfen und ei- 
ne offensive Politik verlangt, „die 
die Bedingungen für Innovationen 
und Investitionen am Standort 
Bundesrepublik wesentlich ver- 
bessert“. Politische Wirkung hatte 
diese offenbar zu moderat formu- 
lierte Philippika nicht. 


Zukunftssicherung des 
Standortes Deutschland 


Zwölf Jahre später und unter einer 
neuen Bundesregierung steht die 
deutsche Wirtschaft in einer der 
schwersten Wirtschaftskrisen der 
Nachkriegszeit. Vier Millionen 
Arbeitslose suchen Arbeit. Die 
Unternehmensgewinne decken 
nicht mehr die Risiken, die mit In- 
novationen verbunden sind. Die 
mittelständischen Unternehmen 
hängen nicht einmal mehr am 
Tropf der Banken, sondern müs- 
sen Kredite mit Mitteln zurück- 
führen, die sie für Investitionen in 
die Verbesserung ihrer Wettbe- 
werbsfähigkeit dringend benöti- 
gen. Neue Arbeitsplätze entstehen 
in Karlsbad, aber nicht in Karlsru- 
he. Die Tarifparteien erweisen 
sich als unfähig, die erforderli- 
chen Strukturveränderungen 
durchzuführen. In Berlin werden 
„Initiativen“ zur Schaffung eines 
staatlich subventionierten „Zwei- 
ten Arbeitsmarktes“ mit Beschäf- 
tigungsgesellschaften und tarifge- 
bundenen Löhnen ergriffen, ob- 
wohl doch die Konsequenzen der 
riesigen staatlichen Beschäfti- 
gungsgesellschaft, genannt DDR, 
für Wohlstand und Beschäftigung 
besonders deutlich erkennbar wa- 
ren. 


Zwölf Jahre später gesteht die 


neue Bundesregierung in ihrem 
Bericht zur Zukunftssicherung 
des Standortes Deutschland aber 
auch ein, daß es ihr nicht gelun- 
gen ist, den Standort Deutschland 
für die Zukunft zu sichern. Sie 
weist auf „strukturelle Fehlent- 
wicklungen“ hin, die in den ver- 
gangenen Jahren „verdeckt blie- 
ben“. 


Deutschland sei, so stellt der Bun- 
desminister für Wirtschaft fest, 
„auch künftig besonders darauf 
angewiesen, daß die Wirtschaft 
bei Forschung und Entwicklung 
und Anwendung neuer Technolo- 
gien, wie zum Beispiel der Bio-, 
Gen-, Umwelt- oder Informati- 
onstechnik, ihren Platz unter den 
führenden Industrienationen be- 
hauptet und ausbaut“. Gleichzei- 


tig räumt der Wirtschaftsminister 


ein, vieles, was wirtschaftspoli- 
tisch notwendig sei, sei politisch 
nicht machbar, und wirbt für die- 
ses Argument bei den in Münster 
versammelten Nationalökonomen 
um Verständnis. Dies ist in einer 
erstarrten Gesellschaft sicher rich- 
tig, aber es ist auch, wie Folker 
Streib in seinem Buch über „Ja- 
pan und die Zukunft der deut- 
schen Industrie“ formuliert hat, 
ein „tödliches Alibi“. 


Helmut Kohl brachte die Stan- 
dortbestimmung Deutschlands auf 
den Punkt, als er von einem „kol- 
lektiven Freizeitpark“ sprach. Die- 
ses Wort gehörte nicht auf Platz 
zwei der deutschen Unwörter des 
Jahres 1993, sondern auf Platz 
eins der treffenden Miniaturanaly- 
sen. Es reicht auch nicht, „Altes 
auf den Prüfstand zu stellen“, wie 
es Helmut Kohl in seiner Rede 
vor der Industrie- und Handels- 
kammer in München im April 
1993 formulierte. Altes muß 
gründlich verändert werden. Dazu 
gehören nach Dahrendorf die 
Beamtengesellschaft, der Wohl- 
fahrtsstaat und die Strukturverän- 
derung der Gesellschaft bei Siche- 
rung demokratischer und freiheit- 
licher Institutionen. 


Zu fragen ist, ob zu den notwen- 
digen _Strukturveränderungen 
auch Veränderungen in den kon- 
ventionellen Leitlinien der Wirt- 
schaftspolitik gehören. Hier seien 
die Technologiepolitik und die 
Wettbewerbspolitik unter diesem 
Aspekt geprüft 


Unter Technologiepolitik soll hier 
die Förderung von sogenannten 
Schlüsseltechnologien durch den 
Staat verstanden werden. Techno- 


logiepolitik ist in diesem Sinne 
Teil der Industriepolitik, deren 
Bedeutung in der Marktwirtschaft 
heftig umstritten ist. In dem Ver- 
trag von Maastricht wird Techno- 
logiepolitik als ein wichtiges In- 
strument zur Erhaltung und Stär- 
kung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit Europas an- 
gesprochen. Unter deutschen 
Ökonomen sind diese Formulie- 
rungen des Vertrages auf heftige 
Kritik gestoßen. Dies gilt vor al- 
lem für diejenigen Ökonomen, die 
dem ordo-liberalen Credo der 
fünfziger Jahre anhängen, wonach 
jegliche Einmischung des Staates 
in den Suchprozeß des Marktes 
nach neuen Produkten und neuen 
Prozessen zu Wettbewerbsverzer- 
rungen und zu Fehlallokation von 
Kapital führt 


Die Rolle der 
Industriepolitik 


Die Diskussion um die Rolle der 
Technologiepolitik für die Zu- 
kunftssicherung der Gesellschaft 
ist freilich nicht auf Deutschland 
beschränkt. Die USA haben die 
Industriepolitik Japans als Wettbe- 
werbsbeschränkung der vierten 
Dimension bezeichnet und zum 
Thema der strategic impediments 
initiative gemacht. In Japan selbst 
sind Zweifel aufgekommen, ob 
die Technologiepolitik des MITI 
wirklich effizienter sei als die 
Wettbewerbspolitik der Fair Trade 
Commission. 


Bei nüchterner Betrachtung wird 
man feststellen, daß es eine 
lückenlose Linie von der Gewer- 
bepolitik des 19. Jahrhunderts zur 
Industriepolitik des 20. Jahrhun- 
derts auch in Deutschland gibt. 
Technologiepolitische Bedeutung 
hat nicht nur die staatliche Förde- 
rung der Entwicklung des Airbus, 
der Kernenergie oder der Raum- 
fahrt. Dies sind nur besonders 
sichtbare Beispiele. Technologie- 
politisch wichtig, wenn auch lei- 
der weniger erfolgreich, war die 
Beschaffungspolitik der deutschen 
Universitäten bei Großrechnern in 
den frühen sechziger Jahren. 


Nicht wenige Kenner des Marktes 
führen den Rückstand der deut- 
schen Industrie in der Kommuni- 
kationstechnologie auf die Tatsa- 
che zurück, daß die Bundespost 
eine staatliche Einrichtung war, 
deren Beschaffungspolitik inter- 
nationale Wettbewerber der deut- 
schen Anbieter ausschloß. Als 
Mitglied der Regierungskommis- 


sion Bahn habe ich den technolo- 
gischen Rückstand der Bundes- 
bahn eingehend studieren können. 
Auch hier hat die öffentlich-recht- 
liche Unternehmensform in Ver- 
bindung mit einem falsch verstan- 
denen Sozialstaatsprinzip enorme 
technologiepolitische Wirkungen 
gehabt, unter deren Folgen unsere 
Industrie heute zu leiden hat. 


Die Landwirtschaftspolitik der 
EG hat nicht nur erhebliche Inno- 
vationsschübe in der europäischen 
Traktorenindustrie zur Folge ge- 
habt, sondern auch die chemische 
Forschung etwa auf dem Gebiet 
der Pestizide und der Insektizide 
stark gefördert. 


Hans-Helmut Kuhnke, der ehema- 
lige Vorstandsvorsitzende der 
Ruhrkohle Aktiengesellschaft, hat 
einmal gesagt, der deutsche Stein- 
kohlenbergbau fördere mit den 
modernsten technischen Geräten 
das unmodernste Produkt der 
Welt. Daß Deutschland in der 
Bergbautechnik weltweit führend 
ist, in der Kerntechnik dagegen 
seine Führungsrolle längst verlo- 
ren hat und in der Solartechnik 
vielleicht weltweit führend wird, 
ist Folge deutscher Energiepolitik. 


Keine Insel 
der Unbewegtheit 


Wenn Deutschland mit Recht be- 
haupten kann, in der Umwelttech- 
nologie zu den führenden Natio- 
nen der Welt zu gehören, so mag 
das auch Ergebnis des Zusam- 
menwirkens von deutscher Ener- 
gietechnik und deutschen Arbeits- 
rechts sein. Die Großforschungs- 
einrichtungen auf dem Gebiet der 
Kernforschung konnten nach 
Auslaufen ihres ursprünglichen 
Forschungsauftrages aus arbeits- 
rechtlichen Gründen offenbar 
nicht geschlossen werden. Sie 
wandten sich der Umweltfor- 
schung und der Entwicklung von 
Umwelttechnologien zu. 


Daß die Gesundheitspolitik tech- 
nologiepolitische Wirkungen hat, 
wird vielfach übersehen, ist aber 
gleichwohl nicht zu leugnen. 
Deutschland gehört zu den 
führenden Nationen auf dem Ge- 
biet der Medizintechnik. Das ist 
nicht zuletzt darauf zurückzu- 
führen, daß die deutsche Industrie 
einen kaufkräftigen Heimatmarkt 
vorfand. Der Leistungswettbewerb 
unter den Ärzten wurde auch mit 
einer ständigen Verbesserung der 
technischen Ausstattung von 


Arztpraxen und Krankenhäusern 
ausgetragen. In einem System, in 
dem die Anreize zur ärztlichen 
Leistung an der Zahl der Kran- 
kenscheine anknüpfen, werden 
Arzneimittel einen höheren Anteil 
des Marktes erreichen als in ei- 
nem System, in dem die Dauer 
der Behandlung durch den Arzt 
das Honorar bestimmt. 


Landwirtschaftspolitik, Arbeits- 
marktpolitik, Sozialpolitik, Ge- 
sundheitspolitik haben, ob sie es 
wollen oder nicht, ob sie es sehen 
oder nicht, technologiepolitische 
Konsequenzen. Sie lenken Kauf- 
kraftströme um und beeinflussen 
damit die Anreize, die von Märk- 
ten und ihren Gewinnchanchen 
ausgehen. Maßnahmen, die in al- 
len diesen Politikbereichen getrof- 
fen werden, haben Auswirkungen 
auf die internationale Wettbe- 
werbsfähigkeit unserer Industrie. 
Wenn diese bei der Entscheidung 
über politische Maßnahmen ver- 
nachlässigt werden, erhöht das die 
Kosten des Strukturwandels, dem 
wir uns nicht in eine „Insel der 
Unbewegtheit“ entziehen können. 


Die Rolle 
des Wettbewerbs 


Die Bundesregierung weist in 
ihrem Programm zur Zukunftssi- 
cherung des Standortes Deutsch- 
land mit Recht darauf hin, daß die 
Globalisierung des Wettbewerbs 
zu einer Verstärkung des interna- 
tionalen Wettbewerbs um die Un- 
ternehmensstandorte führt. Die 
Globalisierung des Wettbewerbs 
verändert aber auch die Natur des 
Wettbewerbs. Globaler Wettbe- 
werb findet zwischen „global 
players“ statt. Globaler Wettbe- 
werb ist Innovationswettbewerb 
und Zeitwettbewerb. Preiswettbe- 
werb tritt dahinter zurück. Diese 
Erkenntnis macht sich die Wettbe- 
werbspolitik mit ihrer Betonung 
der „Mosaiktheorie“ aber (noch) 
nicht zu eigen. 


Die Erfolgsfaktoren des globalen 
Wettbewerbs sind: Konzentration 
zur Erreichung von Kostenvortei- 
len, Forschung zur Erreichung 
von Innovationsvorteilen, Flexibi- 
lität zur Erreichung von Zeitvor- 
teilen. 


Die Bundesregierung spricht alle 
drei Faktoren in ihrem Standort- 
papier an. Sie will: den Wettbe- 
werb stärken, den Forschungs- 
und Innovationsstandort Deutsch- 
land verbessern, die Planungs- 


und Genehmigungsverfahren ver- 
einfachen und beschleunigen. 


Diese Maßnahmen werden frei- 
lich als getrennte Maßnahmen 
erörtert und nicht in den Gesamt- 
zusammenhang einer in sich ge- 
schlossenen neuen Wettbewerbs- 
politik gestellt. 


Überprüfung des 
Wettbewerbsleitbildes 


Nur wer eine überlegene Kosten- 
position erreicht, hat im globalen 
Wettbewerb eine Chance. Eine 
überlegene Kostenposition er- 
reicht, wer mehr als jeder Wettbe- 
werber absetzt, also Größen- und 
Erfahrungseffekte realisiert. Kon- 
kret: Wer im Bereich nicht-patent- 
geschützter Pharmaka nicht 20 
Prozent Marktanteil erreicht, hat 
im Wettbewerb keine Chance. 
Wer A zum verschärften interna- 
tionalen Wettbewerb sagt, muß 
folglich auch B zu den Konzentra- 
tionsprozessen sagen, die sich in 
der Wirtschaft verstärkt vollzie- 
hen. Die Monopolkommission hat 
das in ihrem jüngsten Gutachten 
zur Konzentration im Lebensmit- 
teleinzelhandel mit der gebotenen 
Deutlichkeit getan. Vorbereitun- 
gen deutscher Unternehmen auf 
den verschärften internationalen 
Wettbewerb, etwa auf dem Welt- 
kabelmarkt oder dem internatio- 
nalen Markt für Bahnsysteme, 
werden durch die deutsche Wett- 
bewerbspolitik behindert. 


Die Reagan-Administration hat 
den Wandel im Charakter des glo- 
balen Wettbewerbs erkannt und 
auf die Prüfung von Marktzutritts- 
schranken stärker abgestellt als 
auf die Prüfung von aktuellen 
Marktanteilen. Das Bundeskar- 
tellamt dagegen behindert die 
Vorbereitung deutscher Unterneh- 
men auf den weltweiten Wettbe- 
werb unter Berufung auf nationale 
Konzentrationsgrade. Strategische 
Allianzen werden der privatrecht- 
lichen Beschränkung des interna- 
tionalen Wettbewerbs verdächtigt. 
Meiner Ansicht nach bedarf das 
Wettbewerbsleitbild der deutschen 
Wirtschaftspolitik der Überprü- 
fung. Die internationale Wettbe- 
werbsordnung, die die Bundesre- 
gierung anstrebt, muß sich am 
Leitbild des globalen Innovations- 
und Zeitwettbewerbs orientieren. 


Forschung ist Voraussetzung für 
Innovationen. Das ist eine Binsen- 
weisheit. Forschungsausgaben 
sind risikoreiche Investitionen in 
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die Zukunft. Keine Bank gibt 
Geld für Forschungsprojekte, der 
Kapitalmarkt in Deutschland lei- 
der auch nicht. Die Realität ent- 
spricht eben nicht der Welt, die 
Schumpeter mit seinen Pionierun- 
ternehmen und seinen statischen 
Wirten bevölkerte. 


Die Finanzierung 
der Forschung 


Seit Jahren aber verlangt das Bun- 
deskartellamt die Aktivierung von 
produktbezogenen Forschungs- 
ausgaben und die Abschreibung 
dieser Investitionen während der 
Patentlaufzeit der Produkte. Inve- 
stitionen mit einer „Bauzeit“ von 
12 Jahren und einer unsicheren 
Nutzungsdauer von höchstens 12 
Jahren sollen nach Meinung des 
Bundeskartellamtes aktiviert und 
nicht aus laufenden Cash-flows fi- 
nanziert werden. Dies ist nicht nur 
bilanzrechtlich, sondern auch un- 
ternehmenspolitisch nicht akzep- 
tabel. 


Wegen des besonderen Risikos 
der Forschung müssen FuE-Aus- 
gaben aus den laufenden Erträgen 
finanziert werden. Sinken die 
Umsätze als Folge einer Wettbe- 
werbspolitik, die Preissenkungen 
nach Ablauf der Patentlaufzeit 
verfügt (wie im Euglucon-Fall), 
die Preissenkungen für nichtpa- 
tentgeschützte Produkte angeblich 
finanzstarker Anbieter fordert 
(wie im Vitamin-B12-Fall) und 
die gar Preissenkungen für patent- 
geschützte Produkte durchsetzen 
will (wie im Valium-Librium- 
Fall), aber auch als Folge einer 
Kostendämpfungspolitik, die 
mehr bei den Preisen als bei den 
Strukturen ansetzt, dann ist die 
Folge nicht nur eine Minderung 
des Anreizes für Forschung, son- 
dern auch eine Beeinträchtigung 
der finanziellen Fähigkeit zur For- 
schung. 


Der Vorsitzende der Monopol- 
kommission, Carl Christian von 
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Weizsäcker, hat die These vertre- 
ten, daß verstärkter Wettbewerb 
auf der Ebene der Forschung 
Wettbewerbsbeschränkungen auf 
der Ebene der Produkte bedinge: 
„Wettbewerb um Monopolpositio- 
nen ist sozial erwünscht.“ Wenn 
die Bundesregierung den Erfolgs- 
faktor Forschung zur Sicherung 
des Standortes Deutschland ver- 
bessern will, dann muß sie den 
Schutz des Forschungserfolges, 
also den Innovationsschutz, ver- 
bessern. Das erfordert eine Ver- 
besserung aller gewerblichen 
Schutzrechte, nicht nur des deut- 
schen Markenrechtes. Hier 
scheint aber auch eine Prüfung 
von Preisregulierungssystemen 
wie z. B. der Festpreisregelung für 
Arzneimittel, auf ihre Wirkungen 
für den Innovationswettbewerb 
angebracht. 


Offene Märkte in der Welt erlau- 
ben eine größere Gelassenheit ge- 
genüber den Erfolgen forschender 
und innovativer Unternehmen, als 
sie in der gegenwärtigen deut- 
schen Wettbewerbspolitik erkenn- 
bar ist. 


Innovationswettbewerb ist aber 
auch Zeitwettbewerb. Wer mit ei- 
nem neuen Produkt später als sein 
Konkurrent auf den Markt 
kommt, tätigt keine Innovation 
mehr, sondern versucht, ein Me- 
too-Produkt auf dem Markt abzu- 
setzen. Dies ist das Problem des 
forschenden Zweitanmelders, der 
in der Diskussion um die Zweit- 
anmelderfrage in der chemischen 
Industrie eine nicht unerhebliche 
Rolle gespielt hat. 


Zu lange 
Genehmigungsdauern 


Zeitwettbewerb stellt vor allem 
Anforderungen an die Unterneh- 
men selbst. Mit Recht stellt die 
Bundesregierung fest: „In diesem 
größeren Markt wird nur bestehen 
können, wer sich den erheblichen 
Anpassungserfordernissen mit 
großer Flexibilität stellt.“ DePay 
hat gezeigt, wie groß die Unter- 
schiede in den Innovationszeiten 
vergleichbarer japanischer und 
deutscher Unternehmen sind. 


Alle Anstrengungen nützen aber 
nichts, wenn die Beschleunigung 
des Innovationsprozesses in den 
Unternehmen durch allzu lange 
Genehmigungsdauern deutscher 
Behörden überkompensiert wird. 
Wir haben in meinem Institut 
nachgewiesen, wie erschreckend 


groß die Unterschiede in den Ge- 
nehmigungsdauern vergleichbarer 
Chemieanlagen in Japan und 
Deutschland sind. 


Die Prüfungsdauern für die Ertei- 
lung von Patenten sind in allen In- 
dustrienationen angestiegen. Die 
amerikanische General Accoun- 
ting Office hat jedoch gezeigt, 
daß erhebliche Unterschiede be- 
stehen: In den USA sind die Ge- 
nehmigungszeiten für Patente auf 
Pharmaka, zum Beispiel von 
Phospholipiden und von Medika- 
menten gegen Herzrhythmus- 
störungen, vier- bis fünfmal 
länger als in der Schweiz. In 
Großbritannien waren die Geneh- 
migungszeiten für Beclametan 
Dipropionat und Damazol fünf- 
mal kürzer als in den USA. Wer 
im Innovationswettbewerb zu spät 
kommt, den straft der Markt. Der 
Staat erhält seinen Teil der Strafe 
für zu lange Genehmigungsdau- 
ern in Form von niedrigeren 
Steuereinnahmen. 


Zeitwettbewerb ist ein Wettbe- 
werb um Verkürzung der Zeit zum 
Markt. Das erfordert längere Ar- 
beitszeiten. Rüdiger Dornbusch 
hat in dem bereits zitierten Auf- 
satz sein Erstaunen darüber aus- 
gedrückt, daß wir Deutschen un- 
ter Zeitwettbewerb einen Wettbe- 
werb um die Verkürzung von 
Arbeitszeiten zu verstehen schei- 
nen: „Die Deutschen sind immer 
für Überraschungen gut. Ihr jüng- 
ster Coup ist die Einführung der 
Vier-Tage-Woche bei Volkswa- 
gen. Überall auf der Welt wird in 
harten Zeiten mehr und länger ge- 
arbeitet. Nur die Deutschen leh- 
nen sich zurück und arbeiten noch 
weniger.“ Dieses Verhalten ist um 
so erstaunlicher, „als die Therapie 
gegen die Krise in Deutschland 
nicht darin bestehen kann, die Ar- 
beit einzustellen“. 


Unter dem verstärkten Druck des 
globalen Wettbewerbs beginnen 
die Unternehmen, die verhärteten 
Arbeitszeitstrukturen aufzulösen. 
Beim Forschungspersonal hat die- 
ser Prozeß bereits eingesetzt. Die 
Aufhebung von Betriebsvereinba- 
rungen, die das Betreten der La- 
bors am Wochenende unmöglich 
machen, wird folgen. Aber auch 
hier ist die Wirtschaftspolitik ge- 
fordert. Mit dem Entwurf einer 
Novellierung der Arbeitszeitord- 
nung scheint ein Anfang gemacht 
zu werden. Ob es ausreicht, Wo- 
chenendarbeit bei massivem 
Druck auf die Wettbewerbsfähig- 
keit zuzulassen, soll hier nicht ge- 


prüft werden. Wichtig ist der 
Schritt in die richtige Richtung. 
Andere müssen folgen. 


Neue Leitbilder in 
der Wettbewerbspolitik 


Welche Folgerungen sind nun aus 
der Analyse der gegenwärtigen 
Situation des Industriestandorts 
Deutschland zu ziehen? Wer er- 
wartet, daß ich bei der Beantwor- 
tung dieser Frage eine Beurtei- 
lung der 230 Maßnahmen gebe, 
die die Bundesregierung in ihrem 
Bericht zur Sicherung des Indu- 
striestandorts Deutschland für den 
Rest der laufenden Legislaturperi- 
ode und für die kommende Legis- 
laturperiode ins Auge faßt, wird 
sich enttäuscht sehen. Aber auch 
derjenige, der von mir einen eige- 
nen Maßnahmenkatalog für die 
Sicherung der forschenden Phar- 
maindustrie am Standort Deutsch- 
land erwartet, wird seine Hoff- 
nung nicht erfüllt sehen. Und 
doch: Eine Maßnahme sei hier 
diskutiert, die Antworten auf die 
Erwartungen beider Gruppen 
bereit hält. Der Vorschlag lautet: 
Eine neue Synthese zwischen In- 
dustriepolitik und Wettbewerbspo- 
litik muß entwickelt werden, 
wenn die Wettbewerbsfähigkeit 
Deutschlands im globalen Wettbe- 
werb sichergestellt werden soll. 


Um diesen Vorschlag zu verste- 
hen, bedarf es eines Rückblicks 
auf zwei Faktoren, die den Wie- 
deraufbau Deutschlands zur stärk- 
sten wirtschaftlichen Macht in 
Europa ermöglicht haben: 1. das 
neue Leitbild einer produktivitäts- 
orientierten Lohnpolitik; 2. das 
neue Leitbild einer Politik des 
funktionsfähigen Wettbewerbs. 


Das neue Leitbild einer 
produktivitätsorien- 
tierten Lohnpolitik 


Sicher ist nicht zu leugnen, daß 
die Gewerkschaften unmittelbar 
nach dem Kriege eine zurückhal- 
tende Lohnpolitik betrieben ha- 
ben. Das machte Investitionen in 
Arbeitsplätze profitabel. Das Leit- 
bild einer expansiven Lohnpolitik, 
wie sie von Viktor Agartz propa- 
giert wurde, stand jedoch als eine 
Forderung der aggressiven Kräfte 
im Lager der Gewerkschaften im- 
mer zur Diskussion. 

Mit der Bereitschaft, das neue 
Leitbild einer am durchschnittli- 
chen Produktivitätswachstum ori- 
entierten Lohnpolitik zur Grund- 


lage der Tarifverhandlungen zu 
machen, wurde eine Form der 
Lohnpolitik gefunden, die segens- 
reiche Wirkungen für die deutsche 
Wirtschaft hatte. 


Einerseits wurde auf diejenigen 
Betriebe, deren Produktivitätsent- 
wicklung unter dem Durchschnitt 
in der Region lag, auf die „Nach- 
zügler“ also, ein erheblicher 
Druck ausgeübt, die Wettbewerbs- 
fähigkeit aufrechtzuerhalten. Die- 
se Unternehmen erhielten einen 
Innovations-Push. Andererseits 
blieb denjenigen Unternehmen, 
deren Produktivitätsentwicklung 
über dem Durchschnitt lag, den 
„Pionieren“ also, genügend Ge- 
winn für weitere Investitionen in 
den technischen Fortschritt und 
zur Steigerung der Arbeitsproduk- 
tivität. Sie erhielten einen kräfti- 
gen Innovations-Pull. Die Beob- 
achtung der Pioniere ermöglichte 
es den Nachzüglern, eigene For- 
schungs- und Entwicklungskosten 
zu sparen und so in der Aufhol- 
jagd mit den Wettbewerbern Ko- 
stenvorteile zu nutzen. 


Die Bundesrepublik Deutschland 
hat daher über Jahrzehnte hinweg 
ein rascheres Produktivitätswachs- 
tum gehabt als beispielsweise die 
USA. Dort nehmen betriebsnahe 
Tarifverträge den gutverdienenden 
Unternehmen zuviel Gewinne 
weg und üben auf die schlecht 
verdienenden nicht genug Druck 
aus, im Wettbewerb den Anschluß 
zu halten und die Kapitalausstat- 
tung zu modernisieren. 


Das neue Leitbild 
des funktionsfähigen 
Wettbewerbs 


In der Nachkriegszeit gab es in 
Deutschland kein Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen. Das 
die wettbewerbspolitische Diskus- 
sion jener Jahre dominierende 
Leitbild des vollkommenen Wett- 
bewerbs konnte also nicht wirk- 
sam werden. Es fand zwar 
schließlich Eingang in das Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen, schon sehr bald aber setzte 
sich dann als Ergebnis einer Ar- 
beitsgruppe des Bundeswirt- 
schaftsministeriums das neue 
Leitbild des funktionsfähigen 
Wettbewerbs durch. Dieses Leit- 
bild beruhte auf der Überzeugung, 
daß Gewinne nicht Indikatoren 
von Monopolmacht sind, sondern 
Fortschrittsprämien. Im weiten 
Oligopol sind die Anreize für In- 
novationen stark genug und ande- 


rerseits die Aussichten, den Markt 
durch offene oder stillschweigen- 
de Absprachen zu vermachten, 
hinreichend gering. 


Das Leitbild des funktionsfähigen 
Wettbewerbs bewirkte also eine 
positive Haltung der Wettbe- 
werbspolitiker gegenüber tem- 
porären Monopolrenten (Innova- 
tionsprämien). Die Wettbewerbs- 
hüter nahmen den Pionierunter- 
nehmen die Gewinne nicht weg, 
die ihnen durch die Lohnpolitik 
belassen wurden. 


Die Kombination von produkti- 
vitätsorientierter Lohnpolitik und 
Nichtdiskriminierung von tem- 
porären Monopolrenten war es al- 
so, die den wirtschaftlichen Auf- 
schwung Deutschland bewirkte 
und den Wohlstand schuf, dessen 
wir uns heute erfreuen. Die Pro- 
bleme von heute sind aber nicht 
die Erfolge von gestern, wie 
Heinz Riesenhuber in der WELT 
meinte. Es ist vielmehr die Aufga- 
be des Erfolgsrezepts von gestern, 
die zu den heutigen Problemen 
geführt hat. 


Der Strukturwandel 
der siebziger Jahre 


Auf den Strukturwandel der deut- 
schen Wirtschaft in den siebziger 
Jahren antwortete nämlich die 
deutsche Wirtschaftspolitik im 
Gegensatz zur japanischen nicht 
sachgerecht. Die Lohnpolitik wur- 
de aggressiver. Statt auf den 
Rückgang in der Produktivitäts- 
entwicklung mit Lohnzurückhal- 
tung zu reagieren, wurden Lohn- 
forderungen durchgesetzt, die 
weit über dem Produktivitätszu- 
wachs in der Wirtschaft lagen. 
Die Folge war, daß ganze Wirt- 
schaftszweige und innerhalb der 
Branchen immer mehr Unterneh- 
men in wirtschaftliche Schwierig- 
keiten gerieten und schließlich bei 
hinreichend großem politischem 
Druck an den Tropf der Subven- 
tionen gehängt wurden. Unter 
dem Begriff der sektoralen Wirt- 
schaftspolitik wurde Industriepo- 
litik als Förderung der Sunset-In- 
dustries betrieben. Industriepolitik 
wurde zum Reparaturbetrieb der 
Lohnpolitik, die sich nicht mehr 
am Leitbild der Produktivitätsent- 
wicklung orientierte. 

Gleichzeitig verschärfte sich mit 
dem Strukturwandel der interna- 
tionale Wettbewerb. Die Gewinne 
der Pionierunternehmen gerieten 
unter massiven Druck. Mit der 
Strategie der Kostenführerschaft 


versuchten die Unternehmen, ihre 
Gewinne gegen die in- und aus- 
ländischen Konkurrenten zu ver- 
teidigen. Das aber war ohne Kon- 
zentration nicht möglich. Die 
deutsche Wettbewerbspolitik, eng 
- um nicht zu sagen engstirnig - 
am Geltungsbereich des GWB 
orientiert, sah darin nicht eine 
Stärkung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit deutscher 
Unternehmen, sondern eine 
Schwächung des nationalen Wett- 
bewerbs. Die Wirtschaftspolitiker 
verstärkten den ohnehin schon 
sehr hohen Druck auf die Innova- 
tionsrenten. Die Anreize für For- 
schung und Entwicklung, aber 
auch die finanzielle Fähigkeit, ris- 
kante Innovationen vorzunehmen, 
nahmen in Deutschland ab. Unter 
dem Begriff der Forschungs- und 
Technologiepolitik wurde Indu- 
striepolitik als Förderung der Sun- 
rise-Industries betrieben. Die In- 
dustriepolitik wurde zum Repara- 
turbetrieb der Wettbewerbspolitik, 
die sich nicht am Leitbild eines 
funktionsfähigen internationalen 
Wettbewerbs orientierte. 


Die Innovationspioniere in der 
deutschen Wirtschaft gerieten un- 
ter den Kostendruck der Lohnpo- 
litik und den Erlösdruck der Wett- 
bewerbspolitik. Dieser Druck 
konnte nur ungenügend durch ei- 
ne falsch verstandene Industriepo- 
litik kompensiert werden. Die Fol- 
ge war eine reale Abnahme der 
Forschungsaufwendungen, die seit 
langem mit Sorge beobachtet 
wird. Diese Entwicklung hat in- 
zwischen eine den Industriestan- 
dort Deutschland bedrohende 
Form angenommen. 


Für eine Synthese von 
Industriepolitik und 
Wettbewerbspolitik 


Industriepolitik darf nicht als Re- 
paraturbetrieb der Lohnpolitik 
und der Wettbewerbspolitik ver- 
standen werden. Die Lohnpolitik 
muß zu einer an der Produkti- 
vitätsentwicklung orientierten Li- 
nie zurückkehren. Öffnungsklau- 
seln darf es, wenn überhaupt, nur 
für Abweichungen der betriebsin- 
dividuellen Löhne nach unten ge- 
ben, ohne daß damit ein Ventil 
geschaffen wird dafür, daß die 
Löhne insgesamt von der durch- 
schnittlichen Produktivitätsent- 
wicklung nach oben abweichen. 
Industriepolitik ist aber auch nicht 
Reparaturbetrieb einer provinziel- 
len Wettbewerbspolitik. Industrie- 
politik ist vielmehr integraler Be- 


standteil einer an den globalen 
Märkten orientierten Wettbe- 
werbspolitik. In Artikel 130 des 
Vertrages von Maastricht werden 
die Ziele der Industriepolitik in 
Europa zutreffend mit einem 
Blick auf die internationale Wett- 
bewerbsfähigkeit formuliert: „Die 
Gemeinschaft und die Mitglieds- 
staaten sorgen dafür, daß die not- 
wendigen Voraussetzungen für die 
Wettbewerbsfähigkeit der Ge- 
meinschaft gewährleistet sind.“ 


Das heißt: Industriepolitik dient 
der Stärkung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit. Soweit der 
Staat Maßnahmen ergreift, die die 
Anpassung der Industrie an die 
strukturellen Veränderungen in 
der Weltwirtschaft erleichtern und 
die technologische Entwicklung 
fördern, geht der Staat natürlich 
mit in das unternehmerische Risi- 
ko. Das ist jedoch keine system- 
fremde dirigistische Komponente, 
sondern integraler Bestandteil der 
Daseinsvorsorge des Staates für 
seine Bürger. Natürlich wissen 
Politiker ebensowenig wie Unter- 
nehmer, welche technischen Ent- 
wicklungen sich am Markt be- 
währen. Sie treffen also industrie- 
politische Entscheidungen unter 
dem Risiko, sich zu irren. Das ist 
kein Grund, Industriepolitik abzu- 
lehnen. 


Die Wettbewerbstheorie sagt 
nicht, wie die Einheiten gestaltet 
sein müssen, die in Wettbewerb 
miteinander treten. Teils konkur- 
rieren kleine Spezialunternehmen, 
teils Produktionsabteilungen, Ge- 
schäftsbereiche von Großunter- 
nehmen oder ganze Konzerne 
miteinander. Teils handelt es sich 
um rechtliche Einheiten, teils um 
Unternehmensgruppen, die Wett- 
bewerbseinheiten bilden. Wettbe- 
werb findet auch zwischen ver- 
schiedenen strategischen Allian- 
zen statt. In diese können auch 
Hausbanken einbezogen sein, wie 
es bei den japanischen Keiretsu 
der Fall ist. 


Vielfach sind es auch „dynami- 
sche Bürgermeister“ - ich habe sie 
einmal „Schumpeter-Bürgermei- 
ster‘“‘ genannt - die mit dynami- 
schen Unternehmern eine Wett- 
bewerbseinheit bilden. Unsere 
Standortuntersuchungen haben 
immer wieder bestätigt, daß eine 
industriefreundliche Bevölkerung 
einen erheblichen Wettbewerbs- 
vorteil bedeutet. Der Konsens 
zwischen politischer Führung, in- 
dustriefreundlicher Bevölkerung 
und Unternehmen in einer Region 
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Standort Deutschland 


Kooperation 
von Unterneh- 
men und Staat 
im globalen 
Wettbewerb 


schafft eine international schlag- 
kräftige Wettbewerbseinheit. 


Auch ein Land oder ein ganzer 
Staat kann mit seiner Industrie ei- 
ne Wettbewerbsgemeinschaft bil- 
den. Der wissenschaftliche Beirat 
beim Bundeswirtschaftsministeri- 
um betont in seinem jüngsten 
Gutachten, daß der Wettbewerb 
der Systeme in Europa keine Ver- 
zerrung des Wettbewerbs darstellt, 
sondern die Ausnutzung von 
Standortvorteilen: „Das Argument 
des Sozialdumping steht auf 
schwachen Füßen. Art und Um- 
fang des sozialen Schutzes reflek- 
tieren vor allem die wirtschaftli- 
che Leistungskraft eines Landes 
und die Präferenzen seiner Bür- 
ger. Wenn ärmere Staaten mit ge- 
ringerem sozialem Schutzniveau 
Unterbietungswettbewerb treiben, 
nutzen sie nur ihre komparativen 
Kostenvorteile. 


Derartige Standortvorteile sind al- 
so nicht naturgegeben, sondern 
werden von den Regierungen po- 
litisch geschaffen. Der schnelle 
Aufbau eines Telefonnetzes in den 
neuen Bundesländern verbesserte 
die Wettbewerbsfähigkeit der ost- 
deutschen Unternehmen erheb- 
lich. Ein starker militärischer Sek- 
tor hat erhebliche Spill-over-Ef- 
fekte für die Wettbewerbsfähigkeit 
auf zivilen Märkten; unterneh- 
mensinterner Know-how-Transfer 
erfolgt zum Nulltarif. Das öffent- 
liche Beschaffungswesen hat 
(nicht immer) positive Auswir- 
kungen auf die Wettbewerbsfähig- 
keit von Unternehmen auf den 
globalen Märkten. 


Die staatliche Förderung der 
Grundlagenforschung verbessert 
nicht nur die Wettbewerbsfähig- 
keit der heimischen Industrie, 
sondern auch die relative Wettbe- 
werbsfähigkeit der ausländischen 
Industrie, die Grundlagenfor- 
schung in den privatwirtschaftli- 
chen Unternehmen betreibt: Die 
eigene Industrie hat Zugang 
zu den Erkenntnissen der öffent- 
lich geförderten Grundlagenfor- 
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schung, gewährt selbst aber kei- 
nen Zugang zu den Erkenntnissen 
ihrer privaten Grundlagenfor- 
schung. Dies hat die amerikani- 
sche Regierung zeitweilig veran- 
laßt, Ausländer von der Teilnahme 
an Symposien auszuschließen, auf 
denen über neue Forschungser- 
gebnisse etwa im Bereich der 
Schlüsseltechnologien berichtet 
wurde, die in den Universitäten 
des Landes erzielt worden waren. 


Industriepolitik ist folglich ein in- 
tegraler Bestandteil der Wettbe- 
werbspolitik eines Landes oder 
der Gemeinschaft im internationa- 
len Wettbewerb. Insofern ist auch 
der Hinweis, die Industriepolitik 
der Gemeinschaft werde „entspre- 
chend einem System offener und 
wettbewerbsorientierter Märkte“ 
tätig, nicht eine Beschwörungs- 
formel der ordo-liberalen Gegner 
von Industriepolitik, sondern Aus- 
druck der Erkenntnis, daß jeder 
Staat durch Industriepolitik die 
Wettbewerbsbedingungen seiner 
Industrie auf den internationalen 
Märkten beeinflußt. 


Industriepolitik ist Wettbewerbs- 
politik für globale Märkte. Im 
globalen Wettbewerb stehen sich 
immer Wettbewerber gegenüber, 
die eine Einheit von Unterneh- 
men, Banken und Politikern (auf 
allen Ebenen) darstellen. Es ist 
freilich nicht zu übersehen, daß 
derart definierte Wettbewerber 
(als Netzwerke von Unternehmen 
und Staat) Verzerrungen des inter- 
nationalen Wettbewerbs bewirken 
können. Der Vertrag von Maa- 
stricht schließt dies durch den 
Hinweis ausdrücklich aus: „Die- 
ser Titel bietet keine Grundlage 
dafür, daß die Gemeinschaft ir- 
gendeine Maßnahme einführt, 
die zu Wettbewerbsverzerrungen 
führen könnte.“ 


Mögliche Wettbewerbsverzerrun- 
gen an den internationalen Märk- 
ten werden jedoch am besten 
durch eine internationale Wettbe- 
werbsordnung vermieden. Diese 
müßte sich freilich am Leitbild 
der bestreitbaren Märkte orientie- 
ren und durch Forschung und Ent- 
wicklung erarbeitete Innovations- 
prämien anerkennen. 

Es erscheint mir nach alledem 
geboten, die deutsche Gesund- 
heitspolitik auch als Industriepoli- 
tik zu begreifen und unter dem 
Ziel der Sicherung der internatio- 
nalen Wettbewerbsfähigkeit des 
Industriestandorts Deutschland 
wirtschaftspolitisch zu überden- 
ken. 


Standort Deutschland 


Strategie für 
die Zukunft 


Hubert Markl 


Obwohl man „Wörter des Jahres“ - und erst recht „Unwörter des 
Jahres“ - mit erheblicher Skepsis betrachten sollte, könnte das Wort 
„Standort“ doch der prägende, der tatsächlich zukunftsentschei- 
dende Begriff dieses Jahres für Deutschland werden: Produktions- 
standort, Wissenschaftsstandort, Ausbildungsstandort, Investiti- 
onsstandort oder ganz politplakativ einfach: „Standort Deutsch- 
land“ - und nun also auch Pharmastandort. Da muß schon was dran 
sein: Wo alles in Bewegung geraten ist, wo man zwischen Zusam- 
menbruch und Aufbruch manchmal im Lande wie international 
kaum mehr unterscheiden kann, weil beides ja auch oft genug ur- 
sächlich verknüpft ist, da täte es einem gut, zu wissen, wo man sel- 
ber steht und wo die anderen stehen. 


Das Begriffsbild hat allerdings 
auch seine Hintergründigkeiten: 
Wenn andere, zum Beispiel unse- 
re Partner, die immer auch unsere 
Konkurrenten sind, nämlich gar 
nicht stillstehen, sondern mächtig 
vorandrängen, käme es weniger 
auf die behäbig-immobile Fixie- 
rung des eigenen Standorts, son- 
dern vielmehr darauf an, daß man 
gerade nicht verharrt, sondern 
sich selber in Bewegung setzt, sei- 
nen Standort also nicht so sehr 
akribisch definiert, sondern 
schleunigst verläßt. Standort wird 
dann zu einem eher unwichtigen, 
fast schon theoretischen Kon- 
strukt - zu einem mathematischen 
Punkt - in einer dynamischen Tra- 
jektorie, in einer Flugbahn immer 
neuer Standortentwicklungen. 
Nicht auf den augenblicklichen 
Standort käme es dann an, son- 
dern darauf, mit wieviel Antriebs- 
kraft wir uns in welche Richtung 
vorwärtsbewegen. 


Aufbruchsstandort oder 
Beharrungsstandort 


„Standort Deutschland“: Das 
könnte nämlich vieles heißen. 
Standort für Sorgenpflege, Angst- 
kultur, Betroffenheitsinszenie- 
rung, Risikofurcht, Untergangs- 
modellmeisterschaft, Standort für 
Immobilismus, retrospektive Na- 
belschau, Streßgejammer und Zu- 
kunftsverfinsterung? Oder Stand- 
ort für Zukunftsgestaltung, für 
Bewältigung von Herausforderun- 
gen, für innovative Problemlösun- 
gen, für Bereitschaft zur Nutzung 


von Chancen und zur Überwin- 
dung von Schwierigkeiten? Das 
Bekenntnis zum „Standort 
Deutschland“ sagt uns also herz- 
lich wenig, wenn uns nicht zu- 
gleich mitgeteilt wird, Standort 
wofür und Ausgangspunkt für 
welche Zukunftsentwicklungen. 
Aufbruchsstandort oder Behar- 
rungsstandort, sozusagen. 


Ich habe im Titel meines Vortrags 
drei Begriffe verbunden, die gera- 
de für eine solche Standortbestim- 
mung als Ort, von dem aus wir zu 
neuen Ufern aufbrechen müssen, 
von entscheidender Bedeutung 
sind: Forschung, Innovation, Wett- 
bewerb. Ich werde das nun im ein- 
zelnen begründen und dabei auch 
nicht aus dem Auge verlieren, daß 
hier der „Verband Forschender 
Arzneimittelhersteller“ eingeladen 
hat, was mir als Biologen sowieso 
naheliegt. Ich will das Thema so 
behandeln, daß ich es zunächst 
ein wenig umformuliere: Was, so 
werde ich fragen, ist die Frage, 
worauf Forschung, Innovation und 
Wettbewerb die richtigen Antwor- 
ten sind? Welche Standortbestim- 
mung unserer Lage fordert solche 
Antworten? Dabei will ich jedoch 
eines vorausschicken, was die 
Perspektive meiner ganzen Darle- 
gung bestimmen wird. Dies wird 
nämlich eine sehr nachdrücklich 
evolutionäre, man könnte auch sa- 
gen eine dynamisch-historische 
Perspektive sein, und zwar in dop- 
peltem Sinn: Ich werde mich da- 
mit auseinandersetzen, daß die 
natürliche Evolution der Lebewe- 
sen mit der Entstehung des Men- 


schen auch in seiner Höchstform 
als rundumversichertem deut- 
schem Bundesbürger keineswegs 
ihren kulminierenden Abschluß 
gefunden hat, und ich werde mich 
genauso damit befassen, daß auch 
die Kulturrevolution unserer 
Spezies mit der marktwirtschaft- 
lich-demokratisch organisierten 
arbeitsteiligen westlichen Indu- 
striezivilisation keineswegs ihr 
vorbestimmtes Ziel und Ende er- 
reicht hat, an dem wir uns nun zur 
Ruhe setzen können. 


Kurzum, was immer ich im fol- 
genden zur Forschung, Innovation 
und Wettbewerb sagen werde, sa- 
ge ich im Licht der zwingenden 
Einsicht, daß die Welt, in der wir 
leben, ganz und gar nicht fertig 
ist; daß nichts in ihr mit einiger 
Zuverlässigkeit so bleibt, wie es 
ist, wie wir es gewohnt sind, ge- 
schweige denn wie wir es gerne 
hätten; daß wir unseren Standort 
daher immer aufs neue in einem 
Spielfeld suchen müssen, das sich 
nicht nur laufend ändert, sondern 
auf dem wir es ununterbrochen 
mit ständig neuen Mitspielern und 
Mitgegnern zu tun haben und in 
dem wir uns noch nicht einmal 
darauf verlassen können, daß 
morgen noch die Spielregeln von 
heute gelten oder daß ausgerech- 
net wir es sein werden, die die 
neuen Spielregeln bestimmen 
können. 


Wir werden, wir müssen unser 
Dasein also unter Bedingungen 
verwirklichen, auf die wir uns 
durchaus nicht verlassen können, 
die sich aus zwingenden Gründen 
auch nicht vorausberechnen oder 
gar planen lassen, auf die wir uns 
aber dennoch gerade in ihrer Un- 
zuverlässigkeit und Variabilität er- 
folgreich einstellen müssen, wenn 
wir unsere Chancen zur Daseins- 
sicherung und Lebensverwirkli- 
chung nutzen und wahren wollen. 


Der Irrweg des 
modernen Menschen 


Warum ist dies so? Es zweifelt 
kaum einer daran, daß unsere 
Welt tatsächlich voller Überra- 
schungen steckt und daß sie sich 
unaufhörlich wandelt. Zu den 
gängigeren, aber, wie ich meine, 
ım Ansatz falschen Antworten auf 
die Frage, warum dies so ist, 
gehört die weitverbreitete An- 
schauung, daran sei nur der 
Mensch schuld, genauer gesagt, 
der außer Rand und Band gerate- 
ne moderne Mensch der westli- 


chen wissenschaftlich-technischen 
Industriezivilisation, der durch die 
privat-marktwirtschaftliche Ent- 
fesselung seiner unbändigen Kräf- 
te, vor allem aber seiner egoisti- 
schen Habgierinstinkte und un- 
stillbaren Genußsucht, die immer 
Neues begehrt, nur um es sofort 
wieder entwertet beiseite zu wer- 
fen, wenn ihn noch Neueres, Un- 
erprobtes lockt, daß dieser entfes- 
selte Prometheus mit tätiger Mit- 
hilfe von Naturwissenschaft und 
Technik unersättlich das Unterste 
zuoberst kehrt und in seiner robo- 
teremsigen Raffgier alles durch- 
einanderbringt und zerstört, was 
ihm in seine findigen, flinken ma- 
nipulativen Finger gerät. Da er 
dies schließlich in ungebremst 
überexponentieller Vermehrung 
seinesgleichen in immer massen- 
hafteren Scharen und durch die 
Fortschritte von Verkehrs- und 
Kommunikationstechnologien so- 
zusagen in totalen globalen On-li- 
ne-Betrieb weltweit zeitgleich be- 
treibt, sei es nicht nur kein Wun- 
der, daß unsere Welt sich in 
atemberaubender Dynamik immer 
rascher bis zur Unkenntlichkeit 
verändert, sondern daß all dies sie 
mit Sicherheit in ein schreckliches 
Verhängnis treiben muß. 


Warum halte ich dieses Szenario 
für falsch? Doch nicht, weil es in 
jeder Hinsicht aller Wahrschein- 
lichkeit entbehrt? Man muß doch 
nicht in Hessen zur Schule gegan- 
gen, mit Ökowasser getauft und 
mit Greenpeace-Milch gestillt 
worden sein, um darin vieles wie- 
derzuerkennen, was unsere Wirk- 
lichkeit leider nur allzu treffend 
kennzeichnet. Für falsch halte ich 
daran jedoch vor allem eines: daß 
diese Unordnung der Dinge ihre 
Ursache in einem Irrweg des mo- 
dernen Zivilisationsmenschen ha- 
be, durch den er einen naturgege- 
benen stabilen Ordnungszustand 
der Verhältnisse verlassen, ja ge- 
radezu umgestürzt habe, wodurch 
er sich nun selbst und mit ihm 
gleich die ganze Biosphäre in den 
Abgrund steuert. 


Zwar trifft es durchaus zu, daß die 
vervielfältigten technischen 
Machtmittel auf der Grundlage 
immer zuverlässiger werdender 
wissenschaftlicher Erkenntnisse 
über die Natur und die Existenz- 
bedingungen des Menschen, ver- 
bunden mit der ungeheuren, nie- 
mals vorher gekannten Massen- 
haftigkeit der menschlichen 
Population die Dynamik des Wan- 
dels über alle menschlichen Er- 
fahrungen hinaus dramatisch ge- 


steigert hat, aber nichts daran ist 
ursächlich tatsächlich völlig an- 
ders als in vergangenen Zeiten. 
Diese Feststellung: daß zwar die 
Auswirkungen der Ursachen des 
Wandels der Lebensverhältnisse 
von zunehmender, gewaltiger Dy- 
namik geprägt sind, daß jedoch 
die Ursachen selbst genau jene 
sind, die die Entfaltung der Lebe- 
wesen in der natürlichen Evoluti- 
on wie die Entfaltung der 
menschlichen Fertigkeiten in der 
Kulturrevolution seit jeher be- 
stimmten, ist von großer Tragwei- 
te für unser Thema. 


Keine Rückkehr 
zur Harmonieidylle 


Falsch ist dann nämlich nicht die 
Zustandsbeschreibung - man 
möchte fast sagen: die Standort- 
bestimmung der modernen 
Menschheit -, falsch ist die irrelei- 
tende Illusion, es bedürfe nur ei- 
ner sittlichen Einkehr zu alten 
Werten und einer Rückkehr zu 
einer vermeintlich solideren, ge- 
ordneteren, wenn nicht gar „natür- 
licheren“ Lebens- und Wirt- 
schaftsweise, sozusagen der Auf- 
kündigung des Teufelspaktes mit 
der modernen, arbeitsteiligen, pri- 
vatwirtschaftlich-profitmaximie- 
renden Industriezivilisation, um 
die Fehlentwicklung zu beenden 
und wieder in den sicheren Hafen 
einer Harmonieidylle der Kultur- 
vergangenheit zurückkehren zu 
können, die man sich ebenso leb- 
haft wie unzutreffend ausmalt. 


Tatsächlich sind es drei Ursachen- 
bündel, die in der Vergangenheit 
bewirkten, daß es dem Menschen 
niemals gegönnt war, sozusagen 
im Frieden mit seinen Verhältnis- 
sen zu leben, die dies heute ver- 
hindern und die dies auch künftig 
unmöglich machen werden. Es 
sind die drei mächtigen Ursachen- 
bündel des unaufhörlichen evolu- 
tiven Wandels unserer Welt. 


Erstens kommt die Dynamik der 
natürlichen Evolution der Orga- 
nismen, mit denen und von denen 
wir leben und die von uns leben, 
niemals zu einem Ende. Es würde 
hier in kurzer Zeit zu weit führen, 
im quantitativen Detail zu begrün- 
den, warum der genetische Ein- 
fallsreichtum der Abermillionen 
biologischer Spezies und der Mul- 
tibillionen von Individuen, die als 
Angehörige dieser Spezies gleich- 
zeitig mit uns die Erde bevölkern, 
selbst so lange unser Sonnensy- 
stem existieren wird, niemals aus- 


geschöpft werden kann. Da wir 
mit unserer Alltagslebenserfah- 
rung - Mythen, Märchen und alle 
Geschichtswerke eingeschlossen - 
nur einen winzigen Zeitausschnitt 
überblicken, entsteht leicht der 
Eindruck weitgehend statischer 
naturgegebener Verhältnisse. Die 
Paläontologie belehrt uns schnell 
eines anderen, aber wir tun so, als 
ob es für unser heutiges Dasein 
und unsere Zukunft doch nichts 
bedeutet, daß vor wenigen Dut- 
zend Millionen Jahren gewaltige 
Dinosaurierscharen, aber keinerlei 
Menschen die Erde bevölkerten. 


Während wir uns noch schaurige 
Geschichten erzählen lassen, wie 
es wohl wäre, wenn diese Bestien 
wiederkehrten, übersehen wir 
ganz und gar die wirkliche Bot- 
schaft von „Jurassic Park“ und 
vergleichbaren Schauermärchen: 
daß tagtäglich seit jeher, bis in al- 
le Zeiten ununterbrochen um uns 
herum, ja selbst mitten in unseren 
Körpern das Spiel des geneti- 
schen Erprobens ganz neuer, nie- 
mals zuvor existenter Möglichkei- 
ten des Lebens fortschreitet. Un- 
sere drohenden Dinosaurier sind 
freilich nicht turmhoch groß und 
keine feuerspeienden Drachen. 
Sie sind mikrobenwinzig und von 
unglaublicher Individuenzahl und 
Entwicklungspotenz. Auch ein 
Tyrannosaurus ist nur ein gemein- 
sam herumtrampelnder Zellklon 
von einigen Billionen Zellen. Er- 
folgreiche Klone von Mikro- 
benspezies - Viren oder Bakterien 
aller, vor allem auch krankheitser- 
regender Art - bringen es mit 
Leichtigkeit auf vergleichbar ge- 
waltige Zellzahlen. 


Aber während der tapsige Saurier 
mit Müh und Not pro Jahr ein 
paar Dutzend oder Hundert Nach- 
kommen hervorbringen konnte, 
kann jede dieser Myriaden Mikro- 
benzellen sich im Halbstundentakt 
beliebig oft zweiteilend vermeh- 
ren, solange sie nur genug Nähr- 
stoffe findet, und vor allem lassen 
sie dabei jedesmal neue geneti- 
sche Varianten gebären, deren 
Zahl und Eigenschaften unaus- 
schöpflich und unausdenkbar 
sind. Während Sie hier gesittet, 
schweigend und sinnend (oder 
auch dösend) vor mir sitzen, spielt 
sich eben dieses beängstigende 
Wunderwerk genetischer Explora- 
tion neuer Ausbeutungsmöglich- 
keiten menschlicher Wirte durch 
ihre mikrobiellen Untermieter un- 
unterbrochen, zigtausendmal in 
ihren Eingeweiden ab, und genau- 
so wunderbar vermehren sich 
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gleichzeitig in Ihren Lymphkno- 
ten und anderen Geweben die spe- 
zifischen Abwehrzellen Ihres Im- 
munsystems, um jeder neuen 
molekulargenetischen Angriffsva- 
riante sofort Herr zu werden. 


Ein wahres Schlaraf- 
fenland der Evolution 


Wenn uns dies einmal nicht ge- 
lingt, dann suchen wir voll Hei- 
lungshoffnung Arzt und Apothe- 
ker auf in der Erwartung, daß dort 
für jeden Erreger die richtigen 
Mittel im Arsenal der künstlichen 
Abwehrstärkung mit Hilfe der 
Naturstoffchemie oder der phar- 
mazeutischen Chemie bereitste- 
hen werden, um dem Versagen 
unserer körpereigenen chemi- 
schen Abwehr auf die Sprünge zu 
helfen. Und erschreckt nehmen 
wir dann Meldungen wie jene der 
WHO zur Kenntnis, daß im näch- 
sten Jahrzehnt mindestens 30 Mil- 
lionen Menschen deshalb der In- 
fektion mit Tuberkulose erregen- 
den Mykobakterien zum Opfer 
fallen werden, weil einige von ih- 
nen jüngst auf einen neuen gene- 
tischen Trick gekommen sind, der 
sie gegen Isoniazid, ein wichtiges 
Medikament gegen Tuberkulose, 
resistent macht. 


Ich brauche Sie nicht auf unsere 
derzeit auch politisch populärsten 
Viren hinzuweisen - ich versage 
es mir zu sagen, sie seien in aller 
Munde, Verzeihung, ich habe es 
mir doch nicht versagt -, die nur 
eine Variante von Tausenden Vi- 
renspezies darstell, die uns 
bedrohen können, oder auf Rost- 
pilzerkrankungen lebenswichtiger 
Kulturpflanzen oder auf Erreger 
von Schlafkrankheit oder Malaria 
übertragende Fliegen und 
Mücken, die in wenigen Jahrzehn- 
ten unüberwindlich erscheinende 
Vernichtungsstrategien molekular- 
genetisch zu überlisten lernten, 
um Ihnen dies ganz nachdrücklich 
deutlich zu machen. 


Während sich die Zahl der auf der 
Erde lebenden Menschen in weni- 
gen Jahrzehnten auf zehn Milliar- 
den vergrößern wird, deren Exi- 
stenz von Multimilliardenanzah- 
len relativ weniger Nutzpflanzen- 
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und Nutztierarten abhängig ist, 
eröffnet sich für ungezählte Para- 
siten und Krankheitserreger ein 
wahres Schlaraffenland ihrer Evo- 
lution, in das sie die genetische 
Variabilität ihrer Eigenschaften 
mit geradezu naturgesetzlicher 
Zwangsläufigkeit hineinevolu- 
ieren läßt. Nicht unsere unnatürli- 
che Lebensweise wird dies zur 
Folge haben, sondern die durch 
und durch natürliche Evolution 
uns gefährlicher Mikroorganis- 
men, die dazu keiner künstlichen 
Anleitung oder Entfesselung be- 
dürfen. Es ist geradezu makaber, 
daß die meisten auch gut unter- 
richteten Menschen auch hierzu- 
lande diesen Tatsachen kaum Be- 
achtung schenken, während sie 
sich über die Freisetzung gene- 
tisch veränderter Petunien, Rüben 
oder Kartoffeln in absurde Angst- 
vorstellungen hineinfantasieren 
können. 


Aber damit noch nicht genug. 
Denn zugleich werden diese vie- 
len Milliarden Menschen, Hühner, 
Rinder, Karpfen, Rüben oder 
Maispflanzen im ganz normalen 
genetischen und biochemischen 
Geschehen ihrer Entstehung und 
Entwicklung fast unabsehbar vie- 
le Möglichkeiten des Versagens, 
also physischer Fehlfunktionen 
„entdecken“, zu deren Behand- 
lung für die Betroffenen ein eben- 
so weitgefächertes Angebot an 
Arzneien und Behandlungsmög- 
lichkeiten in den Händen von 
Menschen-, Tier- und Pflan- 
zenärzten benötigt wird, das leider 
größtenteils noch unentdeckt und 
unerprobt ist; das Bekannte reicht 
noch nicht einmal zur ursächli- 
chen Therapie der häufigen heuti- 
gen Maladien, geschweige denn 
für das, was dieser ganz natürli- 
che, unvermeidliche evolutive 
Wandel an uns selbst, unseren 
Nutz- und Schadorganismen künf- 
tig noch über uns bringt. Dies ist 
also die zweite Feststellung: Nicht 
nur die Evolution unserer Plage- 
geister steht nicht still; es gibt 
auch keineswegs ein artgeschlos- 
senes Register selbsterzeugter 
menschlicher Leiden. Unserer 
molekularbiologischen Natur fällt 
auch dazu mit Sicherheit immer 
noch Neues ein. 


Die Essenz der 
Natur des Menschen 


Dies war also, kurz umrissen, das 
erste Bündel der Ursachen unauf- 
haltsamen Wandels menschlicher 
Lebensbedingungen und damit 


der Herausforderungen, auf die 
Forschung, Innovation und Wett- 
bewerb immer neue Antworten 
finden müssen. 


Das zweite Ursachenbündel hat es 
nicht weniger in sich: es ist jedoch 
in ganz anderer Weise vom Men- 
schen selbsterzeugt. Von Immanu- 
el Kant stammt das schöne Bild, 
daß das menschliche Genie ab- 
sichtslos ähnliches hervorzubrin- 
gen vermöge wie die schöpferi- 
sche Natur. Dieses Genie der Er- 
kenntnis und des Erfindens ist 
jedoch nicht etwa ein Produkt 
neuzeitlicher Künste und Wissen- 
schaften, es ist auch nicht nur das 
Privileg weniger auserwählter Be- 
gabungen, obschon es uns bei ih- 
nen in reinster Form entgegentritt: 
es ist die Essenz der Natur des 
Menschen selbst. Wir sind die Pri- 
matenart, die weit über die Fähig- 
keiten aller anderen hinausrei- 
chend Ursache-Wirkungs-Bezie- 
hungen ergründen und erkennen 
kann und diese Einsichten prak- 
tisch nutzbar zu machen versteht. 
Mehr noch: Wir können unsere 
Kenntnisse und Fertigkeiten durch 
systematische Erkundung - die 
wir Forschung nennen - vertiefen 
und bereichern, wir können sie 
einander mitteilen und dadurch 
voneinander lernen. Ob wir eine 
weise Spezies sind, wie uns Linn& 
mit dem Namen Homo sapiens 
zutraute, mag dahingestellt sein; 
daß wir die nach Wissen und 
Können strebende, wißbegierige 
Tierart sind, das stimmt allemal: 
Vielleicht hätte Homo curiosus 
oder Homo investigans daher 
noch besser zu uns gepaßt. 


Das scheint zunächst gut und 
schön und nützlich und harmlos: 
Was kann daran ursächlich sein 
dafür, daß unsere Lebensverhält- 
nisse sich außer Rand und Band 
geratend wandeln? Nun: Unser 
evolutiver Erfolg als natürliche 
Spezies beruht auf unserem Er- 
kenntnisvermögen und Erfin- 
dungsreichtum. Diese Kultur- 
fähigkeit, die eben auch unsere 
spezifische Natur ausmacht, unse- 
re zweite Natur jedenfalls, hat uns 
dazu verholfen, mit kluger Hart- 
näckigkeit zur weltweit verbreite- 
ten, alles Leben auf dieser Erde 
dominierenden, unsere Lebens- 
und Vermehrungserwartung über 
alle Maßen steigernden Spezies 
zu werden. Unsere Nahrung, un- 
sere Kleidung, unsere Behausung, 
unsere Energieversorgung und 
nicht zuletzt unsere Methoden der 
Krankheitsbekämpfung sind alle 
Ausfluß unserer Kulturfähigkeit, 


unseres Lern-, Erfindungs- und 
Erkenntnisvermögens, also im 
weitesten, im kantschen Sinne be- 
trachtet, unseres menschlichen 
Genies, mit dem wir vervielfacht, 
verstärkt und beschleunigt fortset- 
zen, was uns die natürliche, 
schöpferische Evolution vorge- 
macht hat. 


Der Druck der Veränderung durch 
ständiges Bemühen um Lösung 
von Daseinsproblemen, um Ver- 
besserung unserer Lebensverhält- 
nisse: Das ist nicht eine hypertro- 
phe Verirrung der wissenschaft- 
lich-technischen Zivilisation, es 
ist der Ausdruck eben jener Bega- 
bung und Kraft, die uns beim 
Aufbruch in Afrikas Savannen vor 
ein paar Millionen oder Hundert- 
tausend Jahren das Schicksal un- 
serer Vettern, der Menschenaffen, 
erspart hat oder uns jedenfalls so 
unvorstellbar weit von ihnen ent- 
fernt hat. 


Der Mensch 
ist ein Wühler 


Weltweit, in jeder uns bekannten 
Kultur, gleich welcher Zivilisati- 
onsstufe, welcher Gemeinschafts- 
ordnung, welcher Religion, spielt 
sich seit jeher unaufhörlich das 
gleiche ab: Früher Millionen, heu- 
te Milliarden Menschen verwen- 
den ihre Erfindungsgeschicklich- 
keit auf tausenderlei Weise, um 
ihr Leben zu meistern, sie passen 
sich ihren Lebensbedingungen an, 
indem sie diese zu eigenen Gun- 
sten tagaus, tagein zu verändern 
suchen, und sie fordern durch die- 
se Veränderungen nur immer neue 
Anpassungsanstrengungen heraus 
und fördern damit aufbauend auf 
dem schon Erkannten, Erfunde- 
nen und Erreichten immer neue 
ingeniöse Leistungen zutage. 


Der Mensch ist ein Wühler, hat 
Jakob Burckhardt festgestellt, und 
er hört auch nicht auf damit. Wie 
der unaufhörliche genetische 
Wandel der außermenschlichen 
Natur erzeugt der geistige Wandel 
der menschlichen Kultur Bedin- 
gungen, unter denen die Verhält- 
nisse niemals zur Ruhe kommen 
können. Man kann sich verwei- 
gern, man kann sich meditierend 
wie ein buddhistischer Mönch in 
eine Höhle zurückziehen, man 
kann seinem Leben sogar ein En- 
de setzen: Nichts davon bewirkt 
etwas anderes, als daß andere so- 
fort mit ihren Ideen, Taten und 
Nachkommen in die Lücke sprin- 
gen und das Wandlungsschauspiel 


auf ihre Art und zu ihren Gunsten 
weiter vorantreiben. Dies gilt 
wohlgemerkt in allen Kulturen 
unter allen Wirtschaftsformen des 
Menschen: Mit den vervielfachten 
Möglichkeiten einer wissenschaft- 
lich-technischen, arbeitsteiligen 
Marktwirtschaft gilt es jedoch mit 
vervielfachter Wucht. 


Gewiß, dieser Prozeß verlief in 
überschaubarer Langsamkeit, so- 
lange die Zahl der Menschen 
klein, ihre Kulturen voneinander 
isoliert, der Stand ihres Wissens 
und ihrer Fertigkeiten beschränkt 
waren. Zu einer global vernetzten 
Multimilliardenmenschheit ver- 
schmolzen, auf fast weltweit 
annähernd gleichartig entfaltetem 
Wissens- und Könnensstand, 
treibt die Entwicklung mit macht- 
vollem Strom des Wandels voran, 
was vordem aus schmalen Rinn- 
salen an kleinen und kleinsten 
Fortschritten zusammenfloß. 


Dies ist das zweite Bündel von 
Ursachen des dynamischen Wan- 
dels der Welt, dem wir auf keine 
Weise entgehen können und auf 
deren Herausforderungen nur For- 
schung, Innovation und Wettbe- 
werb die Lösungen für ständig 
neue Probleme liefern. 


Der Mensch - eine Überra- 
schung oder Katastrophe? 


Das dritte Bündel an Ursachen ist 
mit den beiden ersten eng ver- 
flochten und dennoch nochmals 
von anderer Art. Die physische 
wie die soziale Welt, in der wir 
existieren, ist von schier unüber- 
schaubarer Komplexität überwie- 
gend nichtlinearer Wirkungsbe- 
ziehungen, in denen auf keine 
Weise vorausberechenbar, wenn- 
gleich mit unaufhaltsamer 
Zwangsläufigkeit - wie man heu- 
te gerne sagt: in chaotischer Wei- 
se - selbst winzige Ereignisse ge- 
waltige Neben- und Fernfolgen 
zeitigen können. 


Unsere Welt ist nicht nur deshalb 
ununterbrochen von dramati- 
schem Wandel bedrängt, weil 
Erdbeben, Sturmfluten, Dürrepe- 
rioden, Feuersbrünste, Hitze- oder 
Kältewellen, Überschwemmungen 
oder EI-Nino-Ereignisse unsere 
hochtechnisierten, überbevölker- 
ten Lebensräume mit Katastro- 
phen bedrohen können. Das ist al- 
les richtig und künftig sogar von 
ständig wachsender Bedeutung. 
Aber es sind nicht nur diese ge- 
waltigen Naturereignisse, die un- 


vorhersehbaren Epidemien und 
Seuchen, die uns immer wieder 
unvorbereitet treffen. Es sind wir 
selbst, die immer wieder alle un- 
sere ausgeklügelten Erwartungen 
und Kalkulationen über den Hau- 
fen werfen, die unvorhersehbare 
und unabsehbare soziale und poli- 
tische Wirren, Umstürze, Revolu- 
tionen, Kriege und Zusammen- 
brüche hervorbringen, Konvulsio- 
nen des sozialen, des politischen, 
des wirtschaftlichen Wandels, die 
unser ganzes Dasein vor immer 
neue Probleme, Herausforderun- 
gen, Risiken und Chancen stellen. 
Der Mensch selbst ist für sich 
selbst eine ständig drohende oder 
verlockende Überraschung - und 
leider oft genug auch die größte 
Katastrophe. 


Wenn dies so zutrifft, wenn unser 
Standort Deutschland also wie je- 
mals ein Standort menschlicher 
Zivilisation unvermeidlich ein 
Standort im wirbelnden Strom der 
Veränderung ist, die sich aus min- 
destens diesen drei Ursachenbün- 
deln speist, wenn unser Schicksal 
nicht so sehr davon abhängt, wie 
fest wir zu stehen, sondern wie 
kraftvoll und geschickt wir uns in 
diesem Strom des Wandels zu be- 
wegen vermögen, dann stellt sich 
die Frage nach der richtigen Stra- 
tegie zur Bewältigung der Heraus- 
forderungen der Zukunft, und 
zwar ganz anders, als es das kräf- 
telähmende Untergangsszenario 
für die wissenschaftlich-techni- 
sche Industriegesellschaft mit 
wehmütigem Blick auf vergange- 
ne Zeiten zu suggerieren versucht. 


Die Fehler 
des Unterlassens 


Dann bedeutet die Frage nach un- 
serem Standort nämlich die Frage 
nach der richtigen Strategie, um in 
dieser  wirbeilnd-dynamischen 
Welt den Kopf oben zu behalten 
und die Voraussetzungen für ein 
auch künftig erfolgreiches Leben 
zu sichern. Dann kann es mit Si- 
cherheit nicht darum gehen, alles 
zu tun, um allen Risiken auszu- 
weichen, alle Gefahren zu mei- 
den, jede Veränderung zu scheu- 
en, dann würde dies ja nur bedeu- 
ten, daß wir die Risiken, die 
Gefahren, die Veränderungen 
eben willenlos, passiv über uns er- 
gehen lassen, die uns der unauf- 
haltsame Wandel um uns und 
durch uns zwangsläufig auferlegt. 


Vor allen sind so betrachtet die 
„sins of omission“ unter Umstän- 


den gefährlicher als die „sins of 
commission“, die „Fehler des Un- 
terlassens“ tragischer als die 
„Fehler des Unternehmens“. Denn 
es ist falsch zu meinen, wir seien 
nur für das verantwortlich, was 
wir tun, nicht auch für das, was 
wir unterlassen oder verhindern. 
So wie der, der die Abwehrmaß- 
nahmen behindert, auch Mit- 
schuld hat am Terror von Verbre- 
cherorganisationen; so wie der, 
der vor Strafe zurückschreckt, 
auch Mitschuld trägt an dem Lei- 
den neuer Opfer der dadurch er- 
mutigten Täter; so wie der, der 
aus Angst vor unerkannten Ne- 
beneffekten die Entwicklung neu- 
er Heilmittel behindert, auch Mit- 
schuld trägt am Schicksal derer, 
denen durch sie hätte geholfen 
werden können; so ist unsere 
Scheu vor der Hinnahme auch be- 
grenzter Risiken nicht etwa die 
beste Versicherung gegen die 
großen Gefahren, sondern viel- 
mehr eine Strategie der Machtlo- 
sigkeit und Hilflosigkeit, der Aus- 
lieferung an Bedrängnisse, gegen 
die man versäumte, sich rechtzei- 
tig zu wappnen, kurzum: eine 
Strategie der großen Risiken aus 
Scheu und Angst vor den kleinen. 


Zu Nah- und Fernfolgenabschät- 
zung des Handelns gehört daher 
untrennbar die Nah- und Fernfol- 
genabschätzung des Unterlassens 
und Verhinderns, gerade auch von 
Forschung und Innovation; zur 
Folgenabschätzung neuer wissen- 
schaftlich-technischer Entwick- 
lungen gehört die Folgenabschät- 
zung des Verlusts an Lebenschan- 
cen und Arbeitsmöglichkeiten 
beim Versäumen der Nutzung 
neuer Möglichkeiten. Wer etwa 
selbst vor den eingebildeten Ge- 
fahren der biologischen und gene- 
tischen Technologien angstvoll 
zurückschreckt, trägt unmittelba- 
re Mitschuld daran, wenn nicht 
nur dadurch mögliche, zukunftssi- 
chere Arbeitsplätze für unsere 
jungen Biochemiker und Moleku- 
larbiologen nicht entstehen, son- 
dern wenn auch der Einfallsreich- 
tum und das Engagement, also 
das Genie dieser gut ausgebilde- 
ten und hochmotivierten Frauen 
und Männer vergeudet wird und 
dadurch alle jene Erfindungen 
und Entwicklungen unterbleiben, 
die sie hätten beitragen können, 
um unsere Probleme zu lösen. 


Denn noch einmal: Rings um uns 
herum steht nichts still und steht 
niemand still. Die biologische 
Evolution fährt fort, uns zu be- 
drängen. Evolutionsbiologen ver- 


wenden dafür gerne das Bild der 
Red Queen aus Lewis Carrol’s 


Es steht 
nicht still! 


„Ihrough the Lookingglass“: In 
ihrem Land, lernt Alice, muß man 
so schnell laufen, wie man kann, 
damit man wenigstens auf der 
Stelle bleibt. Der kulturell-zivili- 
satorische Entwicklungsfortschritt 
anderer Nationen und Gesell- 
schaften unserer Konkurrenten im 
wirtschaftlichen Wettbewerb auf 
den global geöffneten Märkten, 
die Konkurrenz um Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten für die Men- 
schen, die davon profitieren wol- 
len - all dies steht aber genauso- 
wenig still. Nichts kann uns 
garantieren, daß die Welt, in der 
wir es uns scheinbar jetzt so 
schön erträglich eingerichtet ha- 
ben, auch morgen noch so bleibt: 
Die Lebenswirklichkeit ist ein un- 
erschöpflich einfallsreicher Spiel- 
verderber und zugleich ein Eröff- 
ner immer neuer Lebensspiele 
voll hoffnungsvoller Chancen. 


Was ist also dann die Strategie, 
um die Chancen der Zukunft zu 
nutzen, um Probleme zu lösen, 
Herausforderungen zu bestehen, 
und dabei Gefahren nicht nur zu 
scheuen, sondern zu erkennen, zu 
beseitigen und dadurch immer 
wieder zu meistern? 


Ich komme zurück auf die Schlüs- 
selbegriffe meines Themas, die 
ich keineswegs vergessen habe: 
Ich sprach nämlich die ganze Zeit, 
indem ich die wirkliche Lage 
unseres Standorts zu kennzeich- 
nen suchte, von nichts anderem. 
Es gibt für uns - insbesondere für 
uns Deutsche als Mitglieder eines 
Netzwerks hochentwickelter, 
gegenseitig voneinander abhängi- 
ger wissenschaftlich-technisch, 
marktwirtschaftlich-industriell or- 
ganisierter Gesellschaften, mit ei- 
ner Bevölkerung, die den hohen 
Standard an Daseinssicherheit, 
Güter- und Energieversorgung so- 
wie Gesundheitsfürsorge, vor al- 
lem aber die exorbitante Lebens- 
erwartung beansprucht, wie sie 
nur von einer solchen hochdiffe- 
renzierten Industriezivilisation ge- 
währleistet werden können - es 
gibt für uns nämlich nicht eine 
Auswahl verschiedener Strategi- 
en, in denen wir Antworten auf 
die unabwendbaren dynamischen 
Herausforderungen, die ich darge- 
stellt habe, suchen könnten, es 
gibt tatsächlich nur eine einzige 
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Standort Deutschland 
Strategie für 
die Zukunft 


solche Strategie. Diese Strategie 
beruht auf der Begriffs-Triade von 
Forschung, Innovation und Wett- 
bewerb. Obwohl dies eine evolu- 
tionär wie historisch nachgewie- 
sene Erfolgsstrategie ist, kann sie 
den Erfolg dennoch keineswegs 
hundertprozentig garantieren: 
aber sie gewährt uns die besten 
Chancen, durch immer neue An- 
strengungen das Beste aus unse- 
ren Möglichkeiten zu machen. 


Das Problem 
der Forschung 


Forschung: Dies ist die systemati- 
sche und methodisch organisierte 
Suche nach neuen, zuverlässigen 
Erkenntnissen über die uns zu- 
gängliche Wirklichkeit - der Na- 
tur, des Menschen, der Gesell- 
schaft und unserer geistigen 
Fähigkeiten. Forschung: Das ist 
gleichsam die über Jahrtausende 
methodisch-technisch perfektio- 
nierte, arbeitsteilig kooperierende 
Verfahrensweise der Erkenntnis- 
gewinnung, die aus dem Naturta- 
lent aller Menschen zum Wissen- 
serwerb - vor allen aber der durch 
glückliche Fügung besonders for- 
schungsbegabten und forschungs- 
motivierten Menschen - ein hoch- 
entwickeltes Geist- und Hand- 
werk gemacht hat. Forschung 
verhält sich zur gewöhnlichen 
Wißbegier des Menschen wie eine 
Himalaya-Gipfel-Expedition zum 
gewöhnlichen Bergwandern - und 
auch in der Forschung gibt es da- 
bei die Freihandkletterer und Ein- 
handsegler, die Reinhold Mess- 
ners sozusagen. Forschung hat aus 
einer jedem Menschen gegebene 
Fähigkeit, etwas Neues zu finden 
und zu lernen, einen hochspezia- 
lisierten Beruf gemacht, viele ver- 
schiedene solche Berufe für die 
Fülle von Forschungs- und Wis- 
sensgebieten, auf deren Erträge 
wir allesamt zur Bewältigung und 
zum Genuß unseres Daseins ange- 
wiesen sind. 


Ohne den konzentrierten, geziel- 
ten, aber genauso auch den spiele- 
risch-explorativen Einsatz der 
Forschung - besser und genauer: 
der Forscherinnen und Forscher, 
denn auf sie kommt es dabei an, 
Abstrakta auf die Endung „-ung“ 


16 [SODE 6/1994 


haben noch niemals etwas zustan- 
de gebracht! - ohne diesen Einsatz 
kann keine fortentwickelte Zivili- 
sation unter dem geschilderten, 
dreifachen Ansturm der Verände- 
rung aller Lebensbedingungen ih- 
re Zukunft sichern. Wer schon die 
Forschung - also die Suche nach 
neuen Erkenntnissen und Hand- 


lungsmöglichkeiten - nicht ange- ° 


messen fördert, wer sie gar noch 
behindert und verhindert, ganz 
gleich aus welchen noch so mora- 
lisch hingestellten Gründen, der 
macht sich nicht nur mitschuldig, 
der erzwingt geradezu die Zer- 
störung der Funktions- und Über- 
lebensfähigkeit einer wissen- 
schaftlich-technischen Industrie- 
gesellschaft; er hält sie nicht etwa 
nur auf oder im Zaum, er zerstört 
ihr Lebensbedingungen - unsere 
Lebensbedingungen. 


Aber Forschung als Suche nach 
neuen, zuverlässigen Erkenntnis- 
sen ist noch keineswegs ausrei- 
chend für die Erfolgsstrategie der 
Zukunftssicherung. Wer meint, es 
reiche aus, Entdeckungen zu ma- 
chen, so wie man sich an neuen 
Blumen oder neuen Kunstwerken 
erfreut - schön, aber folgenlos -, 
der hat nicht verstanden, worum 
es eigentlich geht. Gewiß kann 
und darf nicht alles, was die For- 
schung entdeckt und erkennt, zur 
praktischen Anwendung gelan- 
gen, aber wer daraus folgern 
möchte, es ginge uns am besten, 
wenn möglichst wenig an Innova- 
tion, also an erneuerten Produk- 
ten, Verfahren, Herstellungs-, Ver- 
wendungs- oder Entsorgungspro- 
zessen zur Anwendung kommt, 
der sollte sich seiner Bereitschaft 
zur Förderung der Forschung 
auch nicht rühmen, der könnte 
sich dann nämlich den Aufwand 
für Forschung auch gleich sparen. 


Innovation ist die zielgerichtete, 
zügige, effiziente und effektive 
Umsetzung neuer Forschungser- 
gebnisse, neuer Erkenntnisse und 
Entdeckungen in Produkte und 
Verfahren, die im Wettbewerb mit 
den anderen Angeboten auf welt- 
weit freien Märkten erfolgreich 
sind, weil sich ausreichend viele 
informierte, entscheidungsfreie 
Kunden für sie entscheiden. 
Während Forschung in gewissem 
Sinn - im Erfolgsfall - ewig gülti- 
ge Wahrheiten zutage fördern 
kann, schafft die innovative Ent- 
wicklung neuer Verfahren und 
Produkte hier und heute unter den 
jetzt gegebenen Marktbedingun- 
gen erfolgreiche Antworten auf 
den Bedarf und die Wünsche der 


Kunden und auf die Herausforde- 
rungen durch die Wettbewerber. 


Da die Bedingungen auf diesen 
„Märkten“ - seien es jene der 
natürlichen Evolution oder der 
wirtschaftenden Menschen - auf- 
grund der dargestellten Ursachen, 
vor allem aber gerade durch das 
ständig sich erneuernde Auftreten 
von innovativen Angeboten durch 
unsere Wettbewerber, niemals 
konstant bleiben, sondern sich un- 
unterbrochen und zwangsläufig 
wandeln, gibt es keine Innovatio- 
nen mit Dauergarantie (und da- 
durch übrigens auch keine Ar- 
beitsplatzgarantie und keine öko- 
logische Nischengarantie für 
Arten von Lebewesen) in unserer 
Welt, sondern immer nur ein wei- 
tes Feld für neue Innovationen, 
neue Arbeitsplätze, neue Nischen, 
die nicht fertig vorgegeben von 
der Natur oder der Kultur bereit- 
gestellt werden, sondern die stän- 
dig neu entdeckt, genauer gesagt: 
erfunden werden müssen. 


Der Wettbewerb 
um Problemlösungen 


Warum kann es dabei nicht ein- 
mal zu einem Optimalzustand 
kommen, in dem endlich Ruhe 
herrscht und in dem dann - wie 
schon einmal von Vordenkern 
vorgeschlagen - dem durchsozia- 
lisierten deutschen Planbürger ge- 
nau eine Käsesorte, eine Wurst- 
sorte, eine Brotsorte, ein Kraft- 
fahrzeugtyp, ein Fahrradtyp, ein 
Kraftwerktyp, ein Wohnungstyp, 
eine Uniformkleidung und ein 
Fernsehprogramm (natürlich je- 
weils genau das politisch als opti- 
mal definierte) zugeteilt wird, wo- 
mit er für immer zufrieden sein 
sollte? Nun, genau dazu wird und 
kann es niemals - es sei denn 
kurzfristig unter massivem Zwang 
- kommen, weil die ständige Va- 
riabilität der Verhältnisse über- 
haupt keinen Stabilzustand errei- 
chen läßt, zumal keinen optima- 
len, da selbst heute optimale 
Problemlösungen, Produkte, Ver- 
fahren bereits morgen unter ver- 
änderten Verhältnissen wieder 
suboptimal oder obsolet sein kön- 
nen. 


Mit anderen Worten: Weil uns ein 
ständiger Wettbewerb um neue 
Problemlösungen, neue Verfah- 
ren, neue Produkte unter unab- 
wendbar bedrängenden Knapp- 
heitsbedingungen aufgezwungen 
bleibt - Knappheit an Mitteln, 
Knappheit an Ressourcen, Knapp- 


heit an Kenntnissen, Knappheit an 
Raum, Knappheit an Tragekapa- 
zität der Biosphäre für immer 
neue Menschen mit immer neuen 
Menschenfolgen. Und genau die- 
ser Wettbewerb unter Knappheits- 
bedingungen erzwingt und er- 
möglicht es zugleich, daß neue 
Forschungsergebnisse zu neuen 
Innovationen führen können. Vor 
allem aber: selbst wenn wir Deut- 
schen meinten, aus gleich wel- 
chen Gründen darauf verzichten 
zu können und verzichten zu sol- 
len - die globale Interdependenz 
der Wettbewerber, der Forscher, 
der Innovatoren, der Firmen, der 
Gesellschaften, Nationen, Kultu- 
ren und ihrer aller Abhängigkeit 
von der ruhelos innovativen le- 
bendigen Natur brächten es mit 
sich, daß wir dadurch nicht etwa 
auf einer Insel der Seligen (und 
sei es der Saumseligen) überdau- 
ern könnten, sondern daß wir er- 
barmungslos zum Abstieg in Ver- 
armung, Mittel- und Hilflosigkeit 
verdammt wären. 


Deshalb sind Forschung und Inno- 
vation im Wettbewerb nicht etwa 
irgendeine Strategie zur Gestal- 
tung und Sicherung unserer Zu- 
kunft - und damit des Wirtschafts- 
standorts, auch des Pharmastan- 
dorts Deutschland - sondern die 
einzige erfolgversprechende Stra- 
tegie. Ein hundertprozentig siche- 
res Abonnement auf Erfolg kann 
freilich auch sie nicht garantieren. 
Wären wir allerdings in einer 
Welt, ın der unsere Wettbewerber 
klug und mutig genug sind, nach 
solcher Strategie zu handeln, 
kleinmütig und dumm genug, es 
nicht auch zu versuchen, dann 
sollten wir uns auch künftig nicht 
über deren unfaire Überlegenheit 
beklagen, die wir dann doch 
selbst noch begünstigt und daher 
zu verantworten hätten. 


Venezuela 


Der Kampf 


gegen die große 
Geld-EKlite 


Warren Hough 


Die Maßnahmen der venezolanischen Regierung jagen Schockwel- 
len durch die internationale Banken-Elite, und die finanziellen 
„Plünderer“ geraten in Südamerika in Schwierigkeiten. 


In einer historischen Bedrohung 
des weltweiten Prestiges und der 
Macht des Chase-Manhattan- 
Konsortiums - des finanziellen 
Flaggschiffs der Rockefeller-Dy- 
nastie - hat die neue populistische 
Regierung Venezuelas Befehle 
zur Verhaftung von 83 führenden 
Bankdirektoren und führenden 
Angestellten erteilt. Die Anklage 
lautet „Unterschlagungen und 
Plünderung“ des nationalen Ban- 
kensystems. 


Die Domäne 
der Rockefellers 


Der venezolanische Präsident 
Rafael Caldera - ein bejubelter 
Populist im Alter von 77 Jahren - 
sprach im nationalen Fernsehen 
und sagte, die Milliardäre Venezu- 
elas und ihre „ausländischen Ge- 
bieter“, eine Oligarchie, die nur 
sich selbst verantwortlich sei, 
würden wegen der „Ausplünde- 
rung und Ruinierung“ der Banco 
Latino - des größten privaten 
Geldzentrums des Landes - nun 
strafrechtlich verfolgt werden. 


An der Wall Street, wo Venezuela 
als eine der am engsten mit dem 
Rockefeller-Imperium in Verbin- 
dung stehenden - und gehörig 
ausgenutzten - Domänen angese- 
hen wird, fielen venezolanische 
Aktien angesichts von Gerüchten, 
wonach David Rockefeller selbst 
bald als Top-Zielscheibe bei dem 
scharfen Vorgehen Calderas ge- 
nannt werden wird, stark ab, 


Als Venezuelas Banco Latino - 
mit 3,9 Milliarden Dollar Vermö- 
gen eine führende Finanzinstituti- 
on in Lateinamerika - am 13. Ja- 
nuar 1994 geschlossen wurde, 


David Rockefeller und sein Cha- 
se-Manhattan-Konsortium ist 
auch in Venezuela in schweren 
Verdacht geraten. 


waren fast eine Million kleiner 
Geldanleger mittellos. Caracas, 
die Hauptstadt Venezuelas, wurde 
von Massendemonstrationen 
überschwemmt, bei denen die 
strafrechtliche Verfolgung der 
hinter diesem Zusammenbruch 
stehenden betrügerischen Banker 
gefordert wurde. 


Korruptionsklima 
und der Griff in die 
Staatskasse 


„Pedro Tinoco, ein Rechtsanwalt, 
Finanzier, Machtmittler und Mil- 
liardär, der bei den Vertretern der 
Chase Manhattan Corporation in 


Venezuela wohlbekannt ist, war 
die Schlüsselfigur in dem Skan- 
dal“, erzählte Alonso Izaguirre, 
der für eine Gruppe lateinameri- 
kanischer Zeitungen über die 
USA berichtet. „Leider hieß es, er 
sei - offenbar an einem Herzanfall 
- gestorben, als seine Betrügerei- 
en begannen Schlagzeilen zu ma- 
chen.“ 


Doch die umfassenden Betrüge- 
reien, die von Tinoco und dessen 
Verbündeten begangen wurden, 
waren nur in dem Klima deutlich 
sichtbarer Korruption möglich, 
das von der Regierung des frühe- 
ren venezolanischen Präsidenten 
Carlos Andres Perez - eines wei- 
teren langjährigen Rockefeller- 
Loyalen - erzeugt wurde, der An- 


Rafael Caldera, Präsident von Ve- 
nezuela, geht gegen die Ausplün- 
derung und Ruinierung seines 
Landes vor. 


fang letzten Jahres angeklagt und 
hinausgeworfen worden war. 


„Präsident Perez gehörte dem ver- 
storbenen Nelson Rockefeller, der 
seinen Start in der Politik finan- 
ziert und gefördert hat“, erinnerte 
sich Matteo Trellos, ein bekannter 
Finanzkolumnist aus Mexiko. 
„Als er Präsident wurde, sagten 
die Leute, er braucht keine Schär- 
pe oder einen Helmbusch; er trägt 
bereits seine Rockefeller-Livree.“ 


Dem Beispiel ihrer Wall-Street- 
Sponsoren folgend, hatten sich 
Perez, Tinoco und ein großer 
Kreis ihrer Wuchergeschäfte trei- 
bender Freunde bis Mitte der 
achtziger Jahre die größte Privat- 
bank des Landes zu eigen ge- 
macht: die Banco Latino, ein 
rasch wachsendes Geld-Konglo- 
merat. 


„Unter ihrer mächtigen Protektion 
gelang es der Banco Latino, Pro- 
fite in Höhe von mehreren Millio- 
nen zu machen, von denen jede 
andere Bank nur träumen konn- 
te“, meinte Izaguirre. „Tinoco 
verließ irgendwann die Banco La- 
tino als Vorsitzender und wurde 
Chef der Zentralbank Venezuelas. 
Einer seiner engsten Mitarbeiter, 
Gustavo Lopez Gomez, wurde 
daraufhin Vorstandsvorsitzender 
der Banco Latino. Immer wenn 
bei der Banco Latino das Bargeld 
ein bißchen knapp wurde, schoß 
Tinoco unter dem einen oder an- 
deren Vorwand Milliarden aus der 
Staatskasse dazu.“ 


Multimillionäre 
flüchten in die USA 


Das Problem war, so fügte dieser 
Informant hinzu, „daß diese aus- 
gekochten Burschen, die die Ban- 
co Latino leiteten, Wege fanden, 
um sie auszuplündern, von denen 
kein anderer Banker zu träumen 
gewagt hätte“. Das System war 
lohnend: Als die Banco Latino ins 
Taumeln geriet, flog Lopez mit ei- 
ner privaten Flotte von drei Fir- 
menjets um die Welt und gab in 
einigen der teuersten Urlaubsorte 
Riesenparties. 


Wie aus einer umfassenden An- 
klageschrift hervorgeht, die Rich- 
ter Diamore Ramirez de Simancas 
als Sonderbeauftragter für die Un- 
tersuchungen über die Banco La- 
tino am 2. März 1994 veröffent- 
lichte, machten Dutzende von 
Komplizen Millionen - manchmal 
Hunderte von Millionen Dollar - 
an kriminellen Profiten. Viele der 
Verdächtigen sind wahrscheinlich 
in die Vereinigten Staaten geflo- 
hen, wo sie „auf den Schutz von 
David Rockefeller rechnen‘ kön- 
nen, meinte ein UNO-Vertreter 
Venezuelas. 


„Die größten Beträge bei diesem 
ganzen Schwindel gingen schließ- 
lich an die Chase Manhattan und 
andere Rockefeller-Holdings in 
Venezuela“, fügte eine diplomati- 
sche Quelle hinzu, die selbst ein 
ehemaliger Anwalt und Justizver- 
treter aus Caracas ist. „Wenn die- 
se flüchtigen Multimillionäre aus- 
geliefert werden und nach Vene- 
zuela zurückkehren, reden sie 
vielleicht - und dann könnte es 
sein, daß der Name, der bei der 
nächsten Anklageschrift, die 
Richter Ramirez ausstellt, an 
oberster Stelle steht, David 
Rockefeller lautet.“ OD 
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Banker- 


Journal 


Frühjahrstref- 
fen des 
Establishments 


Die Runde des Frühjahrstreffen 
des transatlantischen und interna- 
tionalen liberalen Establishments 
wurde mit der Tagung der Trilate- 
ralen Kommision in der japani- 
schen Hauptstadt Tokio am 9.-11. 
April eröffnet. Den Vorsitz teilten 
sich Otto Graf Lambsdorff, der 
frühere US-Zentralbankchef Paul 
A. Volcker, der derzeit bei der In- 
vestmentbank James D. Wolfen- 
sohn in New York tätig ist, sowie 
der frühere japanische Minister- 
präsident Kiichi Miyazawa und 
David Rockefeller. 


Zu den Hauptrednern gehörten 
die frühere Herausgeberin der 
„Washington Post“, Katherine 
Graham, die über „Veränderungen 
in Clintons Amerika“ sprach, und 
der frühere Mitarbeiter im briti- 
schen Außenministerium Sir 
Michael Palliser, der gegenwärtig 
bei der Bank Samuel Montagu ar- 
beitet. 


Im Mittelpunkt der Konferenz 
standen die politische Lage in Ja- 
pan sowie Szenarien zum Mächte- 
gleichgewicht im asiatisch-pazifi- 
schen Raum. In Japan sollen die 
Kräfte geschwächt werden, die 
einer weiteren Deregulierung des 
japanischen Wirtschafts- und 
Finanzsystems ablehnend gegenü- 
berstehen. Der neugewählte Mini- 
sterpräsident Hata, dessen Koali- 
tion auch bereits wieder zerbro- 
chen ist, war früher Mitglied der 
Trilateralen Kommission. 


Am 24. April trat der Interimsaus- 
schuß des Internationalen Wäh- 
rungsfonds unter Beteiligung von 
Finanzministern, Notenbankchefs 
und Privatbankiers aus aller Welt 
in Washington zusammen. 


Für den 2.-5. Juni ist ein Treffen 
der Bilderberg-Gruppe im Kalsta- 
jatorppa-Hotel in der finnischen 
Hauptstadt Helsinki geplant. Der 
Interaction Council ehemaliger 
Staats- und Regierungsschefs will 
von 7.-10. Juni in Dresden zu sei- 
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ner Jahrestagung zusammenkom- 
men. Hauptredner werden Helmut 
Schmidt und Henry Kissinger 
sein. Im Zentrum der Gespräche 
soll die „Zukunft der multilatera- 
len Organisationen und des inter- 
nationalen Krisenmanagements“ 
stehen. Eine wichtige Rolle wird 
der 50. Jahrestag der Gründung 
der Vereinten Nationen im näch- 
sten Jahr spielen. Als Vorschläge 
stehen die Erweiterung der Sie- 
benergruppe um Rußland und 
China sowie die Finanzierung von 
„UN-Friedensmissionen“ durch 
Sonderziehungsrechte des IWF 
an. DO 


Neue deflationäre 
Phase beginnt 


Ende März/Anfang April ist die 
anhaltende Finanzdeflation in den 
USA in eine neue Phase eingetre- 
ten. Die großen Brokerfirmen der 
Wall Street sind praktisch gleich- 
zeitig dazu übergegangen, die 
amerikanischen Aktienwerte ne- 
gativ hinzustellen. Angeführt von 
Smith, Barney & Co., Dean, Wit- 
ter sowie Shearson-Lehmann, hat- 
te die Wall Street plötzlich die 
achtwöchige Talfahrt der amerika- 
nischen Anleihen- und Aktien- 
märkte zur Kenntnis genommen, 
und es hieß, daß der Dow-Jones- 
Index von 80 Industriewerten zwi- 
schen fünf und zehn Prozent sei- 
nes Höchststandes von 3980 
Punkten im Januar einbüßen wer- 
de. Dieser Rückgang wurde be- 
reits am 1. April erreicht. Inzwi- 
schen sagte der größte Wallstreet- 
Broker Merrill, Lynch einen 15 
bis 25prozentigen Einbruch des 
Dow Jones voraus. Daraufhin 
setzte seitens von Kleinanlegern 
und selbst größerer Investitions- 
fonds eine Flut von Verkaufsor- 
dern ein. 


Diese letzte Phase ist aus folgen- 
dem Grund bedeutsam. Im An- 
schluß an die geringfügige Zinser- 
höhung der US-Notenbank am 4. 
Februar hatten lediglich risi- 
kofreudige „Hedge-Fonds“ wie 
George Soros’ Quantum Fund, Ti- 
ger Fund, Steinhardt Fund u. ä. 
Aktien und Bonds abgestoßen. 
Noch hielten sich die amerikani- 
schen Großbanken und die Broker 
der Wall Steet selbst zurück. 


Jetzt aber sind die Fondsmanager, 
die Banken und andere institutio- 
nelle Anleger unter erheblichem 
Druck, ihre Aktien- und Bondpo- 
sitionen glattzustellen. Sollte die- 


ser Trend anhalten, wären die Fol- 
gen nicht nur für die Aktienmärk- 
te verheerend, wobei bereits ein 
40prozentiger Rückgang des Dow 
Jones auf nur 2400 Punkte vor- 
ausgesagt wird. Vor allem die US- 
Anleihemärkte wären betroffen. 
Besitzer von Regierungsanleihen 
haben seit dem Höchststand im 
Januar bereits etwa 500 Milliar- 
den Dollar eingebüßt. 


Midland Bank 
erneut in 
Schwierigkeiten 


Die britische Midland Bank soll 
nach Informationen aus London 
kürzlich erhebliche Verluste im 
Handel mit britischen Staatsanlei- 
hen („Gilts“) erlitten haben. An- 
geblich soll Midland darauf ge- 
setzt haben, daß die Zinsen in 
Großbritannien demnächst einen 
Tiefstand von drei Prozent errei- 
chen würden. Aber die überra- 
schende Zinserhöhung der US- 
Zentralbank am 4. Februar bedeu- 
tete auch das Ende der niedrigen 
Zinserwartungen in London. Statt 
satte Spekulationsgewinne auf 
weiter sinkende Zinsen einzustrei- 
chen, trat das Gegenteil ein, und 
am 23. März sah sich Midland zu 
dem außergewöhnlichen Schritt 
genötigt, der Zentralbank mitzu- 
teilen, daß die Bank ihr gesamtes 
Anleihe-Portfolio auf den Markt 
werfen müsse, um weitere Verlu- 
ste zu vermeiden. Diese werden 
auf bis zu 1,6 Milliarden Dollar 
geschätzt. Noch am gleichen Tag 
kündigte die britische Zentralbank 
an, sie werde selbst sämtliche 
„Überangebote“ britischer Bond- 
Händler aufkaufen, um eine Panik 
auf den Anleihemärkten im Keim 
zu ersticken. Oo 


Derivate unter 
Kontrolle, aber ... 


Die Gespräche der führenden Fi- 
nanzaufseher und Regierungsver- 
treter letzte Woche in Washington 
sollten in der Öffentlichkeit den 
Eindruck erwecken, als ob die 
staatlichen Behörden die explosi- 
ve Derivatspekulation unter Kon- 
trolle hätten. Nach ihren öffentli- 
chen Äußerungen zu urteilen, 
scheinen die Regierungen der 
zehn größten Industrieländer, ins- 
besondere England, keinen drin- 
genden Handlungsbedarf zu se- 
hen. 

In einer Erklärung zollte die G-10 


in Washington den Finanzmärkten 
großes Lob, „mit den wachsenden 
Transaktionsmengen“ fertig ge- 
worden zu sein, ohne daß Span- 
nungen entstanden seien. 


Der britische Notenbankchef Ed- 
die George verneinte, daß es bei 
britischen Banken zu Mißbrauch 
von Derivaten gekommen sei, 
denn „britische Banken sind sich 
der Notwendigkeit sehr bewußt, 
dieses Risiko zu kontrollieren“. 
Lediglich der italienische Zentral- 
bankchef Mario Fazio wies auf 
die Existenz einer „Spekulations- 
blase“ hin, „die sich auf den Fi- 
nanzmärkten gebildet hat, denn in 
den letzten Monaten haben Anle- 
ger alles auf eine Senkung der 
Zinsen gesetzt, was jetzt in Frage 
steht, nachdem die Federal Reser- 
ve ihre Geldpolitik geändert hat.“ 


Vor einer Bankierskonferenz in 
New York am 25. April erklärte 
US-Ökonom Henry Kaufman: 
„Grundlegende Veränderungen in 
der Struktur der Weltfinanzmärkte 
vergrössern die extreme Marktan- 
fälligkeit, was im globalen Fi- 
nanzsystem nachwirken kann“. 


Kaufman, Chef der Investmentfir- 
ma Henry Kaufman & Co. und 
bis vor kurzem Chefökonom von 
Solomon Bros., warnte außerdem 
vor einem möglichen „Absturz 
von Finanzwerten, der alles in den 
Schatten stellt, was wir bisher in 
diesem Jahr erlebt haben. ... Die 
jüngsten Ausschläge der Anleihe- 
und Aktienpreise sind wahr- 
scheinlich nur das Vorspiel einer 
viel größeren Unsicherheit in den 
kommenden Jahren.“ 


Derivat-Debakel 
in Skandinavien 


Wie wir aus skandinavischen 
Quellen erfuhren, hat die Wertpa- 
pierfiliale der angeschlagenen 
staatseigenen Nordbanken in 
Schweden massive Verluste mit 
Derivatgeschäften gemacht. Nord- 
bankens Carnegie Investments 
hatte zwischen dem 10. und 20. 
April fünf Milliarden daraufge- 
setzt, daß die schwedischen Zins- 
sätze deutlich sinken würden. Al- 
lerdings stiegen die Zinsen in die- 
sem Zeitraum von 7,25 Prozent 
auf über 8,25 Prozent und steigen 
weiter, da sich auf den Renten- 
markt wegen des riesigen schwe- 
dischen Staatsdefizits Panikstim- 
mung breitmacht. 

Carnegie soll Derivatverluste von 


mindestens 200 Milliarden schwe- 
dischen Kronen gemacht haben, 
mehr als das Doppelte der Eigen- 
kapitalbasis. 


Man geht davon aus, daß die Min- 
derheitsregierung unter Carl Bildt 
gezwungen sein wird, auf Kosten 
der schwedischen Steuerzahler 
Nordbanken eine erneute Kapital- 
spritze zu verpassen. In Skandina- 
vien vergleicht man diesen „Fi- 
nanzskandal des Jahres“ bereits 
mit dem Beinahekollaps der Me- 
tallgesellschaft und der Krise um 
die spanische Banesto-Bank. Q 


u uuuh 
ieg gegen 
die westliche 
Zivilisation 


Der anglo-französische Finanz- 
und Medienmogul Sir James 
Goldsmith ist Chef und Hauptfi- 
nanzier einer neuen politischen 
Bewegung, die sich „L’Autre Eu- 
rope“ (Das andere Europa) nennt 
und an den Europawahlen im Juni 
teilnimmt. Dabei gibt sie vor, ge- 
gen die Verträge von Maastricht 
zu sein und statt dessen das „Eu- 
ropa der Vaterländer“ anzustre- 
ben, wie es Charles de Gaulle vor- 
geschwebt habe. 


Am 22. April war Goldsmith die 
Hauptfigur auf dem Gründungs- 
kongreß der Gruppierung in ei- 
nem Pariser Nobelhotel. Neben 
dem britischen Lord Rees-Moog 
und dem Deutschen Dr. Manfred 
Brunner waren Vertreter aus sie- 
ben weiteren Ländern anwesend. 
Goldsmith bildet zusammen mit 
Philippe De Villiers die Führung 
des französischen Teils von 
„LAutre Europe“. 


Die gegen Maastricht gerichteten 
Tiraden Goldsmiths sind Teil der 
britischen Strategie, die wachsen- 
den sozialen und politischen 
Spannungen in Kontinentaleuropa 
in populistisches „Aufbegehren“ 
umzulenken. In seinem Buch „Le 
Piege“ (Die Falle) macht Golds- 
mith deutlich, daß nicht so sehr 
Maastricht als vielmehr Kernener- 
gie, die moderne Landwirschaft 
und Wissenschaft und Technik 
seine eigentlichen Feindbilder 
sind. Seiner Auffassung nach sind 
alle diese Errungenschaften auf 
die jüdische-christliche Vorstel- 
lung zurückzuführen, daß der 
Mensch Ebenbild Gottes sei, eine 
Auffassung, die er vollständig 


verwirft. Vor allem die Forderung 
der Schöpfungsgeschichte „Seid 
fruchtbar, mehret Euch und ma- 
chet Euch die Erde untertan“ 
greift er vehement an. 


Allais attackiert 
Freihandel 


Der französische Wirtschaftsno- 
belpreisträger Maurice Allais hat 
seinen Feldzug gegen den Frei- 
handel und die Finanzspekulation 
fortgesetzt. Allais schrieb im „Fi- 
garo“, daß Europa seit dem EG- 
Beitritt Grossbritanniens 1973 un- 
ter der Kontrolle einer „globalen 
Freihandelspolitik“ stehe. Er 
attackierte den Trugschluß des so- 
genannten „komparativen Kosten- 
vorteils“, der lediglich zu industri- 
ellem Investitionsabbau, Demon- 
tage der Landwirtschaft, 
Massenarbeitslosigkeit und 
schrumpfender Kaufkraft in Euro- 
pa führe. 


Die Verlagerung der Produktion 
in „billigere“ Entwicklungsländer 
bedeute keineswegs eine reale 
Wirtschaftsstimulierung dort. 
Schließlich verurteilte Allais auch 
das System „gleitender Wechsel- 
kurse“, welches massive „Bewe- 
gungen kurzfristigen, das heißt im 
wesentlichen spekulativen „Kapi- 
tals“ erzeuge. Er schreibt: „Die 
von der Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich festgestellten 
Finanzflüsse bewegen sich durch- 
schnittlich auf einer Höhe von 
1100 Milliarden Dollar pro Tag, 
das heißt etwa vierzigmal mehr 
als entsprechende Zahlungen im 
internationalen Warenverkehr 
weltweit. 


Riesige Welt-Ag- 
rar-Kapazıtaten 
ungenutzt 


Nach einem Bericht des Industrie- 
verbandes Agrar (IVA) in Frank- 
furt, dem Dachverband der agrar- 
chemischen Industrie Europas, 
könnten weltweit 3,6 Milliarden 
Hektar Land kultiviert werden. 
Diese Böden werden nach ihrer 
natürlichen Fruchtbarkeit in sechs 
Klassen eingeteilt. 45 Prozent die- 
ser Böden liegen in den drei höch- 
sten Klassen und haben einen po- 
tentiellen Ertrag von mehr als 15 
Tonnen Getreide-Äquivalenten 
pro Hektar und Jahr. Dabei besit- 
zen die Entwicklungsländer die 
höchsten Reserven. 83 Prozent 


dieser Hochertragsböden liegen in 
Afrika, Asien und Lateinamerika 
und nur 17 Prozent in den Indu- 
strieländern. 


Der Entwicklungssektor, in dem 
erst ein Viertel der landwirtschaft- 
lich nutzbaren Fläche unter den 
Pflug genommen wurde, verfügt 
also über ein riesiges Potential, 
das bisher kaum angetastet wurde. 
Würde dieses Potential erschlos- 
sen, könnten weltweit 50 Milliar- 
den Menschen ernährt werden, 
und zwar auf einem Ernährungs- 
standard, wie man ihn z. B. heute 
in Westeuropa kennt. 


Zu der allgemeinen Hysterie über 
die angebliche „Tragfähigkeit“ 
der Erde stellt der Bericht lako- 
nisch fest: „Die für das Jahr 2100 
erwarteten 11,5 Milliarden Men- 
schen könnten mit nur einem 
Viertel der absoluten maximalen 
Nahrungsmittelproduktion ernährt 
werden.“ Die IVA lokalisiert die 
Ursachen für den Hunger in der 
Welt in den „sozialen und politi- 
schen Rahmenbedingungen, die 
große Teile der Bevölkerung in 
Armut und Elend halten“. „Hun- 
ger“, so lautet die zusammenfas- 
sende Bemerkung, „hat politische 
Ursachen.“ 


Spekulation: 
Aufstrebende 
Märkte 
kollabieren 


Nach Darstellung des Washingto- 
ner Institute for International Fi- 
nance sind allein 1993 etwa 181 
Milliarden Dollar in die Aktien-, 
Anleihe- und Devisenmärkte Lat- 
einamerikas, Ostasiens, Osteuro- 
pas und der Türkei geflossen. Die 
Realwirtschaft blieb von diesen 
Geldern aus überwiegend ameri- 
kanischen Hedge-und Investiti- 
ons-Fonds jedoch unberührt. Be- 
vor die globale Spekulationsblase 
im ersten Quartal 1994 zu platzen 
begann, hatten die spekulativen 
Anlagen einzelne lokale Markt- 
segmente um bis zu 100 Prozent 
nach oben getrieben. 


Die lateinamerikanischen Finanz- 
märkte von allem in Mexiko, Ve- 
nezuela, Argentinien und Peru 
spielten in den Marktstrategien 
der New Yorker und Londoner In- 
vestmenthäuser eine Vorreiterrol- 
le. Lateinamerika mit einer Aus- 
landsverschuldung von heute ins- 
gesamt 525 Milliarden Dollar ist 


seit Anfang der achtziger Jahre 
ein kritischer „Erweichungsherd“ 
im Weltfinanzsystem, als damals 
die meisten lateinamerikanischen 
Ländern die Zahlungsunfähigkeit 
erklären mußten. Jahrelange 
„strukturelle Anpassungspro- 
gramme“ des IWF, erzwungene 
Sparhaushalte und Deregulierung 
der Finanzmärkte sollten sicher- 
stellen, daß die Auslandsschulden 
dieser Länder weiter bedient wer- 
den würden. 1989 wurde schließ- 
lich mit Mexiko eine „Schulden- 
umstrukturierung“, der sogenann- 
te Brady-Plan, ausgearbeitet, der 
zum Modell für alle lateinameri- 
kanischen Schuldnerländer wur- 
de. Seither sind aber die lateina- 
merikanischen Auslandsschulden 
keineswegs gesunken, sondern 
vielmehr um etwa 100 Milliarden 
Dollar weiter gestiegen. 


Eine Zeitlang sah es so aus, als 
hätte der Brady-Plan eine stabilen 
Rahmen für spekulative Auslands- 
investitionen geschaffen. Dieser 
Prozeß verdankte seinen Erfolg 
einer wenig bekannten Klausel im 
Federal Deposit Insurance Corpo- 
ration Improvement Act von 
1991, welche es auch „Nichtban- 
ken“ wie Hedge- oder Investiti- 
onsfonds ermöglichte, ihre Akti- 
en- oder Bond-Anlagen in „auf- 
strebenden Märkten“ als 
Sicherheiten für Lombardkredite 
bei der US-Zentralbank zu benut- 
zen. Da die Fonds mit US-Dollar 
in diese kaum entwickelten Märk- 
te einstiegen sowie spezielle Fi- 
nanzderivate einsetzten, verschaff- 
ten sie sich einen Leverage-Vor- 
teil unvorstellbaren Ausmaßes. 


Doch Anfang Februar setzte in 
diesen aufstrebenden Märkten ein 
deutlicher Absturz ein, ausgelöst 
durch folgende Faktoren: steigen- 
de amerikanische Zinsen, rückläu- 
fige Ölpreise (Mexiko, Venezuela 
usw.), Umlenkung ausländischer 
Positionen, um Verluste der Hed- 
ge-Fonds in den USA abzu- 
decken, zunehmende Instabilität 
und soziale Unruhen in vielen lat- 
einamerikanischen Ländern. 
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Türkei 


Destabilisie- 
rung durch 
die Hollinger 
Corporation 


Peter Blackwood 


Die gleiche britische Hollinger Corporation, die mit „Whitewater- 
gate“ gegen den amerikanischen Präsidenten vorgeht und die das 
Massaker von Hebron ausgelöst hat, um die Verträge zwischen Is- 
raelis und Palästinensern zu zerstören, hat jetzt die Türkei in ein 


Chaos gestürzt. 


Am 27. März dieses Jahres ge- 
wann die Refah-Partei (Wohl- 
fahrts-Partei) der islamischen 
Fundamentalisten eine Reihe von 
Kommunalwahlen in der Türkei, 
vor allem in Istanbul, der größten 
Stadt des Landes, und in der 
Hauptstadt Ankara. Mit ihrer po- 
pulistischen Kampagnenplattform 
von „just order‘ gewann die Par- 
tei 28 der 76 Selbstverwaltungs- 
bezirke des Landes und 18 Pro- 
zent der Stimmen, was doppelt 
soviel war wie bei den Kommu- 
nalwahlen im Jahre 1989. Sofort 
nach den Wahlen erklärte der Vor- 
sitzende der Refah-Partei, Nec- 
mettin Erbakan: „Wir haben alle 
anderen Parteien fertiggemacht“ 
und behauptete, die Wahlen zeig- 
ten, daß die Bevölkerung seine 
Partei an der Macht haben wolle. 
Die Partei verfügt derzeit über 45 
Sitze in einem Parlament von 450 
Sitzen. Wenn die Unterstützung 
der Refah auf nationaler Ebene 
die gleiche wäre wie auf kommu- 
naler Ebene, bekäme die Partei 
100 Sitze. 


Das Ergebnis 
britischer Manipulation 


Beladen mit unheilvollen interna- 
tionalen Implikationen, könnten 
die Wahlen schließlich einen Mi- 
litärcoup in diesem NATO-Mit- 
gliedstaat auslösen - unter dem 
Vorwand, der fundamentalisti- 
schen Gefahr entgegenzuwirken. 
Sie werden auch die bereits ernst- 
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haften Spannungen mit dem Iran 
verschärfen, der - wie Saudi-Ara- 
bien - zu den heimlichen Geldge- 
bern der Partei gehört. 


Gleichzeitig weisen die Ambitio- 
nen der Türkei in Richtung auf 
das ehemalige sowjetische Zen- 
tralasien auf einen Konflikt mit 
Rußland hin, das nicht die Ab- 
sicht hat, diese Region unter den 
Einfluß einer wiedererwachten 
„panislamischen“ oder „pantürki- 
schen“ Bewegung aus der Türkei 
geraten zu sehen. 


Das Wiederaufleben solcher Be- 
wegungen sieht auch nach einem 
neuerlichen Konflikt mit Grie- 
chenland aus und erhöht die 
Wahrscheinlichkeit, daß die Tür- 
kei dazu verleitet wird, in den von 
den Briten gelenkten, eskalieren- 
den Balkankrieg einzugreifen, vor 
allem, da dieser Krieg fälschli- 
cherweise als serbischer und grie- 
chisch-orthodoxer Krieg gegen 
die Moslems dargestellt wird. 


Die Wahl ist kein „soziologisches 
Phänomen“, sondern eher das Er- 
gebnis britischer Manipulation der 
Region. Die Vorsitzende des In- 
ternationalen Beratungsgremiums 
der Hollinger Corporation - Mar- 
garet Thatcher, Großbritanniens 
ehemalige Premierministerin - 
und Richard Perle von Hollinger - 
früher amerikanisches Verteidi- 
gungsministerium - sind mit der 
Destabilisierung beauftragt, die 
sich auch auf die traditionelle bri- 


tische Kontrolle der kurdischen 
Separatisten, der islamischen Fun- 
damentalisten und der pantürki- 
schen Bewegungen bezieht. 


Die drakonische 
Politik von Tansu Ciller 


Der Hauptgrund für den Sieg der 
Refah-Partei war die rücksichtslo- 
se Privatisierungs- und Sparpoli- 
tik von Premierministerin Tansu 
Ciller, die die Bevölkerung in zu- 
nehmendes Elend gestürzt hat. 
Ciller hatte im Juni 1993 auf Ver- 
langen von Margaret Thatcher - 
deren Einfluß auf die türkische 
Elite, teilweise vermittelt durch 
ihren Einfluß in Washington, 
überragend bleibt - ihr Amt ange- 
treten. 


In ihrem Konfrontationsansatz 
verkündete Ciller am Wahltag ein 
neues drakonisches „Stabilitätspa- 
ket“ für die Wirtschaft. Zu den 
Hauptelementen gehören: Preis- 
anstiege für Produkte aus dem öf- 
fentlichen Sektor, besonders für 
Benzin und Grundprodukte; die 
Schließung verschiedener defi- 
zitärer Staatsbetriebe mit der dar- 
aus folgenden Entlassung von 
40 000 Arbeitern und nach dem 
Vorbild der amerikanischen Fe- 
deral Reserve Bank die Autono- 
mieerklärung der türkischen Zen- 
tralbank, die jetzt nicht mehr der 
Regierungskontrolle untersteht. 


Tansu Ciller hat auch den Verkauf 
der Energieversorgungsunterneh- 
men des Staates gefordert, um 20 
Milliarden Dollar zu beschaffen. 


Seit Januar dieses Jahres wurde 
die türkische Lira um 60 Prozent 
abgewertet, während der Aktien- 
markt in der Türkei um 52 Pro- 
zent im Wert gesunken ist. Die 
Auslandsschulden betragen nun 
64 Milliarden Dollar, wobei der 
Schuldendienst einen immer 
größeren Anteil am Haushalt aus- 
macht. Im Jahre 1993 lag das 
Haushaltsdefizit der Türkei bei 
4,8 Milliarden Dollar - dreimal so 
hoch wie im Vorjahr; im diesjähri- 
gen Haushalt ist ein Defizit von 
6,8 Milliarden Dollar eingeplant. 


Doch nachdem Tansu Ciller be- 
nutzt wurde, um die Wirtschaft 
kaputtzumachen, wird sie von 
Großbritannien nun weggeworfen 
wie ein abgenutztes Werkzeug. In 
einem transparenten Versuch, ihr 
Regime zu untergraben, hat Stan- 
dard & Poor’s die langfristigen 
Schulden der Türkei eine Woche 


vor den Wahlen in erheblichem 
Umfang herabgesetzt. Amerikani- 
sche und britische Investmentin- 
stitute raten ihren Kunden jetzt, 
sich wegen des Sieges der Refah- 
Partei aus der Türkei zurückzu- 
ziehen, und sorgen damit für 
panische Reaktionen auf dem Fi- 
nanzsektor und verstärkte Unter- 
stützung der Refah-Partei. 


Deutschlands 
Einfluß beschneiden 


Es gibt verschiedene Gründe 
dafür, warum Großbritannien sich 
zu diesem Zeitpunkt aus der Tür- 
kei zurückgezogen hat. Ein Grund 
dafür bestand darin, die neue 
Runde der Destabilisierung der 
Region zu unterstützen, die am 
25. Februar mit dem Massaker in 
Hebron begann und deren Ziel es 
ist, die kampfbereite Regierung 
Clinton mit einer weiteren außen- 
politischen Krise zu überlasten, 
während man gleichzeitig den 
Einfluß der Amerikaner aus der 
Region vertreibt. Das Massaker 
von Hebron war zum Teil von der 
„Jerusalem Post“ der Hollinger 
Corporation in Szene gesetzt, 
denn diese Zeitung hat die Terro- 
risten der jüdischen Fundamenta- 
listen aus Brooklyn unterstützt, 
die von solchen Personen wie den 
Vorstandsmitgliedern der Hollin- 
ger Corporation Richard Perle 
und Henry Kissinger geschützt 
und eingesetzt werden. 


Perle, der in der Türkei erhebli- 
chen Einfluß besitzt, und sein 
Partner, der ehemalige Botschaf- 
ter in Ankara, Morton Abramo- 
witz, sind derzeit angeblich dabei, 
das türkische Militär dazu zu be- 
wegen, als Lösung für die funda- 
mentalistische Bedrohung einen 
selbstmörderischen Coup zu star- 
ten. Wir haben in Algerien gese- 
hen, wohin das führt. 


Ein weiterer Grund für die Desta- 
bilisierung ist die Eliminierung 
der Türkei als potentiellen wirt- 
schaftlichen und politischen Fak- 
tor im ehemaligen sowjetischen 
Zentralasien, besonders ange- 
sichts ihrer historischen Bindun- 
gen zu Deutschland. 


Wie sowohl der Londoner „Daily 
Telegraph“ im Besitz der Hollin- 
ger Corporation als auch die Me- 
moiren von Mrs. Thatcher deut- 
lich gemacht haben, hat Großbri- 
tannien vor, die wirtschaftliche 
Weiterentwicklung der ehemali- 
gen Sowjetunion und Osteuropas 


durch Deutschland entschieden zu 
blockieren. Die Politik des Inter- 
nationalen Währungsfonds für 
Osteuropa hat zum Ziel, das Ein- 
dringen Deutschlands dort zu ver- 
hindern, während gleichzeitig si- 
chergestellt werden soll, daß die- 
se brutal geplünderte Region 
schließlich wieder in russische 
Hände fällt. 


In ähnlicher Weise hat sich durch 
den wirtschaftlichen und jetzt 
auch politischen Tumult in der 
Türkei der potentiell positive wirt- 
schaftliche und politische Einfluß 
der Türkei im ehemaligen sowjet- 
ischen Zentralasien praktisch auf 
Null reduziert. Dies und der an- 
haltende und von Großbritannien 
manipulierte Konflikt zwischen 
Armenien und Aserbaidschan, der 
das türkische Vordringen nach 
Osten bremst, bedeutet, daß Zen- 
tralasien ebenfalls wieder unter 
russische Kontrolle kommen muß. 


Londons 
alte Rechnung 


Aus ähnlichen Gründen hat Groß- 
britannien eine dramatische 
Schwächung der türkisch-deut- 
schen Bindungen in Szene ge- 
setzt, indem sie Gewaltakte zwi- 
schen Türken und Kurden sowie 
zwischen Deutschen und Türken 
innerhalb Deutschlands entfach- 
ten. In Deutschland wohnen fast 
zwei Millionen Türken, von de- 
nen viele der kurdischen Volks- 
gruppe angehören. Die von Groß- 
britannien kontrollierte kurdische 
Arbeiterpartei (PKK), die im Süd- 
osten der Türkei einen Tumult an- 
führt, operiert ebenso wie Er- 
bakans Refah-Partei von Deutsch- 
land aus. Obwohl sie von der 
deutschen Regierung im vergan- 
genen Jahr verboten wurde, 
schleust die PKK mit Hilfe von 
Elementen des deutschen Esta- 
blishments, das die Türkei wie- 
derholt wegen ihrer Bemühungen 
verurteilt hat, diesen Aufruhr nie- 
derzuschlagen, immer noch große 
Geldsummen in die Türkei. 


Die Brandstiftungen mit Todesfol- 
ge an mehreren türkischen Arbei- 
tern in den letzten beiden Jahren, 
die von durch Großbritannien 
kontrollierte Skinheads durchge- 
führt wurden, und der Aufbau tür- 
kischer Medienangriffe gegen die 
deutsche Regierung wegen Nazi- 
Tendenzen durch Richard Perle 
haben die türkisch-deutschen Be- 
ziehungen genau an der Stelle un- 
terminiert, wo sie zur Stabilisie- 


rung des Balkans und Zentralasi- 
ens hätten eingesetzt werden kön- 
nen. 


Großbritannien hat außerdem 
noch eine alte Rechnung mit der 
Türkei zu begleichen, was sie dar- 
in anspornt, die Destabilisierung 
anzuregen. 


Der Sieg von General Mustafa 
Kemal Ataturk über die vereinten 
Streitkräfte Großbritanniens und 
Frankreichs nach dem Ersten 
Weltkrieg hat die Durchsetzung 
des Versailler Vertrags in dieser 
Region weitgehend verhindert 
und machte die erfolgreiche wirt- 
schaftliche Entwicklung der neu 
gegründeten türkischen Republik 
möglich. Ataturks rücksichtsloses 
Modernisierungsprogramm, bei 
dem man sich nur das Beste der 
westlichen Kultur zu eigen mach- 
te, verwandelte die Türkei nicht 
nur in eine stabile Regionalmacht, 
sondern diente auch als Modell 
für solche Dritte-Welt-Führer wie 
Schah Reza Pahlevi aus dem Iran, 
Jawaharlal Nehru von Indien und 
Gamal Nasser aus Ägypten. Ob- 
wohl die Tradition Ataturks in der 
Türkei seit 1950 erheblich unter- 
miniert wurde, wurde die anhal- 
tende Bedrohung, daß sich Ele- 
mente der türkischen Elite mit 
ihren Gegenstücken in Europa 
zwecks einer regionalen Wirt- 
schaftsentwicklungspolitik ver- 
bünden, nicht eliminiert. Er- 
bakan, ebenso wie der Ajatollah 
Khomeini, sind Großbritanniens 
Rache. 
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Europa- 


Journal 


Europäische 
Film- und 
Fernsehindu- 
strie in Gefahr 


„Der Zustand des Patienten ist 
sehr ernst, doch wir können ihm 
helfen, die Krise zu überwinden.“ 
Joao de Deus Pinheiro, der bei der 
Europäischen Kommission für 
Kultur, Audiovisuelle Medien und 
Information zuständig ist, zeich- 
nete ein genaues Bild der aktuel- 
len Lage, als er gemeinsam mit 
Präsident Delors das kürzlich in 
Brüssel gebilligte Grünbuch über 
audiovisuelle Politik vorstellte. 


Der „Patient“ ist die Film- und 
Fernsehindustrie in Europa. Zu- 
nehmend bedroht ist die Kino- 
filmproduktion. Mitte der sechzi- 
ger Jahre kamen 35 Prozent der in 
Europa (ohne Großbritannien) ge- 
zeigten Filme aus Amerika, 60 
Prozent aus Europa. Ende der 
siebziger Jahre war das Verhältnis 
noch annehmbar, als die amerika- 
nischen Filme einen Anteil von 40 
Prozent und die europäischen Fil- 
me 55 Prozent ausmachten. Heu- 
te stellen die Amerikaner mit über 
80 Prozent die meisten Filme in 
fast allen zwölf Unionsländern 
(Frankreich mit 55 Prozent ausge- 
nommen). Dabei werden in eini- 
gen Mitgliedsstaaten, nämlich 
Griechenland, Irland und Portu- 
gal, über 90 Prozent erzielt. 


In diesem Zeitraum erlebte das 
Fernsehen einen fast explosions- 
artigen Aufschwung und festigte 
die amerikanische Vorherrschaft: 
Zwischen 1984 und 1992 steiger- 
ten die Vereinigten Staaten ihre 
Exporte um das Elffache von 330 
Millionen auf 3600 Millionen 
ECU. Die europäischen Exporte 
erreichten dagegen nur ein Volu- 
men von nicht einmal 200 Millio- 
nen ECU. 


Die Lage ist um sa schwieriger, 
als Verbrauch und Nachfrage stei- 
gen: Der Marktwert der audiovi- 
suellen Medien in Europa wird 
auf 260 Milliarden ECU ge- 
schätzt, wobei auf Produktion und 
Vertrieb der Programme 54 Pro- 
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zent entfallen. Die starke Nachfra- 
ge nach Fernsehprogrammen hält 
an: Sie stieg von 200 000 Stunden 
im Jahr 1981 auf 650 000 Stunden 
1992, und die Entwicklung neuer 
Technologien wird eine weitere 
Nachfragewelle verursachen. Al- 
lein in der Europäischen Union 
wird bis Ende dieses Jahrhunderts 
die Zahl der Sender von 120 auf 
über 500 und damit die Sendezeit 
von 650 000 auf 3 500 000 Stun- 
den steigen. Die neuen Technolo- 
gien beseitigen jedes Hindernis 
und räumen den amerikanischen 
Filmen Vorfahrt ein. 


Auch der Einfluß dieses Marktes 
auf die Beschäftigungslage darf 
nicht unterschätzt werden. Derzeit 
arbeiten in der Film- und Fernse- 
hindustrie der Union 1,8 Millio- 
nen Menschen, von denen die 
meisten hochqualifiziert sind. Bis 
zum Jahr 2000 könnten zwei Mil- 
lionen neue Arbeitsplätze ge- 
schaffen werden, wenn es Europa 
gelingt, das Wachstumspotential 
seines Binnenmarktes und der 
nichteuropäischen Märkte soweit 
wie möglich zu nutzen. 


Daher ist es höchste Zeit, daß sich 
die audiovisuelle Industrie in Eu- 
ropa erholt und wieder wettbe- 
werbsfähig wird. Sie braucht Hil- 
fe, um die Krise zu überwinden. 
Dies darf jedoch nicht mit protek- 
tionistischen Maßnahmen gesche- 
hen, die letztlich nicht ihren 
Zweck erfüllen. 


Das GATT-Abkommen bedeutet 
für die Film- und Fernsehindustrie 
eine schrittweise Liberalisierung, 
doch muß berücksichtigt werden, 
daß Kino- und Fernsehprogramme 
keine gewöhnlichen Waren sind 
und als lebendige Zeugen der Tra- 
dition und Identität eines jeden 
Landes besonderer Förderung be- 
dürfen. 


Das Grünbuch ist ein wichtiger 
Schritt in dieser Richtung und 
sollte Grundlage für eine Strategie 
sein, mit der die audiovisuelle In- 
dustrie den Weg aus der Krise fin- 
det. DO 


Jelzin gegen 
Blauhelme in 
der früheren 
Sowjetunion 


Das russische Militär hat die An- 
wesenheit von „UN-Friedenstrup- 
pen“ auf dem Territorium der ehe- 


maligen Sowjetunion kategorisch 
abgelehnt. Vor diesem Hinter- 
grund sollte die Erklärung Boris 
Jelzins im „Spiegel“, worin er ei- 
ne deutsche Beteiligung an UN- 
Einheiten in GUS-Staaten vor- 
schlägt, mit Vorsicht genossen 
werden. 


In demselben Interview sagt Jel- 
zin auch: „Die UNO kann höch- 
stens Beobachter schicken. Die 
Truppen müssen wir selbst stellen 
- in Georgien, Ossetien, Moldawi- 
en, Aserbaidschan, Armenien, 
Nagorni und Karabach.“ 


Die Haltung des Militärs kam in 
einer Stellungnahme des russi- 
schen Verteidigungsministers Pa- 
wel Gratschow zum Ausdruck, 
die auf dem GUS-Gipfel am 15. 
April dieses Jahres in Moskau 
veröffentlicht wurde. Er rief alle 
zwölf GUS-Mitgliedsstaaten auf, 
einen vereinten militärisch-indu- 
striellen Komplex zu schaffen und 
ihre Streitkräfte als ersten Schritt 
hin zu einer „Verteidigungsunion“ 
zu vereinen. Diese „Verteidi- 
gungsunion“ wäre bedeutend stär- 
ker von Moskau kontrolliert als 
der gegenwärtige „Kollektive Si- 
cherheitsvertrag“, dem Rußland 
und sieben andere GUS-Staaten 
angehören. 


Die Unterstützung nichtrussischer 
Republiken für UN-Interventio- 
nen brach auf dem Gipfel zusam- 
men. Der georgische Präsident 
Schewardnadse gab seine frühere 
Forderung nach „UN-Frieden- 
struppen“ im Kaukasus mit den 
Worten auf: „Wir (GUS) werden 
mit eigenen Kräften die Ordnung 
wiederherstellen müssen.“ Im 
Protokoll des Gipfels wird dem 
Einsatz russischer Truppen als 
„Friedenshüter“ in der Region Ka- 
rabach im Grundsatz zugestimmt. 


Ein Vorläufer davon, die „Ge- 
meinsamen Streitkräfte der GUS“, 
operiert seit letztem Sommer un- 
ter russischam Kommando in 
Tadschikistan. Der GUS-Gipfel 
beschloß, diese Truppen in Tad- 
schikistan zu belassen und zusätz- 
liche GUS-Grenztruppen unter 
russischem Befehl an allen zen- 
tralasiatischen GUS-Grenzen zu 
stationieren. In Georgien ist die 
russische Kontrolle über die äuße- 
ren GUS-Grenzen durch den rus- 
sisch-georgischen Vertrag vom 3. 
Februar 1994 bereits in Kraft, und 
in Armenien kontrollieren russi- 
sche Truppen die Grenzen zur 
Türkei. 

Auf dem Gipfel regte Jelzin ähn- 


liche Vereinbarungen über russi- 
sche Grenztruppen mit Belarus, 
der Ukraine und Moldawien an. 
Damit erhöht sich der Druck auf 
die Ukraine, die in Moskau als 
einziges Hindernis für das Zustan- 
dekommen der „Verteidigungs- 
union“ angesehen wird. Die Frage 
der Grenzkontrolle ist mit der 
„nicht verhandelbaren“ Forderung 
Rußlands an die Ukraine nach 
permanenten Militärbasen in Se- 
wastopol und an anderen Orten in 
der Ukraine verbunden. 


RAF-Terroristin 
nicht des Mor- 
des an Herrhau- 
sen angeklagt 


Sicherheitsexperten zeigten sich 
von der Anklageerhebung der Ge- 
neralbundesanwaltschaft gegen 
Birgit Hogefeld überrascht, die 
der sogenannten „Kommandoebe- 
ne“ der Baader-Meinhof/RAF- 
Terrorgruppe angehörte. Hogefeld 
war am 27. Juni 1993 in Bad 
Kleinen festgenommen worden. 
Ihr wird Beteiligung an vier Mor- 
den zur Last gelegt: 


Die Ermordung zweier Amerika- 
ner, die im August 1985 beim 
Bombenanschlag auf den Rhein- 
Main-Militärflughafen ums Leben 
kamen. 


Die Ermordung des US-Soldaten 
Edward Pimentel in Wiesbaden 
am Vorabend des obengenannten 
Bombenanschlags, der verübt 
wurde, um an die Ausweise des 
Opfers zu gelangen. 


Die Ermordung des Polizisten 
Michael Newrzella bei ihrer Fest- 
nahme in Bad Kleinen 1993. Ho- 
gefeld wird ebenfalls vorgewor- 
fen, an dem fehlgeschlagenen An- 
schlag auf den damaligen 
Finanzstaatssekretär Hans Tiet- 
meyer im September 1988 ebenso 
wie an dem Bombenanschlag auf 
das Gefängnis in Weiterstadt be- 
teiligt gewesen zu sein. 


Hogefeld wird aber erstaunlicher- 
weise nicht beschuldigt, an den 
Ermordungen Alfred Herrhausens 
am 30. November 1989 und Det- 
lef Rohwedders am 1. April 1991 
beteiligt gewesen zu sein, obwohl 
man sie eindeutig der RAF-Kom- 
mandoebene zurechnet und für 
die Straftaten der „RAF-Kom- 
mandoebene“ vor 1989 und nach 
1991 verantwortlich macht. Bis- 


her hatten deutsche Sicherheits- 
behörden kategorisch erklärt, 
Herrhausen und Rohwedder seien 
von der „RAF-Kommandoebene“ 
ermordet worden. 


Kroatische 
position 
formiert sich 


Auf einer Pressekonferenz in Za- 
greb kündigten die Präsidenten 
des kroatischen Senats und Abge- 
ordnetenhauses Stipe Mesic und 
Josip Manolic die Gründung einer 
„Partei der unabhängigen kroati- 
schen Demokraten“ (HDN) an. 
Die Parteineugründung soll noch 
bis Ende dieses Monats entspre- 
chend den kroatischen Wahlgeset- 
zen registriert werden. Manolic 
und Mesic gehörten zu den Grün- 
dungsmitgliedern der regierenden 
HDZ-Partei des kroatischen Präsi- 
denten Franjo Tudjman. Es ist da- 
mit zu rechnen, daß eine erhebli- 
che Zahl von Abgeordneten die 
HDZ verlassen und sich der HDN 
anschließen werden. Dadurch 
droht Tudjman der Verlust seiner 
Regierungsmehrheit, was vorge- 
zogene Neuwahlen wahrschein- 
lich werden läßt. 


Mit der Gründung der HDN hat 
sich die politische Opposition ge- 
gen die Politik Tudjmans eine ein- 
deutige Plattform geschaffen. Ma- 
nolic und die HDN repräsentieren 
im wesentlichen das politische 
Establishment aus der „jugoslawi- 
schen Ära“. 

Wachsenden Einfluß gewinnt 
auch die außerparlamentarische 
Bürgerbewegung „Libertas“ und 
will sich als politische Partei kon- 
stituieren. Zu ihrem Führungs- 
kreis gehören der frühere kroati- 
sche Außenminister Zvonimir Se- 
parovic sowie seine Frau Branca, 
eine bekannte Journalistin; der 
führende christdemokratische Po- 
litiker Marco Veselica sowie die 
ehemalige Vorsitzende der Orga- 
nisation „Mütter für den Frieden“ 
Slavica Bilic. Am 23. April dieses 
Jahres veranstaltete Libertas in 
Zagreb eine Demonstration von 
Kroaten und Moslems in Kroati- 
en. Die Veranstalter verurteilten 
aufs schärfste die serbischen 
Grausamkeiten in Gorazde und 
anderen Teilen Bosniens, aber 
auch die geopolitischen Machen- 
schaften der UN. Auch der IWF, 
der gegenwärtig versuche, Kroati- 
en zu einer Akzeptierung der 
großserbischen Aggressionen zu 
drängen, wurde angegriffen. 


Berichten zufolge stößt Libertas 
vor allem in Kreisen der kroati- 
schen katholischen Kirche auf er- 
hebliche Sympathie. Auch die 
kroatischen Streitkräfte sind of- 
fensichtlich der „Normalisie- 
rungspolitik“ Tudjmans gegenü- 
ber Milosevic und den serbischen 
Eroberungen in Kroatien allmäh- 
lich überdrüssig. Trotz der Tatsa- 
che, daß Tudjman die Auflagen 
des IWF akzeptiert hat, bleibt das 
Kreditembargo praktisch weiter- 
hin in Kraft, obwohl Lebensstan- 
dard und Industrieproduktion wei- 
ter sinken. 


Die Türkei 
auf dem We 
in die Diktatur? 


Die drastischen Sparmaßnahmen 
der türkischen Regierung könnten 
zu einer weiteren Islamisierung 
mit chauvinistischen Untertönen, 
regionalen Spannungen und sogar 
einem Militärputsch führen. Die 
Entwicklungen werden von be- 
stimmten britischen Kreisen so- 
wie neoimperialen Kräften in 
Rußland genauestens beobachtet 
und teilweise auch gefördert. Mi- 
nisterpräsidentin Ciller orientiert 
sich in ihrer Wirtschaftspolitik an 
der früheren britischen Premier- 
ministerin Thatcher, die sie auch 
persönlich um Rat gebeten hat. 
Die Austeritätspolitik und der 
Krieg gegen die kurdischen Re- 
bellen bedeuten eine entscheiden- 
de Schwächung der Türkei. Der 
Krieg kostet die Türkei jährlich 
15 Milliarden Dollar und hat 
schwere soziale Spannungen her- 
vorgerufen. Ein Großteil der 
Wählerbasis der türkischen Fun- 
damentalisten lebt in den großen 
Slumgebieten im Umfeld der 
Großstädte, und insbesondere in 
der Westtürkei hat sich durch den 
umfangreichen Zuzug von Flücht- 
lingen aus den Kriegsgebieten er- 
heblicher sozialer Sprengstoff an- 
gesammelt. Bei den Kommunal- 
wahlen konnten sich in Istanbul, 
Ankara und Izmir die Bürgermei- 
sterschafts-Kandidaten der funda- 
mentalistischen REFAH-(Wohl- 
fahrts-)Partei, Necemettin Er- 
bakans, durchsetzen. Der neue 
fundamentalistische Bürgermei- 
ster von Istanbul, Tayyip Erdogan, 
erklärte, das griechisch-orthodoxe 
ökumenische Patriarchat in Istan- 
bul solle aufgelöst, alle griechi- 
schen Kirchen geschlossen und 
die etwa 5000 Mitglieder umfas- 
sende griechische Minderheit ver- 
trieben werden. 


Als Reaktion auf diese Provoka- 
tionen eröffnete der griechische 
Ministerpräsident Andreas Pa- 
pandreou ein Büro der kurdischen 
PKK in Athen. Diese Maßnahme 
sorgte für erhebliche Verstim- 
mung im türkischen Militär, das 
teilweise mit den islamischen 
Gruppen zu liebäugeln beginnt. 
So hatten erstmalig in der Ge- 
schichte der türkischen Republik 
Hunderte von Armeeoffizieren ei- 
ne Unterstützungserklärung für 
Erbakan unterzeichnet. Papan- 
dreous Vorgehen trifft das türkische 
Militär an seiner empfindlichsten 
Stelle, dem Problem der PKK, 
und beschwört eine neue Krise 
zwischen der Türkei und Grie- 
chenland herauf, die in ihrer Ge- 
fährlichkeit noch den Zypernkon- 
flikt von 1974 übertreffen könnte. 


Wirtschaftliche 
Destabilisierung 
der Türkei 


Die türkische Ministerpräsidentin 
Tansu Ciller hat nach den Kom- 
munalwahlen ein drastisches 
Sparprogramm zur Inflations- 
bekämpfung bekanntgegeben. Es 
umfaßt zahlreiche von IWF und 
Weltbank diktierte Maßnahmen. 
Unter anderem sollen die staatli- 
chen Monopolpreise für Benzin, 
Tabak, Alkohol, Zucker und Dün- 
gemittel stark erhöht, teilweise so- 
gar verdoppelt werden. Die Zu- 
schüsse für die meisten landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse werden 
gekürzt. Hinzu kommen eine be- 
schleunigte Privatisierung sowie 
weitere Entlassungen und ein 
zunächst auf sechs Monate befri- 
steter Lohn- und Investitionsstopp 
im öffentlichen Sektor. Frau Ciller 
hofft damit, das vierteljährliche 
Haushaltsdefizit von 47,6 Milliar- 
den Lira auf neun Milliarden Lira 
zu verringern und die Inflation 
von gegenwärtig 74 Prozent zu 
senken. 


Die Wirtschaftskrise verschärfte 
sich, als im Januar amerikanische 
Rating-Agenturen wie Moody’s 
Investor Service die Kreditwür- 
digkeit der Türkei herabstuften. 
Ein Run auf die Lira und eine 
l2prozentige Abwertung waren 
die Folge. Anschließend stuften 
die Rating-Agenturen die Türkei 
noch ein weiteres Mal herunter, 
was praktisch den freien Fall der 
Währung nach sich zog, die ge- 
genüber dem Dollar mehr als 60 
Prozent an Wert verlor. 


Rußland 
verschärft _ 
Spannungen im 
nahen Ausland 


Die Entscheidung Rußlands, ins- 
gesamt 30 Militärbasen in den 
nichtrussischen GUS-Staaten ein- 
zurichten, leitet eine neue Phase 
der Moskauer Bemühungen ein, 
das sogenannte „nahe Ausland“ 
wieder der direkten russischen 
Kontrolle zu unterstellen. Der 
Stützpunktplan wurde schon vor 
mehreren Monaten vom General- 
stab entworfen. Generalstabschef 
Michail Kolesnikow gab ihn be- 
kannt, und Präsident Jelzin erließ 
ihn sofort als Dekret. 

In gewisser Hinsicht verändert der 
Plan wenig, denn russische Streit- 
kräfte sind bereits in allen GUS- 
Republiken präsent. Jetzt wird 
Rußland jedoch darauf drängen, 
noch in diesem Jahr Verträge mit 
möglichst vielen GUS-Mitglie- 
dern abzuschließen, um den dort 
stationierten russischen Truppen 
einen rechtlichen Dauerstatus zu 
verleihen. 

Vorbild dafür ist der georgisch- 
russische Freundschafts- und Ko- 
operationsvertrag, mit dem Geor- 
gien praktisch zu einem Militär- 
protektorat Rußlands wird. Seit 
Februar drängt Moskau die trans- 
kaukasischen Republiken Ar- 
menien und Aserbeidschan, dem 
georgischen Vorbild zu folgen. 
Auch gegenüber Belarus und der 
Ukraine sowie gegenüber Zen- 
tralasien werden in diesem Jahr 
Vorstöße zur Einrichtung dauer- 
hafter Stützpunkte erwartet. Bela- 
rus, wo bereits 25 000 russische 
Soldaten stationiert sind, hat be- 
reits Zustimmung signalisiert. Be- 
züglich der baltischen Staaten ist 
die einzige russische Basis, die 
Moskau behalten will, die Radar- 
anlage von Skrunda in Lettland, 
dem die lettische Regierung be- 
reits zugestimmt hat. In den letz- 
ten beiden Jahren hat die Konzen- 
tration russischer Truppen in der 
Gegend um Kaliningrad an der 
Ostsee und dem Leningrader Mi- 
litärdistrikt in unmittelbarer Nähe 
zum Baltikum massiv zugenom- 
men, und die im Baltikum selbst 
verbleibenden Truppen dienen 
ausschließlich zur politischen 
Druckausübung. R) 
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Italien 


Der Faschis- 
mus und die 


Logik des 
freien Marktes 


April Turner 


Mit dem Zusammenbruch der Ersten Italienischen Republik tau- 
chen die Umstände für einen potentiellen neuen Faschismus auf - 
nicht wie der alte, nicht mit der Rhetorik, nicht mit den Symbolen, 
aber basierend auf den gleichen Grundlagen. 


Anfang der zwanziger Jahre ent- 
stand der Faschismus in Italien 
aufgrund der ungeheueren wirt- 
schaftlichen und moralischen De- 
generation des Landes. Die im 
Jahre 1922 eingesetzte Diktatur 
wurde von der angloamerikani- 
schen Finanzgemeinde begrüßt, 
weil sie sich als Beschützer des 
ökonomischen Liberalismus ge- 
genüber der dirigistischen Bedro- 
hung präsentierte, die angeblich 
die Hauptgefahr für den Kommu- 
nismus darstellte. 


Heute erzeugt der Kampfschrei 
„Liberalismus!“, der gegen den 
„Dirigismus“ erhoben wird, der 
die Erste Italienische Republik 
nach dem Weltkrieg charakteri- 
sierte, wieder eine neue manichäi- 
sche Dualität, die das traditionel- 
le Schema „rechts gegen links“ 
ersetzt. Der „Liberalismus“- 
Schrei bestimmt ein ganzes politi- 
sches, kulturelles und wirtschaft- 
liches Klima. 


Es ist bittere Ironie, daß die Ver- 
teidiger des Liberalismus den 
„Dirigismus“ als natürliche Folge 
des Faschismus definieren. Rea- 
lität ist, daß der Faschismus auf 
der Basis eines liberalistischen 
Anstoßes, den Trümmern einer 
vorhergehenden „dirigistischen“ 
Anstrengung, triumphierte, die 
am Anfang des Jahrhunderts zu 
der tatsächlichen industriellen 
Entwicklung Italiens geführt hat. 


All das wiederholt sich jetzt mit 
einem neuen Erscheinungsbild. 
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Im Ersten Weltkrieg (1915-1918) 
gab es in Italien 43 000 Industrie- 
zweige im Stahl- und Maschinen- 
bausektor - damals den wichtig- 
sten Industriezweigen -, in dem 
520 000 Arbeiter beschäftigt wa- 
ren. Doch im Jahre 1921 war die 
Anzahl der Industrien auf 39 000 
zurückgegangen, und nur noch 
400 000 Menschen fanden hier ei- 
nen Arbeitsplatz. Die überleben- 
den Industriesektoren waren in 
miserabler Verfassung. Die Steu- 
ern waren in der Nachkriegszeit 
sprunghaft angestiegen und än- 
derten sich häufig auf eine ver- 
wirrende Art, da neue Steuern 
und „Sonder“-Steuern hinzuka- 
men, um die unmittelbaren Be- 
dürfnisse zu erfüllen. Die 
Reallöhne der Arbeiter brachen 
im Krieg zusammen und waren 
im Jahre 1918 auf 44,19 Prozent 
ihres Vorkriegswertes gefallen. 
Erst 1921 erreichten sie - in Kauf- 
kraft ausgedrückt - wieder 95,7 
Prozent des Wertes von 1914. 
Doch dies geschah angesichts ei- 
nes starken Rückgangs der An- 
zahl von Arbeitskräften. 


Nach dem Ersten 
Weltkrieg brach die 
Wirtschaft zusammen 


Im Sommer 1920 besetzten die 
Arbeiter unter der Führung der 
sozialistisch orientierten Gewerk- 
schaften die 300 größten Fabriken 
in Norditalien. Unter dem Impuls 
der Wirtschaftskrise und der Fas- 
zination über den neu geschaffe- 


nen Mythos der Russischen Revo- 
lution sollte in Italien eine Art Re- 
gierung der Sowjets geschaffen 
werden. Doch im Gegensatz zu 
dem, was in Rußland passiert war, 
besaßen die italienischen „So- 
wjets“ keine Unterstützung vom 
Innern des Staatsapparates her 
und führten einen hoffnungslosen 
Kampf. 


Die Strategie der von Premiermi- 
nister Giovanni Giolitti angeführ- 
ten Regierung bestand darin, sich 
die Energien durch die Streiks er- 
schöpfen zu lassen, so daß man 
dann rein aus Erschöpfung aufge- 
ben mußte. Hätte Giolitti mit mi- 
litärischen Mitteln reagiert, hätte 
die Besatzung ihre Moral viel- 
leicht länger aufrechterhalten kön- 
nen oder zumindest der extremen 
Linken mehr Glaubwürdigkeit 
verleihen können. Giolittis Hal- 
tung hat das tatsächliche Unver- 
mögen des extremen linken Flü- 
gels gezeigt. 


Doch die Mittelklasse war ent- 
setzt. Die Gefahr der „Sowjetisie- 
rung“ des Landes wurde zum 
Hauptgrund dafür, daß die Mittel- 
klasse eine Gegenoperation unter- 
stützte, die mit nationalistischen 
Farben protzte und Disziplin und 
Ordnung versprach. Die Faschi- 
stentrupps, die als paramilitäri- 
sche Kampftruppe organisiert wa- 
ren, übernahmen die Rolle der 
körperlichen Züchtigung der Fa- 
brikbesetzer. 


Somit wurde die Niederlage der 
Fabrikbesetzungen fälschlicher- 
weise der Intervention der Faschi- 
sten zugeschrieben. Mussolini 
machte sich die Aura der Macht, 
die seine Squadristi angefangen 
hatten zu erlangen, zunutze. Von 
dem Augenblick an schien es so, 
daß der Faschismus immer weni- 
ger gestoppt werden konnte. 


Arbeitslosigkeit und 
Auslandsverschuldung 


Was war der Grund für die Wirt- 
schaftskrise? Als erstes wird nor- 
malerweise folgendes angegeben: 
Als der Krieg im Jahre 1918 en- 
dete, verwandelte sich die riesige 
Armee, die Italien aufstellen muß- 
te, um auf der Seite Frankreichs 
und Großbritanniens zu kämpfen, 
in eine Masse Arbeitsloser, die 
wertvolle Jahre ihrer Jugend da- 
mit verbracht hatten, zu lernen, 
wie man kämpft. Es gab zu viele 
dieser ungelernten Jugendlichen - 
über eine Million -, die in diesen 


harten Zeiten eine Arbeit finden 
sollten. 


Ein größeres Problem war die ho- 
he Auslandsverschuldung, die Ita- 
lien angehäuft hatte, um im Krieg 
zu kämpfen. Unter den „Siegern“ 
war Italien am meisten verschul- 
det und am meisten frustriert. Ein 
weiteres Problem war die Tatsa- 
che, daß die italienische Wirt- 
schaft vor dem Krieg eng mit der 
deutschen Wirtschaft verbunden 
war, und nach dem Krieg war die 
deutsche Wirtschaft weitgehend 
zerstört. 


Giolitti, der seit Anfang des Jahr- 
hunderts viermal Premierminister 
gewesen ist, hatte vor dem Krieg 
die Industrialisierung der Wirt- 
schaft stark vorangetrieben und 
hatte verschiedene dirigistische 
und planwirtschaftliche Maßnah- 
men ergriffen - wie die Verstaatli- 
chung marktbeherrschender Un- 
ternehmen -, um sein Ziel zu er- 
reichen. Giolitti hatte ein starkes 
Kooperationsnetz mit der deut- 
schen Industrie aufgebaut. 


Eigentlich wollte er neutral blei- 
ben, als der Konflikt 1914 begann. 
Sein Außenminister Sidney Son- 
nino, der britischer Herkunft war, 
hatte hinter Giolittis Rücken in 
London in verräterischer Weise 
ein geheimes Abkommen unter- 
zeichnet, und deshalb wurde Itali- 
en auf britischer Seite in den 
Krieg verwickelt. Das andere Ele- 
ment, das die öffentliche Meinung 
stark drängte, auf britischer Seite 
zu intervenieren, hieß Benito 
Mussolini, ein ehemaliger Führer 
der sozialistischen Partei, der eine 
Zeitung und eine politische Split- 
tergruppe genau deshalb ins Le- 
ben rief, um dabei mitzuhelfen, 
die Italiener davon zu überzeugen, 
daß die geheimen Verträge, die 
von Sonnino in London unter- 
zeichnet worden waren, erfüllt 
werden sollten. 


Ein wirtschaftliches 
und finanzielles Chaos 


Da die hohen Kriegsschulden Ita- 
liens vor allem den Banken der 
Vereinigten Staaten geschuldet 
wurden, waren die amerikani- 
schen Banken nach dem Krieg 
wie anderswo in Europa auch der 
dominierende Faktor bei der Fest- 
legung der wirtschaftlichen und 
politischen Situation in Italien. 


Die italienischen Regierungen der 
Nachkriegszeit haben ihre Kriegs- 


schulden nicht bezahlt. Folglich 
haben die wichtigsten US-Banken 
den Geldhahn für Italien zuge- 
dreht. Der Außenhandel des Lan- 
des kam zum Stillstand. Das Land 
hatte seinen traditionellen Han- 
delspartner Deutschland verloren 
und konnte seinen Außenhandel 
mit den Ländern, die in dem vor 
kurzem beendeten Krieg seine 
Verbündeten waren, nicht auswei- 
ten. 


Aufgrund dieser Situation began- 
nen die Regierungen Italiens mit 
der chaotischen Serie irrationaler 
Steuern, die für die bereits durch 
den Krieg geschwächte inländi- 
sche Industrie eine immer größe- 
re Bürde bedeuteten. 


Daraus ergab sich dann Anfang 
der zwanziger Jahre das folgende 
explosive Gemisch: frustrierte In- 
dustrielle, die sich nach Stabilität 
und Ordnung sehnten, um ihre 
Unternehmen wieder in eine gute 
Verfassung zu bekommen; fru- 
strierter Nationalstolz - nach Son- 
ninos geheimen Londoner Verträ- 
gen sollte Italien nach dem Krieg 
Dalmatien als Ausgleich erhalten, 
doch der amerikanische Präsident 
Woodrow Wilson führte die briti- 
schen Befehle von Versailles 
pünktlich aus und verhinderte 
dies; eine riesige Auslandsver- 
schuldung; Massen von Arbeitslo- 
sen und faschistische paramilitäri- 
sche Trupps, die Gesetz und Ord- 
nung versprachen und - dies ist 
das Schlüsselelement - sich selbst 
als die Verteidiger des „Liberalis- 
mus“ profilierten. 


Giolitti war in politischer Hinsicht 
rasch erledigt und wurde 1921 er- 
setzt. Den beiden Regierungen, 
die folgten und die von Francesco 
Saverio Nitti und Luigi Facta ge- 
führt wurden, gelang es nicht, das 
Land unter Kontrolle zu bekom- 
men. Die Siege, die Giolitti gegen 
die Sozialisten der extremen Lin- 
ken davongetragen hatte, wurden 
Faschisten zugeschrieben. 


Enge Beziehungen 
zu den USA 


Die faschistische Bewegung hat 
nicht nur das Image gepflegt, ein 
starker Verteidiger der „freien 
Markt“-Wirtschaft zu sein (bei 
den Begriffen wie „freie Markt- 
wirtschaft“ und „Freihandel“ 
dreht es sich um Slogans, die von 
der britischen Oligarchie geschaf- 
fen wurden, um eine brutale Wirt- 
schaftsdiktatur durchzusetzen, 


und sie haben nichts mit einem 
wirklich freien Markt zu tun, der 
dem einzelnen Unternehmen 
dienlich ist), sondern Mussolini 
achtete auch sehr darauf, mit der 
amerikanischen Regierung und 
den amerikanischen Banken enge 
diplomatische Beziehungen zu 
unterhalten - zumindest seit sei- 
nem „Marsch gen Rom“ im Okto- 
ber 1922. Zwei Tage nach dem 
Ende des „Marsches“ traf er mit 
dem amerikanischen Botschafter 
Richard Washburn Child zusam- 
men, der ihn von diesem Augen- 
blick an in den höchsten Tönen 
lobte. 


Mussolini war bereit, die 
Kriegsschulden zu zahlen 


Eine der ersten Entscheidungen 
Mussolinis war, daß Italien die 
Kriegsschulden an die amerikani- 
schen Banken zurückzahlen wür- 
de. Alle früheren Regierungen 
hatten es abgelehnt, die Kriegs- 
schulden zu akzeptieren, denn - 
wie Giolitti in einer Mitteilung an 
den italienischen Botschafter in 
Washington im Jahre 1920 erläu- 
terte -: „Die öffentliche Meinung 
würde sich selbst einer günstigen 
Begleichung der Kriegsschulden 
entgegenstellen, denn es herrscht 
die Überzeugung, daß Gelder, die 
für eine gemeinsame Sache aus- 
gegeben wurden, keine wahren 
Schulden darstellen. Wir verste- 
hen nicht, warum Italien das erste 
Land sein sollte, das die Frage der 
Kriegsschulden lösen soll.“ 


Mussolini repräsentierte die ex- 
tremsten nationalistischen Ten- 
denzen, doch genau er war es, der 
die Kriegsschulden übernahm und 
begann sie regelmäßig zurückzu- 
zahlen und auf alle Forderungen 
der Amerikaner einzugehen. Das 
war ein Fall aus dem Lehrbuch 
nach dem Prinzip: Wenn man der 
Bevölkerung eines bestimmten 
Landes etwas Schlimmes zufügen 
will, muß man genau die Person 
mobilisieren, die die politische 
Splittergruppe repräsentiert, wel- 
che scheinbar am meisten gegen 
das ist, was man vorhat. Nach 
dem gleichen Prinzip würde es 
die internationale Finanzwelt heu- 
te vorziehen, wenn in Italien der 
frühere kommunistische Führer 
Achille Occhetto eine auf Spar- 
maßnahmen ausgerichtete Regie- 
rung führen würde. 


Sobald die demokratischen Regie- 
rungen durch faschistische Dikta- 
turen ersetzt worden waren, war 


das amerikanische Finanzesta- 
blishment bereit, die Kredithähne 
zu öffnen. Damit soll nicht impli- 
ziert werden, daß die Vereinigten 
Staaten Mussolini unterstützt ha- 
ben, bevor er an die Macht kam; 
doch es ist eine Tatsache, daß Ita- 
lien vor Mussolini als instabil und 
gefährlich angesehen wurde, 
während es danach in den Augen 
des amerikanischen Establish- 
ments „zuverlässig“ wurde. 


Die amerikanische Presse, die die 
faschistische Bewegung zuvor kri- 
tisiert hatte, unterstützte sie nach 
dem Marsch gen Rom sofort. Der 
„Christian Science Monitor“ bei- 
spielsweise schrieb am 31. Okto- 
ber 1922: „Der Faschismus ist ei- 
ne idealistische Bewegung, die 
aus der patriotischen Vorstel- 
lungskraft und der Loyalität des 
italienischen Volkes heraus gebo- 
ren wurde - beides typisch für die 
potentielle Kraft und Jugend, die 
für das Land charakteristisch 
sind.“ 


Amerikanisches Lob für 
die faschistische Revolution 


Der „Boston Evening Transcript“, 
der „Cincinnati Times-Star“, die 
„Herald Tribune“ - sie alle priesen 
Mussolini. Anfang Dezember 
1922 - kaum einen Monat nach 
dem Marsch gen Rom - pries die 
liberale „New York Times“ die 
„faschistische Revolution“. Das 
Urteil lautete, die Faschisten seien 
diejenigen gewesen, die die Nie- 
derlage der Fabrikbesetzungen ga- 
rantierten, sie würden Recht, Ord- 
nung und Stabilität garantieren. 
Mussolini wurde als der Retter 
des Landes dargestellt, ein Mann, 
unabhängig von der faschistischen 
Bewegung und ihrer Extremisten, 
ein Mann, der die kommunisti- 
sche Gefahr abwehren könne. 


Am 19. Dezember schrieb die 
„New York Times“, Mussolinis 
Faschismus sei „derzeit das inter- 
essanteste Regierungsexperiment“ 
auf der ganzen Welt; es war das 
Ende der schrecklichen Zeit, in 
der die Völker aller Länder durch 
mangelnde Leistungsfähigkeit, 
durch ihre eigene Feigheit und ih- 
re Dummheit von ihren Regierun- 
gen unterdrückt wurden. 

Die US-Diplomatie hat Mussolini 
direkt unterstützt. Der amerikani- 
sche Botschafter Child meinte, 
Mussolini sollte unterstützt wer- 
den, damit sich die extremsten 
Flügel seiner Partei nicht seiner 
entledigen konnten, und George 


Harvey, der amerikanische Bot- 
schafter in London, schickte 
Schreiben wie: „Von diesem Be- 
obachtungsstandpunkt her sieht 
der Sieg der Faschisten in Italien 
wie ein Todesschlag gegen den 
Bolschewismus aus. Den Faschi- 
sten fehlt die Erfahrung“, schrieb 
Harvey, doch ihre Impulse seien 
richtig. „Wäre es nicht wün- 
schenswert, daß Child einen Geist 
von Sympathie und Kooperation 
zeigt?“ 


Die J. P. Morgan and Co. Bank - 
eine der aktivsten in Europa - 
spielte eine wichtige Rolle dabei, 
die amerikanische Regierung da- 
von zu überzeugen, auf der Seite 
Großbritanniens in den Ersten 
Weltkrieg einzutreten. Nachdem 
Mussolini an die Macht gekom- 
men war, wurde die Morgan Bank 
zur wichtigsten Finanzstütze und 
zum wichtigsten Finanzberater 
des faschistischen Regimes. 


Dem britischen System zufolge 
handelte es sich bei der faschisti- 
schen Revolution tatsächlich um 
die Revolution der sogenannten 
freien Marktwirtschaft. 


Mussolini war der Verfechter des 
Laisser-faire. Sobald er im Jahre 
1922 an die Macht gekommen 
war, ergriff er eine Reihe von Li- 
beralisierungsmaßnahmen, mit 
denen alles wieder rückgängig ge- 
macht wurde, was Giolitti seit 
Anfang des Jahrhunderts erreicht 
hatte, um die Basis für die indu- 
strielle Entwicklung Italiens zu 
schaffen. 


Die Wirtschaft 
wurde liberalisiert 


In seiner letzten Regierung hatte 
Giolitti festgelegt, daß Kreditin- 
strumente mit Namen bezeichnet 
werden müssen, und er hatte eine 
stark progressive Erbschaftssteuer 
eingeführt. Mussolini schaffte all 
dies ab und beseitigte auch die 
Kriegsgewinnler-Steuern. Er pri- 
vatisierte das Telefonnetz, die 
Streichholzindustrie, die Lebens- 
versicherungsgesellschaften; er 
überwachte die Gewerkschaften, 
damit diese ihre Lohnforderungen 
drastisch reduzierten. Die indirek- 
ten Steuern wurden abgeschafft 
und die direkten Steuern erhöht, 
besonders um die Löhne zu unter- 
minieren. Die Wirtschaft wurde 
gründlich „liberalisiert“ oder ei- 
ner Schocktherapie unterzogen - 
um einen modernen Begriff zu 
benutzen. 
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Italien 
Der Faschis- 
mus und die 


Logik des 
freien Marktes 


Ende 1923 verabschiedete das 
Parlament, das weitgehend, aber 
nicht ausschließlich von der fa- 
schistischen Partei dominiert wur- 
de, ein Gesetz über die „Mehr- 
heits“-Wahl, das einer Partei, die 
bei einer Wahl die meisten Stim- 
men erhielt, zwei Drittel der Sitze 
zusicherte. Das frühere System 
war ein Proportionalsystem gewe- 
sen. Damit war die definitive 
Konsolidierung von Mussolinis 
Macht vorbereitet. Die Wahlen 
fanden im Jahre 1924 statt, und 
Mussolinis Partei gewann mit 60 
Prozent der Stimmen, womit sie 
356 von insgesamt 535 Sitzen er- 
hielt. Die Opposition war 
schwach und bestand aus Soziali- 
sten, Kommunisten, der Volkspar- 
tei und den Republikanern. 


Der einzige Augenblick, in dem 
Mussolinis Macht zu wanken be- 
gann, war der Sommer 1924, als 
der Führer der Sozialisten - Gia- 
como Matteotti - ermordet wurde 
und Mussolini in den starken Ver- 
dacht geriet, der politische Kopf 
hinter dem Mord gewesen zu sein. 
Der neue amerikanische Bot- 
schafter in Rom, Fletcher, vertei- 
digte Mussolini und unterstützte 
die Theorie, daß es der extremisti- 
sche Flügel der faschistischen 
Partei gewesen sei, der Matteotti 
getötet hatte, während der 
„gemäßigte“ Mussolini völlig un- 
schuldig sei. Der amerikanische 
Finanzminister Andrew Mellon 
verteidigte Mussolini im Oktober 
jenes Jahres in aller Öffentlichkeit 
als Helden im Kampf gegen den 
Kommunismus und erläuterte sei- 
ne Tugenden: Mussolini hatte die 
Industrie unabhängig vom Staat 
gemacht, die Steuern gesenkt und 
den Haushalt ausgeglichen. 


Die Geschichte 
wiederholt sich 


Unterdessen war Thomas W. La- 
mont von der J. P. Morgan and 
Co. Bank der Vertreter der faschi- 
stischen Interessen in den Verei- 
nigten Staaten und Mussolinis 
persönlicher Wirtschaftsberater 
geworden. 
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So wie Thomas Lamont Mussoli- 
nis Banker war, war sein Sohn 
Corliss Lamont der Banker der 
Kommunistischen Partei in den 
Vereinigten Staaten. Der Vertreter 
der Morgan Bank war es in Wirk- 
lichkeit, der über die italienische 
Finanzpolitik entschied. Ab dem 
Zeitpunkt, als sich Mussolini und 
Lamont im Jahre 1924 zum ersten 
Mal trafen, blieben sie in allen Fi- 
nanz- und Währungsfragen in en- 
gem Kontakt. 


Die Geschichte wiederholt sich. 
Heute wie gestern stellt die natio- 
nale und internationale Presse das 
demokratische Regime der Ersten 
Italienischen Republik als korrupt 
und bankrott dar. Das sind diesel- 
ben Anschuldigungen, die auch 
1920 gegenüber dem parlamenta- 
rischen Regime des italienischen 
Königreichs vorgebracht wurden. 
Man ist bereit, jeden zu lobprei- 
sen, der den Weg der „freien 
Marktwirtschaft“ geht. 


So wie sich die faschistische Be- 
wegung ihr Image von „Recht und 
Ordnung“ zunutze gemacht hat, 
stellen sich heute die „neuen“ po- 
litischen Bewegungen - wie die 
Nordliga - als die Kraft hinter 
dem scharfen Vorgehen gegen die 
korrupten politischen Parteien der 
Ersten Italienischen Republik 
durch die Obrigkeit dar. 


Gestern wie heute arbeitet das in- 
ternationale Finanzestablishment 
fieberhaft daran, den italienischen 
Staat zu destabilisieren - mit dem 
Angriff auf die Lire im Jahre 
1992 und parallel dazu den anhal- 
tenden Degradierungen der italie- 
nischen Wirtschaft durch Moodys 
-, und drängt auf Privatisierung, 
Liberalisierung und ein autoritäre- 
res, „effizienteres“ Regime - das 
ist das Ziel der Propagandakam- 
pagne, die Ende 1993 zu einem 
neuen Mehrheitswahlsystem führ- 
te, das dem ähnelt, das Mussolini 
1923 durchsetzte. 


Auch heute ist die Wirtschaft Ita- 
liens wieder ein Scherbenhaufen 
und - im Gegensatz zu damals, als 
der Faschismus an die Macht kam 
- haben alle oder fast alle politi- 
schen Kräfte dem Druck der inter- 
nationalen spekulativen Finanz- 
welt nachgegeben. Der neue „Fa- 
schismus“ profiliert sich nicht als 
ein dramatischer Coup d’Etat oder 
eine gewalttätige Bewegung, son- 
dern als eine Transformation der 
politischen Landschaft. 

Der italienische Staat war seit 
Jahren in einer ungeheuer großen 


öffentlichen Schuldenlast versun- 
ken, die besonders in den achtzi- 
ger Jahren auf über 1,5 Billiarden 
Lire (914 Milliarden Dollar) an- 
wuchs. Die politische Führung 
der Ersten Italienischen Republik 
war nicht in der Lage, diese 
Schulden unter Kontrolle zu be- 
kommen und wieder zu einer ech- 
ten wirtschaftlichen Weiterent- 
wicklung zu gelangen. Statt des- 
sen wurde eine anti-industrielle 
Politik stark vorangetrieben. Ty- 
pisch dafür sind die Bemühungen 
des damaligen stellvertretenden 
Sekretärs der sozialistischen Par- 
tei, Claudio Martelli, der im Jahre 
1987 eine umfassende Entindu- 
strialisierungspolitik in Gang setz- 
te, ein Referendum gegen die 
Atomkraft propagierte und dann 
sämtliche Atomkraftwerke Itali- 
ens schloß, womit dies das erste 
und einzige Land war, das die 
Atomenergie aufgegeben hat. 


Wie sich die 
Situation entwickelt hat 


Aufgrund des Fehlens einer Indu- 
striepolitik und fehlender For- 
schungs- und Entwicklungsakti- 
vitäten - Italien hat von allen In- 
dustrieländern die niedrigsten 
Ausgaben für Forschung und Ent- 
wicklung - und wegen der fast 
vollständigen Abhängigkeit von 
ausländischen Energiequellen, 
was durch das Antiatomkraft-Re- 
ferendum der Sozialisten maxi- 
miert wurde, erreichten die 
Staatsschulden in den achtziger 
Jahren schwindelerregende 
Höhen, und sie begannen schwer 
auf den Schultern der Bürger zu 
lasten. 


Begünstigt durch den Fall der 
Berliner Mauer, der die Politik der 
„kollaborativen Konfrontation“ 
des „kleinen Jalta‘“ zwischen der 
kommunistischen und christde- 
mokratischen Partei umstieß, 
führte die wachsende Unzufrie- 
denheit der kleinen Industriellen 
und die Verzweiflung in weiten 
Teilen der Bevölkerung - 
hauptsächlich verursacht durch 
die Steuerlast - Ende der achtziger 
Jahre zu dem Erscheinen von an- 
tistaatlichen Bewegungen, an de- 
ren Spitze die Nordliga stand. 


Die Skandale politischer Korrup- 
tion, die im Februar 1992 auf- 
tauchten und die sozialistische 
Partei ebenso wie alle anderen 
Parteien der Ersten Republik tra- 
fen, versetzten dem Gefüge der 
Ersten Republik den Todesstoß. 


Dieses Gefüge basierte auf der 
ausgeglichenen Integration der öf- 
fentlichen und privaten Sektoren. 
Italien war unter den Ländern des 
Westens das Land, in dem öffent- 
liche Industriezweige, die für über 
50 Prozent der Gesamtproduktion 
verantwortlich waren, das höchste 
relative Gewicht in der Wirtschaft 
besaßen. 


Eintritt in die 
freie Marktwirtschaft 


Der Kampfschrei „freie Markt- 
wirtschaft“ wurde immer lauter. 
„Italien muß liberalisiert werden! 
Es muß seine öffentlichen Indu- 
striezweige verkaufen! Der Staat 
ist korrupt, und die Korruption 
muß aufhören!“ 


Der Triumph des Liberalismus 
fand im September 1992 statt, als 
die Lire unter den Hammerschlä- 
gen der internationalen Spekulati- 
on gegenüber der Deutschen 
Mark innerhalb weniger Tage um 
30 Prozent fiel und aus dem eu- 
ropäischen Währungssystem aus- 
scheiden mußte. Das war nicht 
nur ein Schlag für die italienische 
Wirtschaft, sondern zeigte auch, 
daß die Länder Europas nicht in 
der Lage waren, vereint zu blei- 
ben, und daß die anglo-amerikani- 
sche Finanzwelt Europa fest im 
Griff hat. 


Von dem Moment an ist Italien in 
eine Phase eingetreten, in der sei- 
ne Wirtschaft mehr und mehr von 
der Logik der internationalen spe- 
kulativen Finanzwelt kontrolliert 
wird. Durch die Propaganda der 
Massenmedien wurde der Bevöl- 
kerung eine Reihe gezielter 
Wahnvorstellungen vorgegaukelt: 
Mit der Abwertung der Lire erleb- 
ten die Exporte einen Boom, und 
das wurde als der Beginn - ein an- 
dauernder Beginn, der niemals 
richtig anfängt - des „Auf- 
schwungs“ dargestellt. In Wirk- 
lichkeit ist der Inlandsmarkt am 
Zusammenbrechen, und der Kon- 
sum ist um 15 bis 20 Prozent jähr- 
lich gesunken, während die Preise 
für Importwaren gestiegen sind. 


Eine Welle der Privatisierungen 
hat begonnen: Banken, Versiche- 
rungsgesellschaften, Fernmelde- 
gesellschaften, der staatliche Le- 
bensmittelkonzern und die Ma- 
schinenbauindustrien sollen in 
private Hand gehen oder wurden 
bereits verkauft, und jeder Ver- 
kaufsabschluß wird als ein großer 
Erfolg begrüßt. Da es gelang, be- 


deutet dies, daß die italienische 
Wirtschaft „glaubwürdig“ ist. 
„Glaubwürdig“ bedeutet in die- 
sem Fall „unter der Kontrolle der 
internationalen spekulativen Fi- 
nanzwelt“. 


Ein Beispiel ist die Privatisierung 
des italienischen Lebensmittel- 
konzerns SME. Der Staat hat ihn 
für rund 5 Billionen Lire (3,1 Mil- 
liarden Dollar) verkauft. Alle Fir- 
men, die dem Konzern angehör- 
ten, befinden sich nun in der 
Hand ausländischer multinationa- 
ler Unternehmen, und wenn man 
es mit der Höhe der Gesamtschul- 
den oder mit dem vergleicht, was 
SME als Gewinn hätte produzie- 
ren können, wenn es richtig ge- 
führt worden wäre, hat der Staat 
bei diesem Geschäft so gut wie 
nichts gewonnen. 


Ersparnisse 
der Bürger schwinden 


Der Privatisierungsmechanismus 
führt dazu, daß die Besitzer von 
Dollar oder D-Mark italienische 
Firmen, die mit dem Wert der ab- 
gewerteten Lire angesetzt sind, 
billigst kaufen können. Außerdem 
trägt er dazu bei, die Ersparnisse 
der italienischen Bürger zum 
Schwinden zu bringen. Er schuf 
die Illusion, daß die Staatsunter- 
nehmen in „öffentliche Betriebe“ 
umgewandelt würden: Kleine In- 
vestoren kaufen eine geringe 
Menge Aktien des privatisierten 
Unternehmens, die auf diese Wei- 
se in den Händen des italienischen 
Volkes bleiben - so zumindest die 
Propagandatour. Bei der großen 
Menge an Aktionären genügt es 
nämlich in Wirklichkeit, ein Paket 
von 3 bis 4 Prozent aller Aktien 
zu besitzen, um den ganzen Laden 
zu kontrollieren. 


Vor kurzem wurde die Comit - 
Banca Commerciale, die zweit- 
größte Bank Italiens - privatisiert. 
An dem Tag, als die Aktien an die 
Öffentlichkeit verkauft wurden, 
bildeten sich auf den Gehsteigen 
vor den Banken Schlangen von 
Kleininvestoren, die an die düste- 
ren Bilder der langen Schlagen 
von Arbeitslosen während der 
Krise am Aktienmarkt im Jahre 
1929 erinnerten. Das hier waren 
jetzt die Menschen, die um ihre 
Ersparnisse fürchteten, deren 
Geld in die Hände der ausländi- 
schen Finanz-Holding-Gesell- 
schaft fällt, die am Ende 3 bis 3,5 
Prozent der Aktien kontrollieren 
wird. 


Mussolini beim legendären Marsch seiner „Schwarzhemden“ auf Rom 
im Jahr 1922. 


So zieht der kleine Investor sein 
Geld von den italienischen Staats- 
schulden ab und gibt es in auslän- 
dische Hände. Die Staatsschulden, 
die man seit der Abwertung im 
Jahre 1992 im Streben nach 
„Glaubwürdigkeit“ begann - über 
sogenannte Weltfonds - im Aus- 
land zu verkaufen, werden 
schließlich auch durch die glei- 
chen ausländischen Finanzstruk- 
turen kontrolliert werden. Somit 
werden nicht nur die Ersparnisse 
der Italiener durch diese ausländi- 
schen Finanzstrukturen kontrol- 
liert, sondern sie entscheiden 
auch, ob der italienische Staat 
bankrott ist oder nicht. 


Wenn dieser Prozeß weitergeht, 
fallen die Steuern nicht, sondern 
sie steigen. Seit dem Jahre 1992 
wurden zwei neue Steuerarten 
eingeführt. 


Die Destabilisierung 
des Landes 


Nachdem sie ihre Finanzkontrolle 
etabliert haben, schaut die speku- 
lative internationale Finanzwelt 
nun nach jemandem, der das Land 
politisch führt. Die beiden wich- 
tigsten Führer der Linken - der 
Parteiführer der demokratischen 
Linken, Achille Occhetto, Ex- 
kommunist - und derjenige der 
Koalition des rechten Flügels - 
der Chef der Nordliga, Umberto 
Bossi - treffen sich interessanter- 
weise seit kurzem mit dem ameri- 
kanischen Botschafter in Rom 


und reisen nach London, um die 
Finanzgemeinde der City of Lon- 
don über ihre jeweiligen Pläne zu 
„informieren“. 


Die beiden anderen wichtigen 
Führer der „neuen“ politischen 
Szene - der Magnat der Massen- 
medien Silvio Berlusconi und der 
Referendum-Befürworter Mario 
Segni - liegen auf der gleichen 
Wellenlänge. Der erstere liebt es, 
sich als den erfolgreichsten Kom- 
munisten des Landes darzustellen, 
doch ehemalige Kommunisten be- 
haupten, sein Imperium sei mit 
Hilfe der sozialistischen Partei 
aufgebaut worden. Die sozialisti- 
sche Partei ist seit Ende der sieb- 
ziger Jahre als Sprachrohr für den 
amerikanischen Einfluß in Italien 
bekannt gewesen und war ein 
wichtiger Befürworter der Zer- 
stückelung der Ersten Italieni- 
schen Republik. 


Von einigen aus der Elite weiß 
man, daß sie einen „Mann der 
Vorsehung‘ - wie Mussolini, der 
angebliche Retter Italiens vom 
Kommunismus, sich gesehen ha- 
ben wollte - suchen. Heute ver- 
sucht Berlusconi am direktesten, 
diesem Image zu entsprechen. 
Doch die Gefahr des Faschismus 
in Italien liegt nicht in der Politik 
eines Mannes, sie liegt in der Si- 
tuation selbst. 


Als der Faschismus in den zwan- 
ziger Jahren an die Macht kam, 
liefen die kulturellen Bezugs- 
punkte der Italiener in die entge- 


gengesetzte Richtung von Ratio- 
nalität. Die „Magie“ des Marktes 
zieht die Öffentlichkeit in ihren 
Bann. Lotterien, Horoskope und 
Sekten schießen aus dem Boden. 
Nach zwei Jahrzehnten der Dro- 
gen-Sex-Rock-Gegenkultur, die 
jetzt in einer schleichenden Bil- 
dungsreform gipfelt, die sich 
scheinbar um „Geschlechtserzie- 
hung“ dreht, sinkt das Durch- 
schnittsniveau der Kultur rapide 
ab. 


Überschwemmt von der steigen- 
den Flut von Enttäuschungen, hat 
die italienische Bevölkerung in- 
zwischen weltweit den Tiefpunkt 
im Bevölkerungsnullwachstum er- 
reicht: 1,25 Prozent. Das ist weit 
unter dem Bevölkerungsnull- 
wachstum. Die Zahl der Rentner 
hat die Menge der arbeitenden 
Bevölkerung bereits überschritten. 
Auf diese Art stirbt die Wirt- 
schaft, und Verzweiflung tritt auf 
den Plan. In dem lange unter- 
drückten Süden des Landes liegt 
die Arbeitslosigkeit - vorwiegend 
unter den Jugendlichen - bei über 
30 Prozent. 


Das Jahrzehnt der achtziger Jahre 
war wie ein verlorener Krieg, ein 
Jahrzehnt, in dem gedankenloser 
Konsum - der Konsum von flüch- 
tigen Dingen wird zum Ziel und 
Leitprinzip des Lebens - und das 
Fehlen einer konkreten politischen 
Debatte aus dem Land einen 
Scherbenhaufen gemacht haben. 


Der neue Faschismus wird nicht 
militaristisch und rachsüchtig sein 
wie der alte. Er wird „technotro- 
nisch“ und massenmedienorien- 
tiert sein, er wird die Ideologie 
der „Leistungsfähigkeit‘ auf seine 
Fahnen schreiben und wird entpo- 
litisiert sein. Er wird als „konser- 
vative Revolution“ auftreten. 
Furcht und Selbstsucht sowie die 
Unfähigkeit, eine Politik zur Ver- 
teidigung des ungeheueren kultu- 
rellen Erbes Italiens zu formulie- 
ren, sind die Dinge, die die Ober- 
hand gewonnen haben. Die Frage, 
welche Gruppe das Land in den 
kommenden Jahren regieren wird, 
ist rein sekundärer Natur. Primäre 
Tatsache ist, daß jetzt die Politik 
der internationalen Finanzspeku- 
lationen mit ihrer Ideologie des 
„freien Marktes“ vorherrschend 
ist. D 


Frankreich 


Kommt 
es zu einem 
algerischen 


Beat Christoph Baeschlin 


ürgerkrieg? 


Insgeheim treffen die französischen Behörden Vorbereitungen, um 
einen großen Flüchtlingsstrom aus Algerien aufzunehmen. Nie- 
mand zweifelt daran, daß der Bürgerkrieg so unvermeidlich ist wie 
ein Naturereignis und daß er genauso blutig und grausam sein wird 
wie der algerische „Befreiungskampf“ von 1954 bis 1962. 


Als General de Gaulle im Jahre 
1962 den Rückzug Frankreichs 
aus Algerien ankündete, bedeutete 
das den Ausbruch einer kaum ge- 
ahnten Welle „ethnischer Säube- 
rung“. Annähernd zwei Millionen 
Menschen mußten wegen ihrer 
Rasse, Sprache und Religion Hals 
über Kopf aus Algerien flüchten. 


Nirgends 
regte sich Protest 


Bemerkenswert ist, daß dieser of- 
fenkundige Rassismus das „Welt- 
gewissen“ keineswegs belastet 
hat. Nirgends regte sich auch nur 
die leiseste Protestbewegung oder 
irgendein Empörungsgeschrei. 
Alles blieb fein stumm wie an- 
derthalb Jahrzehnte vorher, als 
zehn Millionen Deutsche von 
Haus und Hof vertrieben worden 
waren. Spürten doch die Führer 
und Meinungsmacher der Linken 
damals keine Zuckungen in ihren 
ach so empfindlich arbeitenden 
„Gewissen“. 


Einmal mehr wurde offensicht- 
lich, daß der „Rassismus“ nur 
dann wahrgenommen wird, wenn 
er für die Sozialisten. und ihre 
Gläubigen politischen Nutzen bie- 
tet. In den beiden vorgenannten 
krassen Fällen wurde er einfach 
„übersehen“. Daraus ergibt sich, 
daß absolute Grundsätze nichts 
als „bürgerliche Vorurteile“ sind. 


„Rassismus“, wie er heute ge- 
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gut, bald böse, je nachdem, ob er 
im Augenblick für die linke Mei- 
nungsmache „verwertbar“ ist oder 
nicht. Ohne weiteres kann man 
voraussagen, daß die Massaker im 
kommenden algerischen Bürger- 
krieg einen gewaltigen Sturm der 
„Empörung“ auslösen werden, 
denn die „progressiven“, marxisti- 
schen Nutznießer der algerischen 
„Selbständigkeit“ werden die Op- 
fer des aufgestauten Volkszornes 
sein. 


Die marxistischen „Kräfte des 
Fortschritts“ stürzten das algeri- 
sche Volk ins Elend. Der einzige 
Fortschritt ist in der Einwohner- 
zahl feststellbar. Noch in den 
zwanziger Jahren unseres Jahr- 
hunderts zählte man im ganzen 
Land etwa sechs Millionen Alge- 
rier und etwa eine Million Eu- 
ropäer. Im Jahre 1980 hatte sich 
die Bevölkerung schon verdrei- 
facht, und seither nahm sie jähr- 
lich um fast eine Million Men- 
schen zu. 


Charles de Gaulles Rückzug aus Algerien im Jahr 1962 war der 
Auftakt zu einer Welle ethnischer Säuberungen. 


handhabt wird, ist somit ein dia- 
lektischer Begriff, das heißt: bald 


Nachdem die europäische und die 
jüdische Bevölkerung 1962 das 


Land hatten verlassen müssen, er- 
wies es sich, daß mit dieser „eth- 
nischen Säuberung‘“ die aktivsten 
Teile der Einwohnerschaft vertrie- 
ben worden waren. Trotz angeb- 
lich wissenschaftlich-sozialisti- 
scher Planwirtschaft gelang es 
nicht annähernd, für die rapid an- 
wachsende Bevölkerung die drin- 
gend benötigten Arbeitsplätze zu 
schaffen. 


Ein Wettlauf begann, um mit der 
wirtschaftlich-industriellen Ent- 
wicklung die Bevölkerungsver- 
mehrung einzuholen. Doch das 
erwies sich als ganz aussichtslos. 
Auch eine vermehrte Auswande- 
rung nach Europa oder in die ara- 
bischen Golfstaaten brachte keine 
fühlbare Entlastung. 


Als „Flucht nach vorne“ ordnete 
die Regierung schließlich Volks- 
wahlen an - 30 Jahre nach Erlan- 
gung der staatlichen Selbständig- 
keit! -, bei denen die islamischen 
Integralisten einen klaren Sieg er- 
rangen. Damit aber wurde die Si- 
tuation vollends beengend, ja aus- 
sichtslos. Nun waren es Frank- 
reich und die demokratischen 
Westmächte, die einen solchen 
Volksentscheid als ungültig be- 
trachteten. Denn damit würde die 
marxistische Militärdiktatur durch 
eine islamische abgelöst mit an- 
tieuropäischer, ja antiwestlicher 
Stoßrichtung. 


Das versetzt vor allem Frankreich 
in Panikstimmung. Seit 20 Jahren 
haben alle Regierungen eine 
leichtfertige Politik der algeri- 
schen Masseneinwanderung be- 
trieben. Eine „Islamische Repu- 
blik Algerien“ würde natürlich die 
Millionen in Frankreich lebenden 
Staatsangehörigen in gefährlicher 
Weise antieuropäisch beeinflus- 
sen. Da sind auch zahllose Dop- 
pelbürger mit französischem Paß, 
und von diesen haben mehr als 
hunderttausend auch in Algerien 
ihren Militärdienst geleistet und 
sind damit einer antiwestlichen 
Gehirnwäsche unterzogen wor- 
den. Mit ihrer leichtfertigen Ein- 
wanderungspolitik haben die 
Linkskreise die eher konservativ 
und katholisch denkenden Volks- 
kreise in die Enge treiben wollen. 
Aber nun erweist sich diese hirn- 
wütige Einwanderungspolitik un- 
vermutet als existenzgefährdende 
Bedrohung. 


Frankreichs „Staatskunst“ in Sa- 
chen Algerien ist am Ende. Die 
aufgescheuchten Regierungsleute 
in Paris sehen im Augenblick kei- 


ne andere Möglichkeit, als Geld 
in den bodenlosen Schlund der 
verfuhrwerkten Politik Algeriens 
zu schaufeln. Aber die französi- 
schen Behörden stecken selber bis 
zum Hals in unentwirrbaren 
Schwierigkeiten: die bedenkliche 
Wirtschaftslage, die wachsende 
Arbeitslosigkeit, die unerträgliche 
Staatsverschuldung, die immer 
weniger glaubwürdige Staatsmy- 
thologie von der angeblich „plura- 
listischen Demokratie“. Das alles 
erfordert zunehmende Meinungs- 
lenkung und Meinungsüberwa- 
chung. Zu alledem kommt sehr 
ungelegen die europäische Inte- 
gration, die den wirtschaftlichen 
Ruin weiter Bevölkerungsteile 
verursacht; und die verheißenen 
rosigen Zeiten, wo in Europa 
Milch und Honig fließen würden, 
erweisen sich vorläufig als reine 
Fata Morgana. 


Den Kollaps in 
Algerien hinausschieben 


Und da pocht nun Algerien mäch- 
tig an die Tür und ersucht nach- 
drücklich um ein „Darlehen“ von 
40 Milliarden Franc. Im Klartext 
heißt das: Wenn Ihr Riesensum- 
men spendet, kann das gegenwär- 
tige aufklärerisch-marxistische 
Regime noch weiterwursteln. 


Aber Frankreich hat schon letztes 
Jahr 6,3 Milliarden Franc an Al- 
gier gezahlt, ohne Hoffnung auf 
Rückerstattung. Obwohl sich die 
Fünfte Französische Republik - 
die gegenwärtige - sozusagen mit 
dem in Algier herrschenden Regi- 
me identifiziert, ist Paris heute 
nicht in der Lage, weitere Hilfe zu 
leisten. 


Aller Augen sind nun auf die 
Weltbank und den Internationalen 
Währungsfonds gerichtet. Ein 
Kredit von 500 Millionen Dollar 
steht zur Sprache sowie eine zu- 
sätzliche Hilfe von 300 Millionen 
Dollar. Aber die Behörden des In- 
ternationalen Währungsfonds sind 
reine Finanzbüffel. Ihre Forderun- 
gen lauten: Abwertung des algeri- 
schen Dinars, Öffnung des Landes 
für den Welthandel, Beschrän- 
kung des Budgetdefizits, Vermin- 
derung der Belegschaften und 
staatlichen Betriebe - das heißt 
praktisch aller Betriebe! - und das 
Tollste: sofortige Aufhebung der 
staatlichen Verbilligung aller 
Grundnahrungsmittel. 


Die Verwirklichung dieser Bedin- 
gungen bedeutet für die gegen- 


Francois Mitterrand und seine Fünfte Republik haben im letzten Jahr 
6,3 Milliarden Franc an Algerien gezahlt. 


Jean-Marie Le Pen nennt die Dinge beim Namen und kritisiert die ge- 
genwärtigen Herrscher Algeriens. 


wärtige algerische Regierung: auf 
den Knopf drücken, um den 
Volksaufstand augenblicklich aus- 
zulösen. Und der algerische Auf- 
stand kann ein revolutionärer Feu- 
ersturm sein, der das ganze südli- 
che Mittelmeer bis nach 
Vorderasien in Brand steckt. Im 
Vergleich dazu könnte der Krieg 
im einstigen Jugoslawien sozusa- 
gen wie ein niedliches Kinder- 
spiel erscheinen 


Eine Million 
algerischer Flüchtlinge? 


Wenn der Bürgerkrieg in Algerien 


ausbricht, wird er zu einer Blutor- 
gie ausarten. Die darbende und 
mit Demokratieparolen abgespie- 
sene Bevölkerungsmehrheit wird 
von den Profitgeiern des versin- 
kenden marxistischen Regimes 
Rechenschaft fordern. Aber wenn 
die Stunde der Vergeltung schlägt, 
werden die großen Haie und 
Hauptverantwortlichen für die 
miese Situation sich im Flugzeug 
nach Europa in Sicherheit brin- 
gen. An den zweit- und drittrangi- 
gen Beamten wird sich dann der 
Volkszorn austoben. Deshalb 
rechnet man in Frankreich mit ei- 
nem mächtigen Flüchtlingsstrom. 
Um diese Leute unterbringen zu 


können, werden in ganz Frank- 
reich öffentliche Finanzmittel be- 
reitgestellt. Wäre nicht die Natio- 
nale Front in den Lokalbehörden 
überall vertreten, so würde sich 
diese ganze Vorbereitung in aller 
Stille abwickeln. Überall stimmen 
alle Parteien wie ein Mann für 
diese Kredite. Nur die Vertreter 
der Nationalen Front protestieren 
entschieden gegen derartige Maß- 
nahmen. 


Mit Recht sagen die Le-Pen-Leu- 
te: „Die gegenwärtigen Herrscher 
Algeriens haben in unserem Land 
nichts zu suchen. Denn diese Leu- 
te waren es, die 1954 bis 1962 
den grausamen und heimtücki- 
schen Krieg gegen Frankreich und 
gegen das französische Algerien 
geführt haben. Ihre katastrophale 
Unfähigkeit zur Staatsführung 
sollen sie bitte selber ausbaden 
und gefälligst fern von Frankreich 
ihr Exil wählen. Diese sich zur 
Flucht aus Algerien anschicken- 
den Leute verdienen kein Mitleid. 
Es genügt, daran zu erinnern, daß 
sie mit ihrer ethnischen Säube- 
rung von 1962 alle wirtschaftlich 
tüchtigen Leute verstoßen haben 
und daß sie mit Verachtung und 
sinnlosem Haß das Angebot 
zurückgewiesen haben, einen 
großen und lebensfähigen franzö- 
sisch-algerischen Staat zu bilden. 
Und als letztes muß das Scheuß- 
lichste erwähnt werden: das Mas- 
saker an den Zehntausenden von 
Algeriern, die von 1954 bis 1962 
treu zu Frankreich gestanden und 
für den Gedanken einer algerisch- 
französischen Gemeinschaft 
gekämpft hatten. Im Vertrauen auf 
die schönen Worte im Waffenstill- 
standsabkommen von 1962 haben 
diese “Harki’ ihre Waffen abgege- 
ben, um daraufhin von ihren 
Landsleuten bei lebendigem Lei- 
be in Stücke gehauen und liegen 
gelassen zu werden, bis ihre 
Schreie nach und nach verstumm- 
tönt...“ 


Einmal mehr sind die Leute der 
Nationalen Front die einzigen, 
welche es wagen, die Dinge beim 
Namen zu nennen. Aber warum 
machen die sogenannten „Gaulli- 
sten“ unter Chirac bei der all- 
gemeinen Verschwörung des 
Schweigens mit? Vermutlich des- 
halb, weil General de Gaulle die 
Augen verschloß vor den maßlo- 
sen Scheußlichkeiten der siegrei- 
chen Algerier. 


Gewisse Dinge möchte man gerne 
ungeschehen machen, indem man 
die Augen schließt. D 
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Hinter den 
Morden an 
Martin Luther 
King und John 
F. Kennedy 


Scott Thompson 


Am 15. April 1994 - kurz nachdem sich der Tag der Ermordung von 
Dr. Martin Luther King jr. zum 25. Mal jährte - ordnete ein Richter 
aus Memphis, Tennessee, an, daß Kings angeblicher Mörder, James 
Earl Ray, Zeugen beibringen dürfe, um seine Unschuldsbeteuerun- 
gen zu unterstützen. Den von Ray aufgedeckten Beweisen und Un- 
tersuchungsbeamten zufolge, die über diesen Fall recherchiert ha- 
ben, sieht es so aus, als ob die gleichen, hochrangigen Kräfte hinter 
der Ermordung sowohl von Dr. Martin Luther King jr. als auch von 


John F. Kennedy standen. 


James Earl Ray, der - ohne einen 
Strafprozeß bekommen zu haben 
- 24 Jahre hinter Gittern verbracht 
hat, war der Sündenbock in einem 
umfassenden Komplott zur Er- 
mordung von Martin L. King jr. 
am 4. April 1968. In einer über 
ein Jahrzehnt andauernden Kor- 
respondenz zwischen dem Autor 
dieses Artikels und Ray wurden 
mehrere neue Spuren im Zusam- 
menhang mit dem Mord an King 
aufgedeckt. 


Die Spur führt ins Netz- 
werk des Establishments 


In seinem Buch „Who Killed 
Martin Luther King?“ (‚Wer hat 
Martin Luther King getötet?“) 
schreibt Ray, daß aufgrund seiner 
eigenen Nachforschungen und 
persönlichen Erfahrungen seiner 
Meinung nach ein David Graiver 
Gitnacht der „Handlanger“ für 
den Mord an King gewesen ist. 


Wenn sich Rays Aussage, Git- 
nacht sei der Zahlmeister für den 
Mord an King gewesen, als rich- 
tig erweisen sollte, führt das zu 
ungeheueren Implikationen: Git- 
nacht war ganz oben im anglo- 
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amerikanischen Establishment- 
Netzwerk angesiedelt, das sich 
mit Geldwäscherei, Drogenhandel 
und Waffenschmuggel befaßt. 


Gitnachts Partner bei diesen Ver- 
brechen waren Teilhaber der 
Schweizer Firmenfassade Permin- 
dex, die in die Ermordung von 
Präsident John F. Kennedy im 
Jahre 1963 verwickelt war; die 
Niederlassung dieses Unterneh- 
mens in New Orleans wurde von 
Staatsanwalt Jim Garrison ent- 
larvt, als dieser Clay Shaw (Vor- 
standsmitglied der Permindex) 
wegen Verschwörung zur Ermor- 
dung John F. Kennedys anklagte. 


Den von Ray präsentierten Hin- 
weisen und bestätigenden Bewei- 
sen zufolge wird durch die Ver- 
bindung der Ermordung Kenne- 
dys mit New Orleans auch ein 
wichtiger Zusammenhang mit 
dem Mord an Martin Luther King 
hergestellt. 


Wie vom Erdboden 
verschwunden 


Ray wußte aus eigener Erfahrung 
und aufgrund von Recherchen, 


die vor allem mit seinem Bruder 
durchgeführt wurden, von dieser 
Verbindung der beiden Morde, die 
nach New Orleans führte. Wie 
Ray schreibt, half ihm sein Bruder 
bei der Feststellung der Identität, 
als er zunächst eine Ähnlichkeit 
zwischen Gitnacht und dem Mann 
festgestellt hatte, der seiner Mei- 
nung nach der Zahlmeister bei der 
Ermordung Martin Luther Kings 
gewesen ist. Er, der Bruder, liefer- 
te Fotos von Gitnacht, der seither 
wie vom Erdboden verschwunden 
ist, nachdem er seinen Tod bei ei- 
nem Flugzeugabsturz vor- 
getäuscht hatte. 


Wie Ray in seinem Buch schreibt, 
gelang ihm die Flucht aus dem 
Gefängnis in Jefferson City, Mis- 
souri, am 23. April 1967, wo er 
wegen Diebstahls eine 20jährige 
Haftstrafe absaß. Ray fuhr nach 
Montreal, Kanada, wo er in einem 
Lokal von einem Mann mit spani- 
schem Akzent angesprochen wur- 
de, der sich „Raoul“ nannte. Wie 
ein vollendeter „Kontrolleur“ 
führte er Ray schließlich zu der 
Pension in Memphis, Tennessee, 
in deren Nähe der Todesschuß 
fiel, der Martin Luther King auf 
dem Balkon des benachbarten 
Lorraine Motels tötete. 


Mit dem Versprechen, ihm einen 
Paß zu liefern, hatte Raoul Ray 
bis zu diesem Tag in Memphis 
eingesetzt, um Drogen - oder was 
Ray für Drogen hielt - über die 
kanadische Grenze in die USA 
und von dort nach Mexiko zu 
schmuggeln. Raoul zahlte Ray 
immer so viel, daß dieser bis zur 
nächsten Aufgabe davon leben 
konnte, doch er hat ihm den Paß 
und das Geld nie gegeben, mit 
dem Ray seinen wirklichen 
Wunsch hätte verwirklichen kön- 
nen, nämlich aus den USA zu 
fliehen. 


Während einer Schmuggelaktion 
nach Mexiko im Oktober 1967 
hat Ray vor ihrem Motel in Nue- 
vo Laredo Raoul im Gespräch mit 
einem Mann gesehen, den Ray 
später als David Graiver Gitnacht 
identifiziert hat. Ray hat zum er- 
sten Mal ein Bild von Gitnacht in 
dem Buch „Dope, Inc.“ - einem 
Bericht über den internationalen 
Drogenhandel, der von den Her- 
ausgebern des Magazins „Execu- 
tive Intelligence Review“ veröf- 
fentlicht wurde - gesehen. 


Der Verfasser dieses Artikels hat 
aufgrund privater Ermittlungen, 
Korrespondenz mit Ray und der 


FBI-Akte über Gitnacht - die ihm 
aufgrund des Gesetzes über Infor- 
mationsfreiheit zur Verfügung ge- 
stellt wurde - ein umfangreiches 
Dossier über Gitnacht zusammen- 
gestellt. 


Zu dem Zeitpunkt, als er offenbar 
Kontakt zu Raoul hatte, war Git- 
nacht über den organisierten Ver- 
brecherring Meyer Lansky bereits 
stark mit dem Terrorismus ver- 
bunden. Dieser Sproß einer argen- 
tinischen Bankiersfamilie war un- 
ter anderem der Bankier für eine 
argentinische terroristische Orga- 
nisation, die Montoneros, gewor- 
den. Gleichzeitig gehörte die Fa- 
milie Gitnacht zu den Bankiers 
des geheimen Propaganda Zwei 
(P-2), des Freimaurernetzwerks 
von Licio Gelli, das die peronisti- 
sche Bewegung in Argentinien in- 
filtriert hatte. 


Paradoxerweise war Gitnacht über 
seine familiären Bindungen zu ei- 
ner Clique von P-2-Generälen im 
argentinischen Militär in einen 
Kampf gegen die Montoneros 
verwickelt. Doch gleichzeitig soll 
er das 18 Millionen Dollar schwe- 
re Vermögen der Montoneros 
durch die „Israeli Centrade“-Ban- 
kengruppe in der Schweiz gewa- 
schen haben. Aus den FBI-Akten 
geht außerdem hervor, daß er Juan 
Perons Witwe wahrscheinlich um- 
fangreiche Kredite gewährt hat. 
Anschließend soll er sie erpreßt 
und gestürzt haben. 


Tarnorganisation 
für Waffentransfers 


Die „Centrade“-Bankengruppe 
wurde aus einem Netz aufgebaut, 
das auch unter dem Namen „Son- 
nenborn-Institut“ bekannt ist. Es 
handelt sich dabei um eine Tarn- 
organisation für Waffenlieferun- 
gen an die israelische Haganah - 
die jüdische Untergrundorganisa- 
tion in Palästina vor der Grün- 
dung des Staates Israel. Zu die- 
sem Netzwerk gehörte Phillip 
Klutznick, Gründer und schließ- 
lich Vorsitzender der Hauptbank 
der „Centrade“, der schweize- 
risch-israelischen Handelsbank. 


Später war Klutznick auch Präsi- 
dent der American Bank and 
Trust Co. (ABT), die Gitnacht 
zwischen 1975 und 1978 gekauft 
und ausgeplündert hat. Klutznick 
blieb Vorstandsmitglied der ABT 
auch nach Gitnachts Übernahme. 
Gleichzeitig war er Vorsitzender 
des nationalen Exekutivausschus- 


James Earl Ray (links) kann nach 24 Jahren Gefängnis damit rechnen, daß sein Verfahren wieder aufgenommen wird. Er will Zeugen beibringen, 
daß er nicht der angebliche Mörder von Dr. Martin Luther King (Mitte) ist. Offenbar stehen hinter dem Mord an King die gleichen Kräfte, die US- 
Präsident John F. Kennedy (rechts) umbrachten. 


ses der Anti-Defamations-Liga 
(ADL), und Klutznick benutzte 
die ABT zusammen mit einer an- 
deren Lansky-Tarnorganisation - 
der Sterling Bank -, um die Finan- 
zen der Liga abzuwickeln. 


Die zweite große Bank in der 
„Centrade-Gruppe“ war die Ban- 
que de la Credit Internationale 
(BCI), die von dem ersten Logi- 
stikchef - der auch für Waffenbe- 
schaffung zuständig war - des 
Mossad, Tibor Rosenbaum, ge- 
führt wurde, der auch im Vorstand 
der schweizerisch-israelischen 
Handelsbank und des American 
Bank and Trust saß. 


Einem Bericht zufolge, der im 
Jahre 1967 im „Life“-Magazin er- 
schien, handelte es sich bei der 
BCI um eine große Geldwaschan- 
lage für den Lansky-Verbrecher- 
ring. Die BCI erhielt jährlich rund 
zehn Millionen Dollar von der 
World Commerce Bank of Nas- 
sau, Grand Bahamas, deren Präsi- 
dent Lanskys Buchprüfer Alvin 
Malnick war. 


Ein anderer Vertreter der Bank 
war Sylvain Ferdman, ein Schwei- 
zer Staatsbürger und Kurier Lans- 
kys, der von einer geheimen 
Gruppe in der Bank aus arbeitete. 


Die „Centrade-Gruppe“ ist nicht 
nur mit der ABT verschachtelt; 
sie hat die ABT mit dem Kauf des 


American Trust durch die schwei- 
zerisch-israelische Handelsbank 
am 23. November 1963 - einen 
Tag nach Kennedys Ermordung - 
geschaffen. Das Finanznetzwerk 
von Tibor Rosenbaum waren auch 
die Financiers für die Permindex, 
die von Staatsanwalt Jim Garrison 
aus New Orleans als Tarnorgani- 


sation für die Ermordung Kenne- 
dys angeklagt worden ist. 


Der französische Geheimdienst 
hat ermittelt, daß die Permindex 
200 000 US-Dollar über Rosen- 
baums BCI gewaschen hat. Der 
Betrag wurde an Guy Bannister, 
Mitglied der Abteilung Fünf 


Martin Luther King wurde von 
einem Balkon des Motels in 
Memphis, US-Bundesstaat Tenn- 
essee, am 4. April 1968 erschos- 
sen. 


(„Gegenspionage“) des FBI, in 
New Orleans und an andere Part- 


see [SODE 31 


USA 


Hinter den 
Morden an 
Martin Luther 
King und John 
F. Kennedy 


ner von Lee Harvey Oswald in 
dieser Stadt ausgezahlt. 


Bannister, der auf mysteriöse Wei- 
se starb, als Garrison begann über 
ihn Ermittlungen anzustellen, hat- 
te mitgeholfen, Oswalds Tarnung 
aufzubauen. Aus Akten, die vom 
FBI-Büro in New Orleans unter 
dem Gesetz über Informations- 
freiheit freigegeben wurden, geht 
hervor, daß CIA und FBlI Garri- 
son davon abhielten, die Überre- 
ste des Bannister-Netzwerks in 
New Orleans lange nach Banni- 
sters plötzlichem Tod im Sommer 
1964 zu befragen. 


Gab es eine direkte Verbindung 
zwischen der Permindex-Nieder- 
lassung in New Orleans und den 
Mördern von Martin Luther 
King? Es existieren Beweise, die 
darauf hindeuten, daß die Antwort 
„Ja“ lautet. 


Ein früherer CIA-Agent sagte 
dem Verfasser dieses Artikels, 
daß J. Edgar Hoover selbst Ray 
als idealen „Sündenbock“ aus den 
FBI-Akten herausgefischt hat. Als 
nächstes wurde Ray von Mitglie- 
dern der FBI-Abteilung Fünf ge- 
holfen, aus dem Gefängnis auszu- 
brechen und nach Kanada zu flie- 
hen, wo er Raoul zugespielt 
wurde. Die explosiven Implikatio- 
nen dieses Gefängnisausbruchs 
sind vielleicht ein Grund dafür, 
warum Ray es abgelehnt hat, eine 
angemessene Erklärung für seine 
Flucht zu geben. 


Der seltsame 
Flugzeugabsturz 


Ein Informant hatte behauptet, 
Ray habe vor der Ermordung 
Martin Luther Kings den Interna- 
tional Trade Mart (ITM) in New 
Orleans besucht. Das ist aus fol- 
gendem Grund wichtig: Der ITM 
ist die Hauptgeschäftsfassade der 
Permindex-Niederlassung in New 
Orleans, die von Clay Shaw ge- 
führt wurde, auf den sich Garri- 
sons Ermittlungen hauptsächlich 
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gerichtet haben und der die einzi- 
ge Person war, die je wegen des 
Komplotts um die Ermordung 
John F. Kennedys angeklagt wur- 
de. 


Als Antwort auf die Frage des 
Verfassers dieses Artikels schrieb 
Ray in einem Brief am 5. Oktober 
1993: „Was meinen Besuch des 
International Trade Mart in New 
Orleans betrifft, so kann ich nur 
sagen, wenn ich je dort gewesen 
sein sollte, so kann das nur einmal 
gewesen sein.“ 


In der Zeit während und nach der 
Ermordung Martin Luther Kings 
sind New Orleans, Mexiko und 
New York die Hauptschlupfwin- 
kel für Gitnacht gewesen. Im Jah- 
re 1975 übernahm er den Ameri- 
can Bank and Trust. 


Unterstützt wurde er von der Isra- 
el Discount Bank - einer Finanz- 
gruppe im Besitz der Familie Re- 
canati -, die ihm (Gitnacht) dabei 
haif, über zwei ABT-Bankfilialen 
systematische Operationen mit 
ungedeckten Schecks zu betrei- 
ben, die die ABT in nur etwas 
mehr als einem Jahr in den Kon- 
kurs trieben. Aus den FBI-Akten 
geht hervor, daß Gitnacht - kurz 
nachdem sein Bankenbetrug ent- 
deckt worden war - ein Charter- 
flugzeug mit der Route Memphis- 
New Orleans bestieg, das dann 
aber auf einem Berg in der Nähe 
von Acapulco abstürzte. 


Wie aus der Akte weiter hervor- 
geht, wurde von FBI-Agenten in 
Zweifel gezogen, ob Gitnacht bei 
dem Flugzeugabsturz tatsächlich 
ums Leben kam. Mehrere Crew- 
Mitglieder hatten ausgesagt, daß 
sich keine Passagiere an Bord be- 
fanden - und Gitnachts Bruder Isi- 
doro hatte den kopflosen Rumpf, 
von dem er behauptete, es sei Da- 
vid gewesen, einäschern lassen, 
noch bevor es eine gerichtsmedi- 
zinische Untersuchung geben 
konnte. Das FBI wies darauf hin, 
daß eine Einäscherung nicht mit 
der jüdischen Tradition in Ein- 
klang stehe. 


Doch der wichtigste Grund für die 
Zweifel waren Berichte von FBI- 
Informanten, die nach dem Flug- 
zeugunglück einen Mann in Flori- 
da, Washington und anderswo ge- 
sehen haben wollen, der ihrer 
Überzeugung nach Gitnacht ge- 
wesen sein soll. 


Auch wenn Bankbetrug ein Ver- 
gehen ist, das auf amerikanischer 


Bundesebene geahndet wird, hat 
das FBI seine Ermittlungen über 
Gitnacht plötzlich eingestellt und 
den ABT-Fall an den New Yorker 
Staatsanwalt Robert Morgenthau 
übergeben, der einige unbedeu- 
tende kleine Fische wegen der 
Verbrechen vor Gericht stellte - 
und obwohl das FBI die Strafver- 
folgung einstellte, werden die 
wichtigsten Akten über Gitnacht 
bis zum heutigen Tag unter der 


höchsten Geheimhaltungsstufe 
verwahrt. 
Nachforschungen 


wurden eingestellt 


Nach seiner Verhaftung und Aus- 
lieferung durch Großbritannien 
wurde Ray als angeblicher Mör- 
der von Martin Luther King im 
Gefängnis von Memphis, Tennes- 
see (County Shelby), KGB-arti- 
gen Bedingungen unterworfen. 
Seine Zelle wurde unter anderem 
24 Stunden lang von Flutlicht an- 
gestrahlt, und er stand unter stän- 
diger Überwachung durch Kame- 
ra und Mikrofon. Nach einigen 
Monaten zeigten sich bei ihm An- 
zeichen mentaler Dissoziation, 
und er wurde auch körperlich 
krank. 


In diesem Moment trat der texani- 
sche Anwalt Percy Foreman auf 
den Plan und nahm sich Rays Fall 
an. Von Anfang an setzte sich Fo- 
reman intensiv dafür ein, daß Ray 
sich schuldig bekennen solle, um 
zu verhindern, daß es zu einem 
Prozeß kommt. Ray zufolge sagte 
ihm Foreman nicht nur, daß ihm 
der elektrische Stuhl drohe, wenn 
sein Fall zur Verhandlung kom- 
men würde, sondern auch, daß die 
Anklage in Erwägung ziehen wür- 
de, Rays Brüder als Mitverschwö- 
rer ebenfalls anzuklagen. Wie Ray 
sagt, arbeitete Foreman die ganze 
Zeit eng mit Vertretern des Lan- 
des und des Bundes zusammen, 
um einen Schuldspruch zu erwir- 
ken. 


Zwei Monate lang kämpfte Ray 
darum, Foreman dazu zu bringen, 
eine Verteidigungsschrift vorzu- 
bereiten, damit in einer Verhand- 
lung die Vertuschungsgeschichte 
über den „Einzeltäter“ auffliegt, 
mit der er zum Sündenbock ge- 
macht wurde. Eine wichtige Spur 
deutete darauf hin, daß Raoul mit 
Ray über Leute telefoniert hatte, 
die sich allesamt in New Orleans 
befanden. 


Wie Ray am 28. Dezember 1973 


gegenüber der Zeitung „State Ti- 
mes“ in Baton-Rouge, Louisiana, 
geäußert hatte, handelte es sich 
bei einer der Nummern, die Raoul 
ihm gegeben hat, um „einen 
Agenten einer dem Nahen Osten 
nahestehenden Organisation, die 
darüber beunruhigt war, daß Dr. 
Martin Luther King die Sache der 
Palästinenser demnächst offenbar 
in aller Öffentlichkeit unterstützen 
wollte“. 


Die ADL überwachte 
Martin Luther King 


Auch Wenn Ray dem Verfasser 
dieses Artikels gesagt hat, daß er 
die Anti-Defamations-Liga von 
B’nai B’rith (ADL) nicht näher 
kenne, so ist es doch denkwürdig, 
daß aus Unterlagen, die kürzlich 
aus einem ADL-Büro in San 
Francisco sichergestellt wurden, 
hervorgeht, daß die ADL Martin 
Luther King unter Überwachung 
gestellt hatte. 


Außerdem zeigen die FBI-Doku- 
mente, daß der langjährige Regio- 
naldirektor der ADL in New Orle- 
ans, Adolph I. Botnick, enge Bin- 
dungen zu dem Agenten der 
FBI-Abteilung Fünf, Guy Banni- 
ster, hatte, der ebenfalls mit der 
Ermordung John F. Kennedys in 
Verbindung gebracht wird. Aus 
FBI-Dokumenten, die vom FBI- 
Büro in New Orleans freigegeben 
wurden, geht hervor, daß Botnick 
vom FBI darüber befragt wurde, 
was er über Ray (alias Eric Galt) 
wisse. 


Bei der zweiten Telefonnummer 
in New Orleans handelte es sich 
Rays Unterlagen zufolge um das 
Town and Country Motel, das 
dem Leutnant des Lansky-Syndi- 
kats, Carlos Marcello, gehörte. 
Aus den FBI-Akten ist zu erse- 
hen, daß diese Nummer einen Tag 
nach der Ermordung John F. Ken- 
nedys von David Ferrie, einem 
der Hauptverdächtigen in Garri- 
sons Untersuchung, angerufen 
worden ist. 


In einem Schreiben vom 4. April 
1993 an den Verfasser dieses Ar- 
tikels schreibt Ray: „Was Percy 
Foreman betrifft, so sagte mir die- 
ser, er würde Telefonnummern 
von der Lansky-Organisation be- 
kommen, die er im MLK-Prozeß 
verwenden würde, das heißt, Fore- 
man wollte nicht die Nummern 
nennen, die ich besaß, sondern je- 
ne, die Lansky ihm gab.“ Wie Ray 
bestätigt, war Foreman mehr dar- 


=” 


an interessiert, die Verbindungen 
zwischen dem Lansky-Syndikat 
und Raoul zu schützen als daran, 
seinen Klienten zu verteidigen. 


Wenn Percy Foreman glaubte 
Meyer Lansky schützen zu müs- 
sen - wie James Earl Ray berich- 
tet -, dann macht der britische Re- 
chercheur und Journalist Anthony 
Summers vielleicht die ganze 
Wahrheit hinter Foremans Aktio- 
nen deutlich, wenn er Lansky be- 
schuldigt, Hoover mit Dokumen- 
ten zu erpressen, aus denen her- 
vorgeht, daß Hoover homosexuell 
und ein Transvestit sei. 


Wie es in Kenneth O’Reillys 
Buch „Racial Matters“ steht, hatte 
J. Edgar Hoover bereits im Sep- 
tember 1963 angeordnet, daß die 
Abteilung Fünf des FBI „alle un- 
tersuchungstechnischen Mittel“ 
einsetzen solle, um King zu zer- 
stören. Lansky und Hoover 
schützten sich gegenseitig. 


Unter Druck bekannte 
sich Ray schuldig 


Da er Lansky schützt und mit der 
„Einzeltäter“-Ansicht des FBI 
hausieren geht, scheint Percy Fo- 
reman ein Teil des Dreiecks zu 
sein. 


Unter Foremans Druck bekannte 
sich Ray schuldig. Als er wieder 
bei Sinnen war, feuerte er Fore- 
man und schrieb eine Eingabe, 
um eine neue Verhandlung zu be- 
antragen. Doch wie Ray berichte- 
te: „Als er (der stellvertretende 
Staatsanwalt James Beasley) 
Richter Battles Büro betrat, ... 
fand er den Richter, zusammenge- 
sunken über meinen Papieren auf 
seinem Schreibtisch. Todesursa- 
che: Herzstillstand.““ 


Noch mindestens ein weiterer 
Richter war bei der Überprüfung, 
ob er Ray eine Verhandlung geben 
solle oder nicht, gestorben, und 
jegliches legale Manöver von Sei- 
ten Rays und einer Menge von 
Anwälten - darunter auch Spot- 
light-Anwalt Mark Lane -, Rays 
Freiheit durch einen ordnungs- 
gemäßen Prozeß zu erlangen, ist 
seither vereitelt worden. 


Nach seiner Rückkehr von der 
Fahrt nach Nuevo Laredo, wo Ray 
den Mann mit Raoul gesehen hat, 
der seiner Meinung nach David 
Graiver Gitnacht war, durchsuch- 
te Ray den Wagen gründlich, be- 
vor er über die Grenze fuhr. In ei- 


ner Zigarettenschachtel entdeckte 
er eine Visitenkarte mit dem Na- 
men „Randy Rosen“ und mit den 
Initialen L.E.A.A. 


Dies sind die Initialen der Law 
Enforcement Assistance Admini- 
stration, einer Abteilung des US- 
Justizministeriums, die von Kriti- 
kern beschuldigt wird, die örtliche 
Polizei mit „Gemeindekontroll- 
Programmen“ infiltriert zu haben, 
die bei den Rassenunruhen in den 
sechziger Jahren eine Rolle ge- 
spielt haben. Ray berichtet, daß 
eines der ersten Pilotprojekte der 
LEAA in New Orleans stattfand. 


Die offensichtliche Frage lautet: 
Was macht ein angeblicher Dro- 
genschmuggler wie Raoul mit der 
Visitenkarte eines Vollstreckungs- 
beamten? 


Die Geheimhaltung über 


der Akte King sollte auf 
gehoben werden 


Unter einem Mitglied des Reprä- 
sentantenhauses, Henry Gonzales 
(demokratischer Abgeordneter 
des Staates Texas), und dessen 
Chefberater Richard Sprague 
wurde der Mord an Martin Luther 
King vom House Select Commit- 
tee on Assassinations - HSCA 
(Sonderausschuß des Repräsen- 
tantenhauses über Attentate) 
ernsthaft untersucht, wie die An- 
griffe der Medien auf Sprague 
zeigen, als dieser sagte, er werde 
die Geheimhaltung über die Akte 
Kings aufheben. 


Doch als Louis Stokes (demokra- 
tischer Abgeordneter des Staates 
Ohio) den Vorsitz übernahm, er- 
griff der Ausschuß verzweifelte 
Maßnahmen, um die Spur „Randy 
Rosen“ zu vertuschen. Mit Unter- 
stützung eines Anwalts und seines 
Bruders Jerry hatte Ray herausge- 
funden, daß es sich bei „Rosen“ 
um Randolph Erwin Rosenson 
handelte, der dem Amtsgericht 
von New Orleans wegen Ankla- 
gen im Zusammenhang mit Dro- 
gen und Verbindungen zum Lans- 
ky-Leutnant Carlos Marcello 
durchaus bekannt war. 


Im Laufe des Prozesses stellte 
sich heraus, daß Rosenson auch 
ein Informant der Regierung war. 
Als Ray die Entdeckung von Ro- 
senson gegenüber dem Ausschuß 
erwähnt habe, so berichtet er, ha- 
be man versucht, ihn in Rich- 
mond, Virginia, mit Unterstützung 


des örtlichen Sheriffs zu ver- 
stecken. 

Nach einem Anruf von einem von 
Rays rechtlichen Vertretern hörte 
man von Rosenson nie wieder et- 
was, Bänder mit Rosenson-Inter- 
views durch den Ausschuß wur- 
den vernichtet und Rosenson 
selbst wurde vielleicht unter ein 
Zeugenschutzprogramm gestellt. 


Ray deckte auch einen wichtigen 
Hinweis zu Rosensons Verurtei- 
lung im Zusammenhang mit Dro- 
gen im Jahre 1966 in New Orle- 
ans auf, als dieser Drogen von 
Mexiko in die USA geschmuggelt 
hatte. Nachdem Rosenson den 
Einwand der Mittellosigkeit vor- 
gebracht hatte, stellte er interes- 
santerweise nicht nur Kaution, 
sondern konnte auch die Dienste 
eines Top-Anwalts, G. Wray Gill, 
in Anspruch nehmen. 


Im Jahre 1962 hatte dieser Anwalt 
David Ferrie engagiert, einen 
Hauptkommissar in der FBI-Ab- 
teilung Fünf - der paramilitäri- 
schen Gruppe von Guy Bannister, 
der später ein Verdächtiger in 
Garrisons Untersuchung der Er- 
mordung John F. Kennedys war. 
Eine der Aufgaben, die Ferrie für 
Gill erledigte, bestand darin, Ju- 
stizminister Robert Kennedy dar- 
an zu hindern, Carlos Marcello 
ausliefern zu lassen. 


Das Morden 
geht weiter 


Unter Stokes wurde der Sonder- 
ausschuß des Repräsentantenhau- 
ses über Attentate (HSCA) ziem- 
lich korrumpiert und vertuschte 
vorhandene Beweise in erhebli- 
chem Umfang, wie aus dem Fall 
Rosenson hervorgeht. Ray zufol- 
ge war ein Grund hierfür die Tat- 
sache, daß Stokes G. Robert Bla- 
key - einen Rechtsprofessor von 
Notre Dame - zu seinem Chefbe- 
rater gemacht hat. Obwohl Blakey 
1965 von einer präsidentiellen 
Verbrechenskommission ausge- 
wählt worden war, einen Sonder- 
bericht über das organisierte Ver- 
brechen in Chicago zu schreiben, 
war er zum Verfechter des Lans- 
ky-Syndikats geworden, als er mit 
seiner Arbeit im Kongreßaus- 
schuß begann. 


Ray schreibt in „Who Killed Mar- 
tin Luther King?“: „In einem Ver- 
leumdungsprozeß in Los Angeles 
im Jahre 1976 lieferte Blakey ei- 
ne Art persönliche Referenz für 
Morris ‘Moe’ Dalitz, ... einen en- 


gen Vertrauten des verstorbenen 
Bankiers Meyer Lansky. Dalitz ... 
hatte neben einigen anderen Klä- 
gern gegen die Zeitschrift ‘Pent- 
house’ wegen eines Artikels Kla- 
ge erhoben, in dem Dalitz Bezie- 
hungen zur Unterwelt nachgesagt 
wurden. ‘Penthouse’ gewann 
schließlich, doch Blakey hatte 
sich für Dalitz eingesetzt.“ 


Im Jahre 1985 verlieh die ADL 
ihren Preis „Die Fackel der Frei- 
heit“ an Dalitz, der kurz darauf in 
Las Vegas niedergeschossen wur- 
de. Nachdem der Mörder mit sei- 
ner Kugel nicht ganz zum Ziel ge- 
kommen war, wurde Dalitz in sei- 
nem Krankenzimmer vergiftet. 


Mit Dalitz’ Verteidiger Blakey als 
Sonderberater verwundert es 
kaum, daß das Ergebnis des Son- 
derausschusses über Attentate 
(HSCA) darin bestand, daß gegen 
Zeugen intrigiert, die Theorie des 
„Einzeltäters“ vertreten und wich- 
tige Regierungsdokumente für ge- 
heim erklärt wurden - und das 
auch noch lange, nachdem dieje- 
nigen gestorben sind, die für die 
Ermordungen von John F. Kenne- 
dy und Martin Luther King jr. 
verantwortlich waren. 


Eine erneute 
Untersuchung des 
Mordes ist notwendig 


Trotz begrenzter Ressourcen und 
nur bruchstückhafter Beweise, die 
weitgehend aus seinen eigenen 
Erfahrungen als der designierte 
Sündenbock bei der Ermordung 
von Dr. Martin Luther King stam- 
men, liefert Rays Buch dennoch 
einige potentiell wichtige Bewei- 
se. 


Der Verfasser dieses Artikels ist 
nicht imstande, absolute Schluß- 
folgerungen darüber zu ziehen, ob 
die in Rays Buch enthaltenen In- 
formationen - einschließlich der 
vermuteten Rolle, die David Grai- 
ver Gitnacht gespielt hat - richtig 
sind oder nicht. Sicherlich befin- 
det sich Ray aber in der einzigarti- 
gen Position, Antworten auf eini- 
ge der kritischsten Fragen im Zu- 
sammenhang mit der Aufklärung 
des Mordes an Dr. Martin Luther 
King zu liefern. 


In diesem Jahr - in dem sich die 
Ermordung Kings zum 25. Male 
Jjährt - ist eine ernsthafte Untersu- 
chung über die Verschwörung, die 
zu seiner Ermordung führte, seit 
langem überfällig. m 
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Bill Clinton 


Dunkle Wol- 
ken über dem 
Weißen Haus 


Walker Greb 


Vier Mitglieder einer mächtigen Anwaltskanzlei in Arkansas ka- 
men mit der Regierung Bill Clinton nach Washington. Nicht einmal 
ein Jahr später war einer von ihnen tot, einer zurückgetreten, einer 
degradiert - und dann war es nur noch einer. 


Bill Clinton kam mit vier Spitzen- 
anwälten aus der Anwaltskanzlei 
Rose nach Washington. Vince Fo- 
ster starb unter mysteriösen Um- 
ständen. Webster Hubbell trat 
zurück. William Kennedy II. 
wurde degradiert. Nur eine - Hil- 
lary Rodham Clinton - bleibt in 
ihrer ursprünglichen Machtpositi- 
on. 


Im Mittelpunkt 
steht Hillary Clinton 


Ob die Untersuchungen über die 
Person hinter dem amerikanischen 
Präsidenten nun auf schlampige 
Buchführung, strafrechtlich nicht 
verfolgbare, zwielichtige Prakti- 
ken oder vorbehaltlose, strafrecht- 
liche Schuld hinauslaufen werden, 
so offenbaren Enthüllungen, die 
trotz verzweifelter Bemühungen, 
das Feuer unter Kontrolle zu be- 
kommen, zum Vorschein kom- 
men, daß man es auf jeden Fall 
mit einem Charakter von düsterer 
und erschreckender Dimension zu 
tun hat. Bei dem überlebenden 
Rose-Alumnus handelt es sich um 
eine Frau, die mit dem Präsiden- 
ten der Vereinigten Staaten durch 
nichts anderes als die allmächtige 
Droge der Macht verbunden ist. 


Die Eiserne Lady ist mit einem 
Ehegatten verbunden, der der- 
maßen jedes mannhaften Charak- 
ters entbehrt, daß von allen ame- 
rikanischen Präsidenten nur 
Franklin Delano Roosevelt ihm in 
dieser Hinsicht noch den Rang 
abläuft. 


Die „Washington Times“ schrieb 
am 15. März dieses Jahres, daß 
Hillary Clinton „allgemein als 
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Und diese etwas gemilderte Beob- 
achtung bringt uns zu dem Ver- 
hältnis zwischen dem ermordeten 
- ob durch eigene Hand oder nicht 
- Berater des Weißen Hauses und 
den Clintons. 


Die höchst fragwürdigen Angele- 
genheiten der Finanz- und Steuer- 
geschäfte der Clintons einmal bei- 
seite gelassen, sollte festgehalten 
werden, daß der verstorbene Mr. 
Foster in der Zeit, als Bill Clinton 
Präsidentschaftskandidat war, als 
Bill und Hillarys persönlicher An- 
walt fungierte. Im Dezember 
1992 handelte Foster ein Geschäft 
aus, bei dem die Clintons ihre 
Whitewater-Beteiligungen für 
1000 Dollar an ihren damaligen 
Geschäftspartner James B. Mc- 
Dougal verkauften. Nach Bills 


US-Präsident Bill Clinton steht unter Druck wegen seiner privaten 
Affären und der mysteriösen Umstände, unter denen Foster starb. 


Mittelpunkt der Whitewater-Ma- 
dison-Affäre angesehen wird“. 
Alan Dershowitz, ein Professor 
der Harvard Law School und ein 
auf Schadenersatzklagen speziali- 
sierter Anwalt der Mächtigen, be- 
merkte in einer jüngsten Kolum- 
ne, daß „‚der Vorfall in der Unter- 
suchung - Vincent Fosters Tod 
und die Entfernung bestimmter 
Akten - Auswirkungen auf das zu 
haben scheint, was sowohl vor als 
auch nach dem Beginn der Präsi- 
dentschaft Clintons passiert ist“. 


Amtseinführung wechselte Foster 
die Hüte - oder setzte sich noch 
einen weiteren auf: den des stell- 
vertretenden Beraters des Weißen 
Hauses. 


In einer auf Recherchen beruhen- 
den Story in der Zeitschrift 
„American Spectator“, die an- 
schließend in der Establishment- 
Presse weithin veröffentlicht wur- 
de, wurde die Aussage eines Poli- 
zisten aus Arkansas zitiert, der 
Hillary und Foster in einem Re- 


staurant in Little Rock gurrend 
und zärtliche Berührungen aus- 
tauschend gesehen haben will. Es 
gibt keine Berichte über eine lan- 
ge andauernde Affäre zwischen 
den beiden. 


Doch Anfang dieses Jahres ging 
ein Vorlauf zusammen mit einem 
Probe-Newsletter für den „Roth- 
bard-Rockwell Report“ heraus, 
ein neues Venture aus Burlinga- 
me, Kalifornien. Es enthielt eine 
politische Klatsch- und Tratsch- 
Kolumne mit folgendem Inhalt: 
Nach der Wahl Clintons wurde 
Vincent Fosters in Memphis le- 
bende Schwägerin gefragt, ob ihre 
Schwester über die Aussicht, mit 
der neuen Regierung nach Was- 
hington zu gehen, erregt sei. Die 
Frau sagte, ihre Schwester sei 
überhaupt nicht begeistert darü- 
ber, weil „Vincent“ schon seit 
zehn Jahren eine Affäre mit Hil- 
lary habe. 


Diese Kolumne vermittelte auch 
einen Einblick in Hillarys angeb- 
liche Fähigkeiten zu häuslicher 
Gewalttätigkeit. Es hieß darin, als 
die Clintons an einem Sonntag in 
diesem Jahr aus der Kirche heim- 
gekehrt seien, sei einer ihrer häu- 
figen und höchst unschönen Strei- 
tigkeiten ausgebrochen und Hil- 
lary habe die Bibel nach dem 
Präsidenten geworfen. Bei anderer 
Gelegenheit, so der Bericht, habe 
der „Co-Präsident“ einen schwe- 
ren Aschenbecher - der in der Vil- 
la, in der nun nicht mehr geraucht 
wird, nur noch eine Zierde war - 
nach einem Geheimdienstmann 
geworfen und ihn am Kopf getrof- 
fen. Die tiefe Wunde habe mit 15 
Stichen genäht werden müssen. 


Nach der Lektüre dieses Roth- 
bard-Rockwell-Artikels befragte 
der Verfasser dieses Berichts zwei 
außergewöhnlich gut plazierte 
Geheimdienstquellen. Keine von 
beiden wußte von dem Vorfall mit 
der Bibel, doch beide bestätigen, 
daß Hillary in der Tat wie be- 
schrieben einen ihrer Kollegen ge- 
troffen habe. 


Im Anschluß daran erzählte ein 
Mitherausgeber eines Newsletters 
über Außenhandel, der häufig ei- 
ne Bar besucht, in der sich Ge- 
heimdienstpersonal nach dem 
Dienst entspannt, dem Verfasser 
dieses Artikels: „Diese Leute ha- 
ben’s wirklich mit den Clintons. 
Einer hat mir einmal erzählt, wie 
Hillary versuchte ihrem Geheim- 
dienstmann zu befehlen, den Ver- 
kehr anzuhalten und sie mit Sire- 
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ne zurück zum Weißen Haus zu 
fahren. Ein anderer Geheim- 
dienstmann sagte ihr, es tue ihm 
leid, aber sie könnten das nur für 
den Präsidenten tun. Sie gab ihm 
daraufhin eine Ohrfeige.““ 


Die theatralischen 
Fähigkeiten des Duos 


Dieser Vorfall wurde in den Me- 
dien kaum erwähnt. Doch er paßt 
in das Muster heftiger Gewaltre- 
aktionen aus den Tagen der Gou- 
verneurszeit in Arkansas. Der 
„American Spectator“ und danach 
auch die „Washington Post‘ be- 
richteten über Hillarys ballistische 
Reaktionen in der Gouverneurs- 
Villa, wenn Bill einmal wieder ei- 
ne seiner häufigen Affären gehabt 
hatte und sie dann alles nach ihm 
warf, was sich in ihrer Reichweite 
befand, wobei die beiden einander 
obszöne Beleidigungen an den 
Kopf warfen, die einer Familien- 
zeitschrift nicht würdig wären. 


Angesichts der tiefen gegenseiti- 
gen Animosität des Präsidenten- 
paares sind Insider und Gegner 
gleichermaßen erstaunt über die 
theatralischen Fähigkeiten des 
Duos, mit denen sie ihre Harmo- 
nie in der Öffentlichkeit zur 
Schau stellen. Ihre häuslichen 
Streitigkeiten übertreffen die der 
Paare im Weißen Haus, die sich 
privat auseinandergelebt hatten, 
wie Franklin und Eleanor oder 
Jack und Jackie, sicher bei wei- 
tem. 

Es wurde jüngst in der Presse spe- 
kuliert, daß Vince Foster sein ge- 
waltsames Ende in einem Appart- 
ment in Arlington, Virginia, ge- 
funden haben mag, das von 
Personal des Weißen Hauses als 
Zufluchtsort, an dem man sich 
entspannte, gemietet wurde. Auch 
Foster, der in Washington arbeite- 
te, während seine Frau in Arkan- 
sas geblieben war, hat diesen Zu- 
fluchtsort aufgesucht. Doch ande- 
re spekulieren weiterhin, Foster 
sei im Weißen Haus gestorben. 
Eine Theorie besagt, daß Hillary 
angesichts ihrer bekannten Nei- 
gung zur Gewalttätigkeit ihren an- 
geblich langjährigen Liebhaber 
möglicherweise umgebracht ha- 
ben könnte. 


In den ersten Monaten der Clin- 
ton-Präsidentschaft war innerhalb 
und außerhalb des Weißen Hauses 
bekannt, daß Foster auf Hillary ei- 
nen starken und beschwichtigen- 
den Einfluß hatte. Wenn sie gera- 
de dabei war, den Präsidenten - 


Bill Clinton mit seiner Frau Hillary. Das Duo überrascht die Öffent- 


lichkeit mit der zur Schau gestellten Harmonie. 


das Pärchen ereiferte sich sogar 
hin und wieder in Kabinettssit- 
zungen, wie Informanten versi- 
chern - oder einen Untergebenen 
anzubrüllen, brauchte nur Foster 
den Raum zu betreten, und sie 
wurde sofort wieder sanft und ru- 
hig. 


Doch diese seltsame Theorie legt 
nahe, daß Hillary zu dem Schluß 
gekommen ist, ihr Fels würde 
sich in einen Schmarotzer ver- 
wandeln. Sie meinte, so die Theo- 
rie, diese wichtige Zentralfigur 
stehe kurz vor dem Zusammen- 
bruch und spüre persönliche wie 
berufliche Reue. 


Viele Zweifel 
um Fosters Tod 


Bill Clintons persönliche Gefühle 
gegenüber Foster sind weniger 
klar - wenn man einmal von sei- 
nen Aussagen absieht, sie seien 
die besten Freunde gewesen. Nur 
wenige zweifeln daran, daß er Fo- 
sters Aufmerksamkeiten seiner 
Frau gegenüber als ein Segen 
empfand, weil er sie ihm damit 
zumindest teilweise vom Leibe 
hielt. 


Eine hochrangige Quelle im 


Weißen Haus, die für die Sicher- 
heit in den Botschaften weltweit 
zuständig ist, hat regelmäßig mit 
Geheimdienstpersonal zu tun. 


Diese Quelle äußerte gegenüber 
dem Verfasser dieses Artikels: 
„Der Geheimdienst hat seine 
(Clintons) Seitensprünge in Was- 
hington genauso gedeckt wie die 
Polizei das tat, als er noch Gou- 
verneur von Arkansas war. Nor- 
malerweise ist ein Geheimdienst- 
beamter eine treue prätorianische 
Leibwache, die dem Präsidenten 
gegenüber vollkommen loyal ist. 
Doch bei diesem Burschen, nun, 
wegen ihm wurde eine Reihe von 
Agenten versetzt. Sie können 
nicht ertragen, wie er ist, und des- 
halb haben sie geredet.“ 


Das Weiße Haus, das sich - trotz 
des eindeutigen Befehls, den Be- 
amten, die Whitewater untersu- 
chen, alle Unterlagen zur Verfü- 
gung zu stellen - jetzt in einer an- 
gespannten, defensiven Position 
befindet, überwacht undichte Stel- 
len jetzt offenbar stärker. Ein In- 
formant, der in diesem Artikel er- 
wähnt wird, berichtete dem Ver- 
fasser am 14. März: „Ich glaube, 
wir sollten den Leuten in Ihrem 
(Medien-)Geschäft nichts mehr 
erzählen.“ 


Doch am gleichen Tag erfährt der 
Verfasser von den Überlegungen 
eines pensionierten Wachtmei- 
sters aus der Mordkommission 
der Washingtoner Polizei. Dieser 
verfügt über zahllose Erfahrungen 
mit durch Gewehrschüsse verur- 
sachten Todesfällen, und er findet 
es nahezu unvorstellbar, daß nach 
tagelanger Suche - mittels Metall- 
detektor - im Gebiet des Fort Mar- 
cy Parks, wo Fosters Leiche ge- 
funden wurde, keine Kugel gefun- 
den wurde. 


Er behauptet, wenn Foster dort zu 
Tode gekommen wäre, hätte un- 
geachtet des Kalibers oder der 
Ein- und Austrittspunkte der Ku- 
gel eine solche gefunden werden 
müssen. 


Die Geschichte 
ist und bleibt verrückt 


Am 14. März nachmittags unter- 
nahm der Verfasser dieses Arti- 
kels die einfache Aufgabe, die nur 
wenige Washingtoner Reporter als 
so wichtig ansahen, daß sie ihre 
Computer-Terminals verließen. 
Der Verfasser fuhr über den Geor- 
ge Washington Parkway zum Fort 
Marcy Park. In Parknähe waren 
neben der Straße zwei orangefar- 
bene Schilder aufgestellt, auf de- 
nen in schwarzen Buchstaben ge- 
schrieben stand: „Zugang zum Ft. 
Marcy Park geschlossen.“ Am 
Eingang zum Potomac Park war 
das große Schild mit der Standort- 
bezeichnung mit einer schwarzen 
Plane völlig abgedeckt, und der 
Eingang war durch zwei 
Straßensperren blockiert. 


Was ist hier los? fragte sich der 
Verfasser. Ein Anruf bei der Park- 
verwaltung brachte die Antwort: 
„Er ist geschlossen, weil dort 
Geräte für Reparaturarbeiten am 
Pimmit Run (einem wenige Mei- 
len entfernten, noch kleineren 
Park) gelagert sind.“ Der Verfas- 
ser fragte, wie lange er schon ge- 
schlossen sei, und die Antwort 
lautete „seit Januar dieses Jahres.“ 


Seit dem 27. Januar stellt Chris 
Ruddy, Reporter der „New York 
Post“, in dieser Zeitung immer 
wieder Fragen über Fosters an- 
geblichen Selbstmord in dem 
Park. Der Verfasser dieses Arti- 
kels rief im Washingtoner Büro 
der „Post“ an und erfuhr, daß die 
Mitarbeiter der Zeitung von der 
Schließung des Fort Marcy Parks 
nichts wußten. oO 
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Bill Clinton 


Die Liebes- 
affäre der 
US-Medien 


Mike Blair 


Trotz einer ständig länger werdenden Liste von Indiskretionen hält 
die Liebesaffäre zwischen den amerikanischen Establishment-Me- 
dien und US-Präsident Bill Clinton, der von ihnen in Schutz ge- 


nommen wird, unvermindert an. 


Die außerehelichen Affären von 
Präsident Bill Clinton werden von 
den Establishment-Medien weiter- 
hin heruntergespielt, während we- 
niger bedeutende Persönlichkeiten 
wie Senator Bob Packwood (repu- 
blikanischer Abgeordneter des 
Staates Oregon) wegen weitaus 
weniger abscheulicher Episoden 
als jener, deren Clinton angeklagt 
ist, auf den Titelseiten der ameri- 
kanischen Zeitungen angeprangert 
wird. 


Der Mantel 
des Schweigens 


Die Establishment-Medien igno- 
rieren die Anschuldigungen von 
Sally Miller Perdue, einer ehema- 
ligen Miss Arkansas, gegen Clin- 
ton. Sie behauptet, man habe ihr 
einen Job auf Bundesebene ange- 
boten, wenn sie über ihre sexuel- 
len Beziehungen zu Clinton im 
Jahre 1983 - als dieser Gouver- 
neur von Arkansas war - Still- 
schweigen bewahre. 


Während die britische Presse die 
schmutzige Geschichte enthüllt 
hat, die die ehemalige Miss Ar- 
kansas erzählte, wird Clinton von 
den Establishment-Medien durch 
einen Mantel des Schweigens ge- 
schützt. Miss Perdue behauptet 
unter anderem, Clintons Schläger 
hätten ihr gedroht, ihr die „hüb- 
schen kleinen Beine“ zu brechen, 
wenn sie in der Präsidentschafts- 
kampagne 1992 nicht ihren Mund 
halte. 


Die ehemalige Schönheitskönigin 
ignorierte die Drohungen und 
ging mit der Story über ihre Affä- 
re mit Clinton an die Öffentlich- 
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keit. Diese Story wurde von dem 
„Sunday Telegraph“ in Großbri- 
tannien in seiner Ausgabe vom 
23. Januar 1994 als Titelgeschich- 
te gedruckt. 


Die „Washington Post“ sieht sich 
nun als Gegenstand von Medien- 
getuschel darüber, daß sie einen 
„Exklusivbericht‘ über Anschul- 
digungen hinsichtlich sexueller 
Belästigungen durch Clinton ig- 
noriert hat, die zu abscheulich sei- 
en, als daß man sie in dieser Zei- 
tung in Einzelheiten abdrucken 
könnte. 


Während die „Post“ die Anschul- 
digungen von Paula Jones, jetzt 
27, verheiratet und Mutter, wohn- 
haft in Arkansas, als eine „weite- 
re Wichtigtuerei‘“ zurückgewiesen 
hat, wird „hinter den Kulissen“ in 
der Chefredaktion der Zeitung an- 
geblich darüber gestritten, ob der 
„Exklusivbericht“ veröffentlicht 
werden soll oder nicht. 


Die Medien 
schweigen 


Die „New York Post“ (Ausgaben 
vom 7. und 8. April 1994) hat der 
„Washington Post‘ unter die Nase 
gerieben, sie habe einen ihrer Re- 
porter, Michael Isikoff, vom Po- 
sten suspendiert, weil er seinen 
Chefredakteur angebrüllt habe, als 
er erfuhr, daß die Washingtoner 
Zeitung beschlossen habe, die 
Story nicht zu veröffentlichen, mit 
der er ursprünglich beauftragt 
worden war. 


Der „New York Post“ zufolge hat 
Isikoff - der wieder auf Posten 
sein soll - „seinen Chefredakteur 


an die Wand gedrückt, als sie dar- 
um stritten, wie die Zeitung mit 
diesen Anschuldigungen gegen 
Clinton umgehen soll.“ 


Was Isikoff besonders verärgert 
habe, so die New Yorker Zeitung, 
sei die Tatsache, daß er nach einer 
Pressekonferenz, die Mrs. Jones 
im Februar gegeben hatte und die 
von der „Post“ und den restlichen 


- Establishment-Medien praktisch 


ignoriert oder verlacht worden sei, 
die Frau interviewt und von ihr 
Einzelheiten über Clintons sexuel- 
le Eskapaden erfahren habe, die 
sie anderen Journalisten nicht mit- 
geteilt hatte. 


Jenen zufolge, die mit dem Vor- 
fall vom 8. Mai 1991 vertraut 
sind, arbeitete Paula Corbin (ihr 
Mädchenname) an der Rezeption 
eines Hotels in Arkansas, wo eine 
Konferenz der industriellen Ent- 
wicklungskommission von Ar- 
kansas abgehalten wurde. 


Der damalige Gouverneur Clinton 
soll einen seiner inzwischen 
schon berühmten state troopers 
(Staatspolizisten) - die Geschich- 
ten darüber erzählen, daß er sie 
als Kuppler eingesetzt hat - vorge- 
schickt und sie gebeten haben, ihn 
in einem Hotelzimmer zu treffen. 


Sie glaubte, es gehe um einen Job, 
und folgte der Aufforderung. Als 
sie das Zimmer betrat, machte der 
damalige Gouverneur von Arkan- 
sas jedoch Annäherungsversuche 
und „forderte sie auf, mit ihm ei- 
ne sexuelle Handlung vorzuneh- 
men, bei der es nicht nötig war, 
sich zu entkleiden“ - so die „New 
York Post“. Sie lehnte ab und 
flüchtete aus dem Hotelzimmer 
und berichtete anschließend einer 
Kollegin, ihrer besten Freundin, 
ihrer Mutter, zwei Schwestern und 
ihrem Verlobten davon, die alle 
bestätigten, was sie ihnen erzählt 
hatte; ihr Anwalt Daniel Traylor 
sorgte dafür, daß Isikoff alle als 
Zeugen für ein Interview zur Ver- 
fügung stünden. 


Es geht um mehr als 
sexuelle Ungeschick- 
lichkeiten 


Während sogenannte „Frauenbe- 
freiungs“-Gruppen - darunter die 
Nationale Frauenorganisation 
(NOW) - im Jahre 1991 gerne da- 
bei mitmachten, den designierten 
Richter für das Oberste Bundes- 
gericht, Clarence Thomas, wegen 
weitaus weniger glaubwürdiger 


Anschuldigungen seitens Anita 
Hill fertigzumachen, schwiegen 
sie über die Anschuldigungen von 
Mrs. Jones gegen Clinton. Die 
von Mrs. Jones lassen jene von 
Miss Hill dagegen sogar regel- 
recht verblassen. 


Seit die Lawine der Anschuldi- 
gungen über das sexuelle Fehlver- 
halten von Clinton in Gang kam, 
haben die Establishment-Medien 
die Haltung eingenommen, daß 
sie vor seiner Amtszeit als Präsi- 
dent auftraten und daß es über 
viel „wichtigere“ Themen zu be- 
richten gäbe wie das sozialistische 
Gesundheitsfürsorge-Programm 
der First Lady Hillary Clinton 
oder das Nordamerikanische Frei- 
handelsabkommen (NAFTA) und 
daß die Anschuldigungen - ob 
wahr oder falsch - irrelevant sei- 
en. 


Die „New York Times“, die die 
Geschichte ebenfalls nicht ge- 
bracht hat, aber über die Einzel- 
heiten verfügt, ist ihrem Heraus- 
geber, Arthur O. Sulzberger jr., 
zufolge sehr vorsichtig, „weil man 
mit unwesentlichen (sic) sexuellen 
Fehlhandlungen nicht leichtsinnig 
umgehen will“. 


Bedauerlicherweise für Clarence 
Thomas und Bob Packwood hat 
die „Times“ das bei ihnen nicht so 
gesehen. 


Doch wie ein politischer Experte 
aus Arkansas äußerte, „hat das 
amerikanische Volk sicher ein 
Recht darauf zu erfahren, ob es ei- 
nen Perversen in das höchste Amt 
des Staates gewählt hat“. 


„Es geht hier um viel mehr als um 
sexuelle Unschicklichkeiten“, 


sagte er. „Es gibt Gesetze gegen 
das, dessen Clinton beschuldigt 
wird, ganz zu schweigen von den 
Drohungen, Leuten die Beine zu 
brechen, wenn sie über diese Ab- 
scheulichkeiten kein Stillschwei- 
gen bewahren.“ 


USA 


Skandal um 
Vincent 
Fosters lod 


Mike Blair 


US-Präsident Bill Clinton und seine Sympathisanten in den Esta- 
blishment-Medien behaupten, es gebe keine stichhaltigen Anhalts- 
punkte für Zweifel an der offiziellen Geschichte um Vincent Fosters 
Tod. Doch der Skandal hat sich nun verselbständigt. 


Die Clinton-Regierung versucht 
Meldungen darüber zu ersticken, 
daß der stellvertretende Berater 
des Weißen Hauses, Vincent Fo- 
ster jr., in einem geheimen Appar- 
tementversteck starb, das einer 
Quelle aus dem Weißen Haus zu- 
folge als eine Art „Clubhaus“ für 
jene aus Arkansas verwendet wur- 
de, die Schlüsselpositionen in der 
Regierung innehatten. 


Weiter Unklarheit 
über die Todesursache 


Dieser Bericht hat Schockwellen 
durch die Regierung Clinton ge- 
jagt, zumal er in einem renom- 
mierten Newsletter auftauchte, 
der von der Washingtoner Bera- 
tungsfirma Johnson Smirk Inter- 
national verschickt wurde, die von 
Manuel Johnson, einem früheren 
Mitglied des Federal Reserve Bo- 
ard, geführt wird. Der Bericht 
wurde immerhin so ernst genom- 
men, daß er einen vorübergehen- 
den Crash am Aktienmarkt verur- 
sachte. 


In dem Newsletter wurde Senator 
Daniel Patrick Moynihan (demo- 
kratischer Abgeordneter des Staa- 
tes New York) als Quelle genannt. 


Sprecher des New Yorker Sena- 
tors sowie das Weiße Haus haben 
den Bericht dementiert. 


Ein Informant aus dem Weißen 
Haus sagte gegenüber der „New 
York Post“, das Versteck befinde 
sich „nicht weit vom Weißen 
Haus entfernt“, vielleicht knapp 
jenseits des Flusses Potomac 
außerhalb Virginias. 


mac in Virginia, gefunden wor- 
den. 


Die Parkpolizei, die den Todesfall 
untersuchte, meinte, der Tod sei 
auf einen Kopfschuß zurückzu- 
führen, die sich Foster selbst bei- 
gebracht habe, indem er sich den 
Lauf eines 1913er Colt 0,38 Spe- 
zial-Revolvers in den Mund ge- 
halten und abgefeuert hatte; die 
Herkunft des Revolvers konnte 
nicht ermittelt werden. 


In den Monaten nach Fosters Tod 
wurde die Schlußfolgerung der 
Parkpolizei, daß es Selbstmord 
gewesen sei, jedoch in Frage ge- 
stellt, und zwar durch Untersu- 
chungen, die bestenfalls als stüm- 
perhaft bezeichnet werden können 
- oder gar durch eine gewaltige 
Vertuschung. 


Immer mehr Zweifel gibt es an der offiziellen Version über den Tod von 


Vincent Foster. 


Andere Quellen meinten, das Ap- 
partement liege vielleicht im 
Wohngebiet Crystal City in Ar- 
lington, Virginia. 

Am 20. Juli vergangenen Jahres 
war Fosters Leiche im Fort Marcy 
Park, gerade über dem Fluß Poto- 


Dem Bericht zufolge, der aus 
Moynihans Büro stammen soll, 
starb der Clinton-Berater in dem 
Appartement, und seine Leiche 
wurde anschließend von einer an- 
deren Person in den Fort Marcy 
Park gebracht, wo sie gerade aus- 


gestreckt auf dem Boden liegend 
aufgefunden wurde, den Revolver 
in der rechten Hand. Da die Lei- 
che an einem Abhang gefunden 
wurde, fragen Kritiker der polizei- 
lichen Untersuchungen, wie sich 
Foster denn hätte selbst er- 
schießen können, wohl aufrecht 
stehend, um dann in völlig gera- 
der Haltung hinzufallen, beide 
Arme seitlich am Körper anlie- 
gend. 


Das angebliche 
Foto von der Leiche 


In ihrer Ausgabe vom 7. März be- 
richtete die „‚Post‘‘, die Parkpolizei 
habe auch keine Aufnahmen von 
der Leiche gemacht, bevor diese 
abtransportiert worden sei, was 
die Fähigkeiten der Untersu- 
chungsbeamten erheblich in 
Zweifel ziehe. 


Nachdem diese Meldung aufge- 
taucht war, kamen die „ABC News“ 
von irgendwoher mit einem Foto - 
angeblich von Fosters Leiche - da- 
her. Foster hielt in seiner rechten 
Hand die Waffe. Das Foto zeigte, 
wie sich sein Daumen am Abzug 
befand, was bei der Parkpolizei 
offensichtlich zu dem Schluß ge- 
führt hat, Foster habe die Waffe 
mit beiden Händen festgehalten 
und mit dem Daumen abgefeuert. 


Wenn man es genauer untersucht 
und wenn frühere Berichte über 
die Waffe stimmen, kann die 
Echtheit des Fotos jedoch ange- 
zweifelt werden. 


Aus der Untersuchung naheste- 
henden Quellen wurde berichtet, 
es hätten sich in dem alten Colt- 
Revolver nur zwei Kugeln befun- 
den, als Foster angeblich den töd- 
lichen Schuß in seinen Mund aus- 
löste. 


Das Problem ist nur, daß auf dem 
ABC-Foto die Vorderseite der Re- 
volvertrommel zu sehen ist, in der 
sich zwei nicht abgefeuerte Ku- 
geln befinden; dies könnte darauf 
hindeuten, daß das Foto gefälscht 
ist, um unter anderem zu vertu- 
schen, daß es sich nicht um ein 
Verbrechensfoto handelt. Die Fa- 
milie Foster konnte die alte Colt- 
Pistole, die aus Teilen von minde- 
stens zwei Revolvern besteht, 
nicht identifizieren. 


Die Beamten hatten offensichtlich 
Probleme, eine Seriennummer auf 
der Waffe festzustellen, was dar- 
auf hindeutet, daß sie unkenntlich 
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gemacht oder weggefeilt wurde. 


Seriennummer zum 
Vorschein gebracht 


Einer Meldung der „Arkansas De- 
mocrat-Gazette“ vom 24. Juli 
1993 zufolge, die in Little Rock 
erscheint, sagte Les Stanford, ein 
Sprecher des Amtes für Alkohol, 
Tabak und Feuerwaffen (BATF), 
Experten aus seinem Amt hätten 
„eine Seriennummer auf der Waf- 
fe zum Vorschein gebracht“. „Es 
war ein Colt, und das ist alles da- 
zu“, meinte Stanford. 


In dem Zusammenhang bedeutet 
dies, daß die Seriennummer durch 
den Einsatz eines Säurebades 
sichtbar gemacht wurde. Das Me- 
tall wird komprimiert, wenn die 
Zahlen mit Prägestempel in die 
Oberfläche der Waffe eingedrückt 
werden, und diese Kompression 
bleibt bestehen, auch wenn die 
Zahl später weggefeilt oder weg- 
geschliffen wird. 


Ein weiterer Beweis dafür, daß 
Fosters Leiche in den Park ge- 
bracht wurde, kam von den Sa- 
nitätern, die nach der Entdeckung 
der Leiche als erste am Fundort 
waren und darauf hinwiesen, daß 
unter dem Kopf kein Blut zu fin- 
den war. Normalerweise hätte 
man dort eine große Blutlache 
vorfinden müssen. 

Sie sagten auch, sie hätten an der 
Kopfrückseite keine Wunde gese- 
hen, als sie den Leichnam 
hochnahmen; lediglich ein „klei- 
nes Blutrinnsal“ sei aus seinem 
Mundwinkel gekommen. 
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Den Meldungen zufolge waren 
auch keine Schießpulverrückstän- 
de um oder in der Wunde im 
Mund oder auf der Zunge vorhan- 
den. Es wurde allgemein berich- 
tet, daß der nunmehr ehemalige 
Berater des Weißen Hauses, Ber- 
nard Nussbaum, in Begleitung 
von First Lady Hillary, Rodham 
(Clintons Stabchef), Margaret 
Williams und der langjährigen 
Clinton-Beraterin Patsy Thomas- 
son Fosters Büro wenige Stunden, 
nachdem Fosters Leiche gefunden 
worden war, betreten und Akten 
im Zusammenhang mit Clintons 
Whitewater-Immobiliengeschäf- 
ten entfernt hätten. 


Der Streit 
um den Safe 


Wie man jedoch jetzt erfuhr, ver- 
suchte Nussbaum außerdem von 
einem Sicherheitsbeamten des 
Weißen Hauses, der Nachtdienst 
hatte, die Kombination eines Sa- 
fes in Fosters Büro in Erfahrung 
zu bringen. Er konnte nicht an den 
Schlüssel gelangen, doch später 
wurde berichtet, daß es einem an- 
deren, hochrangigen Berater des 
Weißen Hauses gelang, den Safe 
zu öffnen und weitere Akten im 
Zusammenhang mit dem White- 
watergate-Skandal zum Ver- 
schwinden zu bringen. 


Um dies zu vertuschen, behaupten 
Vertreter des Weißen Hauses jetzt, 
es habe in Fosters Büro keinen 
Safe gegeben. Zwei Informanten 
haben jedoch angegeben, sie sei- 
en bereit, unter Eid auszusagen, 
daß es dort sehr wohl einen Safe 
gegeben habe. Außerdem haben 
Vertreter der vorherigen Regie- 
rung von Präsident George Bush 
ausgesagt, es habe in dem Büro 
zu der Zeit einen Safe gegeben, 
als es das Büro von Bushs stell- 
vertretendem Berater des Weißen 
Hauses, John Schmitz, gewesen 
sei. O 


Jüdischer 
Weltkongreß 


tagte in 


Washington 


John Springfeld 


Die Führung des Jüdischen Weltkongresses (WJC) traf im Febru- 
ar in Washington mit 65 ausländischen Führern des WJC zusam- 
men, die mit ihrem Programm versuchten sowohl auf die Exekutive 
als auf die Legislative Einfluß zu nehmen. Ständig anwesend war 
der WJC-Präsident Edgar Bronfman, der auch Vize-Ehrenvorsit- 
zender und Top-Spendensammler der ADL von B’nai B’rith ist, die 
die strategischen Interessen der angloamerikanischen Oligarchie 
unter dem „Bürgerrechts“-Deckmantel unterstützt. 


Die Verbindungen der Bronfman- 
Familie zum internationalen Dro- 
genkartell, die bis in die dreißiger 
Jahre zurückgehen, wurden be- 
reits in dem 1978 erschienenen 
amerikanischen Bestseller „Dope, 
Inc.“ in allen Einzelheiten be- 
schrieben. Das Buch ging im Jah- 
re 1992 in seine dritte Auflage. In 
Washington kamen solche Persön- 
lichkeiten hinzu wie Ignaz Bubis, 
der Präsident des Zentralrats der 
Juden in Deutschland, und Dr. 
Ruben Beraja, der Präsident der 
Jüdischen Gemeinde Argentini- 
ens, der eng mit dem „Inter-Ame- 
rican Dialogue“ zusammenarbei- 
tet 


Reges politisches 
Interesse in Washington 


Die Tagesordnung des WJC in 
Washington zeigte, wie sehr die 
amerikanische Bürokratie an die- 
sem Treffen interessiert war: 


Tom Lantos (Mitglied des Reprä- 
sentantenhauses und Demokrat 
aus Kalifornien), ein Amerikaner 
ungarischer Abstammung, der 
dem Mega-Spekulanten George 
Soros nahesteht, hat sich am 8. 
Februar 1994 stundenlang die 
Aussagen der WJC-Führer an- 
gehört. Das Thema der Anhörun- 
gen vor dem Unterausschuß des 
Repräsentantenhauses für Aus- 


landsangelegenheiten über die 
Nationale Sicherheit, Internatio- 
nale Organisationen und Men- 
schenrechte lautete „Weltweite 
Dimensionen des Antisemitis- 
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mus. 


US-Außenminister Warren Chri- 
stopher sprach am 8. Februar 
1994 anläßlich des Essens im 
Außenministerium zu allen 
WJC-Mitgliedern; es folgte ein 
Briefing durch den Nahost-Koor- 
dinator Dennis B. Ross und ande- 
re Experten des amerikanischen 
Außenministeriums. 


Senator Joseph Lieberman (De- 
mokrat aus Connecticut) und Ar- 
len Specter (Republikaner aus 
Pennsylvania) gaben am 9. Febru- 
ar 1994 ein Essen im US-Senat, 
zu dem alle jüdischen Mitglieder 
des Kongresses zusammen mit al- 
len WJC-Mitgliedern eingeladen 
waren. 


Es folgte ein inoffizielles Treffen 
im Weißen Haus zwischen 
WJClern und US-Präsident Bill 
Clinton, bei dem Edgar Bronfman 
den weltweiten Antisemitismus 
und Clinton das Vorwärtsbringen 
der Vereinbarungen zwischen Is- 
rael und der PLO besonders an- 
sprach. 


In seiner Einführung zu den An- 
hörungen vor dem Unterausschuß 


des amerikanischen Repräsentan- 
tenhauses für ausländische Ange- 
legenheiten gab sich Tom Lantos 
(Mitglied des Repräsentantenhau- 
ses) scheinheilig, als er ständig 
auf der „bösen antisemitischen 
Rede“ von Khalid Abdul Muham- 
med von der Nation des Islam 
herumritt, die, so Lantos, „zeigte, 
daß selbst die Vereinigten Staaten 
gegen die Pest des rassistischen 
und religiösen Fanatismus nicht 
immun sind“. 


WJC erscheint vor 
Lanton-Unterausschuß 


Lantos wußte sicher, daß Minister 
Louis Farrakhan auf einer Presse- 
konferenz in Washington am 3. 
Februar 1994 angekündigt hatte, 
er werde Khalid wegen dieser Re- 
de von seinem Posten absetzen. 
Farrakhan hatte auch die ADL 
wegen ihrer Spionagetätigkeit und 
ihrer Bemühungen verurteilt, den 
Khalid-Vorfall dazu zu benutzen, 
die Zusammenarbeit der Nation 
des Islam mit anderen Gruppen 
bei Projekten von universellem 
Nutzen zu zerstören. 


Nach dieser Ablenkung kam Lan- 
tos zu seiner wahren politischen 
Stoßrichtung, nämlich der Unter- 
stützung der Ausplünderung von 
Mittel- und Osteuropa. Die Rus- 
sen, so intonierte er, müssen ler- 
nen, „mit einem neuen, schwieri- 
gen System fertig zu werden“. 
Statt dessen, so meinte er, 
„kommt es dort zu höchst beunru- 
higenden Entwicklungen, so unter 
anderem den jüngsten Wahlsiegen 
des neofaschistischen russischen 
Führers Wladimir Schirinowski“. 


Was Deutschland angeht - das an- 
dere primäre Ziel der anglo-ame- 
rikanischen oligarchischen Herren 
der ADL -, so behauptete Lantos, 
„die Wiedervereinigung erweist 
sich nicht nur als ein Segen. ... Sie 
hat eine heftige Welle von Rechts- 
extremismus ausgelöst“. 


Wiederaufleben der 
ältesten Haßgefühle 


Es folgten drei weitere Tagesord- 
nungspunkte. Als erstes gab 
WIJC-Präsident Edgar Bronfman 
eine „Übersicht über den weltwei- 
ten Antisemitismus“. Als nächstes 
stellten WJC-Mitglieder ihr Bild 
von speziellen Teilen der Welt dar. 
Neben Bubis und Beraja gehörten 
zu den Zeugen Jean Kahn, Vorsit- 
zender des Europäischen Jüdi- 


schen Kongresses, und Mendel 
Kaplan vom WJC-Direktorium. 


Im Rahmen eines dritten Tages- 
ordnungspunktes wurden die Zeu- 
genaussagen von dem Ehrenwer- 
ten Greville Janner, Mitglied des 
Parlaments des Vereinigten Kö- 
nigreichs und Präsident des Welt- 
Exekutiv-Komitees und des Inter- 
parlamentarischen Rats gegen den 
Antisemitismus, gehört. 


Der Buhmann 
des WJC 


„Wir stellen jetzt ein Wiederaufle- 
ben des ältesten Haßgefühls aller 
Haßgefühle fest: des Antisemitis- 
mus“, sagte Bronfman. Unter Ver- 
wendung von Daten vom WJC- 
Forschungszweig, dem Institut für 
Jüdische Angelegenheiten, das in 
London seinen Sitz hat und von 
Lord Jacob Rothschild - dem 
Sohn des berühmten Lord Victor 
Rothschild - geleitet wird, schoß 
Bronfman sich auf Rußland und 
Ungarn ein. 


Rußland: Bronfman beklagte die 
Tatsache, daß Wladimir Schirino- 
wski auf die „Mißstände der Ent- 
rechteten in der russischen Gesell- 
schaft“ eine populistische Anzie- 
hungskraft ausübe. 


Schirinowski, ein Demagoge, des- 
sen tatsächliche Politik sich von 
der Boris Jelzins nur wenig unter- 
scheidet, ist der jüngste Buhmann 
des WJC, um die russischen Ju- 
den einzuschüchtern, damit sie 
nach Israel emigrieren. 


Ungarn: Während Bronfman von 
ermutigenden Zeichen darüber 
sprach, wie die Polizei gegen den 
angeblichen Antisemitismus ein- 
schreitet, berichtete Großbritanni- 
ens Janner davon, daß sein inter- 
parlamentarischer Rat Angriffe 
gegen den ungarischen Parla- 
mentsführer Istvan Csurka geführt 
habe, was Anprangerung seines 
„Antisemitismus“ von Seiten aller 
Parteien zur Folge hatte. Natürlich 
hat Janner nicht erwähnt, daß 
Csurka zunächst zur Zielscheibe 
der ADL geworden war, weil er 
George Soros als Dieb beschimpft 
hatte, der Ungarn ausraube. 


Ignaz Bubis sagte gegenüber 
Journalisten, daß er seine Zeit in 
Washington - außer vor dem Lan- 
tos-Unterausschuß - noch damit 
verbringe, durchzusetzen, daß die 
Veröffentlichung von Literatur, 
die den Holocaust ableugne, ver- 


boten werde, doch daß er dabei 
auf allen Ebenen auf eine Blocka- 
de stoße. 


Über seine Aussage in einem In- 
terview befragt, rühmte sich Dr. 
Ruben Beraja, Präsident der Jüdi- 
schen Gemeinde in Argentinien 
und WJC-Führer, damit, daß sei- 
ne Organisation Oberst Mohamed 
Ali Seineldin isoliert habe. Sei- 
neldin hat in Argentinien eine re- 
publikanische Militärrevolte ange- 
führt und wird von republikani- 
schen Militäroffizieren in ganz 
Lateinamerika als Held angese- 
hen. Dr. Beraja prahlte mit seiner 
starken Unterstützung der Regie- 
rung und meinte, die Juden könn- 
ten in der argentinischen Presse 
auf jedermann - einschließlich des 
Militärs - losgelassen werden, der 
aus der Reihe tanze. Als Folge da- 
von, sagte er, helfe die Regierung 
bei der Durchsetzung eines Pro- 
gramms in argentinischen Schu- 
len. Es handelt sich dabei um das 
„politisch korrekte“, rassenstereo- 
type Programm der ADL mit dem 
Titel „Eine Welt der Unterschie- 
de“. 


Beraja räumte auch ein, ein guter 
Freund von Peter Hakims „Inter- 
American Dialogue“ zu sein, der 
zusammen mit dem Sao-Paulo- 
Forum von Terroristen im Dro- 
genhandel unter einem demokra- 
tischen Deckmantel organisiert 
ist, zu denen auch ehemalige Gue- 
rilla-Armeen mit Verbindungen 
zu Kuba gehören. 


Assimilation ist der 
„schlimmste Antisemitismus‘ 


In seiner Rede vor dem WJC-Di- 
rektorium am 9. Februar 1994 
kehrte Edgar Bronfman, der die 
meiste Zeit seines Lebens als 
Playboy zugebracht hat, zum The- 
ma seiner Hauptrede zurück, die 
er anläßlich der 80. Jahresfeier 
der Nationalen Kommission der 


a Dad TE ch Ma AB ER 
EEE DER | 
EEE EIER DE] 


= 
EEE) 
a, 

EL ET Fe] 

Di MILDE TEL DRG 

een u 

DELETED EDEL LAD DE De = 


ADL in Washington im Frühjahr 
1993 gehalten hatte. Bronfman 
sagte, die Juden in der Diaspora 
verschwänden zahlenmäßig, und 
er verlangte nach umfassenden 
pädagogischen Maßnahmen, um 
„den schlimmsten Antisemitismus 
des Assimilationismus“ zu stop- 
pen. Er betete die neoheidnische 
Theologie der britischen Mitglie- 
der des Königshauses - nämlich 
von Prinz Philip und Prinz Char- 
les - nach und sagte, das Juden- 
tum könnte viel populärer sein, 
wenn es den biblischen Befehl aus 
dem Ersten Buch Mose - daß der 
Mensch „sich die Erde untertan“ 
machen und „fruchtbar sein und 
sich vermehren“ solle - eliminie- 
ren würde, kurz gesagt, wenn es 
aufhören würde, den jüdischen 
Glauben und die jüdische Identität 
auf den Holocaust zu reduzieren. 


Er sagte, wegen der Notwendig- 
keit von pädagogischen Program- 
men müßte der größte Teil der fi- 
nanziellen Mittel, der für Israel 
gesammelt wird, in der Diaspora 
jetzt unter der Kontrolle des WJC 
bleiben, was Bronfman ein neues 
lukratives „Geschäft“ bieten 
könnte. Wie aus dem Protokoll 
des Zweiten Vorsitzenden des 
WJC-Direktoriums, Isi Leibler, 
hervorgeht, waren die meisten 
Mitglieder des Direktoriums der 
gleichen Meinung. Leibler, ein 
Australier, fügte hinzu: „Vor ein 
paar Wochen setzte ich mich bei 
Premierminister Rabin in Israel 
dafür ein, einen Berater in Dias- 
pora-Angelegenheiten zu ernen- 
nen, damit diese Regierung zu Is- 
rael-Diaspora-Themen und insbe- 
sondere zu dem brennenden 
Thema der jüdischen Erziehung 
und Ausbildung eine Beziehung 
bekommt. 


Yitzhak Rabin stimmte zu, daß Is- 
rael zusammen mit der Diaspora 
handeln und uns dabei helfen 
muß, uns vor der Geißel der Assi- 
milation zu retten.“ 3 
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Naher Osten 


Ariel Scharon - 
Britanniens 
Mann ın Israel 


Peter Blackwood 


Der Möchtegern-König von Israel - General a. D. Ariel Scharon - 
ist das Beispiel für die Art von angloamerikanischem Agenten, der 
unter den expansionistischsten Kreisen innerhalb der heutigen is- 
raelischen Elite operiert. Seit dem Jahr 1967 hat Scharon die Auf- 
gabe, die Vertreibung der 1,6 Millionen Palästinenser aus den be- 
setzten Gebieten zu unterstützen, die von Israel in jenem Jahr in 
Besitz genommen wurden. Er ist ein wichtiger Mäzen der Kiryat- 
Arba-Mörder und anderer zionistischer Fanatiker und wird derzeit 
eingesetzt, um die Friedensvereinbarungen zwischen Israel und der 
PLO kaputtzumachen. In London und New York überlegt man, ob 
man nicht ihn oder vielleicht einen seiner Freunde zum Macht- 


haber in Israel machen soll. 


Scharons Beziehung zu den Sied- 
lern begann unmittelbar nach dem 
Krieg im Jahre 1967. Er war da- 
mals General in der israelischen 
Armee und schickte sofort be- 
waffnete jüdische „Siedler“ unter 
dem Vorwand ins Westjordanland, 
daß dort eine „Verteidigungsstel- 
lung“ geschaffen werden solle. 
Das war der Anfang der Politik, 
die besetzten Gebiete „frei von 
Arabern“ zu machen. Von Anfang 
an hat Scharon die Gründung von 
Kiryat Arba im Jahre 1969 unter- 
stützt. Den geistigen Führer dieser 
Siedlung - Rabbi Moshe Levinger 
- hat er als einen „wahren Helden 
Israels“ öffentlich gepriesen 


Die Gründung 
der Siedlungen 


Aufgrund der Einflußnahme von 
Yehezkel Sahar, einem ehemali- 
gen Polizeiminister und alten 
Freund Scharons, hob die israeli- 
sche Regierung im Jahre 1972 ein 
Verbot über den Kauf von Land 
im Westjordanland durch israeli- 
sche Privatleute auf. Ihr erstes 
Projekt war der Bau von Wohnun- 
gen für ehemalige Offiziere der 
israelischen Verteidigungsstreit- 
kräfte vor Jerusalem. Ein Partner 
bei diesem Projekt war der Chef 
der Moledet-Partei, General Re- 
havam Zeevi - ebenfalls ein 
Freund Scharons und ein 
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langjähriger Funktionär der Jüdi- 
schen Verteidigungsliga (JDL). 
In den Jahren 1972 bis 1976 wur- 
de immer mehr Land im West- 
jordanland aufgekauft, insbeson- 
dere von Firmen, die mit dem 
Mossad-Beamten Rafi Eytan - 
Scharons Gehilfen - in Verbin- 
dung standen. Bei einem Projekt - 
der Gründung der Siedlung Eilot 
Morah - handelte es sich um eine 
Partnerschaft zwischen Eytan, 
Scharons Berater Eli Landau und 
Avraham Mintz, einem Führer 
von Levingers Gush Emunim. 


Im Jahre 1973 wurde Scharon ge- 
sagt, er solle das Militär verlassen 
und in die Politik gehen, um die 
israelische Bevölkerung im Na- 
men der angloamerikanischen Ex- 
pansionspolitik zu mobilisieren. 
Der Befehl kam von Meshulam 
Riklis, dem in New York lebenden 
Eigentümer der Rapid American 
Corporation, die Scharon in erster 
Linie kontrolliert. Riklis war Leh- 
rer an einer hebräischen Schule in 
Minneapolis, bevor er vom Chef 
der ADL - Burton Joseph - in den 
fünfziger Jahren aufgelesen wur- 
de. Mit Josephs Unterstützung 
häufte Riklis ein Vermögen an, als 
er im Jahre 1970 kurze Zeit Chef 
der Investors Overseas Services 
(IOS) war - der berüchtigten fi- 
nanziellen Tarnorganisation mit 
Sitz in der Schweiz, die vom 
ADL-Vorsitzenden Kenneth Bial- 
kin geleitet wurde. Die ADL war 
einer der Hauptbefürworter von 
Scharons Ambitionen, Premiermi- 
nister zu werden. 


Im Dezember 1973 wurde Scha- 
ron in die Knesset gewählt - vor 
allem durch die finanzielle und 


sonstige Unterstützung solcher 
Mäzene in den USA. Im Juni 
1974 führte er bei der Gründung 
einer illegalen Siedlung in der 
Nähe von Nablus eine Gruppe jü- 
discher Siedler an. 


Nachdem Menachim Begins Li- 
kud-Block im Jahre 1977 an die 
Macht gekommen war, verschärf- 
te sich die Politik der „Judaizie- 
rung“ der Territorien auf dramati- 
sche Weise. Die Tatsache, daß 
Scharon im September 1977 von 
Begin zum Landwirtschaftsmini- 


ster ernannt wurde, war für diese 
Politik von entscheidender Bedeu- 
tung, da Scharon damit für die 
Siedlungen verantwortlich war. 
Nachdem er einen Monat im Amt 
war, gab er öffentlich bekannt, 
daß er insgeheim den Aufbau von 
Siedlungen im Westjordanland 
genehmigt hatte. Während seiner 
Amtszeit als Landwirtschaftsmi- 
nister in den Jahren 1977 bis 1981 
wuchsen diese Siedlungen rasch. 
Bis zum Jahre 1981 hatten sich 
mit seiner Unterstützung 25 000 
Juden im Westjordanland nieder- 
gelassen - die meisten von ihnen 
Anhänger von Levinger und Ka- 
hane. 


Strohmann für 
Bodenspekulationen 


Im gleichen Zeitraum wurde Rafi 
Eytan zu Premierminister Begins 
„Berater für Kriegsführung gegen 
den Terror“ ernannt. Eytan, der 
im Jahre 1977 Scharons Wahl- 
kampfleiter gewesen war, wurde 
von Scharon auf diesen Posten ge- 
setzt. Die Gush Emunim, die 


General a. D. Ariel Scharon 
gehört zu den Gegnern der Frie- 
densvereinbarung zwischen Isra- 
el und der PLO. 


JDL/Kach Partei und verschiede- 
ne andere Siedlergruppen werden 
insgeheim von diesem „Anti-Ter- 
ror“-Büro koordiniert, bewaffnet 
und finanziert. 


Im Jahre 1979 wurde vom Israeli- 
schen Obersten Gerichtshof ver- 
fügt, daß israelische Bürger Land 


im Westjordanland kaufen kön- 
nen. Bis zu diesem Zeitpunkt 
konnten Landkäufe nur durch die 
israelische Regierung oder über 
besondere Ausnahmegenehmi- 
gungen getätigt werden. Von die- 
ser politischen Wende profitierten 
sofort Scharons Bosse in New 
York und in der Londoner City, 
die für ihre Bodenspekulationen 
immer einen Strohmann in Israel 
finden konnten. 


Riesengewinne auf 
dem Grundstücksmarkt 


Im Jahre 1980 startete Scharon ei- 
ne internationale Propagandakam- 
pagne, um solche privaten Land- 
käufe zu propagieren. Zu diesem 
Zweck begann er Reisen durch 
die USA zu unternehmen, um 
amerikanische Juden zu drängen, 
Land im Westjordanland zu kau- 
fen. Es wurde eine Menge von 
Firmen gegründet - die alle mit 
Scharon in Verbindung standen -, 
um diese internationalen Investi- 
tionen in die richtigen Kanäle zu 
leiten. Dazu gehörten unter ande- 
rem: Jumbo, dessen Anwalt Be- 
gins Schwiegersohn Roni Milo 
war; Samaria und Judea, ein Kon- 
zern, der Verbindungen zu Yuval 
Ne’emans Tehiya-Partei hatte, 
dem politischen Zweig des Gush 
Emunim und Meteor, die einem 
Mitglied von Scharons Shlomotzi- 
on-Partei - Jacob Avkin - gehörte. 


Im Jahre 1982 wurde Scharon 
Verteidigungsminister und berei- 
tete den Boden dafür, auf dem 
Grundstücksmarkt durch die Er- 
mordung von Arabern Riesenge- 
winne zu machen. Im Oktober 
1982 schuf Lord Harlech von 
England einen internationalen 
Konzern, um das Westjordanland 
aufzukaufen. Dem Plan zufolge 
sollten Dritte - oft Araber - ganze 
Grundstücksblöcke im Namen der 
Gruppe aufkaufen. Diese Gebiete 
sollten dann schließlich araberfrei 
und für die Ansiedlung einer 
großen Zahl sowjetischer Juden 
verwendet werden, die nach Israel 
emigrieren sollten. 


Dies erforderte jedoch Gewalt ge- 
gen die Palästinenser - und an die- 
sem Punkt trat ihr „Diener“ Scha- 
ron und dessen Siedlerbewegung 
auf den Plan. 


Zu den Schlüsselfiguren, die in 
Harlechs Unternehmen involviert 
waren, gehörten der frühere ame- 
rikanische Außenminister Henry 
Kissinger, der ehemalige britische 


Außenminister Lord Carrington, 
der britische Parlamentsabgeord- 
nete Julian Amery, der ehemalige 
amerikanische Verteidigungsmini- 
ster Robert McNamara und der 
frühere Außenminister Alexander 
Haig. 


Probleme 
nach dem Labor-Sieg 


Dies ist die Gruppe, die Scharons 
Ambitionen, Premierminister zu 
werden, unterstützt. Im Jahre 
1989 brachte sie Scharon an die 
Macht zurück. Im April desselben 
Jahres kauften Kissingers und 
Carringtons Hollinger Corporati- 
on of Canada - in deren Auf- 
sichtsrat auch der mit Lansky ver- 
bundene Edgar Bronfman sitzt - 
die „Jerusalem Post“. Kurze Zeit 
später werden 20 Redakteure und 
Reporter gefeuert, nachdem sie 
dagegen protestiert hatten, daß der 
neue, von Hollinger bestimmte, 
Herausgeber das ehemals mit der 
Labor-Partei verbundene Blatt 
nach rechts drängen und die Poli- 
tik Scharons unterstützen würde. 


Im Juni 1990 wurde Scharon 
Wohnungsbauminister - ein Res- 
sort, das ihm die Macht gab, die 
erste Phase seiner „Endlösung“ 
für das palästinensische Problem 
durchzusetzen, indem er Hundert- 
tausende jüdischer Immigranten, 
die aus der Sowjetunion gekom- 
men waren, in den Territorien an- 
siedelte. Der Boden war bereitet 
für die erneute Krise in Nahost, 
die im August 1990 mit der Inva- 
sion der Iraki in Kuwait ausbrach. 
Der überraschende Sieg der La- 
bor-Partei im Jahre 1992 und vor 
allem die Friedensvereinbarung 
mit der PLO im Jahre 1993 hat 
Scharons Sponsoren - die jetzt 
ihren Gegenangriff einleiten - 
vorübergehend aus der Bahn ge- 
worfen. m) 


Naher Osten 


Die Folgen des 
Massakers in 
Hebron 


Joe Bronstein 


Die lang erwartete Reaktion des britischen Geheimdienstes auf die 
Friedensverträge zwischen Israel und der PLO kam im Februar die- 
ses Jahres. Das schreckliche Massaker an 50 betenden Moslems in 
der Höhle der Patriarchen - einer für Moslems wie für Juden heili- 
gen Stätte - in Hebron am 25. Februar 1994 ist erst die erste in einer 
Serie von Provokationen und Gegenprovokationen, um die Region 
in ein Blutbad zu tauchen. Das Bombenattentat auf eine maroniti- 
sche Kirche in Zouk/Libanon am 27. Februar 1994, bei dem neun 
Katholiken getötet wurden, und die Gewehrsalven auf eine Wagen- 
ladung voller Juden in Brooklyn, New York, am 1. März 1994 pas- 


sen in das Gesamtbild. 


Die Bemühungen der City of 
London und des Internationalen 
Währungsfonds, den Friedensver- 
trag durch die Blockierung von 
Ausbaukrediten zu sabotieren, 
waren offensichtlich nicht erfolg- 
reich. Die Ermordung des PLO- 
Vorsitzenden Yassir Arafat oder 
des israelischen Außenministers 
Schimon Peres, die Auslösung ei- 
nes neuen arabisch-israelischen 
Krieges oder irgendein neues 
Massaker in Jerusalem zeichnen 
sich vielleicht schon ab. Immer 
wenn eine Lösung der arabisch-is- 
raelischen Streitigkeiten möglich 
oder wahrscheinlich schien, hat 
Großbritannien Chaos ausgelöst, 
denn für seine Kontrolle über 
Kontinentaleuropa ist es wichtig, 
den Nahen Osten am Rand eines 
Krieges stehen oder ihn in einen 
Krieg verwickelt zu haben. 


Wiederaufbau 
des Tempels Salomons 


Bei dem Killer von Hebron Ben- 
jamin „Baruch“ Goldstein, der die 
eskalierende und sich jetzt zeigen- 
de Destabilisierung auslöste, han- 
delt es sich nicht einfach nur um 
einen geistesgestörten Psychopa- 
then. Der aus Brooklyn, New 
York, stammende Goldstein war 
ein Führer der Jüdischen Verteidi- 
gungsliga (JDL) des verstorbenen 
Rabbi Meir Kahane und ein Arzt 
und Vertreter der jüdischen JDL- 
Siedlung Kiryat Arba. Goldstein 


war Kahanes Wahlkampfführer, 
als dieser für das israelische Par- 
lament kandidierte, und er hatte 
selbst im Jahre 1988 für die (JDL) 
Kach-Bewegung kandidiert. Im 
Jahre 1981 - vier Jahre nachdem 
er sich der terroristischen Sekte 
angeschlossen hatte - war er nach 
Israel emigriert. 


Goldsteins „Komitee für Sicher- 
heit auf den Straßen“ ist eine aus 
dem Netzwerk von JDL-Zweigor- 
ganisationen, die von Amerika fi- 
nanziert und derzeit eingesetzt 
werden, um den Friedensvertrag 
zu ruinieren; sie war wiederholt ın 
Zusammenstöße mit Palästinen- 
sern im Gebiet von Hebron ver- 
wickelt. Am 25. Dezember 1993 
wurden sechs von Goldsteins Kol- 
legen - alle amerikanischer Her- 
kunft - in der JDL-Tempelberg- 
Yeshiva von der israelischen Re- 
gierung wegen Waffenschmuggels 
und Planung terroristischer An- 
griffe gegen Araber angeklagt. 


Seit 1981 behauptet die Presse 
immer wieder, es handle sich bei 
der JDL und ihren Zweigorganisa- 
tionen um Agents-provocateurs- 
Organisationen, die vom ehemali- 
gen israelischen Verteidigungsmi- 
nister, General a. D. Ariel 
Scharon, im Namen des britischen 
Geheimdienstes ins Feld ge- 
schickt worden seien. Im Jahre 
1986 berichtete ein US-Nachrich- 
tenmagazin in einem Sonderbe- 
richt unter der Überschrift „Mos- 
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Naher Osten 

Die Folgen 

des Massakers 
in Hebron 


kaus Geheimwaffe: Ariel Scharon 
und die israelische Mafia“ detail- 
liert über die Zusammenarbeit 
zwischen britischem Geheim- 
dienst, den sowjetischen Geheim- 
diensten und solchen britischen 
Einflußagenten wie dem früheren 
amerikanischen Außenminister 
Henry Kissinger bei der Entwick- 
lung dieses Netzwerks, um einen 
Krieg in der Region zu provozie- 
ren. 


Es handelt sich dabei um die glei- 
che Interessengruppe, die seit Be- 
ginn der achtziger Jahre bei ver- 
schiedenen Gelegenheiten - am 
offenkundigsten 1984 und 1990 - 
versucht hat, die Al-Aqsa-Mo- 
schee auf dem Al-Haram-Al-Sha- 
rif unter der Flagge der Freimau- 
rer in die Luft zu sprengen, um an 
dieser Stelle Salamons Tempel 
neu aufzubauen. 


Die Spuren 
der Geheimdienste 


Der israelische Geheimdienst 
wußte von dem Massaker in He- 
bron und hat daran mitgewirkt, 
ebenso wahrscheinlich das FBI, 
von dem bekannt ist, daß es die 
JDL unterstützt und schützt. Ka- 
hane hat die JDL im Jahre 1968 
gegründet, als er als FBI-Infor- 
mant arbeitete, wie er seither zu- 
gab. Dennoch ist die führende 
Hand hinter dem Massaker weder 
in Israel noch in den Vereinigten 
Staaten, sondern in London zu 
finden. Das gleiche britische Esta- 
blishment - das in den vergange- 
nen hundert Jahren stetig darauf 
bedacht war, die Region am Ran- 
de eines Krieges zu halten, das 
gleiche Establishment, das für die 
Sykes-Picot-Verträge verantwort- 
lich war, in denen die Region 
nach dem Ersten Weltkrieg aufge- 
teilt wurde, sowie für den Plan für 
eine „Neue Weltordnung“, der 
1990 von Margaret Thatchers Ma- 
rionette George Bush in Gang ge- 
setzt wurde - ist für den letzten 
Zwischenfall verantwortlich. 


Wie unsere Untersuchungen wie- 
derholt bewiesen haben, findet 
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sich die höchste Ebene der Ver- 
schwörung unter den Förderern 
der Vereinigten Großloge Quattu- 


.or Coronati in der britischen Oli- 


garchie; der Jerusalemer Vertreter 
dieser Freimaurerloge ist Asher 
Kaufman. Seit ihrer Gründung 
nach dem Besuch des Prinzen von 
Wales im Heiligen Land im Jahre 
1862 war die Loge damit befaßt, 
die Kontrolle der Heiligen Stätten 
Palästinas aus - dem Freimaurer- 
tum eigenen - kulturellen Grün- 
den an sich zu reißen, und sie be- 
nutzt den Zionismus als eines ih- 
rer Hauptinstrumente für dieses 
Ziel. Hier finden wir den Ur- 
sprung für die Bemühungen, Sa- 
lomons Tempel wiederaufzubau- 
en, die Heiligen Stätten der Mos- 
lems zu zerstören und die 
Tieropferriten in Jerusalem unter 
einem umgewandelten, verheid- 
nischten Judentum wieder einzu- 
führen. 


In der Zeitung der Loge mit dem 
Titel „Biblical Archeological Re- 
view“ werden die Bemühungen 
um eine Zerstörung der Heiligen 
Stätten des Islams popularisiert; 
bei der Redakteurin, die dies am 
meisten unterstützt, handelt es 
sich um Barbara Ledeen, die Frau 
des amerikanischen Geheim- 
dienstbeamten Michael Ledeen. 


Eng verbunden mit diesem Netz- 
werk sind die Eigentümer einer 
Tarnorganisation des britischen 
Geheimdienstes - der Hollinger 
Corporation -, der die „Jerusalem 
Post“ gehört. Conrad Black ist der 
Eigentümer, und im Aufsichtsrat 
sitzen Henry Kissinger, Lord Pe- 
ter Carrington, Peter Bronfman, 
Margaret Thatcher, Richard Perle, 
Paul Volcker, Zbigniew Brzezins- 
ki, Lord Rothschild und Chaim 
Herzog. Die Zeitung hat in den 
letzten Monaten bei dem Versuch, 
den Friedensvertrag zu untermi- 
nieren, eine wichtige Rolle ge- 
spielt, was dazu führte, daß das is- 
raelische Außenministerium vor 
kurzem 1000 seiner 1200 Abon- 
nements der Zeitung gekündigt 
hat. 


Die Bemühungen dieser Gruppe, 
die Al-Agsa-Moschee in die Luft 
zu jagen und die Massenvertrei- 
bung von Palästinensern zu verur- 
sachen, steht auch mit Immobili- 
enspekulationen in Jerusalem in 
Zusammenhang, deren Nutz- 
nießer Scharon und seine Verbün- 
deten sind. Im Jahre 1981 wurde 
bereits die Rolle Kissingers, Car- 
ringtons, Scharons und des New 
Yorker Staatsanwalts Robert Mor- 


genthau in dieser Intrige aufge- 
deckt. Zu diesem Zweck hat die- 
ser Verein in Jerusalem eine Yes- 
hiva, Ateret Cohanim, gegründet, 
die dazu dienen sollte, die Al-Aq- 
sa-Moschee in die Luft zu spren- 
gen. Geführt wurde sie von israe- 
lischen Geheimdienstbeamten, die 
von Scharon eingesetzt wurden - 
wie Mattiyahu Dan -, und sie 
wurde der Tempelberg-Yeshiva 
der JDL angegliedert. 


Die Opposition 
gegen die Arbeiter-Partei 


Die israelischen Betreuer der JDL 
und damit verbundener Netz- 
werke unter der Flagge der bri- 
tisch gelenkten Verschwörung 
werden von Scharon angeführt, 
dessen erste Wahlkampagne von 
dem amerikanischen Börsenmann 
Meshulam Riklis - einem Partner 
von Edgar Bronfman und Burton 
Joseph von der ADL der B’nai 
B’rith - finanziert wurde. Die 
B’nai B’rith, der offiziell jüdische 
Zweig der Vereinigten Großloge 
von England, steht im Kernpunkt 
des Komplotts. 


Scharon ist bei verschiedenen Ge- 
legenheiten durch die Vereinigten 
Staaten gereist und hat unter der 
amerikanischen Zionistenlobby 
eine Opposition gegen die Frie- 
densverträge zusammengetrom- 
melt. Sein Erfolg dabei zeigt, daß 
die Interessen der amerikanischen 
Zionistenlobby und die israeli- 
schen Staatsinteressen nicht unbe- 
dingt gleichumfassend sind. 


Rafi Eytan, der Kontrolleur des 
sowjetisch-israelischen Spions Jo- 
nathan Pollard und ein alter Be- 
kannter Scharons, ist eine weitere 
wichtige Figur in dem Netzwerk. 
Eytans früheres Büro - das Bera- 
tungsbüro des Premierministers 
für Kriegsführung gegen den Ter- 
rorismus - hat schon immer die 
JDL geführt. Durch Scharons 
wiederholte Aufrufe an die jüdi- 
schen Siedler im Zusammenhang 
mit den Friedensverträgen, gegen 
die Regierung „zivilen Ungehor- 
sam‘ zu leisten, womit er Anfang 
Oktober 1993 begann, haben das 
Netzwerk aktiviert. 


In den Vereinigten Staaten war die 
JDL wiederholt in Gewaltakte 
verstrickt, so unter anderem 1985 
in die Ermordungen des antiso- 
wjetischen Aktivisten Tscherim 
Soobzokow und eines Vertreters 
des arabisch-amerikanischen An- 
ti-Diskriminierungs-Komitees, 


Alex Odeh. Zu den Aktivitäten 
des amerikanischen Zweigs der 
JDL gehören die „Schlägertätig- 
keiten“ für einen Verbrecherring, 
der bezahlte Entführungen durch- 
führt und der mit dem verurteilten 
und im Gefängnis einsitzenden 
Kidnapper Galen Kelly in Verbin- 
dung steht. 


Kelly ist ein Vertreter des mit der 
ADL verbundenen Jüdischen In- 
stituts für Nationale Sicherheits- 
angelegenheiten. Kelly zufolge 
wurde er für solche Aktivitäten 
vom ehemaligen britischen Ar- 
meeoffizier und Antiterrorexper- 
ten Graham Knowles rekrutiert. 
Kelly hat ausgesagt, daß er an 30 
bis 40 Entführungen unter der 
Mithilfe von JDL-Mitgliedern be- 
teiligt gewesen sei; eines dieser 
Mitglieder - der ehemalige Be- 
wohner von Kiryat Arba „Robert 
Manning“ - wurde kürzlich in Ka- 
lifornien wegen Mordes verurteilt. 
Im Januar 1992 war Kelly der ge- 
planten Entführung von Lyndon 
LaRouches Partner Lewis du Pont 
Smith angeklagt. 


Die Region 
braucht Frieden 


Zu Kellys Mitarbeitern gehört der 
ehemalige amerikanische Bundes- 
vollzugsbeamte Don Moore, der 
ebenfalls wegen Entführung ange- 
klagt werden soll. Sowohl Kelly 
als auch Moore stehen mit der 
ADL und einem amerikanischen 
Geheimdienstnetz auf höchster 
Ebene, „der American Family Fo- 
undation“, in Verbindung - mit 
letzterer über deren Tarnorganisa- 
tion, dem „Cult Awareness Net- 
work“ (CAN). 


Die Bewaffnung der jüdischen 
Siedlerbewegung in den besetzten 
Gebieten durch Scharon und an- 
deren hat nie die wahren Interes- 
sen des Staates Israel repräsen- 
tiert, die nur so aussehen können, 
daß das Land mit seinen Nach- 
barn in Frieden leben will und 
nicht von Großbritannien immer 
dann als Ungeheuer eingesetzt 
wird, wenn man die Region desta- 
bilisieren will. Die Region 
braucht Frieden und zusammen 
mit dem Frieden eine massive 
Entwicklung der Infrastruktur mit 
Meerwasserentsalzung mittels 
Atomkraft, um die Wüste frucht- 
bar zu machen. Nur ein solcher 
„Marshallplan“, wie er von Peres 
und Arafat gefordert wird, kann 
der Region Hoffnung bringen. 


Völkermord 


Die 


Revolution 
in Mexiko 


Andrew Russo 


Betrachtet man die Verfolgung und den Völkermord, die gegen die 
Christenheit durch die Kräfte des Rationalismus, Säkularismus, 
Atheismus und Sozialismus - alle vereint unter dem Banner der 
Weltrevolution - im Verlauf der Jahrhunderte ausgelöst wurden, fal- 
len einem sofort eine Reihe von bezeichnenden Beispielen ein. 


Ein Beispiel ist die Französische 
Revolution von 1789, in der Tau- 
sende und Abertausende dafür 
umgekommen sind, daß sie treu 
an Kirche, Staat und Tradition 
festgehalten haben. 


Es war eine 
totale Revolution 


Ein anderes Beispiel ist die bol- 
schewistische Revolution von 
1917, die eine Terrorherrschaft 
hervorgebracht hat, wie sie die 
Welt noch nicht gesehen hat. Die 
Zahl der Todesopfer, die der 
Kampf von 1917 bis heute geko- 
stet hat, wird von Alexander Sol- 
schenizyn auf über 66 Millionen 
Menschen eingeschätzt. 


Noch ein anderes Beispiel könnte 
der spanische Bürgerkrieg von 
1936 bis 1939 sein, in dem Prie- 
ster, Nonnen und Mönche gefol- 
tert und massakriert, Kirchen ver- 
brannt und entweiht wurden in 
dem Bemühen, Spanien für die 
Kommunistische Internationale 
einzunehmen. 


Jedoch wird einem großen Bei- 
spiel der fortwährenden Christen- 
verfolgung kaum nennenswerte 
Aufmerksamkeit geschenkt. Da- 
bei handelt es sich um die Revo- 
lution von 1910 in Mexiko und ih- 
re blutigen Nachwehen, die dann 
in den zwanziger und dreißiger 
Jahren in einem grausamen 
Kampf endeten, die christliche 
Kultur in Mexiko zu bewahren. 


Im Jahre 1910 wurde der autokra- 
tischen Herrschaft von General 
Porfiro Diaz (1876 bis 1880 und 


Plutarco Calles begann 1924 den 
Großkrieg gegen die Christenheit 
und wollte die römisch-katholi- 
sche Kirche vernichten. 


1884 bis 1911) ein Ende gesetzt. 
Diaz, ein in der lateinamerikani- 
schen Tradition verwurzelter star- 
ker Mann, der für Kirche und Pri- 
vateigentum eintrat, wurde durch 
Francisco I. Madero und seiner 
Armee von Revolutionären ge- 
stürzt. 


Der Schriftsteller Robert E. Quirk 
schreibt: „Der Umsturz der Dikta- 
tur Porfiro war damals nicht ein 
militärischer Coup. Es war eine 
totale Revolution und führte zu 
der vollständigen Verwerfung des 
alten Regimes. In der Philoso- 
phie, in der Kunst und der Musik, 
in den sozialen, politischen und 
wirtschaftlichen Theorien wurde 


das alte Denken verworfen. Das 
alte Regime wurde in seiner Ge- 
samtheit zerstört.“ 


Die Revolution wollte eine neue 
Gesellschaft mit einer neuen 
„Mentalität“ schaffen - Schatten 
derselben Ideologie, die der Mon- 
archie und der Kirche in Frank- 
reich in den Jahren um 1790 den 
Krieg erklärt hatten. 


Die übliche 
US-Einmischung 


Aufgrund der Furcht, daß die Re- 
volution die Vernichtung der in 
Europa fußenden christlichen 
Kultur Mexikos versuchen würde 
- in deren Mittelpunkt die rö- 
misch-katholische Kirche stand -, 
kam es 1913 zu einer Gegenrevo- 


Alvaro Obregon verwies den Apo- 
stolischen Delegierten des Landes 
und deportierte alle ausländi- 
schen Kirchenmänner. 


lution, die Madero stürzte und 
den konservativen Victoriano Hu- 
erta als Präsident einsetzte. 


Vielleicht weil er eine Bedrohung 
gegen jenen antichristlichen Geist 
des Rationalismus darstellte, zog 
sich Huerta fast sofort den Zorn 
des sich überall einmischenden 
amerikanischen Präsidenten Woo- 
drow Wilson und dessen Esta- 
blishment-Marionetten zu. Ent- 
schlossen, die Sache von Huertas 
antiklerikalen Gegner, Venustiano 
Carranza, zu fördern, befahl Wil- 
son amerikanischen Truppen die 
Einnahme von Veracruz, um ei- 
nen für Huerta bestimmten Waf- 
fentransport zu verhindern. 


Der mexikanische Präsident konn- 
te dem Druck nicht standhalten, 
den der interventionistische Präsi- 
dent Amerikas gegen seine Regie- 
rung ausübte, und war gezwun- 
gen, im Juli 1914 zurückzutreten 
und aus dem Land zu fliehen. 


Nachdem also Huerta ausgeschal- 
tet worden war, ergriff Carranza 
die Macht und feuerte die ersten 
Schüsse gegen die katholische 
Kirche. Priester wurden erpreßt 
und als Geiseln genommen; Non- 
nen wurden aus ihren Konventen 
vertrieben, die zu Bordellen ge- 
macht wurden. Kirchen wurden 
entweiht und geplündert. Die Kle- 
riker wurden terrorisiert, verhaftet 
und deportiert. Nonnen wurden 
vergewaltigt. 


Der ehemalige US-Präsident 
Theodore Roosevelt äußerte seine 
Empörung: „Es ist eine einfache 
Tatsache, daß dieses Land dank 
der Aktionen von Präsident Wil- 
son - und manchmal ist sein 
Nichthandeln die effektivste und 
heimtückischste Form der Aktion 
gewesen - zum Teil und schuld- 
haft die Verantwortung für einige 
der schlimmsten Taten trägt, die 
jemals begangen wurden, selbst in 
den Bürgerkriegen in Mexiko.“ 


Verachtenswerte 
Verbrechen 


Als sich die Vereinigten Staaten in 
die Angelegenheiten Mexikos ein- 
mischten, um die Fraktion Car- 
ranza zu unterstützen, „machten 
sie sich dadurch schuldig für die 
schrecklichen Missetaten, die ent- 
setzlichen Exzesse, die von den 
siegreichen Revolutionären an 
Hunderten von religiösen Men- 
schen beiderlei Geschlechts ver- 
übt worden sind.“ 


Die Regierung, die Wilson unter- 
stützte, so Roosevelt, „hat Kir- 
chen geplündert und entweiht und 
Kirchenmänner und Kirchenfrau- 
en mit jeder Art verabscheuungs- 
würdiger Infamie behandelt, von 
Mord und Vergewaltigung ange- 
fangen“. 


Jedoch wurden die verachtenswer- 
testen Verbrechen gegen den 
christlichen Glauben in Mexiko 
nicht unter dem Regime Carranza 
begangen. Diese Verbrechen nah- 
men ihren Ausgang mit der soge- 
nannten Konstitution von 1917. 


Der Kongreß, der die Verfassung 
entwarf, war voll gespickt mit 
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Völkermord 
Die 
Revolution 
in Mexiko 


Elementen der extremen Linken 
der revolutionären Bewegung. 
Wie der Autor Robert E. Quirk 
bemerkt: „Der Queretaro-Kon- 
greß sollte ein Instrument der Li- 
beralen sein. In Wirklichkeit kün- 
digte er jedoch die radikale sozia- 
le Revolution an.“ 


Wegen der offenen Feindseligkeit 
gegen die Religion, die in den Be- 
stimmungen der neuen Konstituti- 
on verankert war, erhielten ihre 
Anhänger den Namen „Jakobi- 
ner“. Zu den antireligiösen Be- 
stimmungen der neuen Verfas- 
sung zählten: 


Öffentliche Gebete außerhalb der 
Kirchenmauern wurden verboten. 
Die Landesregierung wurde er- 
mächtigt, „in Fragen der Religi- 
onsausübung und äußeren Diszi- 
plin in der gesetzlich zugelasse- 
nen Weise einzugreifen.“ 
Mönchsgelöbnisse wurden verbo- 
ten und Mönchsorden für unge- 
setzlich erklärt. Religiösen Gre- 
mien wurde das Recht abgespro- 
chen, Grundstücke zu erwerben, 
zu besitzen oder zu verwalten, 
noch Darlehen auf solche Grund- 
stücke aufzunehmen; sämtlicher 
Grundbesitz religiöser Institutio- 
nen wurde nationalisiert. 


Die Landesregierung war ermäch- 
tigt zu entscheiden, welche Kir- 
chengebäude weiterhin für Got- 
tesdienste benutzt werden durften. 
In der Zukunft durften Kirchen 
nur noch mit Zustimmung der Re- 
gierung gebaut werden. Dem Kle- 
rus wurde das Wahlrecht entzo- 
gen. Die gesetzgebenden Instan- 
zen des Staates beschlossen über 
die maximale Anzahl von Prie- 
stern, die in ihrem Landesteil ar- 
beiten durften. 


Kirchenschulen wurden verboten, 
da die gesamte Erziehung säkula- 
risiert werden sollte. 


Carranza, obwohl genauso fana- 
tisch gegen die Kirche wie einige 
seiner extremsten Revolutionsge- 
nossen, zog es jedoch vor, die 
meisten Bestimmungen gegen die 
Religion nicht mit Gewalt durch- 
zusetzen. Er erkannte, daß eine 
solche Aktion unter seinen in der 
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Porfirio Diaz war ein in der Tra- 
dition verwurzelter starker Mann, 
der für Kirche und Privateigen- 
tum eintrat. 


Mehrzahl katholischen Mitbür- 
gern eine Raserei auslösen könn- 
te. Carranza wurde 1920 von ei- 
nem Triumvirat - Plutarco Elias 
Calles, Alvaro Obregon und 
Adolfo de la Huerta - gestürzt. 


Die Kirchenmänner 
mußten heiraten 


Obregon wurde zum Präsidenten 
gewählt. Auch er war ein kluger 
Politiker, der nicht wagte, die Kir- 
che zu schnell zu vernichten. Er 
versetzte der Nation jedoch einen 
Schock, als er den Apostolischen 
Delegierten Ernesto Filippi außer 
Landes verwies, und zwar angeb- 
lich weil er gegen das Verbot des 
außerkirchlichen Gottesdienstes 
verstoßen hatte. Dies war 1923. 
Im folgenden Jahr deportierte er 
eine Anzahl von ausländischen 
Kirchenmännern, die beschuldigt 
wurden, an einem eucharistischen 
Kongreß halböffentlicher Art teil- 
genommen zu haben. 


Aber erst mit der Präsidentschaft 
des Despoten Plutarco Elias Cal- 
les im Jahre 1924 begann der 
Großkrieg gegen die Christenheit. 
Calles war erpicht darauf, die ka- 
tholische Kirche zu vernichten, 
und er wollte die Bestimmungen 
der Konstitution von 1917 dazu 
benutzen. Von jetzt an nahmen die 
Dinge einen schnellen Lauf. 


Im Januar 1925 limitierte der 
Staat von Tabasco die Anzahl sei- 


Dwight Morrow, US-Botschafter in Mexiko, erreichte einen Kompro- 
miß und ein Abkommen zwischen Kirche und Staat. 


ner Priester auf sechs, je einen auf 
dreißigtausend Einwohner. 


Im Februar wurde ein Kirchen- 
mann ins Gefängnis geworfen, 
weil er Kirchengewänder getragen 
hatte. Ein Seminar wurde ge- 
schlossen. Die Regierung beschla- 
gnahmte eine Kirche in Mexiko 
City und verwandelte sie in eine 
öffentliche Bibliothek. 


Im Juli wurden im Staat Jalisco 
zwei Priesterseminare geschlos- 
sen. 


Im August wurde ein Altersheim 
und ein Waisenhaus unter der Ob- 
hut religiöser Orden vom Staat 
Chihuahua verstaatlicht. 


Im Oktober ordnete der Staat von 
Tabasco an, daß alle Kirchenmän- 
ner über 40 Jahre zu heiraten hät- 
ten, wodurch der katholische 
Gottesdienst zum Erliegen kam. 
Fünf Priester, die sich weigerten, 
wurden verhaftet und eingesperrt. 


Im Januar 1926 wurden in Jalisco 
und Colima zahlreiche Seminare 
und katholische Schulen geschlos- 
sen. 


Im Februar ließ die Regierung 
Konvente und Klöster im ganzen 
Land schließen. 


Bis Mitte März waren 200 im 
Ausland geborene Priester aus 
dem Land gewiesen und 83 Kon- 
vente und Klöster geschlossen. 
Mehr als hundert Kirchenschulen 
waren seit Mitte Februar ge- 
schlossen worden. 


Im April wurde in Colima per Ge- 
setz die Anzahl der Priester von 
65 auf 22 reduziert. 


Regierungsbeamte besetzten re- 
gelmäßig Kirchen, unterbrachen 
die Gottesdienste und verhafteten 
die Priester. 


Ziel war die 
Entchristianisierung 


Im Juli war die Verfolgung der 
Kirche durch das „bolschewisti- 
sche Regime“, so der Erzbischof 
von Baltimore, Michael Curley, 
soweit gediehen, daß die Bischöfe 
von Mexiko zum Protest sämtli- 
che Gottesdienste einstellten und 
den Klerus aus den Kirchen 
zurückrief. 


Calles ging erbarmungslos vor, 
um die Kontrolle über die verlas- 
senen Kirchen zu übernehmen. 
Seine Truppen schossen auf die 
Gläubigen, die sich weigerten, die 
Kirchen zu verlassen. Fünfzig 


wurden in Sahuayo im August 
getötet. Zwei Priester und 37 an- 
dere Katholiken wurden wegen 
„Aufwiegelung zur Rebellion“ 
hingerichtet. 


Im August wurde ein Priester und 
drei junge katholische Gläubige 
kaltblütig von Regierungstruppen 
erschossen. Dabei riefen sie: „Vi- 
va Cristo Rey“ („Lang lebe Chri- 
stus der König“). 


Im Januar 1927 wurden fünf Mit- 
glieder der noch jungen „Criste- 
ro“-Bewegung, die sich entschlos- 
sen hatten, das erklärte Ziel von 
Calles der „Entchristianisierung“ 
Mexikos aufzuhalten, von Regie- 
rungssoldaten erschossen. Im sel- 
ben Monat wurde der Bischof von 
Tabasco, Pascual Diaz, des Lan- 
des verwiesen. 


Ebenfalls im Januar wurde Rever- 
end Jose Genaro Sanchez aus Te- 
colotlian, Jalisco, gehängt, weil er 
sich geweigert hatte zu verraten, 
wo sich der Kirchenpfarrer ver- 
steckt hielt. 


Im Februar wurde Reverend Ma- 
teo Correa Magallanes, 62 Jahre, 
hingerichtet, weil er Regierungs- 
offizieren nicht mitteilte, was er 
in der Beichte von mehreren Chri- 
sten erfahren hatte. 


Im April wurde Reverend David 
Urbie, Pfarrer von Iguala, Guerre- 
ro, erschossen, weil er das Pfar- 
ramt ausgeübt hatte, ohne als 
Priester registriert zu sein. Im sel- 
ben Monat wurden vier Cristeros 
von Calles Henkern gefangenge- 
nommen und gefoltert. Sie wur- 
den an den Daumen aufgehängt, 
ausgepeitscht und mit dem Bajo- 
nett gestochen und dann ermor- 
det. 


Reverend Sabas Reyes, ein Kir- 
chenmann aus Jalisco, der das 
Versteck eines anderen von dem 
Militär gesuchten Priesters nicht 
verraten hatte, wurde drei Tage 
lang vom Balkon seiner Kirche 
aufgehängt und von Soldaten mit 
Bajonetten gestochen, die ihm 
dann die Fußsohlen abschnitten 
und ihn danach zwangen, zum 
Friedhof zu gehen, wo sie ihn er- 
schossen. 


Im April und Mai 1927 führte die 
Regierung eine Massendeportati- 
on gegen Mexikos Bischöfe 
durch. Ende Mai gab es nur noch 
eine Handvoll Prälaten in Mexiko, 
sie lebten im Untergrund. 


Calles’ Besessenheit in der Ausra- 
dierung der christlichen Religion 
in Mexiko traf auf den heftigen 
und tapferen Widerstand der Cri- 
steros, einer freiwilligen Armee, 
die hauptsächlich aus Bauern und 
jungen Universitätsstudenten be- 
stand, die schließlich 40 000 me- 
xikanische Patrioten unter ihren 
Waffen versammelte. 


Victoriano Huerta zog sich den 
Zorn des sich überall einmi- 
schenden US-Präsidenten Woo- 
drow Wilson zu. 


Die Schriftstellerin Mary Marti- 
nez berichtet uns: „Bis zum Früh- 
jahr 1929 hatte es Zehntausende 
von Toten und Verletzten gege- 
ben, und der Sieg für die katholi- 
sche Seite war in Sicht. 


Eine neue 
Ara der Harmonie 


Historiker sind sich einig, daß es 
die Regierung des sich selbst als 
Atheisten bezeichnenden Calles 
angesichts der überwältigenden 
Anhängerschaft der Cristero-Be- 
wegung im Volk zu diesem Zeit- 
punkt als notwendig befunden 
hätte, sich mit den Rebellen zu ei- 
nigen. 

Zu diesem Zeitpunkt - der Zeit 
des nahen Sieges - hätte die me- 
xikanische Hierarchie, die über- 
wiegend die Jahre des Kampfes 
im Ausland verbracht hatte, dank 
den tapferen Männern mit dem 
Schwert die Rechte der Kirche in 
Einheit durchsetzen und eine Wi- 
derrufung der Calles-Gesetze er- 
langen können. 


Jedoch entschied sich die Hierar- 
chie, einen Vergleich mit der Re- 
gierung unter Vermittlung von 
US-Botschafter Dwight Morrow 
auszuhandeln. Wie David C. Bai- 
ley in seinem Werk „Viva Cristo 
Rey“ beschreibt, bestand Mor- 
rows Strategie darin, die Kirchen- 
behörden zu überzeugen, daß sie 
keinen Wandel der Gesetze her- 


Venustiano Carranza wurde von 
Wilson und seinen Establish- 
ment-Marionetten gegen Huerta 
intensiv unterstützt. 


beiführen könnten, daß sie von 
der Regierung ausreichende Ga- 
rantien erlangen sollten, die die 
Furcht der Katholiken be- 
schwichtigen würden, und daß sie 
beide Seiten überzeugen sollten, 
daß sie sich in Zukunft vernünf- 
tig verhalten würden.“ 


Wie das bei Verhandlungen nun 
einmal üblich ist, wurden Kon- 
zessionen gemacht. Doch wurde 
die Mehrzahl der Konzessionen 
von der Kirche, nicht von der Re- 
gierung gemacht. Der 1929 so 
laut reklamierte „Kompromiß“ 
mit Calles beendete die Revolte 
der Cristeros und sollte eine neue 
Ära der Harmonie zwischen Kir- 
che und Staat einleiten. Dies ge- 
schah jedoch nicht. 


Der Einfluß Amerikas beschränk- 
te sich nicht nur auf politische 
Angelegenheiten. In den zwanzi- 
ger Jahren besaß die Rockefeller- 
Dynastie die Kontrolle über Me- 
xikos Erdölreichtum. Als William 
F. Buckley sr., der Vater des Her- 
ausgebers und Besitzers von „Na- 


tional Review“, zum ersten Mal in 
das Ölgeschäft in Mexiko ein- 
stieg, wo die Familie ihren Reich- 
tum machte, war das Öl schon 
längst ein Privatgebiet Rockefel- 
lers. In der Tat ist behauptet wor- 
den, Buckley sr. sei ein Rockefel- 
ler-Agent gewesen. 


Die Monate vergingen, und die 
Verfolgung hielt weiter an. Kir- 
chen, Pfarreien und Seminare 
wurden nicht zurückgegeben. Re- 
gierungstruppen metzelten zahl- 
reiche ehemalige Cristero-Anhän- 
ger ab. Die Zahl der zugelassenen 
Priester wurde in vielen Landes- 
teilen drastisch reduziert. Priester 
wurden weiterhin aus dem Land 
gewiesen. 


Protestantische Kirchen 
unter Staatslizenz 


Der Klerus und die Laienschaft, 
die es gewagt hatte, ihren Glauben 
zu verteidigen, wurden von der 
Vergeltung heimgesucht. Der 
Apostolische Gesandte wurde de- 
portiert. In den Jahren 1934 und 
1935 waren die Priester so gut 
wie verschwunden. In vielen Lan- 
desteilen waren fast alle Kirchen 
von der Regierung verriegelt wor- 
den. Lehrer wurden gezwungen, 
einen atheistischen, antikatholi- 
schen Test zu machen. In seinem 
Exil in San Antonio, Texas, er- 
klärte der Apostolische Gesandte, 
Ruiz y Flores, die Kirche in Me- 
xiko habe aufgehört zu arbeiten. 


Erst mit der Wahl von Lazaro 
Cardemas zum Präsidenten im 
Jahre 1934 begann der Holocaust 
gegen die Christen in Mexiko 
abzuklingen. Doch die Kirche 
sollte niemals mehr ihre einst 
mächtige einflußreiche Stellung 
auf das Leben in Mexiko wieder- 
erlangen. DO 


Malaysia 


Ein Land 
kämpft um 
seine Ent- 
wicklung 


April Turner 


Als der britische Premierminister John Major im August vergan- 
genen Jahres während seines Staatsbesuchs in Kuala Lumpur fünf 
gigantische Verträge - im Wert von insgesamt 1,5 Milliarden Dollar 
- unterzeichnete, kritisierte einer der prominentesten malaysischen 
Intellektuellen, Prof. Chandra Muzaffar, deren Vergabe an ein 
Land wie Großbritannien, das der Mittäterschaft am Völkermord 


in Bosnien schuldig ist. 


Am 27. Februar 1994 nahm Pro- 
fessor Chandra zu der Entschei- 
dung Stellung, die zwei Tage zu- 
vor von der Regierung getroffen 
worden war, und zwar, daß briti- 
sche Firmen keine Regierungs- 
aufträge erhalten sollen und daß 
man zu der Politik von der Zeit 
vor 1988 zurückkehren werde, 
welche lautete: „Einkäufe bei den 
Briten nur, wenn unbedingt 
nötig.“ 


„Es liegt ein Element poetischer 
Gerechtigkeit in der Entscheidung 
der malaysischen Regierung, alle 
Verträge mit britischen Firmen zu 
stornieren“, wurde Chandra 
prompt von den malaysischen 
Medien zitiert. „Zu den betroffe- 
nen Verträgen werden die 
gehören, die in den fünf Memo- 
randa of Understanding enthalten 
waren, welche anläßlich des Be- 
suchs von John Major unterzeich- 
net wurden. Damals hätte JUST 
(Just World Trust - die von 
Chandra geleitete Stiftung) argu- 
mentiert, ... Malaysia sollte briti- 
schen Firmen keine neuen großen 
Geschäftsmöglichkeiten bieten. 
Wir hatten darauf hingewiesen, 
daß Großbritannien mehr als jede 
andere westliche Macht dafür ver- 
antwortlich sei, daß die Europäi- 
sche Gemeinschaft und die Ver- 
einten Nationen daran gehindert 
würden, effektive Maßnahmen 
gegen die Aggression der Serben 
zu unternehmen. Deshalb hätte 
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beit mit Rußland haben sie die Si- 
tuation derart manipuliert, daß 
keine NATO-Luftangriffe gegen 
serbische Stellungen um Sarajevo 
durchgeführt wurden. Großbritan- 
nien, so meinten zahlreiche Ex- 
perten der Politik auf dem Balkan, 
will Serbien nicht schwächen, 
weil dieses Land bei dem Fortbe- 
stand des ‘Gleichgewichts der 
Kräfte’, das Großbritannien in 
diesem Teil Europas aufrechter- 
halten will, seit Beginn dieses 
Jahrhunderts eine entscheidende 
Rolle spielt. 


Der 
britische Skandal 


Auch wenn die Entscheidung der 
malaysischen Regierung, britische 
Firmen zu boykottieren, von ande- 
ren Überlegungen motiviert war, 
so können doch jene von uns, die 
sich für das bosnische Volk Ge- 
rechtigkeit wünschen, dies mit 
gutem Recht als eine Art des Pro- 
testes gegen die Briten ansehen.“ 
Die Entscheidung der malaysi- 


„Wir werden uns an die Kabi- 
nettsentscheidung halten und von 
Großbritannien keine Waffen und 
Geräte mehr kaufen.“ Er sagte, 
das Ministerium werde keine An- 
gebote britischer Firmen in Be- 
tracht ziehen und man schaue sich 
nach neuen Lieferanten um. 


Der Handel zwischen Malaysia 
und Großbritannien betrug in den 
ersten zehn Monaten des Jahres 
1993 2,75 Milliarden Dollar, 
während er im gleichen Zeitraum 
des Vorjahres bei 2,4 Milliarden 
Dollar lag. Die britischen Investi- 
tionen sind von unter 100 Millio- 
nen Dollar in den achtziger Jahren 
auf bis zu 1,6 Milliarden Dollar 
im Jahre 1992 gestiegen. In den 
letzten sechs Jahren vergab Ma- 
laysia Regierungsaufträge an bri- 
tische Firmen im Wert von sechs 
Milliarden Dollar. 


Die malaysische Entscheidung 
war die Konsequenz aus einer pri- 
mitiven antimalaysischen Kampa- 
gne, die vom britischen Establish- 
ment über die Medien unter dem 


auch die bosnische Regierung 
selbst die britische Regierung als 
diejenige hervorgehoben, die der 
Mittäterschaft am Völkermord 
schuldig sei. Bosnien hat im letz- 
ten Jahr erfolglos versucht, die 
britische Regierung wegen dieses 
Vorwurfs des Völkermords vor 
den Ständigen Internationalen Ge- 
richtshof zu bringen. 

Auch in den letzten Wochen ha- 
ben die Briten erneut gezeigt, 
welch diabolisches Spiel sie in 
Bosnien treiben. In Zusammenar- 


schen Regierung wurde am 25. 
Februar in einer Pressekonferenz 
verkündet, die der stellvertretende 
Premierminister Anwar Ibrahim 
gegeben hat. Zur gleichen Zeit 
hatte Premierminister Dr. Maha- 
thir Mohamad den britischen Bot- 
schafter Duncan Slater zu sich ge- 
rufen und übergab ihm die Nach- 
richt für seine Regierung, und 
Verteidigungsminister Najib Tun 
Razak meinte, sein Land werde 
von Großbritannien keine neuen 
Waffen mehr kaufen. 


Margaret Thatcher war nicht nur 
für George Bush der ungute 
Geist, sie hat sich auch gegenü- 
ber Malaysia aggressiv verhalten. 


Schlagwort „Korruption“ in Gang 
gesetzt worden war. Vor allem 
wurde sie von der Mediengruppe 
Rupert Murdochs - der „Sunday 
Times“ in London - geführt. Die 
Kampagne eskalierte schließlich 
in Korruptionsvorwürfen im Zu- 
sammenhang mit dem Pergau- 


Damm im Nordosten Malaysias, 
der für den dramatisch gestiege- 
nen Energieverbrauch in Malaysia 
benötigt wird und dessen Sabotie- 
rung ernste Folgen hätte. 


Eine Schlammschlacht 
der britischen Presse 


Im Jahre 1988 gelang es unter an- 
derem der damaligen Premiermi- 
nisterin Margaret Thatcher, Dr. 
Mahathir davon zu überzeugen, 
die bisherige Politik: „Einkäufe 
bei den Briten nur wenn unbe- 
dingt, nötig“ zu beenden, die im 
Jahre 1981 vom malaysischen 
Führer kurz nach dessen Amtsan- 
tritt eingeführt worden war. Mrs. 
Thatcher und ihr Gefolge küm- 
merten sich in aggressiver Weise 
um den malaysischen Markt und 
schlossen einen Vertrag zum Ver- 
kauf von britischen Fregatten und 
Hawk Jets im Wert von 1,5 Milli- 
arden Dollar. Damit war diese Po- 
litik - „Einkäufe bei den Briten 
nur, wenn unbedingt nötig“ - be- 
endet. 


Die Behauptung, die in der briti- 
schen Presse immer stärker ins 
Bild rückte und zum Kernpunkt 
des „Skandals‘“ wurde, lautete, die 
von den Briten für den Bau des 
Pergau-Damms gewährte Finanz- 
hilfe stehe im Zusammenhang mit 
dem Waffengeschäft. Der Skandal 
„Waffen gegen Finanzhilfe“ kam 
in der Murdoch-Presse zum Aus- 
bruch. 


Am 20. Februar beschuldigte die 
„Sunday Times“ Dr. Mahathir di- 
rekt der Korruption. Es wurde be- 
hauptet, der Premierminister habe 
von der Firma George Wimpey 
International für den Bau einer 
Aluminium-Schmelzanlage, die 
nie gebaut worden sei, 50.000 
Dollar angeboten bekommen. 
Trotz äußerst schwacher Beweise 
brachte die „Times“ die Schlag- 
zeile: „Wimpey bot dem malaysi- 
schen Premierminister für einen 
Auftrag Bestechungsgeld an.“ 


Ein malaysischer Insider sagte: 
„Offenbar hatte das britische Esta- 
blishment beschlossen, Malaysia 
scharf zu kritisieren. Die Vorwän- 
de - der Damm, die Bestechung 
usw. - sind nicht von Bedeutung; 
in den Händen der Briten sind 
‘Korruption’ ebenso wie “Men- 
schenrechte’, “Umwelt’ und ande- 
re Vorwände einfach nur Waffen, 
die gegen jedermann eingesetzt 
werden, der sich ihrer Kontrolle 
entziehen könnte. Die Briten sind 


der Meinung, daß Malaysia zu ei- 
ner Gefahr wird, weil sie es abge- 
lehnt haben, sich bei der Weltbank 
zu verschulden und damit die ei- 
gene Entwicklung zu stoppen. ... 
In begrenztem Ausmaß ist es ak- 
zeptabel, daß sich Malaysia und 
andere Länder der dritten Welt in 
ihrem Zustand Technologie aus 
dem Westen kaufen, aber es ist 
nicht akzeptabel, daß diese Län- 
der außerhalb der Kontrolle gera- 
ten. Das nennt man technologi- 
sche Apartheid.“ 


Ein anderer Beobachter meinte: 
„Eine Frage ist noch offen: Wel- 
che Rolle spielt Lady Thatcher 
dabei? Sie und ihr Gefolge haben 
die Rolle der Freunde Malaysias 
oder des ‘nachsichtigen Polizi- 
sten’ gespielt. Aber es ist naiv zu 
glauben, daß der interne Kampf 
im britischen Establishment über 
einen bestimmten Punkt hinaus- 
geht. Danach sind es die kollekti- 
ven Interessen dieser Elite, die die 
Politik bestimmen. Es ist sogar 
sehr wahrscheinlich, daß die That- 
cher-Gruppe - auf deren Ehrlich- 
keit ich keinen Pfifferling geben 
würde - am Einfädeln der Korrup- 
tionskampagne aktiv beteiligt war, 
während sie gleichzeitig eine 
nachsichtige Haltung einnahm, 
um die malaysische Führung zu 
verwirren.“ 


Murdoch und 
„koloniale Gehirne“ 


In seiner Pressekonferenz betonte 
der stellvertretende Premiermini- 
ster Anwar Ibrahim, der gleichzei- 
tig auch Finanzminister ist: „Die 
britischen Medien haben ihre ei- 
genen politischen Tagesordnun- 
gen, aber wir verabscheuen ihre 
herablassende Haltung und ihre 
Anzüglichkeiten, die Regierungen 
der Schwellenländer - insbesonde- 
re ein von Moslems geführtes 
Land wie Malaysia - seien inkom- 
petent und ihre Führer korrupt. 


Ich persönlich bin empört über 
den Angriff auf die Person des 
Premierministers, der keinerlei 
Reichtümer für sich selbst ange- 
sammelt hat, während er Malaysia 
in seiner derzeitigen raschesten 
und erfolgreichsten Periode wirt- 
schaftlicher Entwicklung regiert. 
... Wir sind der Meinung, die aus- 
ländischen Medien müssen ler- 
nen, daß viele der von braunen 
Moslems geführten Schwellenlän- 
der durchaus in der Lage sind, ih- 
re eigenen Angelegenheiten zu er- 
ledigen.“ 


Anwar erläuterte: „Das Pergau- 
Projekt, das für einen Angriff aus- 
gewählt wurde, ist durchgeführt 
worden, um unseren schnell 
wachsenden Energiebedarf für 
Haushalte und Industrie in den 
kommenden Jahrzehnten zu 
decken. Bereits jetzt kommt es 
wegen unserer raschen industriel- 
len Entwicklung gelegentlich zu 
Stromknappheit.“ 


Dr. Mahathir erläuterte die Ent- 
scheidung des Ausschlusses briti- 
scher Firmen von Regierungsauf- 
trägen: „Wir haben das vom We- 
sten gelernt. Sie haben so oft 
wirtschaftliche Waffen eingesetzt, 
um uns zu zwingen demokratisch 
zu werden, die Menschenrechte 
und die Umwelt zu respektieren.“ 


Dr. Mahathir nahm mit Begeiste- 
rung Rupert Murdoch ins Visier. 
Der australische Medienboß war 
bereits im vergangenen Jahr ange- 
griffen worden, als er das in 
Hongkong ansässige Star TV 
kaufte - ein wichtiges Werkzeug 
für Großbritanniens kulturelle 
Kriegführung in Südostasien. Da- 
mals sagte Dr. Mahathir öffent- 
lich: „Warum hat Mr. Rupert 
Murdoch 64 Prozent von Star TV 
für 500 Millionen Dollar gekauft, 
wenn er nicht die Nachrichten 
kontrollieren will, für deren Emp- 
fang wir bezahlen?“ 

Auf die Frage, wer die Kampagne 
gegen ihn anführe, sagte Maha- 
thir: „Meiner Meinung nach 
gehören einige der Medien Rupert 
Murdoch. ... Einige Leute in den 
britischen Medien haben ein kolo- 
niales Gehirn.“ 


Das Interview mit Professor 
Chandra macht deutlich, daß eine 
starke Gruppe in der malaysi- 
schen Führungs- und Intelligenz- 
schicht sich viel mehr als nur ei- 
ner allgemeinen Form von „Ent- 
wicklung“ verschrieben hat. Dies 
könnte eine Erklärung für die hef- 
tigen Reaktionen der Briten sein. 


Der Autor dieses Berichts hat 
nach einigen Wochen Aufenthalt 
in diesem Land den klaren Ein- 
druck gewonnen, daß diese Grup- 
pe sehr hart an einer ganz be- 
stimmten Sache arbeitet: Wie läßt 
sich eine Renaissance entfachen? 
Und dies geschieht explizit da- 
durch, daß man versucht, von Ma- 
laysia aus einen universellen Bei- 
trag - nicht nur für das Land, son- 
dern für die ganze Welt - zu 
leisten. 


In einer Rede bei der „Konferenz 


über Asien im 21. Jahrhundert“ 
sagte Anwar Ibrahim: „Eine Indu- 
strienation muß mehr als nur Fa- 
briken besitzen. Der Kernpunkt 
einer Industriegesellschaft ist die 
Macht des Geistes - das Aufgebot 
an Wissenschaftlern, Technikern, 
Erfindern, die menschliche Krea- 
tivität und die Ideen der Wissen- 
schaft in Sachwerte umsetzen. Bei 
den Fabriken und Maschinen han- 
delt es sich eigentlich um die 
letzten Stadien der ganzen Ent- 
wicklungsarbeit. Wirkliche Indu- 
strialisierung setzt eine Kulturwis- 
senschaft voraus, die die Gesell- 
schaft durchdringen muß und auf 
diese Weise untrennbar mit ihr 
verbunden wird. Die Länder Asi- 
ens müssen - von einigen wenigen 
bemerkenswerten Ausnahmen ab- 
gesehen - den Entwicklungsstand 
erst noch erreichen, in dem der 
Produktionssektor von einer ein- 
heimischen Kulturwissenschaft 
und Kulturtechnologie angetrie- 
ben wird.“ 


Parallel zu diesem Bedarf warnt 
Anwar Ibrahim vor den Gefahren 
der „bubble economy“, das heißt 
den Finanzspekulationen unter der 
Ägide des Dogmas der freien 
Marktwirtschaft, die ein Land den 
kriminellen Kreisen der City of 
London und den Wucherern an 
der Wall Street ausliefern können. 
Chandra nennt es die „Schwindel- 
wirtschaft für den schnellen 
Reichtum“. 


„Bereiche, die für übermäßige 
Spekulationen höchst anfällig sind 
und in denen durch Habgier eine 
schwache bubble economy entste- 
hen kann, müssen diszipliniert 
werden. Solche bubbles (Seifen- 
blasen) gehen schließlich kaputt 
und lassen die gesamte Wirtschaft 
aus dem Gleichgewicht geraten, 
wodurch alles Erreichte zunichte 
gemacht wird und das Wachstum 
aus den Fugen gerät.“ 


So fragt Professor Chandra: „Wie 
läßt sich das verzweifelte Bedürf- 
nis nach Weiterentwicklung damit 
in Einklang bringen, eine Gesell- 
schaft zu vermeiden, die auf Hab- 
gier basiert? Das ist wahrschein- 
lich der Grund, warum so viel In- 
teresse an Malaysia besteht“. 
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Hintergrund- 


Journal 


Briten drängen 
USAir, die 
Gewerkschaften 
zu konfrontiern 


„Die Briten... glauben nicht, daß 
die Jungs bei USAir es ernst mei- 
nen. Sie wollen, daß sie die Ge- 
werkschaften wirklich konfrontie- 
ren,“ sagte ein Experte, der nicht 
genannt werden wollte, gegenüber 
dem „Philadelphia Inquirer“, als 
er das jüngste Programm der 
Lohnkürzungen und Entlassungen 
beschrieb, das von USAir an- 
gekündigt worden war. 


Am Hauptsitz von USAir ist Pitts- 
burgh, wo 12.000 Angestellte be- 
schäftigt sind, haben Vertreter des 
Landes eine Anwaltskanzlei be- 
auftragt, die herausfinden soll, 
wie man das neue Flughafen-Ter- 
minal offen halten kann, wenn die 
Transportgesellschaft Konkurs an- 
meldet. Unterdessen kam die Ar- 
beiterkoalition von USAir, deren 
Mitglieder in den letzten zwei 
Jahren bereits umfassende 
Lohnkürzungen, Entlassungen 
und „Produktionsverbesserungen“ 
akzeptiert haben, in Washington 
zusammen, um der Fluglinie ent- 
gegenzuwirken. 


Mit einer Geldspritze von 386 
Millionen Dollar durch British 
Air, erhielten diese im vergange- 
nen Jahr 24 Prozent der USAir- 
Aktien und damit die effektive 
Kontrolle über das Unternehmen. 
Doch British Air lehnt es ab, 
mehr Geld hineinzustecken, 
während USAir für das erste 
Quartal 1994 einen Verlust in 
Höhe von 200 Millionen Dollar 
verkündete, der in erster Linie da- 
durch verursacht wurde, daß man 
versuchte hat, mit den ruinösen 
Flugpreiskürzungen der Continen- 
tal Airlines mitzuhalten. 


Phil Valentini und Lewis du Pont 
Smith haben in einem Weißbuch 
über Staatsanwalt Hubert Hum- 
phrey von Minnesota darauf hin- 
gewiesen, daß Frank Lorenzo von 
Continental Airlines ein Handlan- 
ger von Carl Pohlad von der 
ADL-Gruppe in Minnesota ist, 
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die wiederum vom britischen 
Establishment kontrolliert wird. 
Mit anderen Worten, die Britten 
ziehen an beiden Enden von die- 
sem Strang. DO 


Teures Geld 
paßt nicht zu 
unserer Kultur 


„Seit Thomas von Aquin paßt teu- 
res Geld nicht in unsere Kultur“, 
sagt Jean Paul Fitoussi, ein Pro- 
fessor am Institut für politische 
Wissenschaften in Paris und Di- 
rektor des französischen Außen- 
handelsbüros im französischen 
Wirtschafts-Wochenmagazin 

„L'Expansion', „Massenarbeitslo- 
sigkeit ist das, was eine Demokra- 
tie in Friedenszeiten am meisten 
aus dem Gleichwicht bringt“, 
meinte er und eine der Hauptursa- 
chen von Arbeitslosigkeit sind 
hohe Zinsen. „Hohe Zinsen be- 
deuten einerseits, daß die Ein- 
künfte aus Finanzkapital gegenü- 
ber Arbeitseinkünften und Fir- 
menaktivitäten begünstigt werden: 
die Anstrengungen und deren Ent- 
lohnung wird somit abgewertet.“ 


Fitoussi schloß daraus, daß die 
Voraussetzung zu stärkerem 
Wachstum die Rückkehr zu nied- 
rigeren Zinssätzen ist. „Langsa- 
mes Wachstum war nicht für je- 
dermann von Nachteil,“ sagte er. 
„Es führte zu einer ungeheueren 
Verteilung von Einnahmen und 
Reichtum. Das Vermögen einiger 
hat sich in den letzten Jahren rela- 
tiver Stagnation sogar vergrößert 
als in den vergangenen Jahrzehn- 
ten.“ 

Das ist beunruhigend, kommen- 
tierte Fitoussi, denn es bedeutet, 
daß bestimmte Vertreter der Wirt- 
schaft nicht mehr daran interes- 
siert sind, ein allgemeines Wirt- 
schaftswachstum zu erreichen. 


„Wenn die Einkünfte eines Teils 
der Bevölkerung durch Umvertei- 
lung eines festgelegten Vermö- 
gensumfangs anstatt durch 
Wachstum dieses Umfangs stei- 
gen können, geht die Solidarität in 
der Gesellschaft verloren und die 
gemeinsame Front zugunsten des 
Wachstums verschwindet.“ 

„Jedes Land versucht dann einen 
größeren Teil des Marktes zu er- 
ringen. Was der eine verliert, ge- 
winnt der andere - und in der glei- 
chen Weise versucht auch jeder 
der Akteure, die Kontrolle über 
das Volkseinkommen zu erhal- 
ten.“ el 


Japan drängt 
Asien, bei der 
Deregulation 
langsam 
vorzugehen. 


Die asiatischen Länder sollten 
sich den Aufforderungen der USA 
nach einer rascheren finanziellen 
Deregulation widersetzen, forder- 
te Japan die Finanzminister auf 
dem Forum der Asiatisch-Pazifi- 
schen _Wirtschaftskooperation 
(APEC) in Honolulu auf. Eine fi- 
nanzielle Liberalisierung sollte 
nur in einem Tempo vorgenom- 
men werden, „das die wirtschaft- 
liche Stabilisierung in der Region 
nicht unterbricht“, so ein Vertreter 
des japanischen Finanzministeri- 
ums gegenüber Journalisten. 


„Japans Wirtschaftswachstum in 
der Nachkriegszeit war nur mög- 
lich durch einschränkende Be- 
stimmungen und Schutzmaßnah- 
men wie Kontrolle der Zinssätze 
und konzentrierte Investitionen in 
bevorzugter Industriezweige,“ 
fügte er hinzu. „ Erst in den sieb- 
ziger Jahren, als diese Bestim- 
mungen zu einem Hindernis für 
weiteres Wachstum wurden, be- 
gann Japan sie abzuschaffen.“ 


„Viele Finanzmärkte Asiens be- 
finden sich noch in den Anfän- 
gen. Es ist nicht fair, wenn sie 
sich mit weiterentwickelten Märk- 
ten messen müssen“, äußerte ein 
hochrangiger chinesischer Vertre- 
ter. „Die Vereinigten Staaten ver- 
suchen die Schwellenländer der 
APEC zu drängen, ihre Finanz- 
märkte zu öffnen. Es geht hier 
nicht um richtig oder falsch, es 
geht um wie schnell und wie 
weit.“ 


Frankreich hilft 
Credit Lyonnais 


Die französische Regierung hat 
ein 50 Milliarden Franc (8,4 Mil- 
liarden Dollar) Paket zur Um- 
strukturierung des Credit Lyon- 
nais vorbereitet, um zu verhin- 
dern, daß die Bank bankrott geht. 
Die Regierung erlaubt der staat- 
lich kontrollierten Bank 40 Milli- 
arden Franc an uneinbringlichen 
Darlehen auf ein neues Unterneh- 
men zu transferieren, das von 
Credit Lyonnais geleitet und vom 
Staat garantiert wird. Die Bank 
wird 10 Milliarden Franc an neu- 


em Kapital vom Staat erhalten 
und bis zum Ende des Jahres 1995 
Vermögenswerte von mindestens 
20 Milliarden Franc verkaufen. 


Bei den uneinbringlichen Darle- 
hen handelt es sich meist um Kre- 
dite an Pariser Immobilienspeku- 
lanten und an Filmgesellschaften 
wie Metro Goldwyn Mayer Inc. in 
Hollywood. Außerdem weist die 
Bank im Jahre 1993 eine beispiel- 
losen Verlust in Höhe von 6,9 
Milliarden Franc aus, der mehr als 
drei Mal so hoch ist wie der Ver- 
lust des Vorjahres. Über 4.700 Ar- 
beitsplätze - über 10 Prozent der 
Belegschaft der Bank - werden 
entlassen. Der Vorsitzende Jean 
Peyrelevade meinte, weitere 
Rückstellungen für Kreditverluste 
in den nächsten Monaten können 
ausgeschlossen werden. 


„Dieses Problem Credit Lyonnais 
ist sehr ernst, ich glaube nicht, 
daß die Finanzmärkte schon be- 
griffen haben, wie ernst es ist“, 
sagte ein Informant der City of 
London gegenüber Journalisten. 
„Der Credit Lyonnaiss war in al- 
les verwickelt: von Derivaten bis 
zu übermäßiger Spekulation mit 
Wertpapieren. Er unterlag den 
schlimmsten Exzesse in der Bank- 
welt, die es in den letzten Jahren 
gegeben hat.“ 


Die weltweiten Implikationen, die 
sich ergeben, wenn ein solches 
wichtiges Bankinstitut in solche 
Probleme verwickelt wird, sollten 
nicht unterschätzt werden, beton- 
te er. Der Credit Lyonnais hat 
Zweigniederlassungen und Toch- 
tergesellschaften in ganz Europa, 
vor allem in Deutschland, Spani- 
en und den Niederlanden. 


Streitin _ 
Schweden über 
Politk gegenü- 
ber Rußland 


Eine hitzige außenpolitsiche De- 
batte fand im schwedischen Parla- 
ment statt, bei der sich der außen- 
politsche Sprecher der sozialisti- 
schen Opposition Pierre Schori 
und Außenminsterin Margaretha 
af Ugglas gegenseitig beschuldig- 
ten. 


Schori beschuldigte die konserva- 
tive Regierung „diplomatischer .... 
und politscher Passivität“ in ihrer 
Außenpolitik. Er kritisierte die 
Unterstützung der Schocktherapie 


in Rußland von Seiten der Regie- 
rung sowie deren Politik gegenü- 
ber den Ländern des Baltikums. 
Er forderte auch eine aktivere Po- 
litik gegen die Serben im ehema- 
ligen Jugoslawien. 


Ugglas konterte: „Pierre Schori 
spielt russischer Roulette, wenn er 
von Raketenangriffen gegen Bel- 
grad spricht und aus geheimen 
Briefen aus Moskau zitiert.“ 


In einem kürzlich gegebenen 
Fernsehinterview meinte Schori, 
die UNO solle für einen Cruise- 
Missile-Angriff gegen Belgrads 
grünes Licht geben. Schori hat 
diese Aussage zwar zurückge- 
nommen, doch er kritisiert die Re- 
gierung weiterhin wegen ihrer 
„Ohnmacht“ angesichts des Ge- 
metzels in Bosnien. 


Bosnischer. 
Führer greift 
Rußland und 
den Westen an 


Stjepan Kljuic, ein Mitglied des 
kollektiven bosnischen Präsidi- 
ums, hat die Rolle Rußlands und 
die des Westen im bosnischen 
Krieg in einem Interview mit der 
dänischen Tageszeitung „Politi- 
ken“ scharf kritisiert. 


Kljuic lehnte eine Teilung Bosni- 
en-Herzogowinas kategorisch ab 
und verlangte ein multi-ethnisches 
Bosnien mit international aner- 
kannten Grenzen. Nur auf dieser 
Basis kiann Frieden erreicht wer- 
den, meinte er. 


Kljuic ist eines der sieben Mit- 
glieder des kollektiven Präsidiums 
von Bosnien, das aus zwei Mos- 
lems, zwei Serben, zwei Kroaten 
und einem Vertreter anderer 
Volksgruppen besteht. Er selbst 
ist Kroate. Während eines Besu- 
ches in Dänemark hat Kljuic bos- 
nische Flüchtlinge besucht und 
traf mit Außenminister Niels Hel- 
weg Petersen zusammen. 


Es sagte gegenüber „Politiken“: 
„Der Westen hat uns verraten. Er 
hat von uns verlangt den Kommu- 
nismus auszurotten und freie 
Wahlen abzuhalten. Als wir von 
der EG anerkannt wurden und am 
6. April 1992 zur UNO zugelas- 
sen worden sind, begann die serbi- 
sche Aggression.“ 


„Doch als wir uns selbst organi- 


sierten, um gegen die serbische 
Faschisten zu kämpfen, wurden 
wir im Widerspruch zum Prinzip 
des Rechts auf nationale Selbst- 
verteidigung zur Zielscheibe eines 
illegalen Waffenembargos...“ 


„Großbritannien, Frankreich und 
Rußland stehen auf der Seite der 
Serben. Europa und die USA 
schweigen. Wie können sich Dä- 
nemark und Norwegen, die beide 
bittere Erfahrungen mit den Fa- 
schismus gemacht haben, daran 
beteiligen“. 


„Der Westen sieht nicht, daß die 
Russen versuchen, sich ihren jahr- 
hundertealten Traum, das Adriati- 
sche Meer zu erreichen, erfüllen. 
Was weder dem zaristischen Ruß- 
land, noch dem kommunistischen 
Rußland gelungen ist - Präsident 
Jelzin ist jetzt dabei, es zu ver- 
wirklichen.“ 


Bernd Lewis von 
französichem 
Gericht 
angeklagt 


Der Angehörige des britischen 
Geheimdienstes, Bernard Lewis, 
wird jetzt vor ein franzöisches 
Gericht zitiert und ihm wird vor- 
geworfen, er habe geleugnet, daß 
der Völkermord der Türken gegen 
die Armenier jemals stattgefun- 
den habe. Lewis, ein Professor 
von der Princeton University, ist 
der Autor eines Planes, demzufol- 
ge die Nationalstaaten des Mittle- 
ren Ostens und Zentralasiens zer- 
stört und durch Volks- und Stam- 
mesgruppen ersetzt werden 
sollen. 


Der französischen Tageszeitung 
„Liberation“ zufolge wird Lewis 
unter dem Artikel 1382 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuches vor Ge- 
richt gebracht. 


Zwei Verbände bringen die An- 
klagen gegen Lewis vor: das Fo- 
rum der armenischen Verbände 
von Frankreich und die Licra. 
Diese Gruppen führen ein Inter- 
view an, das Lewis am 16. no- 
vember 1993 der französischen 
Tageszeitung „Le Monde“ gege- 
ben hat, in dem er die Türkei mit 
folgenden Worten verteidigte: 
„Die Türken hatten ein Problem 
mit Armenien.“ Er bezweifele 
auch, daß es in den Jahren 1915 
bis 1917 eine „vorsätzliche Poli- 
tik, eine Entscheidufng zur syste- 


matischen Vernichtung der ar- 
menischen Nation“ gegeben hat. 
Er meinte, das Wort „Völker- 
mord“ sollte in diesem Fall nicht 
angewendet werden. 


In der darauffolgenden Woche ha- 
ben sich 30 französiche Intellek- 
tuelle gegen Lewis mobilisiert. 
„Libration“ meint, daß die Ange- 
legenheit an diesem Punkt wahr- 
scheinlich erledigt gewesen wäre, 
wenn Lewis nicht beschlossen 
hätte darauf zu reagieren und sei- 
ne vorhergehenden Behauptungen 
zu verteidigen. In einem am 1. Ja- 
nuar 1994 veröffentlichten Artikel 
bestand er darauf, daß die größe- 
re Anzahl von Armeniern, die ge- 
storben sind, wegen „Hunger, 
Krankheit, der Kälte starben, weil 
das Leiden der Deportierten durch 
den Winter noch verlängert wur- 
de“. 


„Liberation“ kommentiert, daß 
dies eine überraschende Behaup- 
tung sei, wo doch die größten 
Massaker im Sommer 1915 pas- 
sierten und die Mehrheit der De- 
portierten in die syrische Wüste 
gebracht worden sind, die für ihre 
„polaren Temperaturen kaum be- 
kannt ist“. m 


Der Zusam- 
menbruch in 
Rußland wird 
sich noch 
verschlimmern 


Der russische Premierminister 
Viktor Tschernomyrdin äußerte in 
einem Interview mit dem deut- 
schen Magazin „Stern“, daß sich 
der wirtschaftliche Zusammen- 
bruch in Rußland verschlimmern 
werde. „Im Augenblick haben 
schon eine Menge Firmen zuge- 
macht. Doch es wird noch schlim- 
mer kommen. Unternehmen wer- 
den bankrott gehen. Das ist nötig, 
damit unsere Wirtschaft wieder 
gesundet“, meinte er. 


Tschernomyrdin betonte die Not- 
wendigkeit einer staatlichen Wirt- 
schaftspolitk . „ Für mich gibt es 
nur einen Weg: die Marktwirt- 
schaft,“ sagte er. „ Doch wir brau- 
chen eine staatliche Wirtschaftpo- 
litik - keine Planwirtschaft. Als 
ehemaliger Firmenchef weiß ich 
selbst genau, welchen Schaden 
das verursachen kann. Der Zen- 
tralismus hat mich richtiggehend 
krank gemacht, wieder dahin 
zurückzukehren? Ich würde nicht 


einmal davon träumen. Ich kann 
nicht in Moskau sein und ent- 
scheiden, wie in Wladiwostok, am 
Pazifik eine Straße gebaut werden 
soll. Lassen Sie die Leute für sich 
selber denken.“ 


Tschernomyrdin rügte auch den 
Westen, weil er die versprochene 
Hilfe nicht geleistet hat, insbeson- 
dere das im April 1992 angekün- 
digte 24 Milliarden Dollar-Paket. 
„ Wenn wir das Geld bekommen 
hätten, wäre es nicht so schlimm 
geworden,“ kritisierte er. „ Die 
Reformen wären leichter gewe- 
sen. Alle diese Versprechungen, 
die der Westen in den letzten Jah- 
ren gegeben hat, sind nicht einge- 
halten worden. Das russische Volk 
weiß das auch.“ DO 


Privates 
Vermögen 
erreicht 9,5 
Billionen DM 


Die Westdeutschen haben sich in 
der Nachkriegszeit ein umfangrei- 
ches Privatvermögen aufgebaut. 
Die große Leistungsbereitschaft 
der Bürger, hohe Produktivität der 
Wirtschaft und ein im internatio- 
nalen Vergleich hohes Einkom- 
mensniveau haben wesentlich da- 
zu beigetragen. Inzwischen sum- 
miert sich das Geld- und 
Sachvermögen der privaten Haus- 
halte in den alten Bundesländern 
einschließlich Immobilien auf 9,5 
Billionen DM. Nach Abzug der 
dafür aufgenommenen Kredite 
bleibt ein Nettovermögen von im- 
merhin gut acht Billionen DM - 
etwa das vierfache Volkseinkom- 
men eines Jahres. = 
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Russische Revolution 


Rußland 1917 
bis 1918: 
Schlüssel zu 
dem Rätsel 
eines Zeitalters 


Ivor Benson 


Obwohl alle darin übereinstimmen, daß der Untergang des russi- 
schen Reiches im Jahr 1917 eines der bedeutsamsten Ereignisse in 
der Geschichtsschreibung war, waren ehrliche Versuche, herauszu- 
finden, was wirklich geschah, wie es geplant und durchgeführt 
wurde, stets mit Schwierigkeiten und Gefahren verbunden. In der 
Sowjetunion war die Verbreitung von Meinungen oder Gedanken, 
die der Staat nicht billigte, viele Jahre lang ein strafbares Vergehen, 
auf dem sogar die Todesstrafe stand. Und im Westen wurden kon- 
sequent Methoden der Überredung, Druck und Einschüchterung 
angewendet, um die Fiktion aufrechtzuerhalten, daß das, was in 
Rußland geschah, nur der Sturz einer rücksichtslosen zaristischen 
Tyrannei durch Rußlands lange leidenden Massen gewesen sei. 


Es gab eine russische Revolution 
mit bolschewistischer Beteili- 
gung, aber das macht sie nur zu 
einer bolschewistischen Revoluti- 
on, wie wir noch sehen werden. 
Es gibt nämlich bis jetzt noch 
kein Wort in irgendeiner Sprache, 
das genau der komplizierten Be- 
deutung dessen entspricht, was 
geschah. Und daher sind wir ge- 
zwungen, in diesem Aufsatz Be- 
griffe wie „russische Revolution“ 
und „bolschewistische Revoluti- 
on“ solange zu verwenden, bis die 
lange verschleierte volle Bedeu- 
tung entfaltet werden kann. 


Große Fortschritte 
in der Sowjetunion 


Der historische Revisionismus be- 
züglich der Revolution hat in der 
Sowjetunion größere Fortschritte er- 
zielt als im Westen, und zwar aus ei- 
nem ganz einfachen Grund: Die 
Völker des Riesenreiches, vor allem 
die Bevölkerung Rußlands, wissen 
mehr darüber und denken mehr dar- 
über nach, weil sie am meisten gelit- 
ten haben. Und es geht nichts über 
das Leiden, um den Geist aufzu- 
wecken und zu beleben. 
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Kürzlich annullierte Großbritanni- 
ens Cambridge University Pläne 
zur Verleihung eines Ehrendoktor- 
titels an den sowjetischen Mathe- 
matiker Igor Schafarewitsch, 
nachdem bekannt wurde, daß er in 
Rußland öffentlich Ansichten ver- 
trat, die in westlichen akademi- 
schen Kreisen immer noch als un- 
annehmbar gelten. 


Und in den Vereinigten Staaten 
erfolgte ein Aufschrei in den Me- 
dien, als herauskam, daß zu einer 
Gruppe sowjetischer Verleger und 
Schriftsteller, die sich auf einer 
staatlich geförderten Besuchsreise 
befanden, drei Leute gehörten, die 
zusammen mit 70 anderen führen- 
den Intellektuellen ihre Unter- 
schrift unter einen Brief über die 
Revolution gesetzt hatten, der in 
der angesehenen Zeitschrift „Lite- 
raturnaja Rossija‘“ veröffentlicht 
wurde. 


Eine Umkehrung 
des Jahres 1917 


Die wesentlichen Tatsachen über 
die Revolution und die 
Schreckensherrschaft, die sie her- 
vorrief, darunter der kaltblütige 
Mord an der Zarenfamilie, waren 
stets für jeden zugänglich, der un- 
bedingt die Wahrheit wissen woll- 


te. Es war daher nur die systema- 
tische Unterdrückung von Infor- 
mationen und Diskussionen auf 
beiden Seiten des sogenannten Ei- 
sernen Vorhangs, die fast die 
ganze Welt über 70 Jahre lang 
über dieses Thema in Unwissen- 
heit halten konnte. In der Tat, 
eben weil die verfügbaren Tatsa- 
chen unangreifbar und ihre Be- 
deutung praktisch offenkundig 
sind, konnte man sie nur durch 
Unterdrückung bekämpfen. 


Daher sind wir machtlos zu be- 
greifen, was sich heute in der So- 
wjetunion und in allen anderen 
Ländern, die unter der totalitären 
bolschewistischen Herrschaft 
standen, abspielt, es sei denn, wir 
finden erst einmal heraus, was 
1917 und 1918 in Rußland vor 
sich gegangen ist. 


Eine weitere bedeutsame politi- 
sche Erscheinung der heutigen 
Zeit, für die eine Erklärung und 
Erläuterung in der Vergangenheit 
gesucht werden muß, ist der Mas- 
senauszug von Juden aus der So- 
wjetunion - eine völlige Umkeh- 
rung des Trends vom Jahre 1917 
und den Jahren unmittelbar da- 
nach, als Juden aus allen Teilen 
der westlichen Welt nach Rußland 
hereinströmten. 


Kein Geheimnis 
um die Gründe 


„Antisemitismus erzwingt den 
größten Exodus seit 500 Jahren“, 
schreit eine Schlagzeile in der 
„London Financial Times“. Laut 
Nathan Schtscharanski, ein weit- 
hin publizierter sowjetischer Dis- 
sident, der jetzt im Westen lebt, 
haben jüdische Familien den An- 
trag auf Ausreise aus der Sowjet- 
union gestellt mit einer Quote von 
2000 pro Tag, und die Schlange 
potentieller Auswanderer könnte 
bis zu einer Million Menschen 
lang sein. Andere jüdische Spre- 
cher setzen die Zahl irgendwo 
zwischen zwei und vier Millionen 
an. 


Es gibt kein Geheimnis um ihre 
Gründe, warum sie das Land ver- 
lassen wollen. Die Juden werden 
für die Revolution und die darauf 
folgenden Massenmorde verant- 
wortlich gemacht. 


Zar Nikolaus II. von Rußland 
nach seiner Abdankung im März 


1917. 


Schtscharanski sagte in einem In- 
terview mit der „London Times“: 
„Die ist etwas ganz anderes als 
der Antisemitismus auf Straßene- 
bene vergangener Zeiten. Zum er- 
sten Mal ist sich das russische 
Volk darüber klar geworden, was 
für eine furchtbare Geschichte es 
gehabt hat. Es ist nicht mehr Sol- 
schenizyn, der sagt, es habe 60 
Millionen Opfer des Staatsterrors 
gegeben; jetzt schätzen konserva- 
tive sowjetische Historiker deren 
Zahl auf 40 Millionen. So haben 
die Russen herausgefunden, daß 
ihr Regime es war, das alle kultu- 
rellen Institutionen, alle morali- 
schen Werte zerstört hat, und je- 
den Tag verfolgen sie, wie diese 
Dinge im Fernsehen diskutiert 
werden, und ihre Historiker sagen 
es ihnen, und immer mehr Mas- 
sengräber werden entdeckt. Und 
natürlich erinnern sie sich daran, 
wer Karl Marx war, und irgendei- 
ner sagt, der Großvater Lenins sei 
Jude gewesen. Es ist Mutter Na- 
tur, daß der Sündenbock zum Ju- 
den wird.“ 

Was Schtscharanski und andere 
zionistische Führer an den neuen 
Antisemitismus, „nicht mehr nur 
auf Straßenniveau“, am meisten 
beunruhigt, ist die Tatsache, daß 
er in intellektuellen Kreisen anzu- 
treffen ist. Hier, sagt er, nehme er 
die Gestalt einer Diskussion um 
die Frage der Verantwortung der 
Zionisten für die Jahre des Bol- 
schewismus an. 


Ein unnatürlicher, 
satanischer Wille 


In der Tat, so lautete die Anklage, 
die gegen den sowjetischen Ma- 
thematiker Igor Schafarewitsch 
erhoben wurde und die Cambrid- 
ge University dazu zwang, den 
Plan fallen zu lassen, ihm den Eh- 
rendoktortitel zu verleihen. In ei- 
nem Manifest mit dem Titel „Rus- 
senfeindlichkeit‘“ behauptet Scha- 
farewitsch, das, was er „eine sehr 
aktive zionistische Komponente“ 
nennt, gehöre zu denen, die „das 
russische Volk verleumden“. Er 
stellte auch fest, daß in der revo- 
lutionären Bewegung, die er dafür 
verantwortlich machte, russische 
Werte vernichtet zu haben, „zioni- 
stische Revolutionäre von einem 
Wunsch nach Rache motiviert 
werden, die ihnen durch 2000 Jah- 
re jüdisches religiöses Erbe einge- 
flößt worden ist“ und daß ‚in der 
Revolution ein radikaler zionisti- 
scher Nationalismus vorhanden 
war und immer noch vorhanden 
ist.“ 


Auch in dem von 77 führenden 
sowjetischen Intellektuellen unter- 
zeichneten und in „Literaturnaja 
Rossija“ veröffentlichten Brief ist 
mit scharfen Worten von der Rol- 
le der Zionisten die Rede. 

Es war nichts „Primitives“ oder 
„Straßenniveau-Ähnliches“ an 
den drei sowjetischen Besuchern, 
die von der „Washingtoner Post“ 
und anderen amerikanischen Zei- 
tungen gegeißelt wurden. Einer 
von ihnen ist ein populärer Autor, 
ein anderer ein prominenter Ge- 
lehrter am Institut für Weltlitera- 
tur in Moskau, und der dritte ist 
Chefredakteur der literarischen 
Zeitschrift „Nasch Sowremennik“ 
(„Unser Zeitgenosse“). Ein weite- 
res Mitglied der Besuchergruppe, 
Stanislaw Kunajew, Herausgeber 
der „Literaturnaja Rossija“, er- 
klärte, die Kritik sei nicht gegen 
Juden als solche, sondern gegen 
Zionisten gerichtet. Amerikaner 
wurden jedoch daran erinnert, daß 
dieser Mr. Kunajew im Juni 1990 
in seiner Zeitung erklärt hatte, die 
„Protokolle der Weisen von Zion“ 
seien keine Fälschung, wie jüdi- 
sche Führer behaupten, sondern 
das Ergebnis dessen, was er „eine 
menschenfeindliche Intelligenz 
und einen fast unnatürlichen, sata- 
nischen Willen“ nannte. 


Die amerikanische Presse hätte 
über den Eifer von Juden, aus der 
Sowjetunion herauszukommen, 
ausführlicher schreiben können. 
Moskaus Maly-Theater hatte im- 
mer wieder ein volles Haus, nur 
Stehplätze, und zwar bei einem 
Schauspiel von Sergej Kusnezow 
mit dem Titel „Ich werde zurück- 
zahlen“ - eine Variante von „Die 
Rache des Herrn ist mein“ -, in 
dem in bewegender Weise die 
letzten Augenblicke der Zarenfa- 
milie in Jekaterinburg nachvollzo- 
gen werden. 


Die Ereignisse 
um die Zarenfamilie 


In diesem neuen Theaterstück 
wird die Rolle der Zionisten indi- 
rekt behandelt, indem der Arzt 
des Zaren, Botkin, zu einem der 
Revolutionäre, augenscheinlich 
einem Juden, sagt: „Die Zeit wird 
kommen, wenn jeder glauben 
wird, daß die Juden für dies ver- 
antwortlich waren und sie die Op- 
fer sein werden.“ 


Aber die Russen brauchten nicht 
auf dieses Theaterstück zu warten, 
um zu ergründen, was mit ihrem 
ehemaligen Monarchen gesche- 


Nikolaus II., Zar aller Rreußen, 
mit seiner Familie vor seiner Ab- 
dankung. 


hen war. Schon Monate vorher 
hatte eine Zeitung, „Soviet Press“, 
einen schaurigen Bericht über die 
Ereignisse in Jekaterinburg veröf- 
fentlicht, der nur aus einer mögli- 
chen Quelle stammen konnte, 
nämlich aus dem erschöpfenden 
Archiv, das von Nikolai Sokolow 
- dem brillanten jungen Untersu- 
chungsbeamten, der von Admiral 
Koltschak berufen wurde, nach- 
dem die Weiße Armee Westsibiri- 
en von den Bolschewisten 
zurückerobert hatte - zusammen- 
gestellt worden ist. 

In diesem Zeitungsbericht wird 
beschrieben, wie der Chefhenker, 
ein Jude, Jankel Jurowski, den 
verwundeten und stöhnenden 
Zarewitsch, Alexis, mit zwei Re- 
volverschüssen endgültig zum 
Schweigen bringt. 


Der Grund für die Aus- 


wanderung nach Israel 


Es ist daher nicht ohne Grund, 
daß viele Zionisten in der Sowjet- 
union sich als gefährdete Spezies 


sne« [ODE 51 


Russische Revolution 


Rußland 1917 
bis 1918: 
Schlüssel zu 
dem Rätsel 
eines Zeitalters 


betrachten. Die ehemalige Mo- 
skauer Korrespondentin des Lon- 
doner „Jewish Chronicle“ erklärte 
auf ihrem Weg, sich in den Verei- 
nigten Staaten niederzulassen, die 
einzige Hilfe, die sowjetische Ju- 
den anerkennen könnten, sei eine 
solche, die ihnen die Möglichkeit 
gibt, das Land zu verlassen. Und 
die israelische Regierung hat an- 
gekündigt, daß sie weiter über 
drei Milliarden DM pro Jahr an 
Hilfeleistung aus aller Welt 
benötige, um mit dem unvorher- 
gesehenen Ansturm von Einwan- 
derern, von denen in den kom- 
menden zwölf Monaten 200 000 
erwartet werden, fertigzuwerden. 


1917 und in den unmittelbar dar- 
auf folgenden Jahren gab es eine 
Flut von Juden, die in die umge- 
kehrte Richtung strömten, alle eif- 
rig dazu bereit, die Revolution zu 
unterstützen und sich an der Sie- 
gesbeute zu beteiligen. 

Robert Wilton, damals Korre- 
spondent der „London Times“ in 
Rußland, schreibt: 


„Eine beklagenswerte Erschei- 
nung der revolutionären Zeit war 
das ständige Kommen von russi- 
schen und pseudojüdischen Revo- 
lutionären aus alliierten Ländern. 
Jede Schiffsladung, die aus Ame- 
rika, England oder Frankreich 
kam, bereitete Schwierigkeiten. 
Sie betrachteten sich alle als dazu 
berechtigt, sich an der Beute zu 
beteiligen und mit fetten Pöstchen 
in den Nahrungsmittel-, Land- 
wirtschafts- und anderen Aus- 
schüssen bedacht zu werden.“ Mit 
wenigen Ausnahmen waren alle 
diese Einwanderer Juden. 


Die Rolle 
der Deutschen 


Wie, wo und wann die Berufsre- 
volutionäre, angeführt von Lenin, 
in Bewegung gesetzt wurden, 
kann genau festgelegt werden: Es 
war in Wien im Herbst 1915, als 
der deutsche und österreichische 


52 [ODE ss 


Generalstab zusammentrafen, um 
eine Operation zu planen, die dar- 
auf abzielte, Rußland als Verbün- 
deten an der Seite Großbritanni- 
ens und Frankreichs aus dem Fel- 
de zu schlagen. Wenn das erreicht 
werden würde, stünden nicht nur 
sehr viel mehr Soldaten für die 
stark unter Druck stehende West- 
front zur Verfügung, sondern das 
deutsche und österreichische 
Volk, von einer alliierten Hunger- 
blockade bedroht, bekäme unmit- 
telbar Zugang zu den riesigen 
Nahrungsmittelvorräten in der 
Ukraine. 


Auf dieser Sitzung wurden die 
breiten Umrisse der Revolution 
ausgearbeitet und die führenden 
Beteiligten daran ausgewählt - Le- 
nin mit Swerdlow und anderen er- 
fahrenen zionistischen Aktivisten, 
von denen viele während des vor- 
angegangenen Jahrzehnts aus 
Rußland geflohen waren, um der 
Festnahme durch die Organisation 
der Geheimpolizei, der Ochrana, 
zu entgehen, und dann in Zürich 
und anderswo in Europa zusam- 
mengezogen wurden. Etwa ein- 
hundert dieser Männer erhielten 
die Erlaubnis, in einem verplomb- 
ten Eisenbahnzug durch Öster- 
reich und Deutschland zu reisen 
und in Petrograd einzudringen, wo 
der Prozeß der Revolution schon 
sehr weit fortgeschritten war. 


Eine ganze Schiffsladung anderer 
zionistischer Revolutionäre, dar- 
unter Leon Trotzki (Bronstein), 
reisten aus New York an und rie- 
fen einen vorübergehenden inter- 
nationalen Wirbel hervor, als ihr 
Schiff in Halifax, Nova Scotia, 
von den Kanadiern gestoppt wur- 
de, die erstaunt waren, so viele 
der berüchtigtsten politischen 
Aufwiegler anzutreffen, die alle 
gemeinsam reisten. Jedoch auf 
Druck hochstehender Kreise in 
den Vereinigten Staaten durfte das 
Schiff seine Reise fortsetzen. 


Wenn die wesentlichen Fakten der 
Zeit der russischen Revolution zu- 
sammengetragen werden, finden 
sich Begriffe von größter histori- 
scher Tragweite - Begriffe, die 
nicht aus den Tatsachen erkennt- 
lich sind, wenn man sie separat 
betrachtet. 


Die Lektion 
der Geschichte 


Die Revolutionszeit kann somit 
mit einem riesigen Puzzlespiel 
verglichen werden, wobei der 


Hauptunterschied darin besteht, 
daß geschichtliche Tatsachen in 
den Gedanken zusammengestellt 
und ihre gegenseitige Verständ- 
lichkeit durch einen geistigen Pro- 
zeß erkundet werden muß, den 
wir Induktion nennen. Tatsachen, 
die zusammengehören, kommen 
dann auch zusammen, und wir 
verstehen sie so, wie wir sie Vor- 
her nicht verstehen konnten. 


Ein Beispiel für die Ausübung 
dieser geistigen Funktion wird 
von drei heutigen amerikanischen 
Gelehrten geliefert: 


„Zwei Weltkriege und ihre dazwi- 
schentretenden Kriege, Revolutio- 
nen und Krisen werden jetzt im 
allgemeinen als Episoden in ei- 
nem einzigen Zeitalter des Kon- 
flikts bezeichnet, der 1914 begann 
und immer noch nicht abgeschlos- 
sen ist. Es ist ein Zeitalter, das den 
Menschen mehr Veränderungen 
und Tragödien beschert hat als je- 
des andere Zeitalter der Ge- 
schichtsschreibung. Und doch, 
was auch immer seine endgültige 
Bedeutung und Konsequenz sein 
wird - wir können jetzt schon dar- 
über als ein historisches Ganzes 
nachdenken und schreiben.“ 


Jene Gelehrten waren zwar nicht 
in der Lage, die „letzte Bedeu- 
tung“ unseres Zeitalters des Kon- 
flikts zu ergründen, konnten je- 
doch genug Beweisstücke zusam- 
menfügen, um keinen Zweifel 
aufkommen zu lassen, daß diese 
alle zusammengehören. 


So wie ein vollständiges Gedan- 
kenbild über unser Zeitalter des 
Konflikts notwendigerweise die 
Zeit der russischen Revolution ab- 
sorbieren und voll erklären muß, 
so muß ein lebendig klares Ge- 
dankenbild der Zeit der russischen 
Revolution auch Licht auf ein 
Zeitalter des Konflikts werfen, das 
so viel mit dem gemeinsam hat, 
was in Rußland geschah. 


Wenn ein Teil eines Puzzles rich- 
tig zusammengefügt wird, wird es 
zwangsläufig leichter, die übrigen 
Teile zusammenzufügen. Daraus 
folgt, daß, wenn wir ein scharfes 
Bild von nur einem Teil der Zeit 
der russischen Revolution bekom- 
men, wir auf dem besten Weg zu 
einem Verständnis der gesamten 
Revolutionszeit und eines Zeital- 
ters des Konflikts sein könnten, 
bei dem Kriege und Revolutionen 
nur ebenso viele „Episoden“ wa- 
ren. 


Ein Teilabschnitt der Revolutions- 
periode, der sich sofort der kon- 
zentrierten Aufmerksamkeit an- 
bietet, ist der, welcher die Ermor- 
dung der Zarenfamilie und aller 
Romanows umgibt, auf die die 
Bolschewiken ihre Hand legen 
konnten. Die Ermordung des Za- 
ren in Jekaterinburg auf direktem 
Befehl der bolschewistischen 
Führer in Moskau war ein Ereig- 
nis von größter historischer Be- 
deutung und ist dementsprechend 
gründlicher untersucht und doku- 
mentiert worden, als irgendein 
anderes Ereignis während der 
ganzen Revolutionszeit. 


Der Völkermord 
in Jekaterinburg 


Am 5. April 1990 bot Sotheby’s, 
London, in öffentlicher Auktion 
etwas an, was der „Daily Tele- 
graph“ einige Tage zuvor als 
„Dynamit-Papiere“ bezeichnet 
hatte. Es handelte sich um die fast 
vollständige Aufzeichnung einer 
Untersuchung, die durchgeführt 
wurde, als die Weiße Armee unter 
Admiral Koltschak im Juli 1918 
Jekaterinburg von den Bolsche- 
wisten zurückerobert hatte. 


Da ein früherer Versuch, das Ver- 
brechen zu untersuchen, nur we- 
nig Fortschritte gemacht hatte, 
übertrug die Koltschak-Verwal- 
tung die Aufgabe an Nikolai So- 
kolow und bot ihm jede Unter- 
stützung an, die er benötigen wür- 
de. Die vollständige Akte, von 
der fünf unterzeichnete Kopien 
angefertigt wurden, wurde als 
Sokolow-Archiv bekannt und 
durch die Aussage vieler weiterer 
Personen über andere Gesichts- 
punkte des bolschewistischen 
Schreckensregimes ergänzt. 


Eine Ausfertigung des komplet- 
ten Dossiers wurde Richard Wil- 
ton, dem Korrespondenten der 
„London Times‘ übergeben, der 
der Weißen Armee zugeteilt war, 
und bildete die Grundlage seines 
Buches: „The Last Days of the 
Romanovs“ („Die letzten Tage 
der Romanows‘“). 


Die Tatsachen 
des Verbrechens 


Ein weiterer Satz der Papiere 
wurde General Diterichs, dem 
Führungsoffizier der Untersu- 
chungskommission, übergeben 
und war die Hauptquelle eines 
jetzt seltenen zweibändigen Wer- 


kes von Diterichs, das 1922 in 
Wladiwostok veröffentlicht wur- 
de. Sokolows eigenes Buch „Les 
Derniers Jours des Romanov“ 
wurde 1924 in Paris auch in russi- 
scher Fassung veröffentlicht. Die 
vollständige Materialsammlung 
über das Massaker an der Zaren- 
familie und anderen Romanows, 
auf der Grundlage des Sokolow- 
Archivs und anderer Quellen, 
wurde von Nikolai Ross erstellt 
und 1987 in zwei Bänden in der 
Bundesrepublik Deutschland ver- 
öffentlicht. 


Dies bedeutet, daß ein äußerst 
wichtiges Kapitel der russischen 
Geschichte, darunter der ausführ- 
lichste Bericht über die eigentli- 
che Tötung, untermauert durch 
beeidete Aussagen von Schlüssel- 
zeugen sowie Kopien der ent- 
scheidenden Botschaften, die im 
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Postamt von Jekaterinburg sicher- 
gestellt wurden, der Vergessenheit 
entrissen wurde und zweifellos 
bereits unter Rußlands antisoziali- 
stischen Intellektuellen herumge- 
reicht wird. 


Das Sokolow-Archiv deckt auch 
die von den Bolschewisten getrof- 
fenen, ausgefeilten Maßnahmen 
zur Vertuschung ihres Verbre- 
chens, darunter die Verbrennung 
der Leichen, die Auflösung der 
Knochenreste mit Schwefelsäure 
und den Abwurf der gesamten 
Überreste der Leichenteile in ei- 
nen nicht mehr benutzten Schacht 
im Wald außerhalb Jakaterin- 
burgs, vollständig auf. 


Hätte es noch irgendwelche Zwei- 
fel über die letztendliche Verant- 
wortung für das Verbrechen gege- 
ben, dann wären sie durch ein ver- 


schlüsseltes Telegramm an Jankel 
Swerdlow, den Leiter der Geheim- 
polizei Tscheka und damals ein 
noch mächtigerer Mann als sein 
enger Gefährte Lenin, zerstreut 
worden. Darin wird ganz einfach 
festgestellt, daß die gesamte Za- 
renfamilie, und nicht nur das Fa- 
milienoberhaupt, gestorben sei. 


Tatsachen von 
größter Bedeutung 


Eine Tatsache von größerer Be- 
deutung wird enthüllt: Der Zwar 
wurde nicht von russischen Revo- 
lutionären getötet. 


Wilton sagt, daß Anfang Juli 1918 
„unter der zionistischen Kamarilla 
der Verdacht aufgekommen sein 
muß“, daß die russischen Solda- 
ten, die die Zarenfamilie bewach- 


Studierzimmer des Zaren Niko- 
laus II. nach dem Sturm auf das 
Winterpalais in Petersburg am 
26. Oktober 1917. 


ten, im Begriff waren, ihre Hal- 
tung zu ändern. Awdejew, ein 
Russe, der das Kommando über 
das Gefängnishaus hatte und orts- 
ansässigen Nonnen gestattet hatte, 
den Gefangenen einen kleinen 
Vorrat an Eiern und Milch zu 
bringen, wurde entlassen, und die 
russischen Wachposten vor dem 
Haus auf andere Grundstücke auf 
der anderen Seite der Gasse um- 
quartiert. Nur einer der Russen 
blieb zurück, der fanatische Bol- 
schewik Pawl Medwedew, der sei- 
nen Posten als Chefwärter behielt. 
Diese Veränderungen wurden von 
Jankel Jurowski, Sohn eines orts- 
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ansässigen zionistischen Vorbe- 
straften und Leiter der örtlichen 
Tscheka, vorgenommen. Jurows- 
ki brachte eine Mannschaft von 
zehn „Letten“ - so wurden sie von 
den Ortsansässigen bezeichnet - 
mit sich, um in dem überfüllten 
Gefängnis, bislang das stattliche 
Haus eines wohlhabenden zioni- 
stischen Kaufmanns, eines gewis- 
sen Ipatjew, auf Wache zu ziehen. 


Es waren in Wirklichkeit keine 
Letten, sondern Männer gemisch- 
ter magyarisch-deutscher Her- 
kunft, wahrscheinlich aus Ungarn 
hergeholt, wie aus ihren Kritzelei- 
en an den Wänden hervorging. 
Den Russen wurde die Aufgabe 
zuteil, vor dem Haus bis zum 
Abend des 16. Juli, als alle ihre 
Waffen, Nagan-Pistolen, -von 
Medwedew eingesammelt und an 
Jurowski ausgehändigt wurden, 
Wache zu schieben. 


Die letzten Augenblicke 
der Zarenfamilie 


Wiilton bringt einen lebhaften Be- 
richt der letzten Augenblicke der 
Zarenfamilie und ihrer wenigen 
vertrauten Diener, beruhend auf 
Aussagen von Augenzeugen. 
Nachstehend einige Auszüge: 


„Als nach der Sonnenzeit Mitter- 
nacht ein paar Minuten vorüber 
war, begab sich Jurowski zu den 
kaiserlichen Zimmern. Die Fami- 
lie schlief. Er weckte sie auf und 
teilte ihnen mit, es lägen dringen- 
de Gründe dafür vor, warum sie 
verlegt werden sollten. ... Alle 
standen auf, wuschen sich und 
zogen sich an. ... Jurowski ging 
ihnen voran die Treppe hinunter. 

. Alexis konnte nicht gehen. 
Sein Vater trug ihn auf den Ar- 
men. Dr. Botkin kam unmittelbar 
hinter der Familie und hinter ihm 
das Kammermädchen Demidowa, 
die Köchin Haritonow und der 
Diener Trupp. ... Die Familie 
wurde in eine Kammer im Hal- 
berdgeschoß geleitet und aufge- 
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W. I. Lenin verläßt das Gebäude nach der Sitzung des ersten Allrussi- 
schen Kulturkongresses am 28. August 1918 in Moskau. 


fordert zu warten. ... Jurowski be- 
trat die Todeskammer und sagte 
zum Zaren: „Ihre Verwandten ha- 
ben versucht, sie zu retten, konn- 
ten es aber nicht schaffen, daher 
sind wir gezwungen, Sie zu er- 
schießen!“ Zwölf Revolver gaben 
eine sofortige Salve ab. Die Eltern 
und drei der Kinder, Dr. Botkin 
und zwei Dienstboten starben so- 


fort. Alexis stöhnte und bewegte 
sich heftig, bis Jurowski ihn mit 
einem Kopfschuß erledigte. Das 
jüngste Mädel, Anastasia, wehrte 
sich verzweifelt, bevor sie starb. 
Das Dienstmädchen überlebte am 
längsten und mußte mit einem 
Seitengewehr getötet werden.“ 


Medwedew erzählte seiner Frau 


Truppenparade auf dem Roten 
Platz in Moskau am 25. Mai 
1918. 


genau, was geschehen war, und 
prahlte damit, daß er der einzige 
russische „Arbeiter“ gewesen sei, 
der daran teilgenommen habe, al- 
le anderen waren „nicht von uns“, 
womit er meinte, daß sie Auslän- 
der waren. Später von der Weißen 
Armee gefangengenommen, be- 
stätigte er, was er seiner Frau er- 
zählt hatte, bestritt jedoch, sich an 
der Schießerei beteiligt zu haben. 


Trotzki berichtet in seinem Tage- 
buch, das jetzt an der Harvard 
University aufbewahrt wird, er ha- 
be bei einem Besuch in Moskau, 
kurz nach dem Fall von Jekaterin- 
burg an die Weiße Armee, Swerd- 
low gefragt: „Und wo ist der 
Zar?“ Swerdlow antwortete, die- 
ser sei erschossen worden. „Und 
die Familie?“ „Auch erschossen“, 
antwortete Swerdlow, „was ist da- 
bei.“ „Wer hat das entschieden?“, 
fragte Trotzki. Swerdlows Ant- 
wort: „Wir haben es dort entschie- 
den. Iljitsch (Lenin) war der An- 
sicht, daß wir ihnen nicht gestat- 
ten sollten, einen lebenden Banner 
zu haben.“ 


Das rein politische Ziel, das russi- 
sche Volk des Einigungsprinzips 
seiner Monarchie zu berauben, 
wurde durch einen niederträchti- 


gen Rachedurst, der unaufhörlich 
Genugtuung verlangte, verschlim- 
mert. Dies ist es, was der Mathe- 
matiker Schafarewitsch fast sicher 
meinte, als er über den bolsche- 
wistischen „Wunsch nach Rache, 
der durch 2000 Jahre zionistisches 
Erbe eingeflößt wurde“, schrieb, 
und was der Herausgeber der „Li- 
teraturnaja Rossija“ als „Men- 
schenfeindliche Intelligenz und 
fast unnatürlichen, satanischen 
Willen“ bezeichnete. 


Ein niederträchtiger 
Rachedurst 


Nachstehend ein kurzer Blick auf 
die Zustände, denen der Zar, sei- 
ne Frau Alexandra, sein kränkli- 
cher und leidender Sohn und vier 
liebliche Töchter auf Befehl von 
Isaj Golotschekin, des Tscheka- 
Chefs im Uralgebiet und ihres 
Kerkermeisters in Jekaterinburg, 
zuteil wurde: 


„Die Männer (Wachen) waren 
grobe, trunksüchtige, kriminelle 
Typen, so wie sie eine Revolution 
nach oben spült. Sie betraten die 
Räume der Familie zu jeder Stun- 
de und blickten neugierig mit be- 
trunkenen, begehrlichen Augen 
auf alles, was die Familienmitglie- 
der wohl tun würden; aber man 
stelle sich einmal die Qualen der 
Gefangenen vor, sich mit den ab- 
scheulichen Anzüglichkeiten die- 
ser widerlichen Kerle abfinden zu 
müssen. Sie pflegten sich mit an 
den Tisch zu setzen, wo die Fami- 
lie aß, legten ihre schmutzigen 
Hände in die Teller, spuckten, 
stritten miteinander und streckten 
die Hände nach den Gefangenen 
aus. Mit ihren schmierigen Ellen- 
bogen stießen sie dem Zaren zu- 
fällig oder willkürlich ins Ge- 
sicht.“ 


Es waren jedoch diese russischen 
Wachen, so grob und so betrun- 
ken sie auch waren, die zuletzt in 
dem überfüllten Ipatjew-Haus An- 
zeichen des Mitleids für die lei- 
dende Familie an den Tag legten 
und in Bereitschaft für den 
Schlußakt des Königmords durch 
völlig Fremde ausgetauscht wer- 
den mußten. 


Die letzte Woche 
ihres Lebens 


Wilson schreibt: „Die letzte Wo- 
che ihres Lebens muß für die Ro- 
manows die furchtbarste von allen 
gewesen sein. Brutal und vie- 


hisch, wie die Russen sich in der 
ersten Zeit ihrer Aufseherschaft 
benahmen, so waren sie selbst mit 
ihrem schlimmsten Verhalten 
noch erträglicher, als die wortlose 
Folter die Jurowski ihnen angedei- 
hen ließ, der auch ein Säufer war. 
... Der Mann und seine Henkers- 
knechte warteten nur auf das Sig- 
nal, das von Jankel Swerdlow 
kommen sollte.“ 


Der rein zionistische Charakter 
des Königsmords wurde nur 
durch die Figur des russischen Ar- 
beiters Beloborodow vertuscht. 
Dieser Mann, ein Anführer der 
örtlichen Bergarbeiter, war wegen 
des Diebstahls von Geldern, eines 
Vergehens für das er nach sowjeti- 
schem Recht hätte hingerichtet 
werden können, festgenommen 
worden. Statt ihn erschießen zu 
lassen, setzte Golotschekin, der 
Tscheka-Chef des Urals, ihn als 
Präsidenten des regionalen So- 
wjets des Urals ein, um die örtli- 
chen Arbeiter zu täuschen, die ei- 
ne zähe und eigenwillige Bande 
waren, die sehr viel dagegen hat- 
ten, von Zionisten beherrscht zu 
werden. Beloborodow, ein leiden- 
schaftlicher marxistischer Revolu- 
tionär, wurde somit zum perfekten 
Strohmann gemacht, und in sei- 
nem Namen wurde auch das ent- 


scheidende verschlüsselte Tele- 
gramm an Swerdlow gesandt. 


Die Absicht 
der Deutschen 


Zu diesem Zeitpunkt war die 
Übergangsregierung schon völlig 
von den Bolschewisten übernom- 
men worden, und die Macht glitt 
den Deutschen, die sie nach Ruß- 
land hineingeschickt hatten, 
schnell aus der Hand, eine Ent- 
wicklung, die durch die Ermor- 
dung des deutschen Botschafters 
und Hauptrepräsentanten Mirbach 
in Moskau signalisiert wurde. 


Es gibt Grund zu der Annahme, 
daß die Deutschen heimlich ge- 
plant hatten, die Zarenfamilie aus 
Tobolsk, wo sie seit dem Vorjahr 
im Exil gelebt hatten, nach Mo- 
skau zurückzubringen, die Bol- 
schewisten zu vertreiben und eine 
eigene Regierung oder eine der 
anderen Romanows einzusetzen. 
Dies gelang ihnen nicht. Der Zar, 
der sich auf dem Wege zurück 
nach Moskau befand, wurde in Je- 
katerinburg angehalten, wo kurz 
darauf die übrige Familie zu ihm 
stieß und wo sie alle bis zu ihrer 
Ermordung gefangengehalten 
wurden. 


Vor dem Annen-Palais in Petersburg werden am 27. Februar 1917 za- 


ristische Symbole verbrannt. 
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Es war stets die Absicht der Deut- 
schen gewesen, Rußland nur ihren 
Willen aufzuerlegen, nicht aber, 
es als Nation zu zerstören. Und so 
wäre es auch bestimmt gekom- 
men, wenn General Ludendorffs 
Vorschlag in die Tat umgesetzt 
worden wäre, als ein bewaffneter 
Eingriff der Deutschen noch mög- 
lich war. 


Ein Holocaust 
entlarvt 


Die Bolschewisten waren ver- 
zweifelt bestrebt, vor dem russi- 
schen Volk und vor der ganzen 
Welt die Wahrheit über das, was 
bei Jekaterinburg geschehen war, 
zu verbergen, und nur durch eine 
völlig unerwartete Kombination 
von Umständen gelang ihnen das 
nicht. Ein Faktor war die Wieder- 
eroberung des Uralgebietes durch 
die Weiße Armee, nur neun Tage 
nachdem das Verbrechen began- 
gen wurde, und ein weiterer war 
die Anwesenheit eines so begab- 
ten und entschlossenen Untersu- 
chungsbeamten wie Nikolai Soko- 
low. 


Darüber hinaus gelang es Golot- 
schekin, Jurowski und ihren Ako- 
lyten - wie so viele Mörder vor ih- 
nen - auch unter Verwendung von 
Petroleum und Schwefelsäure 
nicht, alle sichtbaren und greifba- 
ren Beweise zu beseitigen. Auch 
konnten sie neugierige örtliche 
Kleinbauern nicht daran hindern, 
bei der nächstbesten Gelegenheit 
zum Ort der Verbrennung zu eilen 
und über die verschiedenen Juwe- 
len und Edelsteine zu reden, die 
sie im Grase verstreut oder in den 
Schlamm getreten gefunden hat- 
ten. 


Von Sokolow herbeigeholte Berg- 
leute entdeckten einen falschen 
Boden unter einer Eisschicht auf 
dem Grund des Schachts, und als 
dieser entfernt wurde, war das er- 
ste, was ins Blickfeld kam, der 
Kadaver von Jemmy, dem kleinen 
King-Charles-Spaniel, der seinen 
Herrn, den Zarewitsch, bis zur To- 
deskammer begleitet hatte und der 
augenscheinlich mit einem Schlag 
auf den Kopf ins Hundeparadies 
geschickt worden war. Die Vertu- 
schung der eigentlichen Art des 
Verbrechens vor Jekaterinburg 
war viel leichter. 


In der „London Times“ vom 22. 
Juli 1918 wurde eine amtliche 
bolschewistische Version dessen, 
was in Jekaterinburg geschehen 
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war, als Nachricht des Tages ver- 
öffentlicht. 


Jeder Satz 
eine Lüge 


Kürzlich, so hieß es darin, „wurde 
eine gegenrevolutionäre Ver- 
schwörung aufgedeckt, die zum 
Ziel hatte, dem (Ural-)Rat den Ty- 
rann durch bewaffnete Macht aus 
den Händen zu entwinden“. An- 
gesichts dieser Tatsache entschloß 
sich der regionale Rat des Uralge- 
biets dazu, den ehemaligen Zaren 
zu erschießen. Aufgrund dessen, 
was als „äußerst wichtiges Mate- 
rial“ - darunter die Tagebücher 
des Ex-Zaren - bezeichnet wurde, 
hatte der Zentrale Ministerrat in 
Moskau die Entscheidung des Ur- 
al-Rats akzeptiert. 


„Die Frau und der Sohn des Ro- 
manow“, berichtete die „Times“, 
seien an einen sicheren Ort ge- 
bracht worden. 


In der englischen Presse ist zu 
diesem Zeitpunkt der ehemalige 
Zar, der Freund und Verbündete 
der Briten und Vetter König Ge- 
orgs V. war, bereits nur noch „Ro- 
manow“ und der „Tyrann“. 


Dieser Bericht, in dem praktisch 
jeder einzelne Satz eine Lüge ist, 
wie Wilton erklärt, spiegelt das 
wider, was die Haltung der ge- 
samten „kapitalistischen“ Welt ge- 
genüber einer angeblich antikapi- 
talistischen revolutionären Bewe- 
gung werden sollte, die erst kurz 
zuvor Großbritannien und Frank- 
reich eines geschätzten Verbünde- 
ten in ihren Kampf gegen 
Deutschland beraubt hatte. 


Eine völlig neue Geschichte muß- 
te von den Bolschewiken improvi- 
siert werden, als sie sich dessen 
bewußt wurden, daß die Weiße 
Armee Beweise darüber in Hän- 
den hatte, daß die gesamte Zaren- 
familie umgekommen war. Daher 
veröffentlichten sie ein Jahr später 
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unter völliger Mißachtung ihrer 
eigenen früheren amtlichen Mit- 
teilung eine andere Erklärung - im 
Wortlaut von Wilton zitiert -, da- 
hin gehend, daß der Sowjet in 
Perm 28 Personen vor Gericht ge- 
stellt habe, die beschuldigt wur- 
den, den Zaren, seine Frau und 
Familie und Gefolge, insgesamt 
elf Personen, ermordet zu haben. 
Ein gewisser Jachonow soll zuge- 
geben haben, er habe den Mord in 
die Wege geleitet, um die sowjeti- 
schen Behörden in Mißkredit zu 
bringen. 


Der Bericht über einen Scheinpro- 
zeß, möglicherweise auf das Ver- 
fahren gegen 28 Personen auf ei- 
ner völlig unterschiedlichen An- 
klage beruhend, wurde seinerzeit 
durch zionistische Organisationen 
weithin zitiert, mit dem Ziel, die 
Bolschewiken von jeder Schuld 
an dem Mord an der Zarenfamilie 
loszusprechen und die Vorstellung 
von einer „zionistischen, rassisch 
begründeten Vendetta“ zu zer- 
streuen. 


Tatsachen wurden 
verwirrt und verdunkelt 


Bei einem weiteren Versuch, die 
Einzelheiten eines entscheidend 
wichtigen Kapitels der Geschichte 
zu unterdrücken, veröffentlichte 
das Joint Foreign Committee of 
the Board of Deputies (Gemeinsa- 
mer Auslandsausschuß des Vor- 
stands der Deputierten) und die 
Anglo-Jewish Association in 
Großbritannien ein Interview mit 
einem Mann, der zuerst vom 
Admiral Koltschak mit der Aufga- 
be betraut worden war, zu ergrün- 
den, was genau mit der Zarenfa- 
milie geschehen war. Dies war 
Starynkewitsch, ein zionistischer 
Rechtsanwalt, damals Justizmini- 
ster in der Uralregion, eingesetzt 
unter Kerenskis Übergangsregie- 
rung. Starynkewitsch hatte einen 
gewissen Sergiew, der auch Zio- 
nist gewesen sein soll, ernannt, 
der die eigentliche Untersuchung 
durchführen sollte, und weil Ser- 
giew nicht weiterkam, wurde er 
beiseite gefegt und durch den Ma- 
gistrat Sokolow ersetzt. 


Der ehemalige Minister wurde 
nun dahin gehend zitiert, daß er 
gesagt haben soll, seine Mann- 
schaft von Untersuchungsbeamten 
hätte keinerlei Spuren einer Ver- 
wicklung von Zionisten in die Tö- 
tung gefunden. Dies war eine 
dreiste Lüge und zielte, da sie ei- 
gentlich nichts bewies, augen- 


scheinlich nur darauf ab, den zio- 
nistischen Organisationen im 
Ausland ein Mittel in die Hand zu 
geben, um die ganze Sache zu 
verwirren und zu verdunkeln. 


Dieser Starynkewitsch muß ge- 
wußt haben, daß der Vorstand des 
Rates der Deputierten der Uralre- 
gion, der für das Schicksal der Za- 
renfamilie verantwortlich war, aus 
fünf Mitgliedern bestand: 


Eine Laune 
des Schicksals 


Beloborodow, der russische 
„Strohmann“ als Präsident, Go- 
loschtschekin, Safarow, Woikow 
und Syromolotow, alle vier Juden, 
und daß die Tscheka (Tschres- 
wyzvytschaika) von Golotschen- 
ko, Efremow, Tschustkewitsch 
und drei weiteren Juden geleitet 
wurde. Diese Männer waren es, 
die den Auftrag hatten, die Zaren- 
familie auszulöschen. Der örtliche 
Rat, „die Abgeordneten des 
Volkes“, hörte erst vier Tage spä- 
ter von diesen Dingen. 


Durch eine eigenartige Laune des 
Schicksals scheint einer der Kö- 
nigsmörder einem Impuls nachge- 
geben zu haben, seine rassische 
und nationale Unterschrift in der 
Todeskammer des Ipatjew-Hauses 
zu hinterlassen. Oder sollte es rei- 
ner Zufall gewesen sein, daß an 
die Wand geschriebene Worte die- 
sen jüngsten Akt des Königs- 
mords fest in den Zusammenhang 
mit jenen „2000 Jahren des jü- 
disch-religiösen Erbes“ brachten, 
von dem ein moderner russischer 
Gelehrter spricht? 


Die Worte, sorgfältig mit Bleistift 
eingekritzelt, waren eine Adapti- 
on der Zeilen des jüdischen Dicht- 
ers Heine über das Schicksal Bel- 
sazars, des Königs der Chaldäer: 


„Belsatsar ward in selbiger Nacht 
von seinen Knechten umge- 
bracht.“ 


Der Schreiber scheint versucht zu 
haben, die Worte etwas näher an 
die vorherrschende Situation her- 
anzubringen, und änderte den 
„Belsazar‘‘ des Poeten in „Belsat- 
sar“ und „selbigen“ in der zweiten 
Zeile in „seinen“ ab, was bedeute- 
te, daß es seine eigenen Leute wa- 
ren, die die Monarchen ermordet 
hatten. 


Da der Mord an der nationalen 
Selbständigkeit selbst von den 


Bolschewisten von Anfang an ge- 
plant war, mußte alles, was das 
russische Volk mit einem Gefühl 
der Identität bewaffnen konnte, 
mit irgend etwas, was als „Ban- 
ner“ dienen könnte, wie Lenin es 
nannte, beseitigt werden. Daher 
die Jagd auf die gesamte Familie 
Romanow, den möglichen Zu- 
fluchtsortt eines zukünftigen 
Thronanwärters, um den herum 
sich ein wiederauflebendes Natio- 
nalgefühl bilden könnte. Der erste 
der Romanows, der einen Monat 
vor dem Zaren gehen mußte, war 
Großherzog Michael, der vorge- 
schobene Erbe, von Nikolaus er- 
nannt, als dieser abdankte. Mich- 
ael, der öffentlich auf jeden An- 
spruch auf den Thron verzichtet 
hatte, war nach Perm im Ural ins 
Exil geschickt worden, wo er frei, 
aber unter scharfer Überwachung 
lebte. Mit Jubel empfangen, als er 
erstmals auf den Straßen von 
Perm erschien, hatte sich Michael 
Romanow danach dazu entschlos- 
sen, sich nicht mehr sehen zu las- 
sen, wohl aus Furcht, die örtliche 
Tscheka zu verärgern. Um den 
12. Juni herum wurde er mitten in 
der Nacht geweckt und mit sei- 
nem Sekretär, Nikolas Johnson, 
verschleppt. Man hat ihn nie wie- 
der gesehen. 


Weitere Romanows 
abgeschlachtet 


Die Gegend von Perm sei Schau- 
platz vieler weiterer Schrecken 
gewesen, schreibt Wilson, der zu- 
sammen mit Sokolow dieses Ge- 
biet sehr gründlich erforscht hat. 
Andere dort internierte Mitglieder 
der Familie Romanow waren die 
Schwester der Zarin, Großherzo- 
gin Elisabeth, Großherzog Sergi- 
us Michailowitsch und die Prin- 
zen Igor, Ioan, Konstantin und 
Wladimir. 


Der Mord an den Romanows in 
Perm, von denen niemand in die 
Politik verwickelt war, geschah 
fast genau 24 Stunden nach der 
Tötung in Jekaterinburg. Nach- 
dem ihnen mitgeteilt worden war, 
daß sie zu einem Ort größerer Si- 
cherheit gebracht werden sollten, 
verließen sie Perm in kleinen von 
Pferden gezogenen Wagen, wur- 
den zwölf Kilometer in den Wald 
hinein gefahren und dort erschos- 
sen oder zu Tode geprügelt. Der 
Tatort war sorgfältig ausgewählt 
worden, denn in der Nähe befan- 
den sich weitere Erzbergwerke, in 
deren Schächte die Leichen hin- 
abgeworfen wurden. Wie Wilton 


berichtet, waren die Mörder dies- 
mal „ganz einfach russische Ver- 
brecher, entlaufene Sträflinge, die 
für die rote Inquisition arbeite- 
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ten”. 


Die Tragödie 
eines Volkes 


Es wurde auch einwandfrei fest- 
gestellt, daß der Befehl für die 
Tötungen von Swerdlow aus Mo- 
skau kam und von den führenden 
zionistischen Kommissaren in 
Perm, darunter der Kommissar für 
Justiz, Solowjew, Golotschekin 
und ihr russischer Strohmann Be- 
loborodow ausgeführt wurde. 
Wieder gaben die Bolschewisten 
bekannt, eine Verschwörung sei 
vereitelt worden, und sie versuch- 
ten die Story zu untermauern, in- 
dem sie die Leiche eines ermorde- 
ten Bauern neben das Schulgelän- 
de legten, wo die Gefangenen 
festgehalten worden waren, und 
bezeichneten diese als die eines 
der „Weißen Banditen“. 


Eine weitere Gruppe von Gefan- 
genen, alles Mitglieder des kaiser- 
lichen Haushalts, die aus dem Ge- 
fängnis in Jekaterinburg nach 
Perm überstellt worden waren, als 
die bolschewistischen Streitkräfte 
diese Stadt verließen, wurde nie- 
dergemetzelt. Es waren drei Da- 
men von Rang und Namen und 
vier Männer. Der’ ehemalige Bur- 
sche des Zaren, Wolkow, sollte 
dazugehören, entkam aber und 
konnte einen genauen Bericht 
über das Geschehen abgeben. 


Am 29. Januar 1919, ein halbes 
Jahr später, wurden vier weitere 
Romanows, darunter der Histori- 
ker Nicholas Michailowitsch, die 
lange ohne jede Anklage in Petro- 
grad festgehalten worden waren, 
zur Festung Sankt Peter und Paul 
gebracht und dort erschossen. 


Von anderen Angehörigen des 
früheren Mitarbeiterstabs des Za- 
ren, darunter der treue Prinz Dol- 
guriki, in Jekaterinburg eingeker- 
kert, wurde niemals mehr etwas 
gehört. 


Die Tragödie, von der die Roma- 
nows befallen wurden, ist der In- 
begriff der größeren Tragödie, die 
das gesamte Volk des russischen 
Reiches umfaßte, so wie die Re- 
volution der Inbegriff der welt- 
weiten Tragödie eines Zeitalters 
des Konflikts und des Leidens oh- 
ne Präzedenzfall in der Mensch- 
heitsgeschichte ist. 


Der rote Terror, der in der einen 
oder anderen Form schätzungs- 
weise 50 Millionen Menschen das 
Leben kostete, wurde am 1. Sep- 
tember 1918, weniger als zwei 
Monate nach dem Massaker in Je- 
katerinburg, proklamiert. Der un- 
mittelbare Vorwand dafür waren 
der Mord an Uritzki, den blutbe- 
fleckten Tscheka-Chef in Petro- 
grad - durch einen anderen Zioni- 
sten, wie sich herausstellte - und 
ein versuchtes Attentat auf Lenin. 


Entweder Bekehrung 
oder Tod 


Die offizielle Zeitung „Izwestija“ 
erklärte, daß „das Proletariat auf 
eine Weise zurückschlagen wird, 
die die ganze Bourgeoisie vor 
Schrecken erzittern läßt.“ „Kras- 
naja (Rote) Gaseta‘“ verkündete: 
„Wir werden unsere Feinde zu 
Hunderten töten. ... Sie sollen in 
ihrem eigenen Blut ertrinken.“ 
Die Tscheka, der jetzt ein anderer 
Jude, Peters, vorstand, beschuldig- 
te die Sozialistische Revolutionäre 
Partei, die für das erste Stadium 
der Revolution verantwortlich ge- 
wesen war, und Peters sagte all 
das voraus, was über die Jahre 
hinweg folgen sollte: „Dieses Ver- 
brechen wird mit Massenterror 
beantwortet werden. ... Gegenre- 
volutionäre werden vernichtet.“ 


Sinonjew (richtiger Name Apfel- 
baum) erklärte, daß 90 Millionen 
des russischen Volkes „bekehrt 
und die übrigen ausgelöscht wer- 
den“. 


Der ganze Terror war notwendig, 
wenn Rußlands Herrscher an der 
Macht bleiben sollten. Es hatte 
schon zu viele Anzeichen für eine 
anhaltende Anhänglichkeit an den 
Zauber ihrer Zarenfamilie gege- 
ben, und es wurde nicht überall 
genügend Begeisterung für die re- 
volutionäre Veränderung zur 
Schau getragen. In Perm, um 
wahllos ein Beispiel herauszugrei- 
fen, war eine große Volksmenge 
hinausgegangen, um bei einer öf- 
fentlichen Bestattung der Leichen 
der Romanows, die von den 
Behörden der Weißen Armee aus 
den Schächten der Erzbergwerke 
geborgen worden waren, diesen 
die letzte Ehre zu erweisen. 


Es gab keine Möglichkeit, ehrli- 
che gemeinsame Ziele zwischen 
den Bolschewisten und der Masse 
des russischen Volkes festzulegen. 
Die zionistischen Revolutionäre 
wurden von den Deutschen für ih- 


re Zerstörungsaufgabe ausge- 
wählt, eben weil sie Zionisten und 
keine Russen waren. 


Wilton faßt zusammen: „Die 
ganze Vorgeschichte des Bolsche- 
wismus in Rußland trägt unaus- 
löslich den Stempel fremder Ein- 
dringlinge. Der Mord an dem 
Zaren, vorsätzlich von dem Zioni- 
sten Swerdlow geplant und von 
den Zionisten Golotschekin, Safa- 
row, Wolkow und Jurowski ausge- 
führt, ist die Tat nicht des russi- 
schen Volkes, sondern dieser 
feindlichen Eindringliche.“ 


Geheimnisumwvitterte 
Schandtaten 


„Es kann nur einen triftigen 
Grund für die Auffindung und 
Wiederbelebung von Informatio- 
nen über die Vergangenheit ge- 
ben, der starke Gefühle der Feind- 
seligkeit oder Angst erwecken 
könnte: Wenn es Wissen von der 
Art ist, das wir besitzen müssen, 
bevor wir möglicherweise verste- 
hen können, was sich heute inner- 
halb und außerhalb der Sowjetuni- 
on ereignet.“ 


Es genügt nicht zu wissen, daß 
die bolschewistische Revolution 
die schlimmsten Merkmale einer 
fremden Invasion aufwies. Wir 
müssen auch ergründen, wie das 
scheinbar Unmögliche bewerk- 
stelligt wurde, die Überwältigung 
eines der großen Reiche der Welt 
durch einen winzig kleinen Feind. 


Die Mitglieder der 
Regierung 


Wenn der Leser erstaunt darüber 
sei, daß bei der Ermordung der 
russischen Zarenfamilie überall 
die Hand der Zionisten mit ihm 
Spiel gewesen sei, schreibt Soko- 
low, dann müsse er sich die be- 
trächtliche zahlenmäßige Überle- 
genheit von Zionisten in der 
sowjetischen Regierung vergegen- 
wärtigen. 


Listen von Familiennamen und 
Beinamen oder Parteinamen, die 
herrschenden Körperschaften der 
sowjetischen Verwaltung von 
1917/1918 sind in Solokows Buch 
„Les Derniers Jours des Roma- 
nov“, das 1921 in Paris heraus- 
kam, und auch in der französi- 
schen Ausgabe des Buches von 
Wilton enthalten. Hier sehen wir, 
was sie enthüllen: 


Zentralkomitee der Bolschewisti- 
schen Partei: 12 Mitglieder, neun 
von ihnen Zionisten. Rat der 
Volksbeauftragten: 22 Mitglieder, 
17 Zionisten. Außerordentliche 
Kommission von Moskau: 36 
Mitglieder, 23 Zionisten, Zentra- 
ler Ministerrat: 61 Mitglieder, 41 
davon Zionisten. 


Aber wer sind die 51 Nichtzioni- 
sten in diesen Körperschaften: nur 
12 von ihnen werden von Soko- 
low als „Russen“ identifiziert; die 
übrigen werden als Armenier, Ge- 
orgier, Deutsche, Tschechen, 
Ukrainer und Letten bezeichnet. 


Aus Daten in der damaligen so- 
wjetischen Presse entnahm Soko- 
low, daß unter 556 der bedeuten- 
den Funktionäre des bolschewisti- 
schen Staates 1918/1919 17 
Russen, zwei Ukrainer, 11 Ar- 
menier, 35 Letten, 15 Deutsche, 
ein Ungar, 10 Georgier, drei Po- 
len, drei Finnen, ein Tscheche, ein 
Karaim und 457 Zionisten waren. 


Die anderen russischen sozialisti- 
schen Parteien waren auf der 
Führungsebene ähnlich zusam- 
mengesetzt. Menschewistische 
Sozialdemokraten: 11 Mitglieder, 
alles Zionisten. Kommunist des 
Volkes: fünf Zionisten, ein Russe. 
S. R. (Rechter Flügel): 13 Zioni- 
sten und zwei Russen. Anarchi- 
sten von Moskau: vier Zionisten 
und ein Russe. Polnische Kom- 
munistische Partei: alle 12 Zioni- 
sten. 


Von 61 Einzelpersonen an der 
Spitze aller linken oder fort- 
schrittlichen „Oppositions“-Par- 
teien waren sechs Russen und 55 
Zionisten. 


Lenin und das 
Identitätsproblem 


Diese Parteien, alle angeblich an- 
tibolschewistisch, hatten den 
Zweck, jedem ernsthaften Ver- 
such seitens der Russen, sich zu- 
sammenzufinden und den 
Bolschewisten eine wirksame Op- 
position entgegenzusetzen, zuvor- 
zukommen. Und wir sehen, wie 
Mitglieder von Minderheitsgrup- 
pierungen innerhalb des russi- 
schen Reiches, von denen viele 
den Russen gegenüber feindlich 
gesinnt waren, benutzt werden, 
um den im wesentlichen zionisti- 
schen Charakter der Revolution 
zu vertuschen. 


Die tatsächliche zahlenmäßige 
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Russische Revolution 


Rußland 1917 
bis 1918: 
Schlüssel zu 
dem Rätsel 
eines Zeitalters 


Überlegenheit der Zionisten mag 
sogar noch höher gewesen sein, 
als Sokolow festgestellt hat, da 
mit hoher Wahrscheinlichkeit wei- 
tere Zionisten als Russen oder 
Letten ausgegeben wurden. Das 
ganze Thema der zionistischen 
Identität ist bis heute mit vorsätz- 
licher Ungewißheit umgeben. 


Sind wir so sicher, daß Lenin - 
wirklicher Name Uljanow - ein 
Russe war? Können wir sicher 
sein, daß Lenin das geistige und 
intellektuelle „Banner“, das den 
russischen Massen als Ersatz für 
Zar Nikolaus angeboten wurde, 
kein Zionist war, wie die meisten 
anderen bolschewistischen Füh- 
rer? 

Lenins Lebensbild ist eines der 
am eifersüchtigsten bewahrten 
Geheimnisse der Revolution. Sein 
Vater war ein Russe mit tartari- 
schem oder kalmückischem Blut 
in seinen Adern und praktizieren- 
der Christ. Über seine Mutter, ei- 
ne geborene Maria Blank, hat sich 
hingegen gleich von Anfang an 
ein dichter Nebel des offiziellen 
Schweigens gelegt. Es gibt Be- 
weise dafür, daß Marias Vater, 
Alexander Blank, ein Jude aus 
Odessa war, der es nach seinem 
Übertritt zum Christentum zu be- 
trächtlichem Wohlstand brachte. 
Die Identität von Lenins 
Großmutter mütterlicherseits, eine 
geborene Anna Grosschkoph, 
Tochter eines wohlhabenden 
Kaufmanns aus St. Petersburg, ist 
nicht so eindeutig. Es liegt, vor- 
sichtig ausgedrückt, eine große 
Wahrscheinlichkeit vor, daß sie 
auch Jüdin war. 


Lenins Freund N. Valentinew, der 
noch in freundlichen Tönen über 
Lenin schrieb, als er mit den Bol- 
schewisten gebrochen hatte, be- 
merkt, daß Lenins Vater im Ge- 
gensatz zu seiner Frau Maria tief 
religiös war und regelmäßig zur 
Kirche ging, und daß seine Frau 
die Kirche mied. Lenin behaupte- 
te, seit seinem 16. Lebensjahr 
Atheist gewesen zu sein. 
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Wenn Lenins Großmutter mütter- 
licherseits Jüdin war, dann hätte 
das ausgereicht, um ihn in jüdi- 
schen Kreisen als Jude akzeptabel 
zu machen. Es ist im allgemeinen 
unter Nichtjuden wenig bekannt, 
daß die (Weiter)vererbung der jü- 
dischen Identität ausschließlich in 
der mütterlichen Linie erfolgt, 
und daß jüdisches Wesen allein 
auf Seiten des Vaters völlig unan- 
nehmbar ist. Die jüdische Linie 
kann nämlich unbegrenzt von 
Mutter zu Kind mit einer Aufein- 
anderfolge von nichtjüdischen 
Vätern weiter bestehen. 


Namen war Uljanow. 


Diese Tatsache hat weitere be- 
deutsame stillschweigende Aus- 
wirkungen: Ein Nichtjude mit ei- 
ner jüdischen Frau könnte Kinder 
haben - und hat auch im allgemei- 
nen -, Kinder, die als Juden auf- 
gezogen werden und deren 
Schicksal als Juden er geneigt 
sein wird zu teilen, während er 
selbst niemals als Jude anerkannt 
wird. 


Triumph von Zionismus 
und Kommunismus 


Viele sowjetische Führer über die 
Jahre hinweg gehörten zu diesen 
beiden Kategorien von Kryptoju- 
den entweder als Söhne jüdischer 
Frauen, die mit Nichtjuden ver- 
heiratet waren, oder als Nichtju- 
den mit Kindern, die als Juden 
aufgewachsen sind. 


W. I. Lenin und N. Krupskaja 1918 in Moskau. Lenins wirklicher 


Jeder Bericht über das, was 1917 
in Petrograd und Moskau ge- 
schah, wäre unvollständig ohne 
Hinweis auf das, was sich außer- 
halb Rußlands ereignete, da der 
Zionismus und der Kommunis- 
mus gleichzeitig triumphierten. 


In Rußland im September 1917 
fiel die Macht schließlich in die 
Hände Lenins und seiner zionisti- 
schen Mitverschwörer, und in der 
gleichen Woche verpflichteten 
Premierminister Lloyd George 
und Präsident Woodrow Wilson, 
dem von zionistischen Führern 


ausgeübten Druck nachgebend, 
Großbritannien und die Vereinig- 
ten Staaten zur Anerkennung ei- 
nes zukünftigen Staates Israel 
und seines Volkes als Nation. 


Nur Antisemiten sind 
Gegner der 
Weltrevolution 


Dieser für die Weltgeschichte 
entscheidendste Zeitabschnitt 
wird von Douglas Reed, ehemali- 
ger Korrespondent der „London 
Times“ für Osteuropa, wie folgt 
zusammengefaßt: 


„In der gleichen Woche der Bal- 
four-Erklärung erreicht die ande- 
re Gruppe von Zionisten in Ruß- 
land ihr Ziel, die Zerstörung des 
russischen Nationalstaats. Die 
westlichen Politiker brüteten so- 


mit ein zweiköpfiges Ungeheuer 
aus - ein Kopf war die Macht des 
Zionismus in den westlichen 
Hauptstädten und der andere die 
Macht des aus dem gefangenen 
Rußland vordringenden Kommu- 
nismus. Unterwerfung gegenüber 
dem Zionismus schwächte die 
Kraft des Westens sich gegen die 
Weltrevolution zu schützen, denn 
der Zionismus arbeitete darauf 
hin, die westlichen Regierungen 
unterwürfig zu halten und deren 
Politik von den nationalen Interes- 
sen ihrer jeweiligen Länder abzu- 
lenken. Zu diesem Zeitpunkt wur- 
de nämlich erstmals der Ruf laut, 
daß Gegnerschaft zur Weltrevolu- 
tion „Antisemitismus“ sei.“ 


Es muß wohl - wenn überhaupt - 
nur wenige Zeitabschnitte großer 
historischer Veränderungen ge- 
ben, über die uns zuverlässige, 
vollständigere und genauere Be- 
richte vorliegen, als die mit denen 
der Sturz einer weitgehend auto- 
kratischen Monarchie in Rußland 
und deren Austausch durch ein 
völlig fremdes Regime der Tyran- 
nei und des Terrors bezeugt wer- 
den. 


Robert Wilton war kein gewöhn- 
licher Geschichtsschreiber, der 
eine Story aus dem zusammen- 
fügt, was andere Forscher ge- 
schrieben haben, nicht einmal ei- 
ner von der besseren Sorte, dessen 
Material aus ursprünglichen Quel- 
len stammt. Er beschreibt im Vor- 
wort zu seinem Buch „Russia’s 
Agony“, das 1918 veröffentlicht 
wurde: 


„In den vergangenen 14 Jahren 
war ich Augenzeuge der Ereignis- 
se in Rußland und konnte aus er- 
ster Hand die vielfältigen Aspek- 
te der Reaktion und Revolution 
untersuchen ... Ich war der einzi- 
ge nichtrussische Zivilist, der alle 
Phasen des Zusammenbruchs des 
Sozialismus als nationale Kraft im 
vergangenen Juli miterlebte ... Die 
Männer die während diesem lan- 
gen Zeitabschnitt in russischen 
Angelegenheiten eine Rolle spiel- 
ten sind mir persönlich bekannt.“ 


Verheimlichte Wahrheiten 
über die Revolution 


Wilton war darüber hinaus kein 
gewöhnlicher Korrespondent 
wie viele andere, die von führen- 
den westlichen Zeitungen und 
Nachrichtenagenturen hinausge- 
schichkt wurden. Da er 40 Jahre 
im Lande verbracht hatte, hatte er 


sich die perfekte Beherrschung 
der Sprache und die tiefgehende 
und ausgedehnte Kenntnis eines 
Gelehrten über die Völker dieses 
riesigen Territoriums und ihrer 
Geschichte angeeignet. 


Es war daher nur ein strenger 
Bann, der jeder Information und 
öffentlichen Diskussion auferlegt 
wurde, der verhindern konnte, daß 
Wahrheit über die russische 
Tragödie im Westen zum Allge- 
meingut wurde. 


Es gab russische revolutionäre 
Tätigkeiten lange vor den Ereig- 
nissen von 1917 bis 1918. Ein 
frühes Beispiel dafür war die Ver- 
schwörung von Offizieren, die im 
napoleonischen Krieg gedient und 
während des Marsches des Erobe- 
rers auf Moskau im Jahe 1812 die 
Hauptlast der nationalen Katastro- 
phe getragen hatten. Diese jungen 
Männer waren mit den Idealen der 
Französischen Revolution vertraut 
geworden und waren über den 
Obskurantismus, die Korruption 
und die Unfähigkeit ihrer eigenen 
Regierung erzürnt. 


Diese revolutionäre Tätigkeit war 
jedoch nur ein Gesichtspunkt ei- 
nes im wesentlichen evolutionären 
Prozesses, der eher auf Reform 
als auf eine völlige Überwälti- 
gung der bestehenden sozialen 
und politischen Ordnung abzielte, 
ein Sehnen nach Veränderung, in- 
spiriert durch eine neue gebildete 
Gesellschaftsschicht, die sich 
weitgehend aus dem niedrigen 
Adel gebildet hatte und von 
Schriftstellern wie Puschkin, Do- 
stojewskij, Turgenjew, Gogol und 
Leo Tolstoj verkörpert wurde. 


Die entschlossene 
revolutionäre Minderheit 


Es gab eine beträchtliche evolu- 
tionäre Entwicklung nach der er- 
sten halb-populären sozialisti- 
schen Revolution von 1905, und 
eine der wesentlichen Zugeständ- 
nisse, die sie hervorbrachte, war 
das erste Parlament oder Duma, 
gewählt nach einem umfassenden 
kleinbäuerlichen Wahlrecht, mit 
Stolypin als Ministerpräsident. 


Die revolutionäre Unter- 
grundtätigkeit ging jedoch rasch 
weiter, mit drei Ministern, die hin- 
tereinander ermordet wurden. 
Viele der Mörder waren junge 
Zionisten, die auch Hunderte von 
Morden an Polizisten und Bankü- 
berfälle verübten, vorgeblich um 


Gelder für die Revolution aufzu- 
treiben. Terroristische Verbrechen 
gaben wiederum Anlaß zu einer 
Reihe von Pogromen. 


Nach der Ermordung von Stolpyn 
(am 18. November 1919 in Kiew) 
ging der Fortschritt fast mit dem 
gleichen Tempo unter seinem 
Nachfolger Kokowtsow weiter, 
und Rußland genoß ein noch nie 
dagewesenes Jahrzehnt des mate- 
riellen Wohlstands, in dem die 
örtlichen Behörden oder Zemst- 
wos, und die Bewegung der Ko- 
operativen eine Hauptrolle spiel- 
ten. Tausende von Kilometern der 
Haupteisenbahnlinie und Hunder- 
te von Kilometern auf beiden Sei- 
ten eröffneten weite Gebiete zur 
Ansiedlung und landwirtschaftli- 
chen Entwicklung, besonders in 
Sibirien. 


Aber immer blieb das Krebsge- 
schwür eines scheinbar unlösba- 
ren politischen Problems zurück: 
Eine entschlossen unassimilierba- 
re und leidenschaftlich rebellische 
zionistischen Minderheit. 


Kurz gesagt, die Russen waren 
lange Zeit mit den sozialen und 
politischen Zuständen in ihrem 
Land unzufrieden gewesen. Ihre 
gebildete Gesellschaftschicht hat- 
te sich vom Marxismus sowohl als 
Lebensphilosophie als auch als 
Programm zur politischen Reform 
begeistern lassen und hieß daher 
zionistische Mitbürger, die sich 
das gleiche utopische Glaubens- 
bekenntnis zu eigen gemacht zu 
haben schienen, in ihren Reihen 
willkommen. 


Die von jener klassischen politi- 
schen Autorität, Lord Acton, in 
seinem Kommentar zur Französi- 
schen Revolution gebrauchten 
Worte, passen genau auf die russi- 
sche Revolution: 


„Das Erschreckende an der Revo- 
lution ist nicht der Aufruf sondern 
die Planung; durch all das Feuer 
und den Rauch hindurch stoßen 
wir auf eine berechnende Organi- 
sation. Die Hintermänner bleiben 
geflissentlich verborgen und mas- 
kiert, aber es besteht von Anfang 
an kein Zweifel darüber, daß sie 
da sind.“ 


Der Schlüssel 
des russischen Rätsels 


Bei beiden großen Umwälzungen 
der bestehenden Ordnung wurde 
von derVerwirrung als Waffe des 


Krieges Gebrauch gemacht und in 
beiden Fällen eine Situation her- 
beigeführt, die nur für jene Dun- 
kelmänner einen Sinn ergeben 
konnte. 


Einer der Schlüssel des russischen 
Rätsels war die Konferenz der So- 
zialdemokraten dieses Landes in 
Stockholm im Jahre 1908, auf der 
das Wort „Bolschewik“ erstmals 
in Gebrauch kam. Alle Delegier- 
ten waren sich einig in ihrer An- 
hänglickeit an die Lehren von 
Karl Marx, ihre Meinungen gin- 
gen aber auseinander, so schien 
es, über die Frage der Mittel und 
Wege, die zum Ziele führen soll- 
ten. Eine Gruppe, angeführt von 
Lenin, beharrte auf radikalen Ak- 
tivismus, Propaganda und bluti- 
gen Konflikt und wurde Bolsche- 
wiken genannt, weil sie die Mehr- 
heit bildeten. Die anderen traten 
für die Beseitigung des Kapitalis- 
mus und Einführung eines Arbei- 
terparadieses mit langsamen und 
weniger Mitteln ein; da sie die 
Minderheit darstellten, wurden sie 
(auf Russisch) die Menschewiken 
genannt. Genauer gesagt, 
„größer“ (Bolschewik) und „ge- 
ringer“ (Menschewik). 


Der Trick des 
Trojanischen Pferdes 


Die Wahrheit besteht jedoch, wie 
wir jetzt erkennen sollten, darin, 
daß die Aufstellung zweier rivali- 
sierender Gruppen Teil eines ein- 
zigen revolutionären Unterfan- 
gens war, und daß leninistische 
Hardliner sich fest in beiden 
Gruppierungen häuslich niederge- 
lassen hatten. Im Grunde genom- 
men ist dies nichts anderes, als 
der Trick mit dem Trojanischen 
Pferd in einer modernen ausge- 
klügelten Form. Die Russen und 
ihre eigentlichen Führer neigten 
keineswegs dazu, Gewaltmaßnah- 
men gegen die Monarchie und 
herrschende Klasse anzuwenden. 
Wie war es nun möglich, die 
Wand des natürlichen nationalen 
Widerstand zu durchbrechen? Die 
Antwort: Gib ihnen ein großes 
menschewistisches politisches 
Spielzeug, seinen geräumigen 
Bauch mit Bolschewiki mit russi- 
fizierten Namen gefüllt, die alle 
vorgeben, gute Menschewiki zu 
sein. Daher die erschreckende 
Verwirrung und die tödliche Prä- 
zision mit der der geheime Plan in 
die Tat umgesetzt wurde. 


Der chinesische Weise Konfuzius 
sagte einmal, daß er, wenn ihm 
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die Macht dazu verliehen würde, 
befehlen würde, daß alle Dinge 
mit ihrem richtigen Namen ge- 
nannt werden. Weil, sagte er, es 
keinen ordentlichen Gedanken- 
austausch und keine Ordnung in 
der Gesellschaft geben kann, 
wenn nicht die richtigen Worte 
verwendet werden. Wenn dieser 
Test angewendet wird, bevor wir 
den detaillierten und graphischen 
Bericht über die Endstufen des re- 
volutionären Dramas näher in Be- 
tracht ziehen, treten einige uner- 
wartete Ergebnisse zutage. 


Wiltons „Pseudo-Zionisten“ wa- 
ren in Wirklichkeit Pseudo-Rus- 
sen, die ihre wahre Identität hinter 
russischen Namen, wie zum Bei- 
spiel Trotzkij für Bronstein, Stek- 
how für Nahmkaz und Zinonjew 
für Apfelbaum kaschierten. Es 
waren, wie Wilton sie selbst defi- 
niert, „die haßgeladenen Produkte 
des Altertums“, die sich von an- 
deren Juden nur insofern unter- 
schieden, als sie zur Führungs- 
schicht gehörten, besser gebildet 
waren und in ständiger Verbin- 
dung mit der zionistischen 
Führung im Ausland standen. 


Sozialismus 
als Philosophie 


Man muß sich auch den „Soziali- 
sten“ einmal etwas näher betrach- 
ten. 


Dieser Begriff, stellen wir dann 
fest, ist geprägt worden, um zwei 
radikal verschiedene Erscheinun- 
gen zu repräsentieren. Erstens: Je- 
ne, die leidenschaftlich an den So- 
zialismus als Philosophie und 
Programm der politischen Verän- 
derung glauben; und zweitens, je- 
ne, die wissen, daß das Unsinn ist, 
die den Sozialismus aber anerken- 
nen als etwas, was als politische 
Waffe eingesetzt werden kann. 


Lu 


Was sich 1908 in Stockholm er- 
eignete, war daher keine Konfe- 
renz von Sozialisten und Pseudo- 
Sozialisten. Genauer gesagt, die 
Pseudo-Sozialisten waren zionisti- 
sche Nationalisten. Und Nationa- 
lismus ist eigentlich die Antithese 
von Sozialismus, die erstere 
Gruppe bewußt oder partikulari- 
stisch, die andere internationali- 
stisch und universalistisch; die ei- 
ne verlangt Gruppenidentität und 
die andere ist ganz und gar dage- 
gen; die eine ist daher die Vernei- 
nung der anderen. 


So waren die „Bolschewiki“ nie- 
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mals die „Mehrheit“, und es ist 
richtiger sie als pseudo-russische 
Minderheit zu bezeichnen. Streng 
genommen gab es daher über- 
haupt nicht so etwas, wie eine 
„bolschewistische Revolution“. Es 
gab einen zionistischen Krieg der 
nationalen Revolution, der unter 
dem Deckmantel einer russisch- 
sozialistischen Revolution geführt 
wurde. Mit anderen Worten, die 
russischen Sozialisten mit Unter- 
stützung von Zionisten und mit ei- 
ner großen Anzahl Unzufriedener 
auf ihrer Seite, erreichten einen 
Umsturz der alten Ordnung, nur 
um zu erleben, daß ihnen in der 
erschreckenden Unordnung, die 
darauf folgte, der Sieg von einer 
bestens organisieten zionistischen 
nationalistischen Minderheit aus 
den Händen gerissen wurde. 


Das wirkliche Übel 
ist der Sozialismus 


Durch Einsetzung der richtigen 
Wörter und Namen ergibt sich so- 
mit ein klares und zusammenhän- 
gendes Gedankenbild dessen, was 
sich in Petrograd zugetragen hat, 
und die vielen losen Informations- 
brocken passen dann haargenau 
zusammen, wie die Teile eines 
richtig zusammengefügten Puz- 
zles. Aber das läßt noch eine 
wichtige Frage unbeantwortet: 
Wie war es möglich, daß alle jene 
russischen Sozialisten, von denen 
die meisten gut erzogen waren, 
zum Zwecke der Zerstörung ihres 
eigenen Nationalstaats ausgenutzt 
werden konnten? 


Die vollständige Antwort auf die- 
se Frage liegt tief in der wirkli- 
chen Bedeutung des Konzeptes 
„Sozialismus“, eines Begriffes 
von tiefgehender Bedeutsamkeit, 
für den es bislang noch kein Wort 
gibt, verborgen. Die Wörter- 
bücher geben uns nur einige der 
Bedeutungen wieder, die man in 
das Wort hineingelegt hat, und 
uns bleibt nichts anderes übrig als 
die wirkliche Bedeutung durch ei- 
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Solscheniytsyn hatte Recht, als er 
sagte, das wirkliche Übel sei der 
Sozialismus, nicht der Kommu- 
nismus, der nichts anderes als ein 
Nebenprodukt des ersteren sei. 
Schmerzvolle Erfahrung hat Mil- 
lionen von Menschen gelehrt, was 
Sozialismus bedeutet, nirgendwo 
anders in stärkerem Maße als in 
der Sowjetunion und Osteuropa. 
Aber ihre Erfahrung sagt denjeni- 
gen nichts, die diese Erfahrung 
nicht oder nur in gemilderter 
Form gemacht haben. 


Was daher dringend notwendig 
ist, ist wenigstens ein Versuch sei- 
tens derjenigen, die es wirklich 
wissen, dies begrifflich zu erfas- 
sen und in Worte zu kleiden. 


Eine intellektuelle 
Sterilität 


Es kann somit vom Sozialismus 
gesagt werden, daß es sich hierbei 
um eine Pervertierung des Begrif- 
fes „Gesellschaft“ handelt - fast 
genau so wie der Homosexualis- 
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mus eine Perversion des Ge- 
schlechtslebens ist. In beiden Fäl- 
len liegt eine Abweichung vom 
Natürlichen vor, die eine ist un- 
natürlicher Sex und die andere un- 
natürliche Politik. Sozialismus, so 
wie in unserem Jahrhundert an 
ihn geglaubt und wie er praktiziert 
wird, ist contra naturarm und un- 
abänderlich zeugungsunfähig. 


Es handelt sich daher um eine in- 
tellektuelle Sterilität, die durch 
das falsche Evangelium des Karl 
Marx erzeugt wurde, und die sich 
in Rußland wie ein erworbenes 
Immunmangelsyndrom auswirkte, 
das viele der russischen Gebilde- 
ten oder die Intelligentsia der 
Kraft beraubte, die stark wirkende 
Infektion eines verdeckten zioni- 
stischen Nationalismus zu 
bekämpfen. Unempfindlich gegen 
ein lebensbedrohendes Übel in ih- 
rer Mitte gemacht, fehlte den rus- 
sischen Intellektuellen die Kraft, 
dagegen anzugehen. Der Sozialis- 
mus kann als neuzeitliche Bekun- 
dung von Platos „Lüge in der See- 
le“ bezeichnet werden. 


Die Zustände in Rußland Anfang 


1917 entsprachen allen Vorausset- 
zungen einer revolutionären Verän- 
derung. Unzufriedenheit hatte lan- 
ge Zeit gegärt, das Land war zwei- 
einhalb Jahre lang in einen 
erfolglosen und entsetzlich falsch 
geführten Krieg verwickelt gewe- 
sen, und der einigende Einfluß der 
Monarchie war durch den Raspu- 
tin-Skandal schwer beeinträchtigt 
worden. So ist es nicht verwunder- 
lich, daß die Revolution eine große 
Heerschar von Anhängern unter 
Soldaten und Zivilisten hatte. 


Reif für 
die Revolution 


Eine unmittelbare und sehr 
schmerzlich empfundene Ursache 
der Unzufriedenheit in Petrograd 
war die Knappheit an Brot und 
anderen Lebensmitteln, die zu- 
mindest zum Teil künstlich arran- 
giert worden sein könnten. Somit 


W. I. Lenin legt am 1. Mai 1920 
auf dem ehemaligen Theaterplatz 
in Moskau den Grundstein für 
das Karl-Marx-Denkmal. 


wurde eine Ausgangsbasis ge- 
schaffen, auf die die russischen 
Revolutionäre nur gewartet und 
auf die sie sich gut vorbereitet 
hatten. 


In einer Rede vor der Duma am 
27. Februar kündigte Kerenskij 
das kommende Ungewitter an: 
„Seine Blitze erhellen bereits den 
Horizont.“ Er verlangte die Been- 
digung von Rußlands Verwick- 
lung in den Krieg. Während sei- 
ner Rede fanden Arbeiter-Demon- 
strationen in den Straßen statt, 
und die vor den Geschäften ste- 
henden Menschenschlangen wur- 
den immer unruhiger. 


Der winzig kleine Funkt, der das 
Feuer des öffentlichen Aufruhrs 
entfachte, das eine große Nation 
zerstören sollte, wurde am Mitt- 
woch, den 7. März entzündet, als 
eine verärgerte alte Frau einen 
Stein warf und das Schaufenster 
eines Bäckers zertrümmerte. An- 
dere kamen hinzu und am näch- 
sten Tag wurden weitere Läden 
mit Steinen beworfen und ausge- 
plündert. Polizei und Kosaken- 
streifen griffen ein, aber die Un- 
ordnung eskalierte weiter. 


Der Korrespondent der „London 
Times“ wohnte in einem Haus ne- 
ben der Präfektur in der Innen- 
stadt von Petrograd, kannte alle 
beteiligten verantwortlichen Zivil- 
und Militärbeamten und politi- 
schen Führungskräfte und konnte 
daher alle Endstufen der revolu- 
tionären Besetzungen und Über- 
nahme des legislativen und admi- 
nistrativen Nervenzentrums des 
Landes beobachten und aufzeich- 
nen. 


Verallgemeinerungen dessen was 
geschah hätten wenig historischen 
Wert, wenn sie nicht durch eine 
gewaltige Menge faktischer Au- 
genzeugenbeweise untermauert 
werden können, wie Robert Wil- 
ton sie in seinem Buch „Russia’s 
Agony““ aufzeichnet und durch 
das Sokolow-Archiv weiter be- 
stätigt werden. 


Wilton hat genauestens und in al- 
len Einzelheiten beschrieben, wie 
eine echte Reformbewegung in 
Rußland zunächst von einem be- 
geisterten russischen sozialisti- 
schen Element und schließlich 
von pseudo-russischen und pseu- 
do-sozialistischen Bolschewiken 
übernommen wurde. Wir erleben, 
wie eine gut organisierte Minder- 
heit ausgebildeter Operateure, die 
mit einem umfassenden Spezial- 


Nach seiner Rückkehr aus Ialien im Jahr 1928 unterhält sich der 
Schriftsteller Maxim Gorki mit Arbeitern. 


wissen in Wühlarbeit ausgestattet 
war und genau wußte, wohin sie 
ging, es fertigbrachte, ihren Wil- 
len einer Mehrheit aufzuzwingen 
die niemals völlig begriffen hatte 
was geschah und bezüglich der 
Reform, die sie wollte, geteilter 
Meinung war. 


Ein sehr komplexer und vorsätz- 
lich durcheinandergebrachter Pro- 
zeß der erzwungenen politischen 
Veränderung, kann wie folgt kurz 
zusammengefaßt werden: Einer 
Übergangsregierung, die sich aus- 
schließlich aus Abgeordneten der 
Duma zusammensetzte, von de- 
nen fast alle Nichtsozialisten aber 
alle stark reformistisch ausgerich- 
tet waren, gelang es, ein völlig un- 
fähiges autokratisches Regime 
fortzujagen und zu ersetzen. Der 
Zar war an seiner Rückkehr nach 
Petrograd gehindert worden und 
hatte abgedankt, nachdem er 
Prinz Lemberg zum Ministerprä- 
sidenten einer Übergangsregie- 
rung ernannt hatte. Die Bolsche- 
wisten, die in mehreren Wachba- 
taillonen eine Meuterei entfacht 
und Petrograd in totale Unord- 
nung gestürzt hatten, riefen einen 
eigenen „Arbeiter- und Soldaten- 
rat“, den „Sowjet“, aus. Dieser 
Sowjet mit seiner russischen so- 
zialistischen Mehrheit arbeitete 
mit der Übergangsregierung zu- 
sammen, bis die Bolschewisten in 
ihrer Mitte die volle Gewalt, 


zunächst über den Sowjet, dann 
über die Übergangsregierung an 
sich reißen konnten. 


Die Vernichtung 
der Nationen 


Was ist nun die historische Be- 
deutung, die sich aus den zahllo- 
sen Einzelheiten dieses großen 
Ereignisses, das immer als bol- 
schewistische Revolution bekannt 
aber in Wirklichkeit eine unter 
dem Deckmantel einer Revolution 
durchgeführte nationale Aggressi- 
on war, herauskristallisiert? 


So wie das Massaker an der Za- 
renfamilie der Inbegriff einer 
ganzen Revolutionsperiode ist, so 
ist die „bolschewistische Revolu- 
tion‘ mit ihrem irreführenden Na- 
men für die ganze Welt der Inbe- 
griff eines Jahrhunderts des Kon- 
flikts ohne Präzedenzfall in der 
Geschichtsschreibung. 


Überall sehen wir die gleichen 
Mächte, Einflüsse und Motive an 
der Arbeit und überall wird das 
gleiche Ziel angesteuert, nämlich 
die Vernichtung der Nationen. An- 
statt eines Wettstreites der Natio- 
nen, wie er bislang geführt wurde, 
wird eine Völkervernichtung ver- 
sucht; nicht Krieg gegen jede na- 
tionale Selbständigkeit, sondern 
Krieg des einen gegen alle. 


Daher können wir die Ermordung 
der russischen Zarenfamilie nicht 
voll und ganz begreifen, ohne 
auch die ganze Periode der russi- 
schen Revolution zu verstehen; 
und wir können diese nicht verste- 
hen, ohne gleichzeitig ein ganzes 
Jahrhundert des Kampfes zu ver- 
stehen. 


Daher können wir, wenn es uns 
mit anderen Mitteln gelungen ist, 
die Bedeutung unseres Zeitalters 
des Konflikts zu entdecken, auch 
all das leicht begreifen, was 1917 
und 1918 in Rußland geschah. 
Mit anderen Worten, die soge- 
nannte bolschewistische Revoluti- 
on kann für Millionen im Westen 
ein Schlüssel zur Erschließung 
des Geheimnisses der sich entfal- 
tenden Zeitgeschichte sein. Es ist 
das, was sie wissen müssen, wenn 
sie ihre derzeitige Lage und Aus- 
sichten verstehen sollen. 


Der Triumph 
des Rationalismus 


Denn der ganze Sinn und Zweck 
des Lebens ist untrennbar mit 
Wissen verknüpft. Wenn wir nicht 
wissen, was geschah, können wir 
auch nicht wissen, was wir tun 
müssen. 


Zwei bedeutsame Entwicklungen 
in den Ländern des Westens hat- 
ten sich miteinander verbunden, 
um einem geographisch zerstreu- 
ten jüdischen Volk eine Macht zu 
verleihen, die es in mehr als 2000 
Jahren seiner separaten Existenz 
niemals genossen hatte. Eine von 
diesen war eine explosive Ent- 
wicklung im Bereich der Technik 
oder Werkzeuge, die zu einem 
kombinerten Anstieg in der Wirt- 
schaftsproduktion, das heißt zur 
Schaffung von Wohlstand führte. 
Die andere war ein fortschreiten- 
der Verfall des gemeinsamen reli- 
giösen Glaubens, eine der Folgen 
der sogenannten Aufklärung, das 
heißt des Triumphes des Rationa- 
lismus über den Glauben als Fun- 
dament für das gesamte soziale 
und politische Denken. 


Darüber hinaus hatten alle die 
Umstände, die im Festland Euro- 
pa, besonders in Deutschland, 
Polen und Rußland vorherrschten, 
obwohl sie den jüdischen Men- 
schen ermöglichten sich zu 
vermehren wie möglicherweise 
niemals zuvor, bei diesen ein fie- 
berisches Gruppenbewußtsein er- 
zeugt, als sie sich unaufhörlich 
bemühten, der Assimilierung zu 
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widerstehen. Es war ein Gruppen- 
bewußtsein, das schon lange 
durch ihren Glauben und Religi- 
onsausübung und später, als auch 
die Zionisten unter den Einfluß 
der „Aufklärung“ gerieten, durch 
einen leidenschaftlichen weltli- 
chen Nationalismus gefestigt wor- 
den war. 


Eine Nation 
im Kriegszustand 


Die Zionisten entdeckten daher, 
daß sie auf ideale Weise dazu aus- 
gerüstet waren, die sich durch das 
neue Zeitalter des Überflusses, 
das sich im Westen ab Mitte des 
19. Jahrhunderts zu entfalten be- 
gann, darbietenden günstigen Ge- 
legenheiten auszubeuten. Da sie 
sich von jeder der Assimilation 
förderlichen Tätigkeit selbst aus- 
geschlossen hatten, gingen sie je- 
der Erfindung und Wohlstands- 
produktion aus dem Wege und be- 
faßten sich fast ausschließlich 
damit, mit den Dingen zu han- 
deln, besonders mit Geld, eine Be- 
schäftigungsart, die es ihnen er- 
leichterte, beiseitezustehen. 
Darüber hinaus verlangte die Be- 
wahrung einer separaten Grup- 
penidentität die Umsetzung eines 
doppelten Moralkodex in die Tat, 
eine Moral der gemeinsamen 
Loyalität und gegenseitigen Un- 
terstützung unter „uns“ - den Zio- 
nisten - und eine Moral der sich 
von Zeit zu Zeit zu Feindschaft 
erhärtenden Gleichgültigkeit ge- 
gen „sie“ - die Bevölkerung des 
Gastlandes -. Die Zionisten waren 
daher eine Nation, die sich stän- 
dig im Kriegszustand befand. 


Jede Kriegsführung erfordert die 
Praxis der Geheimhaltung und der 
Täuschung, aber keines von bei- 
den im gleichen Ausmaß wie ein 
Krieg, der fast ausschließlich auf 
dem Schlachtfeld des Gedankens, 
auf der Grundlage einer nationa- 
len Selbständigkeit geführt wird, 
die sich selbst geflissentlich ver- 
schleiern muß. 
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W.. Lenin und seine Schwester M.I. Uljanowa auf dem Weg ins Bol- 
schoitheater in Moskau, in dem der V. Allrussische Sowjetkongreß von 
4.-10. Juli 1918 tagte. 


Da die zionistische nationale Ein- 
heit somit gänzlich ein Gedanke 
ist, war zu deren Erhaltung eine 
grenzenlose Anwendung der 
Kunst der Verheimlichung, Tar- 
nung und Täuschung erforderlich, 
und eine ihrer bemerkenswerte- 
sten Erfindungen war Unwahrheit 
von einer Art gegen die die Völ- 
ker des Westens keine natürliche 
Verteidigungsmöglichkeit zu ha- 
ben scheinen. Dies nimmt die 
Form einer der auf den Kopf ge- 
stellten oder umgekrempelten 
Wahrheit an und erzeugt eine Lü- 
ge, die auf höchst plausible Weise 
die Wahrheit nachahmt. 


So wird Gegnerschaft gegen 
Nichtzionisten zu „Antisemitis- 
mus“; Selbstausschuß aus der Be- 
völkerung des Gastlandes wird 
zur schmerzvollen Diskriminie- 
rung und Zurückweisung; und ag- 
gressiver Finanz-Kapitalismus 
nimmt die Gestalt eines sozialisti- 
schen und kommunistischen „An- 
tikapitalismus“ an; die Praktiker 
des Völkermords werden als die 
größten Opfer des Völkermords 
dargestellt. 


Und was am dreistesten von allem 
ist, eine Nation von Atheisten be- 
ansprucht „in Erfüllung der Ver- 
heißung Gottes‘ das Land Palästi- 
na für sich. 


Die Ergründung und Zusammen- 


fügung von Tatsachen, die zusam- 
mengehören, ist daher nicht im- 
mer genug. Manchmal sind es 
Fakten, die man zwar zusammen- 
gesetzt hat, die aber nicht zusam- 
mengehören, die abgetrennt wer- 
den müssen, bevor die Wahrheit 
freigesetzt werden kann. 


Professor Hannah Arendt erkennt 
die enorme Bedeutung der zioni- 
stischen Präsenz im 20. Jahrhun- 
dert, macht aber keinen Versuch 
sie zu erklären. Sie schreibt: „Die 
politischen Entwicklungen des 20. 
Jahrhunderts haben das jüdische 
Volk in das Sturmzentrum der Er- 
eignisse getrieben ... die Judenfra- 
ge und Antisemitismus .. wurden 
das katalytische Mittel zunächst 
für den Aufstieg der Nazi-Bewe- 
gung und die Festigung der orga- 
nisatorischen Struktur des Dritten 
Reiches ... dann für einen Welt- 
krieg von einer Grimmigkeit ohne 
Paralele.“ 


Ein Jahrhundert 
der Unaufrichtigkeit 


Die zionistische Hochfinanz war 
von Anfang an tief in die russi- 
sche Revolution und sogar noch 
früher in die Finanzierung revolu- 
tionärer Tätigkeiten verwickelt; 
und eine nichtzionistische Hoch- 
finanz, ebenfalls sehr groß aber 
nicht im gleichen Ausmaß poli- 


tisch motiviert und beherrscht, 
fiel bereitwillig hinter ihr zurück, 
froh darüber, daß ihr ein „Stück 
der Handlung“ zugebilligt wurde. 
Danach arbeiteten beide Hand in 
Hand zur Führung einer geistig 


‚enterbten und entrechteten westli- 


chen gebildeten Gesellschaft oder 
Intelligentsia, deren utopischer 
Religionsersatz durch Leute vom 
Schlage eines George Bernard 
Shaw, dem Hinhaltetaktiker, der 
keine Skrupel hatte, die Unwahr- 
heit als ein Instrument sogar der 
Innenpolitik zu legitimieren, arti- 
kuliert wird. 


Und alle Sozialwissenschaften - 
Geschichte, Wirtschaft und An- 
thropologie wurden verdorben, 
wie Pilze die zur weiteren Kulti- 
vierung der Dunkelheit bedürfen. 


Die Krebskrankheit 
Europas 


Alles zusammengefaßt: Ein 20. 
Jahrhundert der Unaufrichtigkeit 
ohne Parallele in der Geschichts- 
schreibung. 


Von Rußland aus verbreitete sich 
der Terrorismus und die Tyrannei 
des zionistischen Nationalismus 
wie eine Krebskrankheit über den 
Körper ganz Osteuropas aus. 


Im kommunistischen Polen zeich- 
nete der amerikanische Botschaf- 
ter Bliss Lane die Vorherrschaft 
der Zionisten, viele von ihnen 
Fremde, in den Schlüsselpositio- 
nen der Bevölkerungsbegrenzung 
auf. 


In Ungarn wurde Mattyas Rakosi 
- als Roth in Jugoslawien geboren 
- mit Unterstützung der Roten Ar- 
mee als Ministerpräsident einge- 
setzt, und die „London Times“ 
berichtete, daß sein Kabinett „pre- 
dominantly Jewish“ - vorwiegend 
zionistisch - sei. 


Fast zur gleichen Zeit hielt die 
Londoner Zeitung „New States- 
man“ fest, daß „in der Tschecho- 
slowakei wie anderswo in 
Osteuropa, sowohl die Partei-In- 
tellektuellen als auch die Schlüs- 
selfiguren in der Geheimpolizei 
weitgehend zionistischer Abstam- 
mung sind“. 


Über Rumänien berichtete die 
„New York Times“ 1953: „Rumä- 
nien, zusammen mit Ungarn, hat 
vielleicht die größte Anzahl von 
Zionisten in der Verwaltung.“ In 
Rumänien tobte der Terror unter 


Anna Pauker, der Tochter eines 
Rabbiners. 


Die Rolle 
der Zionisten 


Und in der DDR saß dem Regime 
des Terrors eine gewisse Hilde 
Benjamin, zunächst als Vizepräsi- 
dent des Obersten Gerichts, dann 
als Justizminsterin vor. Unter der 
Leitung „der gefürchteten Frau 
Benjamin“, wie sie von der „Lon- 
don Times“ bezeichnet wurde, 
wurden in zwei Jahren 200 000 
Mitteldeutsche des „Verbrechens 
der politischen Opposition“ schul- 
dig gesprochen. 


Dies war bis zum heutigen Tage 
die nationalistische Rolle der Zio- 
nisten, und jede Kundgebung ört- 
licher Selbstregierung, ob in Eu- 
ropa, Lateinamerika oder anders- 
wo wurde gnadenlos zwischen 
den oberen Backenzähnen einer 
gewaltigen Finanzmacht mit ihren 
Medien und Manipulationen der 
Parteipolitik und einem Unterkie- 
fer des Umsturzes, des Terroris- 


mus und der Revolution zer- 
malmt. 


Es gibt kein besseres fortdauern- 
des Beispiel dafür als Südafrika, 
wo der African National Congress 
(ANC) und die South African 
Communist Party, die sich als 
„Schwarze Befreiung“ ausgeben, 
andere Namen für einen chauvini- 
stisch-nationalistischen zionisti- 
schen Imperaialismus sind. 


Was bedeutet dies alles über die 
lange Distanz der Geschichte hin- 
weg gesehen? Es ergibt sich eine 
Tatsache von größter Bedeutung: 
Die zionistische Rolle in der Ge- 
schichte war ohne Abweichung 
zerstörerisch, das genaue Gegen- 
teil von schöpferisch. 


Jeder Zionist, der ein persönliches 
Heil in einem schöpferischen Ver- 
hältnis zur übrigen Menschheit 
findet - Spinonza, Mendelssohn, 
Disraeli-, hört sofort auf, Zionist 
zu sein. Denn nur diejenigen kön- 
nen schöpferisch tätig sein, Dinge 
herstellen und zum Funktionieren 
bringen, die eine verständnisvolle, 


mitfühlende Identifizierung mit 
Dingen und mit Menschen errei- 
chen können, die sie um ihrer 
selbst willen lieben und nicht nur 
als Mittel, um ihren Appetit nach 
Besitz und Macht zu stillen. 


Fortschritt, aber 
zu welchem Preis 


Es hätte einer Liebe zu Rußland 
und zu seinem Volk bedurft, um 
ein politisches System in diesem 
riesigen Lande wirklich zum Tra- 
gen zu bringen. So aber gab es 
keine Möglichkeit, mit der das so- 
wjetische System jemals hätte 
zum Funktionieren gebracht wer- 
den können, und es besteht glei- 
chermaßen keine Möglichkeit, ei- 
nen zionistischen Nationalismus 
mit seiner militante Entfremdung 
von der übrigen Menschheit je- 
mals-dauerhaft lebensfähig zu ma- 
chen. Eine nationale Eigenstän- 
digkeit nur des Gedankens muß, 
um überleben zu können, für im- 
mer natur-unfreundlich und gei- 
stig steril - ein Gegenstand der 
Abneigung und des Vorwurfs für 


W. I. Lenin während des histori- 
schen Gesprächs mit dem engli- 
schen Schriftsteller H. G. Wells in 
Moskau am 6. Oktober 1920. 


die übrige Menschheit bleiben-, 
daher der sogenannte Antisemitis- 
mus überall und immer. 


Nichtsdestoweniger scheint der 
Zionist auf eine paradoxe höchst 
geheimnisvolle Weise im mensch- 
lichen evolutionären Prozeß eine 
positive Rolle zu spielen, ver- 
gleichbar mit der eines Wels im 
Behälter, der alle anderen Fische 
beflügelt und belebt. In Rußland 
sehen wir jetzt schon, wie, aus 
den furchtbaren Leiden seines 
Volkes geboren, unter den Russen 
nicht nur ein klares Verständnis 
der zionistischen Rolle in der Ge- 
schichte, sondern auch ein tiefe- 
res Wissen über sich selbst, mehr 
und tiefere Einblicke in die Be- 
deutung des Lebens selbst, des 
Guten und des Bösen hervorge- 
bracht werden - immerhin ein 
Fortschritt, aber zu welchem 
Preis? = 
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Vertrauliches 


Neues finsteres 
Zeitalter? 


Der Eintritt in ein neues „Finste- 
res Zeitalter‘, das mit dem 
Zusammenburch der Zivilisation 
einhergeht, wird zunehmend zum 
Thema innerhalb der britischen 
Elite. So veröffentlichte der 
einflußreiche Oxford-Historiker 
Norman Stone auf der Titelseite 
der Londoner „Sunday Times“ 
einen Artikel mit der Überschrift 
„Rückkehr des finsteren Zeital- 
ters“, in dem er vor dem „Auf- 
stieg  barbarischer Kulturen“ 
warnt und „beunruhigende Paral- 
lelen zwischen dem frühen Mittel- 
alter und der Gegenwart“ zieht. 


Stone schreibt: „Die moderne 
Welt, die um 1500 erfunden wur- 
de, kommt an ihr Ende. Damals, 
etwa zu dem Zeitpunkt, als Ame- 
rika entdeckt wurde, entstand al- 
les, was man mit der Neuzeit ver- 
bindet: die Druckkunst, das 
Recht, der Nationalstaat. Jetzt 
stößt all dies an sein Ende. Wir 
kehren zur mittelalterlichen Welt 
der Bettler, Seuchen, Feuersbrün- 
ste und des Aberglaubens 
zurück.... Im Chaos schaffen sich 
die (Finanz-) Raubritter rechts- 
freie Räume.“ D 


Israel und ADL 
im Streit 


Zwischen bestimmten jüdischen 
Organisationen in den USA und 
der israelischen Regierung ist of- 
fener Streit ausgebrochen. Abe 
Foxmann, Direktor der ADL (An- 
ti-Defamation League), die über 
Verbindungen zu Meir Kahanes 
Jewish Defense League verfügt, 
warf der Regierung Rabin vor, sie 
versuche die Opposition amerika- 
nischer Juden gegen die jüngste 
UN-Resolution zum Hebron-Mas- 
saker zu unterdrücken. 

Foxmann wird in der zur „kanadi- 
schen Hollinger Corporation 
gehörenden „Jerusalem Post“ mit 
den Worten zitiert: „Es ist un- 
natürlich für amerikanische Ju- 
den, nicht zu protestieren, wenn 
Jerusalem betroffen ist.“ 
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Schon bei der Nominierung Stro- 
be Talbotts zum stellvertretenden 
US-Außenminister haben die isra- 
elischa Regierung jüdische 
Organisationen in Amerika zur 
Zurückhaltung augefordert. Auch 
als der republikanische Abgeord- 
nerte Charles Shumer sich für ein 
Junktim zwischen der amerikani- 
schen Anerkennung der PLO und 
der Aufhebung des arabischen 
Boykotts gegen Israel eingesetzt 
hatte, habe Israel keine Unterstüt- 
zung empfohlen. Die Regierung 
Clinton solle nicht glauben, daß 
sie die amerikanischen Juden 
„über Israel unter ihre Kontrolle 
kriegen könne“, sagte Foxmann. 


Der Abgeordnete der Arbeiterpar- 
tei Ephraim Sneh, ein ehemaliger 
General, schrieb im Gegenzug in 
der in New York erscheinenden 
„Jewish Week“: „Diese Hetzkam- 
pagne steuern Knessetabgeordne- 
te rechtsgerichteter Parteien von 
den USA aus... Die Finanzierung 
der Siedlungen und die Kampa- 
gne gegen den Friedensprozeß 
stellen einen Angriff auf die Poli- 
tik der vom israelischen Volk de- 
mokratisch gewählten Regierung 
dar.“ 


Es sei sehr bedauerlich, daß sich 
führende Mitglieder jüdischer Or- 
ganisationen in Nordamerika an 
entsprechenden Spendenaktionen 
beteiligten. Bei Demonstrationen 
der Extremisten werde zum Mord 
aufgerufen, Bilder Rabins würden 
verbrannt. 


Die Organisationen Meir Kaha- 
nes, denen auch der Hebron-At- 
tentäter Goldstein angehört hatte, 
seinen „bekannterweise mit ame- 
rikanischen Geldern finanziert“. 
Diejenigen, die heute derartige 
Gruppen unterstützten, trügen 
morgen die Verantwortung für 
neue Anschläge, so Sneh. @| 


Das Buch, das 

„Whitewater- 

gate“ in „Bush- 
ate‘ verwan- 
eln kann 


Die britischen Hintermänner der 
Whitewater-Destabilisierung ge- 
gen den US-Präsidenten haben 
begonnen, eine Verwicklung des 
damaligen Gouverneurs Clinton 
in illegale Iran-Contra-Operatio- 
nen in Mena, Arkansas, ins Spiel 
zu bringen. Damit haben die 
Skandalfabrikanten wahrschein- 


lich ein „Eigentor“ geschossen. 
Gerade ist das Buch von Terry 
Reed und John Cummings, 
„Kompromittiert: Clinton, Bush 
und CIA“ erschienen. Das im 
New Yorker Verlag Shapolsky Pu- 
blisher erschienene Buch enthält 
explosive Informationen über Me- 
na und damit verbundene Iran- 
Contra-Aktivitäten. Diese Infor- 
mationen betreffen George Bush 
persönlich, seine Söhne Jeb und 
George jr. sowie Oliver North und 
den „Bush-Apparat“ insgesamt. 
Sie dürften diesen erheblich mehr 
schaden als Clinton. 


Reed und Cummings belegen, daß 
die angebliche „Clinton-Verbin- 
dung“ der Iran-Contra-Operation 
in Mena nur ein kleiner Neben- 
aspekt einer Großoperation von 
US-Regierungsbehörden war, die 
unter der persönlichen Leitung 
des damaligen Vizepräsidenten 
George Bush stand. Anfang 1982 
unterzeichnete Präsident Reagan 
streng geheime Direktiven zur 
Nationalen Sicherheit (NSDD 2 
und NSDD 3), mit denen die ver- 
deckten Operationen in Zentrala- 
merika Georg Bush persönlich 
unterstellt wurden. Bushs wirkli- 
che Rolle in den Iran-Contra-Ope- 
rationen zwischen 1982 und 1986 
wurde von Oliver North, der 
„Scowcroft/Muskie/Tower-Kom- 

mission“ und den nach 1986 er- 
folgten Untersuchungen des US- 
Kongresses systematisch ver- 
tuscht. 


In seinem Vorwort betont Reed, 
daß er 1992 für Clinton gestimmt 
habe, obwohl er bestimmte Infor- 
mationen über Clintons frühere 
Aktivitäten als Gouverneur von 
Arkansas besaß. Die wirkliche 
Gefahr drohe den Vereinigten 
Staaten von „Georg Bush und den 
überkommenen, _irregeleiteten 
Einstellungen seines Flügels in 
der Republikanischen Partei“. Be- 
vor er in den Iran/Contra-Kom- 
plex verwickelt wurde, war Reed 
für den Nachrichtendienst der US- 
Luftwaffe und den CIA-Ableger 
„Air Amerika“ in Thailand tätig. 
Am 24. Februar 1982 wurde er im 
FBI-Büro von Oklahoma City 
Oliver North vorgestellt, der bei 
dieser Gelegenheit das Pseud- 
onym „John Cathey“ verwendete. 
Lange Jahre war dieses Büro vom 
FBI-Beamten Oliver „Buck“ Re- 
vell geleitet worden, der später 
prominent im Iran/Contra-Skan- 
dal auftaucht. Nach einer ein- 
führenden Unterhaltung über In- 
dustriespionage des Ostblocks 
versuchte North, Reed für eine 


Beteiligung an den verdeckten 
Operationen zur Unterstützung 
der Contras in Nikaragua zu re- 
krutieren. Im August 1983 erklär- 
te sich Reed, zusammen mit ei- 
nem früheren Militärpiloten, Ad- 
ler Berriman („Berry“) Seal, dazu 
bereit. 1984-85 waren Reed und 
Seal an den CIA-Geheimoperatio- 
nen „Centaur Rose“ und „Jade 
Bridge“ beteiligt: In abgelegenen 
Basen in Arkansas wurden Süda- 
merikaner als Piloten, Abwurfspe- 
zialisten und Guerillakämpfer 
ausgebildet. 


In dieser ganzen Zeit hatte Seal 
im US-Regierungsauftrag Kon- 
takte zum Medellin-Kartell. Im 
Dezember 1985 vertraute Seal 
Reed an, man habe ihn angewie- 
sen, führende Politiker in Arkan- 
sas mit inszenierten Rauschgiftde- 
likten Fallen zu stellen, sogenann- 
te „Sting“-Operationen. Auch 
habe er „einige sehr sensitive In- 
formationen“ von „wichtigen 
Leuten im Medelling-Kartell“ er- 
halten. Seal sagte, „es scheint, daß 
einige von George Bushs Kinder 
einfach nicht Nein zum Rausch- 
gift sagen können.... Ich habe Na- 
men, Daten, Orte... sogar einige 
Tonbandaufnahmen. Ich habe so- 
gar Videoaufnahmen, auf denen 
die Bush-Söhne in flagranti beob- 
achtet wurden. Ich betrachte diese 
Dinge als meine Lebensversiche- 
rung.“ Seal wurde am 19.Februar 
1986 auf einem Parkplatz in Ba- 
ton Rouge, Loisiana, ermordef} 


Ist Mexikos 
Cardenas in den 
Contra-Skandal 
verwickelt ? 


In ihrem Buch behaupten Reed 
und Cummings, Cuauhtemoc Car- 
denas sei in den Waffen- und 
Rauschgiftschmuggel zugunsten 
der nikaraguanischen Contras 
über den Flughafen in Guadalaja- 
ra, Mexiko, verwickelt gewesen. 
Cardenas ist Mexikos führender 
„linksliberaler‘“ und „antiimperili- 
stischer“ Politiker und gegenwär- 
tig der wichtigste Konkurrent des 
PRI-Kandidaten Ernesto Zedillo 
bei den Präsidentschaftswahlen 
im August 1994. 


Reed berichtet, er sei Cardenas 
von dem hochrangigen CIA- Be- 
amten und Bush.-Intimus Felix 
Rodriguez alias „Max Gomez“ 
vorgestellt worden. An dem Tref- 
fen nahm auch der führende isra- 


elische Iran/Contra-Kollaborateur 
Amiram Nir teil, der 1988 bei ei- 
nem mysteriösen Flugzeugabsturz 
in Mexiko ums Leben kam. Ro- 
driguez alias „Gomez“ haben ihm 
damals gesagt: „Kommen Sie, las- 
sen Sie mich Ihnen Herrn Carden- 
as vorstellen... Er ist ein sehr 
wichtiger Mann... Sein Vater war 
einmal Präsident von Mexiko. 
Aber vergessen Sie nicht, wir ha- 
ben ihn in der Tasche.“ Reed be- 
richtet auch, daß mit Wissen von 
Cardenas Kokain aus Lateiname- 
rika über den Flughafen von Gua- 
dalajara in die USA trasportiert 
werde. 


Schon 1988 war Cardenas Präsi- 
dentschaftskandidat der oppositio- 
nellen Revolutionären Demokrati- 
schen Partei (PRD) und behauptet 
nach wie vor, damals um den 
Wahlsieg betrogen worden zu 
sein. In den letzten Wochen zählte 
Cardenas zu den lautstärksten 
Sympathisanten der Zapatisti- 
schen Befreiungsfront (ZPLF) in 
Chiapas. Er ist eine der führenden 
Personen in Sao Paolo Forum, ei- 
ner Vereinigung lateinamerikani- 
scher Linksparteien, die trotz ih- 
rer „antiimperialistischen“ Rheto- 
rik die Politik des Internationalen 
Währungsfonds billigen und die 
„Drogen-Liberalisierung‘“ befür- 
worten. Nach der Ermordung von 
Luis Donaldo Colosio erklärte 
Cardenas vor ausländischen Jour- 
nalisten in Mexiko City, die inter- 
nationle Bankenwelt habe von sei- 
ner Seite nichts zu befürchten. Er 
unterstütze das Nordamerikan- 
ische Freihandelsabkommen voll. 
Cardenas und das Sao-Paolo-Fo- 
rum erhalten Rückendeckung von 
Teilen des US-Außenminsteriums 
und aus dem Umfeld Henry Kis- 
singers. Marivilia Carrasco, Vor- 
sitzender der mit LaRouche ver- 
bundenen Ilberoamerikanischen 
Solidaritätssbewegung (MSIA), 
hat einen Brief an Cardenas ver- 
faßt, in dem sie „angesichts der 
Schwere der Vorwürfe“ durch 
Reed und Cummings verlangt, 
daß er „diese Angelegenheit so 
schnell wie möglich aufklärt“. DO 


Neue serbische 
ffensive 


Nach den Angriffen auf Sarajevo 
und Gorazde eröffnen die Serben 
gegenwärtig eine neue, strategisch 
entscheidende Offensive gegen 
die Stadt Breko im Nordosten 
Bosniens, die nicht zu den fünf 
sogenannten UN-Schutzzonen 


gehört. Aus diesem Grund will 
Serbien erneut die UNO für sich 
einspannen, um einen Gegen- 
schlag der NATO zu vermeiden. 
Breko hat für die Serben eine 
Schlüsselstellung, da sie mit der 
Einnahme der Stadt den so- 
genannten Posavina-Korridor 
sichern könnten, der entlang der 
Save durch Nordbosnien verläuft 
und die serbischen Eroberungen 
in Westbosnien und in der kroati- 
schen Krajina mit dem serbischen 
„Mutterland“ verbindet. 


Im Umkreis von Breko ist der ser- 
bische Korridor lediglich einige 
Kilometer breit. 


Der Kampf um den Korridor ist 
nun in eine entscheidene Phase 
getreten, und das Verhalten der 
NATO gegenüber dem erneuten 
serbischen Vorstoß gilt als Prüf- 
stein für die westliche Balkanpo- 
litik. Die Offensive gegen Brcko 
begann mit der Verlegung serbi- 
scher Verbände aus der Region 
um Gorazde. Der dortige Teil- 
rückzug erfolgte erst, nachdem 
das völlig zerschossene Gorazde 
keine militärische Bedeutung 
mehr für die Serben hat. 


Wie beim serbischen „Rückzug“ 
aus Sarajevo, bei dem lediglich 
Kräfte für den Angriff auf Goraz- 
de freigemacht wurden, werden 
jetzt militärsiches Gerät und Trup- 
pen aus Gorazde abgezogen und 
in den Posavina-Korridor verlegt, 
um den Angriff auf Breko einlei- 
ten zu können. 


ADL hinter 
„verdecktem 
üdischem 
ürgerkrieg“ 


In der April-Ausgabe des in Paris 
erscheinenden Magazins „Israel 
and Palestine“ wird offengelegt, 
wie die Anti-Defamations League 
of B’nai B’rith politisch und fi- 
nanziell gegen das Gaza-Jericho- 
Abkommen vorgeht. Herausgeber 
Maxim Ghilan gehört zu den 
führenden Vertretern der israeli- 
schen Friedensbefürworter unf 
fungierte in den vergangenen 20 
Jahren als wichtiger Verbindungs- 
mann zwischen Israel und der 
PLO. 


„Israel and Palestine‘“ berichtet 
weiter, der verdeckte Bürgerkrieg 
zwischen den Juden in Israel grei- 
fe jetzt auf die jüdische Diaspora 


und besonders auf die jüdischen 
Gemeinden in den USA, Frank- 
reich und Großbritannien über, wo 
Verbindungen zu der israelischen 
Rechten und extrem militanten 
Aktivisten bestünden. 


Ghilan kritisiert den von den Me- 
dien verbreiteten Mythos, Baruch 
Goldstein, der Möder von He- 
bron, sei ein isolierter „Einzeltä- 
ter“: „Die weltweiten Medien ha- 
ben uns subtil hinters Licht ge- 
führt, als sie den Mörder als 
isoliert und die Kach- und Kaha- 
ne-Chai-Bewegung, aus denen er 
kam, niemals als das darstellten, 
was sie wirklich sind - Faschisten 
und im Falle der Kach mit einer 
Ideologie, die der von Hitlers 
‘Mein Kampf’ ähnlich ist... 
In den USA steht die zionistisch- 
jüdische Lobby, das America- 
Israel Public Affairs Committee 
(AIPAC), weitgehend auf der Sei- 
te der israelischen Rechten, nicht 
hinter der Regierung Rabin in Je- 
rusalem; ein Teil seiner Mitglieder 
hegt offene Sympathie für die or- 
thodoxen Extremisten der Jewish 
Defense League - aus der die mei- 
sten in den USA geborenen Sied- 
ler in den besetzten Gebieten 
kommen. Die Kahanisten in den 
USA und Israel haben auch gute 
Verbindungen zum FBI und zu 
dem geheimen jüdisch-amerikani- 
schen Spionagenetz der Anti-De- 
famation League of B'nai B'rith 
(ADL), die Amerikaner wie Isra- 
elis ausspioniert.“ 


Richard Nixon 
und Bill Clinton 


„Er wurde zu einer Zeit Präsi- 
dent,... als viele Amerikaner ver- 
sucht waren zu sagen, wir haben 
von der Welt genug... Er hätte nie- 
mals gestattet, daß Amerika sich 
aus der Welt zurückzieht.“ 


Diese Passage aus Clintons Nach- 
ruf auf Nixon vom 17. April 
drückt auch die Prioritäten seiner 
eigenen Politik aus. 


Bei einem Treffen zwischen Prä- 
sident Clinton und Nixon am 8. 
März im Weißen Haus sprachen 
beide über die Notwendigkeit ei- 
ner neuen Wirtschaftspolitik ge- 
genüber Russland und darüber, 
die serbische Kriegsmaschinerie 
zurückzudrängen. Nixons kürzli- 
che Reise nach Moskau, die in 
Absprache mit Clinton erfolgte, 
zeugt von der besonderen Bezie- 
hung der beiden Präsidenten. 


Nixons Anhänger unter den Repu- 
blikanern hatten bei den letzten 
Präsidentschaftswahlen Clinton 
entscheidende Stimmen zugetra- 
gen und damit 1992 wesentlich 
zur Niederlage Bushs beigetragen. 


Aus den Auszügen seines Buches 
„Jenseits des Friedens,“ die nach 
Nixons Tod in der vergangenenen 
Woche im Magazin „Times“ er- 
schienen, lassen sich so etwas wie 
persönliche Ratschläge an die 
Adresse Clintons ablesen. Nixon 
zitiert dort de Gaulles Ausspruch 
„Frankreich war niemals es selbst, 
wenn es nicht große Unterneh- 
mungen durchführte“, und schrieb 
dazu: „Gleiches gilt auch für die 
USA. Grosse Anlässe haben uns 
als Nation oder Individuen zu 
Höchstleistungen angespornt, die 
anders nicht zu erreichen gewesen 
wären. Ohne grosse Fragen, die 
Amerika zusammengeschweißt 
haben, hätte die Einheit der Nati- 
on auf dem Spiel gestanden, als 
wir uns die Herausforderungen 
des kommenden Jahrhunderts 
stellten.“ 


Nixon kritisiert die Vorstellung ei- 
nes Multilateralismus, wie er von 
einigen amerikanischen Befür- 
wortern der Vereinten Nationen 
vertreten werde, sowie das Szena- 
rio Sam Huntingtons von den „Zi- 
vilisationskriegen“, das er als sich 
selbst erfüllende Prophezeiung 
bezeichnete. Diese werde sich bei 
weiterem Stillhalten der USA wie 
in Bosnien bewahrheiten. 


Über das „Blutbad im früheren 
Jugoslawien“ war Nixon in den 
letzten Jahren besonders besorgt, 
und er verurteilte die zögerliche 
Haltung der USA in der Frage der 
Aufhebung des Waffenembargos 
gegenüber Bosnien, die mit dazu 
beigetragen habe, Serbien zu einer 
Fortsetzung des Aggressionskrie- 
ges zu ermuntern. im) 
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Südafrika „Gefahr 
eines Bürgerkrieges 
sehr real“, Nr. 3/94 


Ein Tot-Schlagwort mit brisantem 
Hintergrund. Erinnern wir uns an 
ein Beispiel: Bereits in den sech- 
ziger Jahren begann eine weltwei- 
te Kampagne gegen die Portugie- 
sen in Angola. Nachdem deren 
damals vollkommen unbewaffne- 
te Überseeprovinz Angola durch 
Überfälle nördlicher Wakongos 
zur eigenen Bewaffnung gezwun- 
gen worden war und sich dieser 
Überfälle zu erwehren begann, 
wurde unsere Unwissenheit in 
Europa von marxistischen Kräf- 
ten benutzt, den Guerilleros ge- 
gen die Portugiesen zu helfen. 
Daß Angola ein Vielvölkerstaat 
und die Namensgeber, die Ngo- 
las, eine verschwindende Minder- 
heit in diesem Land waren, wurde 
uns genauso verschwiegen wie 
die Tatsache, daß dieses Land 
wirtschaftlich prosperierte, über 
eine eigene Währung und Verwal- 
tung verfügte, keine „Apartheid“ 
kannte, keine Truppen aus Portu- 
gal stationiert hatte und eine Un- 
terdrückung bestenfalls (wenn 
überhaupt) durch die eigenen 
Stammeshäuptlinge stattfand. 

Ab 1972 kam „Cabora Bassa“ 
und „MPLA“ auch durch Teile 
unserer Kirchen in das volksver- 
hetzende Vokabular. Von Kanzeln 
wurden wir über ein koloniales 
portugiesisches Unterdrückertum 
informiert, das es niemals gab. 
Arglose und desinformierte Gott- 
esdienstbesucher spendeten für 
Waffen der kommunistischen Me- 
stizenregierung in Angolas 
Hauptstadt Luanda. Aber die Völ- 
ker im Landesinneren ließen sich 
dies nicht gefallen. Vornehmlich 
die Ovimbundu unter ihrem Füh- 
rer Savimbi wehrten sich. Auch 
dieser Hintergrund wurde der eu- 
ropäischen Öffentlichkeit ver- 
schwiegen und geradezu umge- 
kehrt. Verschwiegen wurden 
ebenfalls lange Zeit die Waffen- 
lieferungen an Savimbis UNITA 
aus den USA, die die Recht- 
mäßigkeit wohl inoffiziell einge- 
sehen hatten. 

Als Folge dieser Volksverhetzung 
wurde damals sogar die in den 
Nachrichten oft verwendete UNI- 
TA-Bezeichnung als „pro-west- 
lich“ negativ, als bekämpfungs- 
würdig gesehen. So weit waren 
wir bereits umgepolt. „Pro-öst- 
lich“-kommunistisch war unter- 
schwellig zum „Guten“ gemacht 
worden. 


Doch was interessiert uns das 
heute? Daß wir Waffen spende- 
ten? Daß wir an der Nase herum- 
geführt worden waren? Nein. 
Aber zu interessieren hat uns auf 
jeden Fall, daß als Folge dieser 
linken Aktionen mehrere Hun- 
derttausend Menschen in fast 20 
Jahren Krieg ihr Leben verloren 
haben, daß Tausende von Kindern 
durch Minen ihre Beine verloren, 
daß Giftgas von der MPLA einge- 
setzt worden war, mit verheeren- 
den Folgen für die betroffenen 
Opfer. Und nicht zuletzt daß der 
Krieg in Angola immer noch wei- 
tergeht, weil der Zerfall eines 
Vielvölkerstaates wie auf dem 
Balkan nicht auch in Afrika statt- 
finden soll. (Wer ist es eigentlich, 
der diese ganz normale Entwick- 
lung mit Gewalt aufhalten will? 
Es wächst doch nicht zusammen, 
was nicht zusammengehört!) 


Es hat uns aber auch schon des- 
wegen zu interessieren, weil es 
viele Parallelen zu dieser Volks- 
verhetzung gab und weiterhin 
gibt. Auch wenn jetzt die verant- 
wortlichen Akteure die Auf- 
deckung ihrer Machenschaften ih- 
rerseits als Volksverhetzung 
bezeichnen werden - an geschicht- 
lichen Tatsachen kommen sie auf 
Dauer nicht vorbei. 


Volker Grenz, Extertal 


Gegendarstellung: 
Deutschland 
„Anglo-amerikanische 
Strategien“, Nr. 1/94 


In Ihrer obengenannten Ausgabe 
schreiben Sie unter anderem: 


„Viele Verfechter der Überlegen- 
heit der weißen Rasse, die bei den 
Unruhen in Deutschland im Jahre 
1992 Gewalttätigkeiten begangen 
hatten, wurden von dem amerika- 
nischen Ku Klux Klan (KKK) 
ausgebildet. Schlüsselgruppen des 
gewalttätigen Neonazi-Milieus, 
einschließlich die ‘Nationalisti- 
sche Front’ von Meinolf Schön- 
born, die Nationale Liste von 
Christian Worch und die Deutsche 
Alternative von Frank Hübner, 
hatten direkte Verbindungen zu 
KKK-Entsandten aus den Verei- 
nigten Staaten, die sie in Unter- 
grundkampftechniken und Bran- 
danschlägen einwiesen.“ 


Diese Behauptung ist falsch! Rich- 
tig ist: Niemals wurden Kameraden 


Briefe 


der „Nationalistische Front“ von 
amerikanischen oder deutschen 
KKK-Vertretern in Untergrund- 
kampftechniken und Brandanschlä- 
gen eingewiesen. Richtig ist ferner, 
daß ich nur einmal in meiner über 
zwanzigjährigen politischen Ar- 
beit für Deutschland Kontakt zu 
einem deutschen Vertreter des 
KKK hatte. In diesem Gespräch 
wurden von mir erhebliche welt- 
anschauliche und methodische 
Differenzen festgestellt, so daß 
ich daraufhin den Kontakt sofort 
eingestellt habe! 


Weiterhin schreiben Sie: „Die 
Gruppe um Schönborn, die der 
berüchtigten Straßengewalt und 
Terrorismus der Sturmabteilung 
(SA) der zwanziger Jahre und An- 
fang der dreißiger Jahre nachei- 
fert, ...“ 

Auch diese Behauptung ist frei er- 
funden und völlig falsch! Die 
„Nationalistische Front“ hat zu 
keinem Zeitpunkt irgendeine 
berüchtigte Straßengewalt oder ei- 
nem Terrorismus nachgeeifert! 
Abgesehen davon ist obengenann- 
tes Zitat historisch völlig einseitig 
und falsch! 

Richtig jedoch ist, daß ich Gegen- 
stand einer amtlichen Ermittlung 
gemäß Paragraph 129 StGB we- 
gen Verwicklung in der Gründung 
einer angeblichen terroristischen 
Vereinigung gewesen bin! 


Dieses Verfahren wurde jedoch 
nach einer Ermittlungszeit von 
über 18 Monaten sowie Hunder- 
ten zum Teil in bestialischer Art 
und Weise durchgeführten „Haus- 
durchsuchungen“ seitens der Bun- 
desstaatsanwaltschaft eingestellt! 


Ihr Artikel und besonders der von 
mir zitierte Abschnitt läßt jedoch 
erhebliche Zweifel an der Genau- 
igkeit, dem Wahrheitsgehalt und 
an Ihrer journalistischen Sorg- 
faltspflicht aufkommen. Beson- 
ders befremdlich ist, daß hier Be- 
hauptungen, Meinungen - einsch- 
ließlich der Wortwahl - von der 
linken- jüdischen- und etablierten 
BRD-Presse übernommen wur- 
den, ohne deren Inhalt zu über- 
prüfen! 


Meinolf Schönbron, Detmold 


Bundesbank „Zinspolitik 
gefährdet Wirtschaftsauf- 
schwung“, Nr. 4/94 


Der Bericht von Gerhard Baader 


über die Zinspolitik der Bundes- 
bank und den dadurch gefährde- 
ten Wirtschaftsaufschwung war 
zwar sehr interessant, dürfte aber 
nur die eine Seite der Medaille 
„Wirtschaftsaufschwung“ darstel- 
len. Die andere Seite dieser 
Medaille betrifft wohl einwandfrei 
sogenannte Wirtschafts-Politiker. 
In Deutschland hatten wir exzel- 
lente Wirtschaftsexperten, wie Al- 
fred Herrhausen, der Mittel- 
deutschland und die angrenzen- 
den Oststaaten wirtschaftlich 
aufforsten und beleben wollte, 
oder Detlev Rohwedder, unter 
dem die Treuhand bedeutend we- 
niger Schulden und Verluste ge- 
macht hätte als unter der Leitung 
der Bankiers-Tochter Birgit Breu- 
el; aber diese beiden Wirtschafts- 
experten wurden leider ermordet 
mit dem Erfolg, daß der Bund ei- 
nige Milliarden mehr Schulden 
hat. 


Um zu zeigen, wie eine vernünfti- 
ge Wirtschaftspolitik zum Wirt- 
schaftsaufschwung führt, müssen 
wir auf den letzten Reichskanzler 
der Weimarer Republik, nämlich 
General Kurt von Schleicher, 
zurückkommen: General von 
Schleicher verstand etwas von 
Wirtschaftspolitik, und er wollte 
die Weimarer Republik aus der 
Talsohle herausbringen, um zu: 
verhindern, daß ein Hitler an die 
Macht kommt. Leider wurden sei- 
ne bekannt gemachten Pläne von 
dem SPD-Fraktionsvorsitzenden 
Rudolf Breitscheid abgelehnt, ja 
er verbot sogar seinen Genossen, 
mit dem „reaktionären General“ 
auch nur zu sprechen! 


Nachdem also der General mit 
seinen Wirtschaftsplänen geschei- 
tert war, kam inzwischen Hitler an 
die Macht, und der bediente sich 
sogleich der Pläne von General 
von Schleicher und führte seine 
wirtschaftspolitischen Ideen in ei- 
gener Regie durch. Daß man 
während der ganzen Hitler-Zeit 
wirtschaftspolitisch gut beraten 
war, beweisen seine Erfolge, die 
von der Beseitigung der Arbeits- 
losigkeit (durch Autobahnbau) 
über jede Menge Prachtbauten bis 
zur Polareisenbahn (von Fauske 
bis Kirkenes) reichen. Für die so- 
genannte. Polareisenbahn war 
übrigens bis zum Kriegsende be- 
reits einiges - vor allem Tunnel- 
bauten - erstellt -, nur daß nach 
dem Krieg die Norweger nicht 
weiterbauten. 


Dr. Winfried Hellemann, Bonn 
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